
UDI Green 
Building Fonds I
Das grüne Bürogebäude

Hinweis:
Die inhaltliche Richtigkeit der in diesem 
Verkaufsprospekt gemachten Angaben 
ist nicht Gegenstand der Prüfung des 
Verkaufsprospektes durch die Bundesanstalt 
für Finanzdienstleistungsaufsicht (BaFin).



Hinweis zu den im Prospekt verwendeten Bildern:
Der Prospekt enthält Visualisierungen der Fondsimmobilie selbst. Weiterhin zeigen die Bilder neben dem 
Standort der Fondsimmobilie insbesondere allgemeine Illustrationen des Green-Building-Gedankens unter 
besonderer Berücksichtigung moderner Büroarchitektur. Diese Illustrationen müssen nicht notwendiger-
weise mit der tatsächlichen Ausführung der Fondsimmobilie übereinstimmen.
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Erklärung zur Prospektverantwortung
Anbieterin der Vermögensanlage und Prospektverantwortliche ist die
UDI Beratungsgesellschaft mbH mit Sitz in Roth.

Geschäftsadresse: Lina-Ammon-Straße 30, 90329 Nürnberg

Die UDI Beratungsgesellschaft mbH, vertreten durch ihre Geschäftsführer Georg Hetz und Wolf-Dieter Heck, über-
nimmt für den Inhalt dieses Verkaufsprospektes insgesamt die Verantwortung und erklärt, dass ihres Wissens die 
Angaben richtig und keine wesentlichen Umstände ausgelassen sind.

Datum der Prospektaufstellung: 28.01.2013

UDI Beratungsgesellschaft mbH

Georg Hetz, Geschäftsführer

Hinweis gemäß § 2 Abs. 2 Satz 3 VermVerkProspV
Bei fehlerhaftem Verkaufsprospekt bestehen Haftungsansprüche nur dann, wenn die Vermögensanlage wäh-
rend der Dauer des öffentlichen Angebotes, spätestens jedoch innerhalb von zwei Jahren nach dem ersten 
öffentlichen Angebot der Vermögensanlage im Inland, erworben wird.

Erklärung der Prospektverantwortlichen

Wolf-Dieter Heck, Geschäftsführer



Liebe Anlegerin, lieber Anleger,

saubere Energieerzeugung durch Sonne, Wind und 
Biogas: das ist die Leidenschaft von UDI seit mehr als 14 
Jahren. Die Erfolgsbilanz dieser Zeit kann sich sehen las-
sen: Für mehr als 1 Mrd. Euro konnte UDI dank unserer 
Kunden Windkraft-, Photovoltaik- und Biogasanlagen 
bauen, die Tag für Tag saubere Energie produzieren. 

Zur Energiewende gehört neben sauberer Energieer-
zeugung mehr – nämlich auch Energie einzusparen. 
Von daher ist es für UDI naheliegend, auch dieses 
Geschäftsfeld zu erschließen. Green Buildings gehö-
ren dazu. Diese „grünen“ Immobilien genügen hohen 
Anforderungen an umweltfreundliche Baumaterialien 
und vorbildliche Energieeffizienz. Und sie verfügen 
natürlich über ein Wohlfühlklima für die Benutzer. Eine 
dieser fortschrittlichen Immobilien wird ab Herbst 2012 
gebaut. Standort wird der FrankenCampus in Nürn-
bergs Südstadt sein. 

Zur baulichen Umsetzung arbeitet UDI mit der KIB 
Immobilien Gruppe, einem langjährig erfahrenen Bau-
träger zusammen, der in der Region Nürnberg seit 
mehr als 75 Jahren Gewerbeimmobilien plant, baut 
und betreibt. Diese Erfahrung fließt in vollem Umfang 
in das Green-Building-Projekt im FrankenCampus ein. 
Neben anderen solventen Mietern wird auch UDI samt 
Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern in diese großzügi-
gen und freundlichen neuen Büroräume einziehen. Wir 
freuen uns schon heute auf die damit verbundenen 
Vorteile. Weitere Besonderheit: Auch die KIB wird mit 
der gesamten Belegschaft in die neue grüne Immobilie 
umziehen. UDI und KIB belegen dann schon über die 
Hälfte der gesamten Mietfläche. 100 % der langfristi-
gen Mietverträge sind bereits geschlossen bzw. mit 
einer Erstvermietungsgarantie abgesichert. Beste Vor-
aussetzungen also, um von Anfang an gute und gesi-
cherte Renditen zu erwirtschaften.

Für die ökologischen Vorgaben haben wir einen Bera-
ter gewonnen, der über jahrelange Erfahrung im Bau 
und Betrieb von umweltfreundlichen Immobilien ver-
fügt: Prof. Dr. Norbert Fisch erhielt bereits für seine Ent-
würfe mehrere renommierte Preise und plante unter 
anderem das Firmengebäude der SMA Solar Technolo-
gie AG, dem weltgrößten Wechselrichterhersteller. 

Dank der Bauausführung, aber auch wegen der mit 
öffentlichen Verkehrsmitteln optimal angebundenen 
Lage soll dieses Gebäude den höchsten DGNB-Stan-
dard für Green Buildings, nämlich Gold, erreichen. Dar-
über hinaus glänzt das Gebäude durch „Zutaten“ wie 
Elektrotankstellen für Elektroautos und Pedelecs/E-
Bikes, Photovoltaik auf dem Dach und lichtdurchflutete 
Räume zum Wohlfühlen.

Ihnen machen wir gerne das Angebot, sich an diesem 
grünen Immobilienprojekt zu beteiligen – und damit 
an der Möglichkeit, gute Renditen zu erwirtschaften.

Alle Einzelheiten sind auf den folgenden Seiten aus-
führlich beschrieben. Und wenn Sie Fragen dazu 
haben, rufen Sie uns einfach an. Unsere Berater freuen 
sich auf Ihren Anruf.

Mit freundlichen Grüßen,

Georg Hetz
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Vorwort

Wolf-Dieter Heck





Green Buildings – ein aktiver Beitrag zur 
Energiewende
Katastrophen – wie der AKW-Unfall in Fukushima oder 
langfristig vorausgesagte wie der Klimawandel – zwin-
gen die Menschen zum Nachdenken und Handeln. 
2010 hat der Bundestag über alle Parteigrenzen hin-
weg ein mittel- und langfristig (bis 2050!) angelegtes 
Energiekonzept für eine umweltschonende, zuver-
lässige und bezahlbare Energieversorgung Deutsch-
lands verabschiedet. Darin werden sehr ambitionierte 
Ziele vorgegeben. So soll der Primärenergieverbrauch, 
bezogen auf 2008, bis 2020 um 20 % sinken. Dies erfor-
dert Maßnahmen bei der Energiebereitstellung, der 
Nutzung Erneuerbarer Energien und vor allem der 
Reduzierung des Energieverbrauchs im Verkehrs- und 
Gebäudebereich.

Was bei den Debatten um Ökostrom, Energiewende 
und Erneuerbare Energien oft vernachlässigt wird: 
Der Gebäudebereich ist mit rund 40 % Anteil am Pri-
märenergieverbrauch und rund 35 % der von Men-
schen verursachten CO2-Emissionen der Bundesre-
publik ein Schwergewicht bei der Erreichung der 
Klimaschutzziele! Deshalb haben Stadtplaner, Archi-
tekten und Ingenieure hier eine besondere Verantwor-
tung zum nachhaltigen und energieeffizienten Planen, 
Bauen und Betreiben von Gebäuden.

Erster Schritt in die richtige Richtung war die Einfüh-
rung der Energieeinsparverordnung (EnEV) Anfang 
des letzten Jahrzehnts. Damit wurde endlich das ein-
dimensionale Denken nur in Richtung „Wärmedäm-
mung“ von einer ganzheitlichen Betrachtung des 
Primärenergieeinsatzes zum Betrieb von Gebäuden 
abgelöst. Durch den umfassenden Ansatz der EnEV 
können überzogene Wärmedämm-Maßnahmen in der 
Gebäudehülle durch eine rationelle Energiebereitstel-
lung (z. B. Wärmepumpen) oder die Nutzung von Solar-
technik teilweise kompensiert werden. 

Für Neubauten muss die Maxime „Aktiv- statt Passiv-
haus“ Standard werden. Das Gebäude der Zukunft ist 
Energielieferant, nicht Energieverbraucher. Mittelfristig 
ist das Netto-Plusenergie-Gebäude das Ziel: Es produ-
ziert in der Jahresbilanz einen Überschuss und gibt im 
Lebenszyklus kumuliert mehr Energie ab als es zur Her-
stellung benötigt hat. So sollte ein hoher Eigenstrom-
verbrauch erreicht werden, statt den PV-Strom nur ins 
Netz zu speisen. Dazu sind effiziente Strom- und Wär-
mespeicher und ein intelligentes Energiemanagement 
erforderlich. Die lokale Nutzung ermöglicht so den 
schnelleren Ausbau der Erneuerbaren Energien und 
verringert den mit hohen Kosten verbundenen Ausbau 
der Stromnetze – und begünstigt damit zweifach die 
Energiewende. 

Eine der gesellschaftlichen Herausforderungen der 
Zukunft liegt in der Gestaltung von lebenswerten, 
attraktiven und nachhaltigen urbanen Räumen. Nach 
wie vor steht bei der Planung das Wohlbefinden der 
Menschen im Mittelpunkt – ob Zuhause, am Arbeits-
platz oder auf der Schulbank. Dies mit möglichst wenig 
Technik und einem geringen Energieaufwand zu 
erreichen, sind die zentralen Themen eines ganzheit-
lichen Gebäudeentwurfs sowohl für Büro- als auch für 
Privatimmobilien.

Die Ausrichtung auf momentane Wirtschaftlichkeit 
und die vielen Bedenkenträger in unserer Gesellschaft 
haben diese notwendige Energiewende lange genug 
behindert. Architekten und Ingenieure müssen jetzt 
die Chance erkennen, Verantwortung für einen nach-
haltigen Umbau unserer Städte übernehmen und 
selbstbewusst handeln. Die Ressourcen sind endlich, 
die Chancen für einen bewussteren Umgang damit 
aber besser denn je. Green Buildings, wie dem hier 
genannten Projekt, gehört die Zukunft!

Univ. Prof. Dr. M. Norbert Fisch
IGS, TU Braunschweig, und EGSplan, Stuttgart
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Vorwort Prof. Dr. Fisch





Anbieterin UDI Beratungsgesellschaft mbH

Emittentin/Fondsgesellschaft UDI Green Building Fonds I FrankenCampus GmbH & Co. KG

Beteiligung Die Anleger erwerben mittelbar Kommanditanteile der UDI Green Building 
Fonds I FrankenCampus GmbH & Co. KG, indem sie sich als Treugeber über die 
Treuhänderin beteiligen.

Anlageobjekt Die Fondsgesellschaft wird das in Nürnberg gelegene Grundstück Frankenstra-
ße 148 mit einem von der Verkäuferin schlüsselfertig zu errichtenden Gebäu-
de erwerben. Die Büroimmobilie soll den Nachhaltigkeitsstandards des DGNB 
(Zertifikat der Klasse Gold) entsprechen und der Vermietung an Dritte dienen.

Die FrankenCampus KIB GmbH & Co. KG übernimmt im Rahmen des Kaufver-
trages eine Garantie gegenüber der Fondsgesellschaft, dass auf dem Grundstück 
die schlüsselfertige Immobilie bis zum 31.03.2014 bezugsfertig errichtet wird 
und dabei die Kosten in Höhe von 12.900.000 Euro nicht überschritten werden. 
Zudem wird die Erstvermietung der entstehenden Gebäudeflächen garantiert.

Laufzeit ●● Die Fondsgesellschaft läuft auf unbestimmte Zeit.
●● Prognostizierter Anlagehorizont: ca. 12 Jahre bis 31.12.2025

Auszahlungen (Prognose) 5,75 % bis 7 % p. a. steigend über den Prognosezeitraum bis 31.12.2025
(siehe Grafik auf Seite 13)

Frühzeichnerbonus Anleger, die den unterzeichneten Zeichnungsschein bis zum 31.03.2013 an die 
UDI Beratungsgesellschaft mbH übersenden, erhalten einen Frühzeichnerbonus 
in Höhe von 3 % p. a. ab dem Tag der Einzahlung, längstens bis zum 30.04.2013.

Kompetente Partner:
KIB und UDI

Das Nürnberger Traditionsunternehmen KIB Projekt GmbH ist eine der markt-
führenden Projektentwicklungsgesellschaften für Gewerbeimmobilien, die 
sich auf die Metropolregionen Nürnberg, München und Dresden spezialisiert 
hat. Seit mehr als 75 Jahren entwickelt, realisiert und verwaltet das Familien-
unternehmen Immobilienprojekte.

Die UDI-Gruppe versteht sich als Finanzdienstleister für Menschen, die ökolo-
gisch sinnvolle Kapitalanlagen und gleichzeitig attraktive Renditen suchen. 
Anspruch von UDI sind Investitionen in qualitativ hochwertige Projekte. 1998 
als Vertrieb für die Einwerbung von Eigenkapital für Windkraftprojekte gegrün-
det, gehört UDI schon lange zur Spitzengruppe von Anbietern ökologischer 
Kapitalanlagen.
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Kündigung Erstmalige Möglichkeit zur ordentlichen Kündigung zum 31.12.2025

Übertragbarkeit Mit Wirkung zum 01.01. eines Jahres und mit vorheriger Zustimmung der 
geschäftsführenden Kommanditistin

Fondsvolumen 7.700.000 Euro Eigenkapital ohne Agio und Fremdkapital
Unter Berücksichtigung der Mindestzeichnungssumme und der Einlagen 
der Gründungsgesellschafter werden maximal 1.460 Kommanditanteile 
angeboten.

Mindestzeichnungssumme: 5.000 Euro; jede höhere Kapitaleinlage muss durch 1.000 teilbar sein.

Zeichnungsfrist Beginn: frühestens ein Tag nach Veröffentlichung des Verkaufsprospektes
Ende: Mit Vollplatzierung oder zum 30.06.2013,
mit Verlängerungsoption bis zum 30.06.2014

Agio 5 % der Zeichnungssumme

Mittelverwendungskontrolle Die Rödl Treuhand Hamburg GmbH Steuerberatungsgesellschaft wird bis 
zur Freigabe der letzen Zahlung betreffend die Errichtung der Immobilie die 
Mittelverwendung der Fondsgesellschaft kontrollieren. Dafür prüft sie die 
Einhaltung der Investitionsrechnung. Einzelheiten zum Mittelverwendungs-
kontrollvertrag sind auf Seite 76 ff. zu finden.

Anlegerkreis Das Angebot richtet sich an wirtschaftlich erfahrene, in Deutschland ansässige 
Anleger, die eine langfristige Anlage suchen und deren Einkommens- und Ver-
mögenssituation eine solche Anlage zulässt. Die Vermögensanlage ist nicht für 
Anleger geeignet, die auf kurzfristig verfügbare Liquidität angewiesen sind. 
Die Anleger müssen bereit sein, die Risiken der Vermögensanlage (vgl. Sei-
te 14 ff.) zu tragen.

Mit der Vermögensanlage ver-
bundene Rechte der Anleger

●● Beteiligung an Gewinn und Verlust
●● Recht auf Auszahlungen (Entnahmen)
●● Beteiligung am Liquidationserlös
●● Ausübung der Stimm- und Kontrollrechte, als Treugeber ggf. mittels 

Weisungen an die Treuhänderin
●● Anspruch auf Auseinandersetzungsguthaben im Falle des Ausscheidens 

aus der Gesellschaft
●● Verfügung über die Beteiligung mit Wirkung zum 01.01. eines Jahres
●● Wechsel von der Treugeber- in die Direktkommanditistenstellung und zurück
●● Recht auf Kündigung
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Haftung und Pflichten des 
Anlegers

●● Haftung grundsätzlich nur in Höhe der eingetragenen Haftsumme (10  % 
der Kapitaleinlage)

●● Ausschluss der Haftung durch Einlagenleistung
●● Wiederaufleben der Haftung durch Einlagenrückgewähr
●● Einzahlung der Einlage zzgl. Agio

Besonderheiten in der 
Konzeption

Durch die Investition in eine der Vermietung dienenden Immobilie besteht die 
Möglichkeit, neben den geplanten Mieteinnahmen Wertzuwächse im Falle der 
Veräußerung der Fondsimmobilie zu realisieren.

Die Wertentwicklung der Immobilie sowie die der erzielbaren Mieten sind 
insbesondere von der Entwicklung des Immobilienmarktes allgemein und in 
Nürnberg im Besonderen abhängig. 

Die ordnungsgemäße Bezugsfertigstellung der Fondsimmobilie wird bei Ein-
haltung der Kosten zum 31.03.2014 von der FrankenCampus KIB GmbH & Co. KG 
im Rahmen des von ihr abgegebenen notariell beurkundeten Kaufvertrags ga-
rantiert, ebenso wie die Erstvermietung der entstehenden Gebäudeflächen für 
die Dauer von fünf Jahren über eine Garantiesumme von anfänglich 648.323,21 
Euro p. a.

Platzierungsgarantie Die Anbieterin hat für den Fall, dass durch den Beitritt der Anleger bis zum Ab-
lauf der ggf. verlängerten Zeichnungsfrist ein Kommanditkapital in Höhe von 
7.300.000 Euro (ohne Agio) nicht eingeworben sein sollte, eine Platzierungsga-
rantie übernommen.
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Investitionsstruktur

Grafik der Ausschüttungen/Entnahmen (Prognose)
Gesamt: 205,86 % (Prognose)

mittelbare Kommanditbeteiligung

Ausschüttungen

Anleger

Miete Miete Kauf des Gebäudes

UDI Green Building Fonds I FrankenCampus GmbH & Co. KG
Grünes Bürogebäude am FrankenCampus

MieterMieter Mieter Mieter Mieter

Treuhänderin: COMPASS Treuhandgesellschaft mbH 

7,00 %6,50 %6,25 %6,00 %5,75 %5,75 % 5,75 %5,75 %5,75 %5,75 %5,75 %5,75 %

10 %

15 %

20 %

5 %

0 %
2014 2015 2016 2017 2018 2019 2020 2021 2022 2023 2024 2025 Verkauf

 Beteiligungsangebot im Überblick  |  13

134,11 %



14

Risiken der Vermögensanlage

A. Vorbemerkung
Bei dem vorliegenden Beteiligungsangebot handelt es 
sich um eine langfristige, mitunternehmerische Beteili-
gung an der Fondsgesellschaft. Derartige Vermögensan-
lagen sind mit wirtschaftlichen, rechtlichen und steuerli-
chen Risiken verbunden. Die Vermögensanlage ist daher 
nicht für Anleger geeignet, die kurzfristigen Liquiditäts-
bedarf haben oder eine Kapitalanlage mit einer garan-
tierten Festverzinsung suchen. Die nachfolgenden Aus-
führungen stellen die von der Anbieterin als wesentlich 
erachteten Risiken der angebotenen Vermögensanlage 
dar. Dabei untergliedert sich die Darstellung nach The-
menbereichen. Die aufgeführten Risiken können the-
menübergreifende Relevanz besitzen und/oder sich auf 
den Eintritt oder den Umfang anderer Risiken auswir-
ken. Hinsichtlich der Auswirkungen für den Anleger wird 
zwischen folgenden Risiken unterschieden:

1. Prognosegefährdende Risiken:
Risiken, die zu einer schwächeren Entwicklung der 
Fondsgesellschaft als in der Prognose angenommen 
und somit zu geringeren oder ganz ausbleibenden 
Auszahlungen an den Anleger und/oder zu einer höhe-
ren steuerlichen Belastung der Anleger führen können.

2. Anlagegefährdende Risiken: 
Risiken, welche das Anlageobjekt oder die gesamte 
Vermögensanlage gefährden. Sie können somit für Anleger 
zu einem teilweisen oder vollständigen Verlust des einge-
setzten Kapitals (Kapitaleinlage einschließlich Agio) führen.

3. Anlegergefährdende Risiken:
Risiken, die nicht nur zu einem Verlust der gesamten 
Zeichnungssumme einschließlich Agio führen können, 
sondern auch das weitere Vermögen des Anlegers 
gefährden und bis zur Privatinsolvenz führen können.

Auf den folgenden Seiten werden die einzelnen Risiken 
hinsichtlich ihrer Folge mit den vorstehenden Ziffern 
entsprechend gekennzeichnet.

Mehrere mit dem Beteiligungsangebot verbundene Risi-
ken können gleichzeitig auftreten. Dies kann dazu füh-
ren, dass sich die Auswirkungen der einzelnen Risiken auf 
den Anleger verstärken oder dass prognosegefährdende 
Risiken in Kombination mit anderen Risiken anlagegefähr-
dend und/oder anlegergefährdend sind. Auch können 
negative wirtschaftliche Umstände allgemeiner Art, wie sie 
durch eine Weltwirtschafts-, Währungs- und/oder Finanz-
krise begründet sein können, zu einer Kumulation sowie 
zu einer Verstärkung einzelner Risiken führen. Persönliche 
Umstände des Anlegers, von denen die Anbieterin keine 
Kenntnis besitzt, können ebenfalls dazu führen, dass ein 
Risiko ein höheres Gefährdungspotenzial als dargestellt 
entwickelt. Aus diesem Grund kann es erforderlich sein, 
eine individuelle Prüfung der Risikosituation durch einen 
sachkundigen Berater durchführen zu lassen. Die Reihen-
folge der nachfolgend dargestellten Risiken stellt weder 
eine Aussage über deren Eintrittswahrscheinlichkeit noch 
über das Ausmaß ihrer potenziellen Auswirkungen dar.

B. Unternehmerische Risiken

I. Langfristige unternehmerische Bindung, 
Nichteintritt von Prognosen 1

Der Anleger geht mit dem Beitritt zur Fondsgesellschaft 
eine langfristige unternehmerische Bindung ein, da eine 
ordentliche Kündigung frühestens zum 31.12.2025 mög-
lich ist. Dieser Verkaufsprospekt enthält Prognosen hin-
sichtlich der zukünftigen wirtschaftlichen Entwicklung 
der Fondsgesellschaft. Der Grad der Genauigkeit von 
Prognosen nimmt mit zunehmender Laufzeit der Betei-
ligung ab. Die Prognosen wurden von der Anbieterin 
basierend auf deren Kenntnisstand im Immobilien-
bereich und aufgrund von Annahmen für zukünftige 
Entwicklungen erstellt. Es kann nicht ausgeschlossen 
werden, dass die von der Anbieterin erwarteten Entwick-
lungen und Prognosen fehlerhaft oder nicht vollstän-
dig sind bzw. dass die Erwartungen und Annahmen in 
Zukunft nicht oder nicht in der angenommenen Art und/
oder im angenommenen Umfang eintreffen werden. 
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II. Freie Liquidität 1,2

Die Fondsgesellschaft kann Liquiditätsreserven bil-
den. Es ist möglich, dass die bei Bildung der Liquidi-
tätsreserven angenommenen Kosten höher sind als 
erwartet. In diesen Fällen würde die in die Reserven 
eingestellte Liquidität verbraucht und nicht verzinst 
werden oder bei größeren Kostenüberschreitungen 
nicht ausreichen, um die Ausgaben zu decken. Auch 
ist nicht auszuschließen, dass Finanzdienstleistungs-
unternehmen oder Banken, bei denen die Liquiditäts-
anlagen erfolgen, insolvent werden und somit das bei 
diesen Unternehmen veranlagte Kapital verloren geht. 
Dies kann dazu führen, dass Ausschüttungen nicht 
wie geplant erfolgen können und dass sich das tat-
sächliche Ergebnis gegenüber dem prognostizierten 
Ergebnis verschlechtert. Muss die Fondsgesellschaft 
Liquiditätsengpässe durch Aufnahme nicht geplanten 
Fremdkapitals ausgleichen, fallen dadurch zusätzliche 
Ausgaben an, die die Liquidität der Fondsgesellschaft 
weiter belasten und zu einer Verschlechterung des tat-
sächlichen Ergebnisses gegenüber dem prognostizier-
ten Ergebnis führen können.

III. Entwicklung des Immobilienmarktes 1,2

Investitionen in Immobilienvermögen sind mit spezi-
fischen Risiken verbunden, die andere Anlageformen 
nicht aufweisen. Das wirtschaftliche Ergebnis der 
Vermögensanlage hängt maßgeblich vom Wert der 
Fondsimmobilie und damit im Wesentlichen von Fak-
toren wie der Entwicklung der Immobilienmärkte in 
Deutschland und am Standort Nürnberg ab. Sollten 
sich die äußeren wirtschaftlichen Bedingungen nach-
teilig verändern und zu einem Absinken des Marktwer-
tes der Fondsimmobilie führen, kann dies das Ergebnis 
der Vermögensanlage negativ beeinträchtigen.

IV. Vertragserfüllung 1,2 
Bestandteile des Beteiligungsangebotes sind verschie-
dene Vertragsbeziehungen der Fondsgesellschaft 
zu ihren Gesellschaftern sowie zu Dritten, wie etwa 

der Verkäuferin und den Mietern der Fondsimmobile. 
Es besteht das Risiko, dass einzelne Vertragspartner 
ihren vertraglichen Pflichten nicht nachkommen oder 
wegen der Verschlechterung ihrer Bonität zur Vertrags-
erfüllung oder zur Leistung eines Schadenersatzes 
nicht imstande sind. Bei Ausfall eines Vertragspartners 
besteht ferner das Risiko, dass dessen Leistung nicht 
anderweitig oder nicht zu vergleichbaren Konditio-
nen am Markt beschafft werden kann. Dies kann dazu 
führen, dass der Fondsgesellschaft zusätzliche Kosten, 
wie beispielsweise für die Durchsetzung vertraglicher 
Ansprüche oder die Geltendmachung von Schadener-
satz- und/oder Garantieansprüchen, entstehen, die das 
wirtschaftliche Ergebnis der Vermögensanlage negativ 
beeinflussen. 

Wird die Fondsimmobilie nicht fristgemäß oder nicht 
ordnungsgemäß fertiggestellt und kann die Ver-
käuferin aus der Garantie zur Errichtung der Fonds
immobilie nicht in Anspruch genommen werden, 
besteht ferner das Risiko, dass die Fondsgesellschaft 
keine oder geringere als prognostizierte Mietein-
nahmen erzielen kann und/oder dass sie zusätzliche 
Kosten (z.  B. Bau- oder Reparaturkosten, Kosten für 
die Durchsetzung von Ansprüchen) zu tragen hat. 
Sofern das Kommanditkapital der Gesellschaft nicht 
wie geplant um 7.300.000 Euro erhöht werden kann 
und die Anbieterin aus der Platzierungsgarantie aus 
den oben genannten Gründen nicht in Anspruch 
genommen werden kann, besteht das Risiko, dass die 
Fondsgesellschaft rückabzuwickeln ist. In dem Fall sind 
alle bis dahin angefallenen Kosten (insbesondere für die 
Konzeption und den Vertrieb der Vermögensanlage) 
von der Fondsgesellschaft und damit von den Anle-
gern zu tragen. 

Die Fondsgesellschaft investiert darüber hin-
aus in eine Fondsimmobilie, welche ver-
mietet werden soll. Es besteht daher die 
Möglichkeit, dass Mieter nicht oder nicht 
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ordnungsgemäß ihre mietvertraglichen Verpflichtun-
gen – wie insbesondere die Zahlung der Miete – 
erfüllen.

Es könnte sein, dass Verträge ganz oder teilweise 
unwirksam, lückenhaft, fehlerhaft und/oder unvor-
teilhaft sind. Insbesondere könnten abgeschlossene 
Versicherungen für gewisse Schadensfälle nur unzu-
reichenden Schutz beinhalten. Es ist auch möglich, 
dass ein Gericht die Wirksamkeit, den Inhalt oder die 
Durchsetzbarkeit von Verträgen anders beurteilt als die 
Fondsgesellschaft oder die Anbieterin sowie deren Bera-
ter. Dies kann dazu führen, dass die Fondsgesellschaft 
die Vermögensanlage nicht wie geplant durchführen 
kann, da Ansprüche nicht bestehen und/oder es an den 
jeweiligen vertraglichen Grundlagen fehlt.

V. Risiken aus Rechtsdurchsetzung 1

Es kann nicht ausgeschlossen werden, dass Ansprü-
che der Fondsgesellschaft gerichtlich durchgesetzt 
werden müssen. Dadurch entstehende Kosten, wie 
beispielsweise Anwaltsgebühren, Gerichts- oder Gut-
achterkosten, können das wirtschaftliche Ergebnis der 
Vermögensanlage verschlechtern.

VI. Fremdfinanzierung der Beteiligung 3

Eine Fremdfinanzierung der Beteiligung an der 
Fondsgesellschaft durch den Anleger ist konzeptionell 
nicht vorgesehen. Die Anbieterin rät ausdrücklich davon 
ab, eine Beteiligung durch die Aufnahme eines Darle-
hens zu finanzieren. Hat der Anleger gleichwohl seine 
Beteiligung an der Fondsgesellschaft ganz oder teilweise 
fremdfinanziert, trägt er das Risiko, dass er bei einem Ver-
lust des eingesetzten Kapitals nebst Agio Darlehenstil-
gungen, Darlehenszinsen und sonstige Darlehenskosten 
aus seinem eigenen Vermögen zahlen muss, und zwar 
unabhängig davon, ob die Fondsgesellschaft Auszahlun-
gen an die Anleger vornimmt. Hierdurch kann auch das 
weitere Vermögen des Anlegers gefährdet werden, was 
bis zur Privatinsolvenz des Anlegers führen kann.

C. Risiken aus der Investition in die 
Fondsimmobilie

I. Investition in Grundbesitz 1,2

Nachdem die Fondsgesellschaft Eigentümerin der 
Fondsimmobilie geworden ist, haftet die Fondsgesell
schaft für Gefahren, die aus ihrem Grundbesitz an der 
Fondsimmobilie resultieren (wie beispielsweise aus der 
Verletzung einer Verkehrssicherungspflicht). 

Es kann nicht ausgeschlossen werden, dass sich – 
bereits zum Zeitpunkt des Erwerbes und gegenwär-
tig – nicht bekannte, nicht versicherbare bzw. nicht im 
Grundstückskaufvertrag ausgeschlossene und/oder 
von der Garantie der Verkäuferin umfasste Altlasten auf 
dem Grundstück befinden, die dazu führen, dass die 
Fondsgesellschaft von Verwaltungs- bzw. sonstigen 
Behörden (zur Gefahrenabwehr), von Mietern oder von 
sonstigen betroffenen dritten Personen in Anspruch 
genommen wird, ohne dass ihr diese Kosten von der 
Verkäuferin oder von Dritten erstattet werden.

Auch kann nicht ausgeschlossen werden, das mögli-
che Baumängel erst nach Ablauf von Garantiezeiten, 
Verjährungs- und/oder Ausschlussfristen zur Geltend-
machung von Mängelgewährleistungsrechten oder 
vergleichbaren Ausgleichsansprüchen erkannt wer-
den. In diesen Fällen könnte die Fondsgesellschaft 
keinen Rückgriff auf Dritte nehmen und müsste somit 
für die Mängelbeseitigung und/oder sonstige mit 
dem Baumangel verbundene negative Folgen selbst 
aufkommen.

II. Unrichtige Sachverständigen- 
Gutachten 1,2

Die geplante Übergabe und Abnahme der Fondsim-
mobilie soll auf Grundlage von Gutachten erfolgen. 
Es kann nicht ausgeschlossen werden, dass die beauf-
tragten Sachverständigen unrichtige Gutachten erstel-
len und die Fondsimmobilie nicht den im Gutachten 
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bestätigten Qualitätsstandards entspricht. Dies kann 
zu Einnahmeausfällen, zur Beendigung von Mietver-
trägen und/oder zu zusätzlichen Kosten und damit zu 
einer Verschlechterung des wirtschaftlichen Ergebnis-
ses der Fondsgesellschaft führen. 

Soweit der Sachverständige über eine Haftpflichtversi-
cherung für berufliches Fehlverhalten verfügt, könnte 
die Versicherungssumme nicht ausreichend sein, um 
etwaig entstehende Kosten der Fondsgesellschaft abzu-
decken. Dies kann zu einer Verschlechterung des wirt-
schaftlichen Ergebnisses der Fondsgesellschaft führen.

III. Zertifizierung der Fondsimmobilie 1,2

Die geplante Fondsimmobilie hat bereits ein Vorzertifi-
kat der DGNB in Silber erhalten. Es ist beabsichtigt, die 
fertiggestellte Immobilie mit einem Nachhaltigkeits-
zertifikat der DGNB in Gold auszeichnen zu lassen. Es 
ist nicht auszuschließen, dass das Zertifikat als Folge 
der Errichtung, Bewirtschaftung und/oder Nutzung der 
Fondsimmobilie nicht erteilt oder wieder aberkannt 
wird. Dies kann zu einer Verminderung des Marktwer-
tes der Fondsimmobilie führen, was das wirtschaftliche 
Ergebnis der Vermögensanlage beeinträchtigt.

IV. Vermietung der Fondsimmobilie 1

Das wirtschaftliche Ergebnis der Vermögensanlage 
hängt im Wesentlichen von den erzielten Mieteinnah-
men durch die Vermietung der Fondsimmobilie ab. 

Es besteht die Möglichkeit, dass fehlende Bonität, 
Vertragsuntreue oder Zahlungsverzug der Verkäu-
ferin als Garantin und/oder – nach Vermietung der 
Fondsimmobilie – der Mieter zu Einnahmeausfällen 
der Fondsgesellschaft führen. Ferner können Umbau- 
oder Renovierungsmaßnahmen erforderlich werden, 
wodurch zusätzliche Kosten entstehen. Gleiches gilt 
für Schäden, die Mieter verursachen, sofern diese Schä-
den nicht versichert oder versicherbar sind oder nicht 
von den Mietern ersetzt werden (müssen) bzw. ersetzt 

werden können oder die Schäden während der Dauer 
des Mietverhältnisses unerkannt bleiben oder Scha-
denersatzansprüche gegen die jeweiligen Mieter nicht 
durchsetzbar und/oder bereits verjährt und/oder Mie-
ter nicht mehr auffindbar sind.

Auch Leerstandszeiten der Fondsimmobilie (beispiels-
weise bei fehlender Anschlussvermietung oder einem 
Mieterwechsel) sowie erforderliche Umbaumaßnahmen 
im Zusammenhang mit einer Anschlussvermietung kön-
nen Einnahmeausfälle bzw. zusätzliche Kosten zur Folge 
haben, wodurch die Fondsgesellschaft geringere Ein-
nahmen erhält als prognostiziert. Auch könnte es sein, 
dass – entgegen der Prognosen – zukünftig die Miete 
der Fondsimmobilie nicht erhöht werden kann oder sich 
für den Fall einer Neuvermietung sogar verringert.

V. Fehlende Diversifizierung 1,2

Die Fondsgesellschaft investiert ausschließlich in 
die in Nürnberg auf dem FrankenCampus gelegene 
Fondsimmobilie und damit nur in eine Anlageklasse 
an einem Standort. Eine Diversifizierung der damit 
verbundenen standort- und anlagebedingten Risiken 
der Vermögensanlage findet nicht statt. Nachteilige 
Mietpreis- und/oder Wertentwicklungen am Standort 
Nürnberg, bei Büroimmobilien im Allgemeinen bzw. 
bei der Fondsimmobilie im Besonderen können nicht 
durch Investitionen auf einem anderen Markt oder in 
einer anderen Anlageklasse ausgeglichen werden. Die-
ser Umstand erhöht bei Verwirklichung einzelner Risi-
ken die negativen Folgen für den Anleger.

VI. Notwendige Reparatur- und Instand-
haltungsmaßnahmen 1,2

Die Wertentwicklung der Fondsimmobilie hängt auch 
von den getroffenen Reparatur- und Instandhaltungs-
maßnahmen ab. Werden solche Maßnahmen nicht 
oder nicht rechtzeitig durchgeführt, kann sich der Wert 
der Fondsimmobilie und damit das wirtschaftliche 
Ergebnis der Vermögensanlage verschlechtern.



18  |  Risiken der Vermögensanlage

VII. Veräußerbarkeit 1,2

Die Immobilie soll am Ende der Fondslaufzeit (progno-
segemäß im Jahr 2025) veräußert werden. Der erzielbare 
Veräußerungserlös hängt im Wesentlichen von dem 
Zustand und der Wertentwicklung der Fondsimmobilie 
und diese wiederum in erster Linie von der erzielbaren 
Miete ab. Die Vermietbarkeit einer Immobilie bestimmt 
sich unter anderem anhand der Lage des Objekts, dem 
baulichen Zustand, der Wettbewerbssituation und der 
Nachfrage. Darüber hinaus haben auch allgemeine wirt-
schaftliche, rechtliche und steuerliche Rahmenbedin-
gungen sowie Veränderungen des Immobilienstandorts 
Nürnberg, insbesondere durch städtebauliche oder infra-
strukturelle Entwicklungen, Einfluss auf die Vermietbar-
keit und somit auf die werthaltige Veräußerbarkeit eines 
Objekts. Es besteht das Risiko, dass die Fondsgesellschaft 
im Falle der Veräußerungsabsicht keinen Erwerber oder 
nur solche finden kann, die einen geringeren Kaufpreis 
als prognostiziert zu zahlen bereit sind.

D. Risiken aus der Beteiligungsstruktur

I. Ausschluss von der Geschäftsführung 1,2

Die Anleger haben nur begrenzte Möglichkeiten, auf 
die Entscheidungen der Fondsgesellschaft selbst Ein-
fluss zu nehmen. Die Direktkommanditisten sowie 
die im Innenverhältnis gleichgestellten treugebenden 
Anleger sind von der Geschäftsführung ausgeschlossen 
und können lediglich von ihren Stimmrechten im Rah-
men der Beschlussfassung der Gesellschafter Gebrauch 
machen. Aus diesem Grund kann die Geschäftsfüh-
rung der Fondsgesellschaft Entscheidungen treffen, 
die für den Anleger wirtschaftlich nachteilige Folgen 
hervorrufen.

II. Mehrheitsbeschluss 1,2

Die Ausübung der Gesellschafterrechte innerhalb 
der Fondsgesellschaft erfolgt durch Beschlussfas-
sungen im schriftlichen Abstimmungsverfahren 
oder in als Präsenzveranstaltung abzuhaltenden 

Gesellschafterversammlungen. Die Gesellschafter 
beschließen grundsätzlich mit der Mehrheit der abge-
gebenen Stimmen. Eine Willensbildung kann u. a. 
dadurch erschwert werden, dass sich Anleger unter-
einander nicht kennen oder kein Interesse an der Aus-
übung ihrer Gesellschafterrechte haben. Die Beschluss-
fassung kann durch die Zeichnung eines großen 
Gesellschaftsanteils durch einen einzelnen Anleger 
oder durch koordiniert abstimmende Anlegergruppen 
wesentlich beeinflusst werden. Diese Gesellschafter 
verfolgen unter Umständen eigene Interessen, die mit 
den Interessen des einzelnen Anlegers nicht überein-
stimmen. Ein Mehrheitsbeschluss kann der persönli-
chen Meinung eines Anlegers sowie dessen individuel-
ler Vermögensdisposition widersprechen. 

Für den Fall, dass an den Beschlussfassungen nur eine 
Minderheit der Gesellschafter teilnimmt, kann dies 
zu Beschlussfassungen führen, die die Mehrheit der 
Gesellschafter, die nicht vertreten waren oder die nicht 
abgestimmt haben bzw. von ihrem Weisungsrecht 
gegenüber der Treuhandgesellschaft keinen Gebrauch 
gemacht haben, gegen sich gelten lassen müssen. Die 
Möglichkeit besteht insbesondere bei der mittelbaren 
Beteiligung als Treugeber, weil die Treuhandgesell-
schaft berechtigt ist, das Stimmrecht nach pflichtge-
mäßem Ermessen auszuüben, wenn sie nicht durch 
Weisung ihrer Treugeber gebunden ist. 

III. Kapitalerhöhung 1

Beschließt eine qualifizierte Mehrheit der Anleger, 
eine Kapitalerhöhung durchzuführen, hat der einzelne 
Anleger das Recht, aber nicht die Pflicht, an der Kapital-
erhöhung teilzunehmen. Lehnt er eine Beteiligung an 
der Kapitalerhöhung ab, so hat er eine entsprechende 
Reduzierung seines Beteiligungsverhältnisses hinzu-
nehmen. Das prospektierte wirtschaftliche und steuer-
liche Ergebnis ändert sich für diesen Anleger entspre-
chend der prozentualen Reduzierung seines Anteils an 
der Fondsgesellschaft. 



 Risiken der Vermögensanlage  |  19

IV. Interessenkonflikt 1,2

Der Gesellschaftsvertrag der Fondsgesellschaft sieht 
eine Ausübung der Geschäftsführung durch die 
geschäftsführende Kommanditistin vor. Aufgrund 
der gleichzeitigen Wahrnehmung von Gesellschafter- 
sowie Gesellschaftsinteressen könnte es sein, dass bei 
einer Entscheidungsfindung ein bestehender Inter-
essenkonflikt zum Nachteil des Anlegers gelöst wird. 
Ein Interessenkonflikt kann ferner begründet werden, 
wenn Gesellschafter der Fondsgesellschaft, die Treu-
handgesellschaft, die geschäftsführende Kommandi-
tistin oder die Komplementärin gleichzeitig für konkur-
rierende Unternehmen tätig sind. 

V. Schlüsselpersonenrisiko 1,2

Das wirtschaftliche Ergebnis der Fondsgesellschaft ist 
vorrangig von den Kenntnissen, Fähigkeiten und Erfah-
rungen ihrer Geschäftsführung, der UDI-Unterneh-
mensgruppe sowie der KIB-Unternehmensgruppe und 
eingebundenen Vertragspartnern abhängig. Es könnte 
sein, dass deren Schlüsselpersonen ausfallen oder 
ihre vertraglich geschuldeten Leistungen nicht oder 
nicht ordnungsgemäß erbringen und sich dadurch das 
wirtschaftliche Ergebnis der Fondsgesellschaft ver-
schlechtert. Ferner besteht das Risiko, dass bei einem 
Ausfall von Schlüsselpersonen deren Leistungen nicht 
am Markt oder nicht zu vergleichbaren Konditionen 
beschafft werden können oder dass die Ersatzpersonen 
die Leistungen nicht ebenso gut ausführen können wie 
die Schlüsselpersonen hierzu in der Lage waren.

VI. Handelbarkeit von Fondsanteilen 1,2

Für Beteiligungen – wie die vorliegend angebotene – 
existiert kein liquider börsenähnlicher Markt. Anteile 
an geschlossenen Fonds sind daher nur sehr einge-
schränkt handelbar. Es besteht keine Sicherheit, dass 
die Veräußerung des Anteils überhaupt oder zu für den 
Anleger vertretbaren Konditionen möglich sein wird. 
Dies kann dazu führen, dass ein Anleger seine Beteili-
gung nicht oder nicht zu dem von ihm gewünschten 

Zeitpunkt veräußern kann. Die Veräußerbarkeit und 
der Wert der Beteiligung an der Fondsgesellschaft 
sind daher maßgeblich davon abhängig, ob ein Käu-
fer gefunden werden kann und welchen Kaufpreis 
der Käufer zu zahlen bereit ist. Es kann sein, dass die 
von einem potenziellen Erwerber angebotene Gegen-
leistung für die Beteiligung an der Fondsgesellschaft 
geringer ist als der ursprünglich vom Anleger erbrachte 
Betrag. Ferner ist zu beachten, dass nicht den rei-
nen Immobilienwert erhöhende Aufwendungen der 
Investition sowie Platzierungskosten zunächst durch 
Wertzuwächse ausgeglichen werden müssen, ehe der 
Verkehrswert den Nominalwert der Beteiligung über-
steigt. Daher muss ein veräußerungswilliger Anleger 
damit rechnen, dass der Wert seiner Beteiligung unter 
der von ihm geleisteten Kapitaleinlage liegt.

VII. Fremdfinanzierung der Investition 1,2

Die Fondsgesellschaft beabsichtigt, den Erwerb der 
Fondsimmobilie neben Eigenkapital mit einem Darle-
hen der DG HYP – Deutsche Genossenschafts-Hypo-
thekenbank AG zu finanzieren. Zum Zeitpunkt der Pro-
spektaufstellung liegt seitens der DG HYP ein Angebot 
über eine Finanzierung in Höhe von 8.000.000 Euro 
vor. Der Abschluss eines verbindlichen Darlehens-
vertrages ist für Januar 2013 geplant. Es besteht die 
Möglichkeit, dass weder ein Vertrag mit der DG HYP 
noch überhaupt ein Darlehensvertrag geschlossen 
wird oder jeweils nur zu nicht annehmbaren Konditi-
onen oder nur zu Konditionen, die auf Grund erhöhter 
Zinssätze, zusätzlicher Kosten oder erhöhter Margen 
gegenüber den Konditionen, die der Prognoserech-
nung zugrunde liegen, nachteilig sind. Vorstehen-
des gilt auch für den Fall, dass ein Darlehensvertrag 
geschlossen wird, die Fondsgesellschaft aber durch 
eine ggf. verlängerte Platzierungsphase, ausbleibende 
Mieteinnahmen oder notwendig gewordene Instand-
setzungsmaßnahmen nicht in der Lage ist, den Kapi-
taldienst des Darlehens zu erbringen und sie eine 
Anschlussfinanzierung in Anspruch nehmen muss. Die 
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Zinsentwicklung ist diesbezüglich nicht vorhersehbar. 
Es ist nicht auszuschließen, dass die Fondsgesellschaft 
nicht mehr in der Lage ist, ihre Verbindlichkeiten zu 
begleichen und/oder gegen andere Pflichten aus dem 
Darlehensvertrag verstößt, so dass der Darlehensge-
ber den Darlehensvertrag kündigen und die verblei-
benden Darlehensbeträge fällig stellen könnte. Sofern 
die Fondsgesellschaft die fälligen Darlehensschulden 
nicht begleichen kann, besteht ferner das Risiko, dass 
die finanzierende Bank die Fondsimmobilie als die zur 
Verfügung stehende Sicherheit verwertet.

E. Rechtliche Risiken

I. Künftige Rechtsänderungen 1

Das Beteiligungsangebot wurde auf der Grundlage 
der zum Zeitpunkt der Prospektaufstellung geltenden 
Rechtslage konzipiert. Künftige Rechtsänderungen, 
insbesondere auf den Gebieten des Kapitalmarkt-
rechts, des Steuerrechts, des Gesellschaftsrechts und/
oder des Mietrechts können eine Verschlechterung des 
wirtschaftlichen Ergebnisses der Vermögensanlage 
bewirken.

II. Zukünftige Regulierung 1,2

Die Geschäftsführung der Fondsgesellschaft 
und die Fondsgesellschaft unterliegen zum Zeit-
punkt der Aufstellung dieses Verkaufsprospektes 
keiner Aufsicht durch die Bundesanstalt für 
Finanzdienstleistungsaufsicht (BaFin).

Gegenwärtig werden mit Umsetzung der europä-
ischen Richtlinie für Alternative-Investmentfonds-
Manager (AIFM-RiL) neue Gesetze, wie aktuell der 
Entwurf des Kapitalanlagegesetzbuches (KAGB-E), 
erarbeitet. Geschlossene Fonds werden künftig stren-
ger reguliert und beaufsichtigt als es derzeit der Fall ist. 
Sofern bei geschlossenen Fonds die Zeichnungsfrist vor 
dem 22.07.2013 abläuft und nach dem 22.07.2013 keine 
zusätzlichen Anlagen getätigt werden, fallen sie nach 

der gegenwärtigen Entwurfsfassung nicht unter das 
KAGB, sondern genießen Bestandsschutz, das heißt, 
für solche Beteiligungsangebote gilt weiterhin das 
Vermögensanlagengesetz (VermAnlG). Die Anbieterin 
geht davon aus, dass auch die Fondsgesellschaft 
davon erfasst ist, da die Zeichnungsfrist bereits am 
30.06.2013 endet und der notarielle Kaufvertrag über 
das Grundstück nebst der von der Verkäuferin über-
nommenen Herstellungsverpflichtung am 10.01.2013 
abgeschlossen wurde. Es kann jedoch nicht ausge-
schlossen werden, dass im Zuge des weiteren Gesetz-
gebungsverfahrens es zu einer anderen Auslegung 
des Bestandsschutzes dergestalt kommt, dass z. B. auf-
grund der Zahlung des Kaufpreises für die Immobilie in 
einzelnen Tranchen oder durch erforderliche Instand-
haltungsmaßnahmen der Bestandsschutz entfällt. 
Dies kann kostenintensive Maßnahmen oder sogar die 
Rückabwicklung des Fonds erforderlich machen.

III. Haftung 2

Der Anleger ist an der Fondsgesellschaft unmittelbar 
als Kommanditist oder über die Treuhandgesellschaft 
mittelbar als Treugeber beteiligt. Er haftet damit für 
Verbindlichkeiten der Fondsgesellschaft gegenüber 
Dritten als Kommanditist mit der im Handelsregister 
eingetragenen Haftsumme. Diese beträgt 10  % der 
übernommenen Pflichteinlage. Die Haftung erlischt, 
soweit der Anleger seine Kapitaleinlage geleistet hat. 
Sie lebt jedoch in dem Umfang wieder auf, in dem durch 
Auszahlungen der Gesellschaft, denen keine Gewinne 
gegenüberstehen, die im Handelsregister eingetra-
gene Haftsumme zurückgezahlt wird. Beteiligt sich ein 
Anleger als Treugeber über die Treuhandgesellschaft, 
ist der Anleger zu deren Freistellung gegenüber den 
Gesellschaftsgläubigern verpflichtet und kann somit 
indirekt in gleicher Höhe in Anspruch genommen wer-
den. Es besteht daher die Möglichkeit, dass der Anleger 
für Verbindlichkeiten der Fondsgesellschaft gegenüber 
Dritten bis zur Höhe der für seine Kapitaleinlage im 
Handelsregister eingetragenen Haftsumme Zahlungen 
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zu leisten hat, die aus vorher zugeflossenen Auszahlun-
gen der Fondsgesellschaft stammen.

Der Anleger ist verpflichtet, in voller Höhe (d.h. 
ohne Begrenzung auf die Höhe der Haftsumme 
oder Pflichteinlage) erhaltene Auszahlungen an die 
Beteiligungsgesellschaft analog §§  30, 31 GmbHG 
zurückzuzahlen, wenn Auszahlungen geleistet wur-
den, die zur Überschuldung oder Zahlungsunfähigkeit 
der Fondsgesellschaft und dadurch mittelbar dazu füh-
ren, dass bei der persönlich haftenden Gesellschafte-
rin, die für die Verbindlichkeiten der Fondsgesellschaft 
haftet, ein Bilanzverlust entsteht oder vertieft wird. 

Gemäß § 160 HGB haftet der ausscheidende Komman-
ditist für Verbindlichkeiten der Gesellschaft in Höhe 
der ggf. wieder auflebenden persönlichen Haftung 
und bis zur Höhe der im Handelsregister eingetrage-
nen Haftsumme noch fünf Jahre ab seinem Ausschei-
den aus der Gesellschaft, soweit die Verbindlichkeiten 
bis zu seinem Ausscheiden entstanden sind. Insoweit 
kann er auch noch nach seinem Ausscheiden aus der 
Fondsgesellschaft von Gläubigern der Gesellschaft 
persönlich in Anspruch genommen werden.

IV. Austrittsrisiko 1,2

Während der Laufzeit der Fondsgesellschaft ist eine 
ordentliche Kündigung der Beteiligung durch den Anle-
ger ausgeschlossen. Es besteht jedoch die Möglichkeit, 
dass Anleger unter bestimmten Voraussetzungen ihre 
Beteiligungen vor dem Ende der prognostizierten 
Fondslaufzeit anfechten, von dieser zurücktreten oder 
außerordentlich kündigen. 

Insbesondere steht jedem Anleger, der Verbraucher 
ist, unter bestimmten Voraussetzungen das Recht zu, 
seine Beitrittserklärung zu widerrufen. Grundsätzlich 
ist das Widerrufsrecht befristet. Genügt die erfolgte 
Widerrufsbelehrung jedoch nicht den gesetzlichen 
Anforderungen oder ist die Belehrung aus sonstigen 

Gründen nicht wirksam erfolgt, besteht das Risiko, 
dass Anleger ihre Beteiligungen auch noch meh-
rere Jahre nach ihrem Beitritt wirksam widerrufen 
können. In diesem Fall (sowie im Falle einer Anfech-
tung, eines Rücktritts oder einer außerordentlichen 
Kündigung) ist die Fondsgesellschaft bei positiver 
Auseinandersetzungsbilanz verpflichtet, an den aus-
scheidenden Gesellschafter Zahlungen aus ihrem 
Gesellschaftsvermögen in Höhe des zum Zeitpunkt 
des Widerrufes bzw. der Anfechtung, des Rück-
tritts oder der Kündigung bestehenden Wertes der 
Beteiligung zu leisten. Durch solche (unerwarteten) 
Zahlungsverpflichtungen kann das wirtschaftli-
che Ergebnis der Fondsgesellschaft beeinträchtigt 
werden.

F. Steuerliche Risiken

I. Allgemeines steuerliches Risiko 1

Das vorliegende steuerliche Konzept basiert auf der 
geltenden Rechtslage, den gegenwärtig bekann-
ten und einschlägigen Gerichtsurteilen sowie der 
Praxis der Finanzverwaltung. Eine Änderung der 
gesetzlichen Grundlagen oder eine veränderte 
Rechtsprechung oder Verwaltungspraxis kann Aus-
wirkungen auf die prognostizierten Kapitalrück-
flüsse nach Steuern haben und zu einer steuerli-
chen Mehrbelastung für den Anleger führen. Über 
die endgültige Höhe der steuerlichen Ergebnisse 
wird erst im Rahmen einer steuerlichen Außenprü-
fung (Betriebsprüfung) abschließend entschieden, 
so dass eine Haftung für den Eintritt der prognos-
tizierten Ergebnisse nicht übernommen werden 
kann. 

II. Qualifikation der Einkünfte 1

Sollte die Finanzverwaltung entgegen den Annah-
men in diesem Verkaufsprospekt eine gewerbliche 
Betätigung der Fondsgesellschaft annehmen, würden 
sämtliche Erträge als Einkünfte aus Gewerbebetrieb 
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der Gewerbesteuer unterliegen und dem Anleger 
als solche zugerechnet werden. Sofern die Gewerbe-
steuer im Rahmen der persönlichen Einkommensteu-
ererklärung des Anlegers nicht vollständig angerech-
net werden kann, würde dies gegebenenfalls zu einer 
höheren steuerlichen Belastung führen. Zudem wäre 
ein eventueller Veräußerungsgewinn in jedem Fall 
steuerpflichtig.

III. Behandlung von Aufwendungen 1

Die von der Fondsgesellschaft zu tragenden Aufwen-
dungen wurden unter Beachtung der Auffassung der 
Finanzverwaltung im sog. Fondserlass entweder als 
sofort abzugsfähige Werbungskosten oder als aktivie-
rungspflichtige Kosten berücksichtigt. Es besteht das 
Risiko, dass die Finanzverwaltung die Aufwendungen 
nicht oder in einer anderen Aufteilung berücksichtigt 
und sich somit eine höhere steuerliche Bemessungs-
grundlage für die Einkommensteuer des Anlegers 
ergibt. Die Finanzverwaltung kann ebenfalls eine 
andere Aufteilung der auf das Gebäude sowie den 
Grund und Boden entfallenden Kosten vornehmen, 
wodurch sich die Bemessungsgrundlage der Abschrei-
bung verringern würde.

IV. Verlustausgleichsbeschränkung 1

Gegenenfalls werden durch die Beteiligung an der 
Fondsgesellschaft negative Einkünfte zugewiesen, 
welche einer Verlustausgleichsbeschränkung unterlie-
gen und nicht oder nur eingeschränkt mit anderwei-
tigen positiven Einkünften des Steuerpflichtigen ver-
rechnet werden können.

V. Fehlende Einkunftserzielungsabsicht 1

Sollte ein Anleger entgegen den Annahmen der 
Anbieterin in diesem Verkaufsprospekt den Erwerb sei-
ner Beteiligung fremdfinanzieren, besteht das Risiko, 
dass die Finanzverwaltung eine Überschusserzielungs-
absicht verneint, sofern dadurch die (Sonder-)Wer-
bungskosten des Anlegers für diese Vermögensanlagen 

höher als die Einnahmen hieraus sind und innerhalb 
des Prognosezeitraums, d.h. der angenommenen 
Dauer der Beteiligung, kein Überschuss erzielt wird. In 
diesem Fall können weder die Zinsaufwendungen für 
die Fremdfinanzierung noch sonstige Aufwendungen 
steuerlich geltend gemacht werden, da seitens des 
Anlegers mit der Kapitalanlagen lediglich eine nicht 
steuerbare „Liebhaberei“ begründet wird. 

VI. Gewerblicher Grundstückshandel 1,3

Im Falle eines Verkaufs der Fondsimmobilie oder des 
Kommanditanteils an der Fondsgesellschaft oder ihrer 
vorzeitigen Liquidation besteht für den Anleger das 
Risiko, zusammen mit seinen sonstigen Vermögens-
dispositionen einen gewerblichen Grundstückshan-
del zu begründen, wenn er zu mindestens 10  % am 
Gesellschaftsvermögen der Fondsgesellschaft betei-
ligt ist oder der auf ihn entfallende Verkehrswert sei-
ner Beteiligung bzw. der ihm anteilig zuzurechnende 
Verkehrswert der Fondsimmobilie im Zeitpunkt der 
Veräußerung mehr als 250.000 Euro beträgt und dem 
Anleger auf diese Weise ein „Zählobjekt“ i.S.d. Drei-
Objekt-Regel vermittelt wird. In diesem Fall könnte 
auch das sonstige Immobilienvermögen des Anle-
gers, mit Ausnahme der selbst genutzten Immobilie, 
als betriebliches Umlaufvermögen qualifiziert werden 
und die Überschüsse aus der Vermietung sowie der 
Gewinn aus der Veräußerung als laufende Einkünfte 
aus Gewerbebetrieb – ggf. auch rückwirkend – zu ver-
steuern sein. Zudem könnte für die Fondsimmobilie 
rückwirkend keine AfA geltend gemacht werden, so 
dass sich das laufende steuerliche Ergebnis hierdurch 
erhöht und der Anleger eine höhere Steuerbelastung 
zu tragen hätte. Dies kann unter Umständen zu einer 
Verpflichtung des Anlegers führen, weitere Zahlungen 
aus seinem Privatvermögen zu leisten.

VII. Anfall der Grunderwerbsteuer 1,2

Sofern sich auf Ebene der Fondsgesellschaft der Gesell-
schafterbestand dergestalt ändert, dass nach Erwerb 
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der Fondsimmobile innerhalb von fünf Jahren min-
destens 95  % des Gesellschaftsvermögens auf neue 
Gesellschafter übergeht, unterliegt der Gesellschaf-
terwechsel der Grunderwerbsteuer von derzeit 3,5  % 
des gemeinen Werts der Fondsimmobilie. Ein solcher 
Gesellschafterwechsel liegt vor, wenn ein entspre-
chender Anteil der Anleger ihre Beteiligung an der 
Fondsgesellschaft auf einen Dritten überträgt. Sofern 
die vorhandene Liquidität nicht zur Zahlung der Steuer 
ausreicht und keine weiteren Fremdmittel aufgenom-
men werden können, kann dies zur Zahlungsunfähig-
keit der Fondsgesellschaft und zum Totalverlust des 
eingelegten Kapitals führen.

VIII. Vorsteuerabzug 1

Es besteht das Risiko, dass im Falle einer Neuvermie-
tung bisher umsatzsteuerpflichtig vermieteter Flächen 
eine Änderung der maßgebenden Verhältnisse ein-
tritt, wenn der Neumieter den Vorsteuerabzug aus-
schließende Umsätze tätigt und damit eine Option 
zur umsatzsteuerpflichtigen Vermietung nicht mehr 
zulässig ist. In diesem Fall müsste die Fondsgesellschaft 
abgezogene Vorsteuerbeträge in entsprechendem 
Umfang wieder zurückzahlen. Auch ab diesem Zeit-
punkt in Rechnung gestellte Vorsteuerbeträge wären 
nicht mehr abziehbar, und die Fondsgesellschaft wäre 
mit der Umsatzsteuer endgültig belastet, so dass das 
wirtschaftliche Ergebnis der Vermögensanlage negativ 
beeinträchtigt würde.

G. Maximales Risiko 1,2,3

Das maximale Risiko für den Anleger ist 
der Verlust des eingesetzten Kapitals ein-
schließlich Agio bzw. bei Anlegern, die die 
Beteiligung durch eine Kreditaufnahme 
finanzieren oder die gewerblichen Grund-
stückshandel betreiben, die gleichzeitige 
Verpflichtung zur Leistung weiterer Zah-
lungen aus dem Privatvermögen sowie die 
Privatinsolvenz.

H. Sonstige Risikoanmerkungen
Weitere wesentliche tatsächliche und rechtliche Risi-
ken im Zusammenhang mit der Vermögensanlage sind 
der Anbieterin nicht bekannt.



Weitere Kosten für die Anleger
Die Anleger haben ein Aufgeld (Agio) in Höhe von 5 % ihrer jeweiligen Kapitaleinlage zu erbringen. Außer-
dem können den Anlegern zusätzliche Kosten für den Geldverkehr (Überweisungsgebühren) entstehen. 
Bei verspäteter Leistung der Kapitaleinlage und des Agios haben die Anleger Verzugszinsen in Höhe von 
5 Prozentpunkten p. a. über dem Basiszinssatz (§ 247 BGB) zu zahlen.

Wechseln Treugeber in die Stellung eines Direktkommanditisten, haben sie die durch den Wechsel in 
die Stellung eines direkt beteiligten Kommanditisten verursachten Kosten, insbesondere die Kosten der 
Beglaubigung der dann erforderlichen Handelsregistervollmacht, zu tragen.

Den Anlegern können Verwaltungskosten (Porto, Telefonkosten, Reisekosten, Kosten für einen Bevoll-
mächtigten oder Sachverständigen) für die Ausübung von Mitteilungspflichten oder Informations- und 
Kontrollrechten, für die Teilnahme an Gesellschafterversammlungen der Fondsgesellschaft sowie eine 
eventuelle Vertretung oder für die Beschlussfassung im Wege der schriftlichen Abstimmung sowie für die 
Erteilung von Weisungen an die Treuhänderin entstehen. Anleger haben zudem Änderungen ihrer Daten 
der Treuhänderin auf eigene Kosten mitzuteilen.

Direktkommanditisten und Treugeber haben alle durch die Übertragung ihrer Beteiligung entstehenden 
Kosten zu tragen. Der Treuhänderin ist der administrative Aufwand durch die Verfügung pauschal mit 100 
Euro zzgl. Umsatzsteuer zu ersetzen.

Im Erbfall haben die Erben oder Vermächtnisnehmer sämtliche durch den Erbfall entstehenden Kosten, 
insbesondere die mit dem Nachweis der Erbfolge oder des Vermächtnisses sowie mit der Bestellung eines 
gemeinsamen Bevollmächtigten verbundenen Kosten, zu tragen. Der Treuhänderin ist der durch den Erb-
fall entstehende administrative Aufwand pauschal mit 100 Euro zzgl. Umsatzsteuer zu ersetzen.

Scheiden Anleger aus der Fondsgesellschaft aus, haben sie sämtliche Kosten und Belastungen, die der 
Fondgesellschaft im Zusammenhang mit einem solchen Ausscheiden entstehen, insbesondere etwaige 
steuerliche Mehrbelastungen, zu tragen. Ausscheidende Anleger haben Anspruch auf ein Auseinan-
dersetzungsguthaben. Soweit der Anleger unterjährig ausscheidet, trägt er die Kosten der Auseinan-
dersetzungsbilanz. Sollten sich die Anleger beim Ausscheiden aus der Fondsgesellschaft nicht mit der 
Geschäftsführung über die Höhe ihres Abfindungsguthabens einigen, entscheidet ein von dem Präsident 
der Industrie- und Handelskammer Nürnberg für Mittelfranken zu bestimmender Sachverständiger. Die 
Kosten für den Sachverständigen tragen die Fondsgesellschaft und der ausscheidende Anleger in dem 
Verhältnis, in dem der Wirtschaftsprüfer von den von ihnen genannten Werten abweicht.

Angaben über die Vermögensanlage nach § 4 Satz 1 Ziff. 10–12 VermVerkProspV
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Schließlich haben die Anleger eventuell anfallende steuerliche Belastungen der Fondsgesellschaft, die 
nicht durch den regulären Geschäftsgang der Fondsgesellschaft, sondern durch den Beitritt oder das Aus-
scheiden der Anleger oder auf andere Art und Weise durch die Anleger verursacht werden, zu ersetzen. 

Einzelne Kostenpositionen können nicht quantifiziert werden. Darüber hinaus entstehen dem Anleger 
keine weiteren, insbesondere mit dem Erwerb, der Verwaltung und der Veräußerung der Vermögensanlage 
verbundenen Kosten.

Provisionen
Bei einer unterstellten Erhöhung des Eigenkapitals in Höhe von insgesamt 7.300.000 Euro werden unter 
Berücksichtigung der Einlagen der Gründungsgesellschafter sowie des Fremdkapitalanteils für die Eigen-
kapitalvermittlung Provisionen in einer Gesamthöhe von 1.003.750 Euro gezahlt. Dies entspricht 13,75 % 
des Gesamtbetrages der angebotenen Vermögensanlage (entsprechend 12,45 % des Eigenkapitals inklu-
sive Agio). Darüber hinaus werden keine weiteren Provisionen, insbesondere Vermittlungsprovisionen 
oder vergleichbare Vergütungen, geleistet. 

Weitere Leistungen der Anleger
Die Anleger haften für Gesellschaftsschulden gegenüber Dritten als zur Freistellung der Treuhänderin 
verpflichtete Treugeber mittelbar oder als Direktkommanditisten unmittelbar. Die Höhe der Haftung ist 
(mittelbar) auf die im Handelsregister eingetragene Haftsumme (10  % der Kapitaleinlage) beschränkt. 
Hat der Anleger seine Einlage mindestens in Höhe dieser Haftsumme geleistet, ist seine persönliche Haf-
tung ausgeschlossen.

Die persönliche Haftung des Anlegers kann jedoch unter Umständen wieder aufleben. Dies ist der Fall, 
wenn die Fondsgesellschaft Auszahlungen an den Anleger vornimmt, die nicht durch entsprechende 
Gewinne gedeckt sind, und damit Teile der Einlage des Anlegers an diesen zurückzahlt. Soweit dadurch die 
Einlage unter die eingetragene Haftsumme sinkt, haftet der Anleger bis maximal in Höhe der Haftsumme.

Im Falle ihres Ausscheidens haften Anleger für bis dahin begründete Verbindlichkeiten der Fondsgesellschaft 
noch für einen Zeitraum von fünf Jahren bis zur Höhe der im Handelsregister eingetragenen Haftsumme 
(§ 160 Abs. 1 HGB). Haftungsansprüche gegen den Anleger aus Verbindlichkeiten der Fondsgesellschaft 
verjähren gem. § 159 Abs. 1 HGB spätestens in fünf Jahren nach der Auflösung der Fondsgesellschaft. 

Anleger können ferner zur Rückerstattung von Zahlungen verpflichtet sein, soweit sie Leistungen von der 
Fondsgesellschaft erhalten haben, die unter Verstoß gegen gesetzliche Vorschriften oder sonst unrecht-
mäßig ausgezahlt worden sind oder die nicht durch entsprechende Gewinnanteile gedeckt sind (vgl. 
„Risiken der Vermögensanlage“, Seiten 20 und 21). Darüber hinaus bestehen keine Umstände, die den 
Anleger verpflichten weitere Leistungen zu erbringen, insbesondere keine Umstände, nach denen der 
Anleger haftet oder Nachschüsse zu leisten hat.

25

Angaben über die Vermögensanlage





27

Grünes Bauen ...

... trägt die Energiewende und
schont unser Klima
Grünes Bauen ist längst mehr als ein Trend – dem 
grünen Bauen gehört die Zukunft. Denn die Energie-
wende, die die Bundesregierung nach der Atomka-
tastrophe von Fukushima beschlossen hat, kann nur 
gelingen, wenn wir unseren Energiebedarf langfristig 
senken. Mit dem Bau innovativer, energieeffizien-
ter Green Buildings können enorme Energiemengen 
eingespart werden. Gebäude verursachen laut Bun-
desumweltministerium aktuell etwa 40  % unseres 
Endenergieverbrauchs und etwa ein Drittel der Treib-
hausgasemissionen. Ein gigantisches Einsparpotenzial 
– auch für den Klimaschutz.

Mit dem Energiekonzept 20501 setzt die Bundesregie-
rung deshalb auf eine Doppelstrategie: Neben dem 
zügigen Ausbau der Erneuerbaren Energien für eine 
ressourcenschonende und nachhaltige Energieversor-
gung der Zukunft fordert sie eine deutliche Steigerung 
der Energieeffizienz, um gleichzeitig drastisch Ener-
gie einzusparen. Den restlichen Energiebedarf sollen 
dann vor allem die Erneuerbaren Energien decken. Für 
Gebäude fordert das Energiekonzept, dass diese bis 
2020 um 20 % und bis 2050 um 80 % weniger Energie 
als 2008 verbrauchen. 

Energieeffizienz wird zur „Schlüsselfrage“ für zukunfts-
fähiges Bauen und ist nur durch innovative, nachhal-
tige Konzepte umzusetzen, die verantwortungsvoll 
mit unseren Ressourcen umgehen. Ein Umdenken 
in der Bau- und Immobilienbranche hat bereits 
begonnen, denn die Nachfrage nach Green Buildings 
wächst. Unternehmen setzen auf den Imagegewinn 
und die niedrigeren Betriebskosten. Grünes Bauen 
schafft nicht zuletzt eine lebenswertere Wohn- und 
Arbeitswelt. Denn grüne Gebäude bieten denjenigen, 
die darin wohnen oder arbeiten, mehr Wohn- und 
Lebensqualität. 

Green Buildings sind europaweit seit dem Jahr 2005 
auf dem Vormarsch, als die EU Kommission den Start-
schuss für ein Green-Building-Programm2 gab.

1 Bundesministerium für Umwelt, Naturschutz und Reaktorsi-

cherheit: „Energiekonzept für eine umweltschonende, zuver-

lässige und bezahlbare Energieversorgung“, 28.09.2010, 

S. 22 f.

2 EUROPEAN COMMISSION, DIRECTORATE-GENERAL JRC, Ins-

titute for Energy, Renewable Energy Unit: “THE EUROPEAN 

GREENBUILDING PROGRAMME PARTNER GUIDELINES, Ver-

sion 2.2”, 17.03.2009, S. 1 ff.
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... ökologisch und ökonomisch
wertvoll zu bauen 
Nachhaltigkeit ist das Leitprinzip für ein Green Building 
während des gesamten Lebenszyklus des Gebäudes – 
angefangen von der Planung und der Konstruktion bis 
hin zu Betrieb und Wartung. Grünes Bauen heißt, ver-
antwortungsvoll mit Ressourcen umzugehen und die 
Umwelt und die Gesundheit der Bewohner/Nutzer zu 
schonen.

Grüne Gebäude zeichnen sich durch eine innovative, 
umweltfreundliche Bauweise und den hocheffizien-
ten Einsatz von Energie, Wasser und Baumaterialien 
aus. Intelligente Gebäudetechnik minimiert den Ener-
gieverbrauch, eine spezielle Verglasung sorgt für ein 
angenehmes Raumklima, auch ohne Regelung durch 
Heizung und Klimaanlage. Energiesparpotenziale wer-
den durch innovative Heizung und Kühlung, Be- und 

Entlüftungssysteme, LED-Beleuchtung usw. konse-
quent genutzt.

Ökologie und Ökonomie gehen bei einem Green Buil-
ding Hand in Hand. Zwar fallen beim energieeffizienten 
Bauen zunächst höhere Investitionskosten an als bei 
konventionellen Gebäuden. Diese rechnen sich jedoch 
schnell durch erheblich niedrigere Betriebskosten.
 
Die Vorteile von Green Buildings

●● Für Anleger und Investoren:
Niedrigere Betriebskosten machen Green Buildings 
wirtschaftlich hochinteressant: Langfristig spa-
ren Mieter erheblich an Nebenkosten. Das erlaubt 
höhere Kaltmieten und damit höhere Mieteinnah-
men. Deshalb lassen sich nachhaltige Gebäude in 
der Regel besser vermieten und haben geringere 
Leerstände. Grüne Gebäude sind hochwertige, 
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architektonisch innovative Immobilien mit langfris-
tigem Werterhalt, die auch beim Verkauf zumeist 
attraktive Kaufpreise erzielen. Gleichzeitig ist eine 
Investition in Green Buildings immer auch ein Enga-
gement für die Umwelt.

●● Für die Umwelt:
Gebäude verursachen laut Bundesumweltminis-
terium in Deutschland ein Drittel der schädlichen 
Treibhausgase und verbrauchen rund 40 % des 
Bedarfs an Primärressourcen und Energie1. Immobi-
lien verfügen also über ein gigantisches Einsparpo-
tenzial an Energie, das es zu nutzen gilt. Diverse Stu-
dien belegen, dass ein energieeffizientes Gebäude 
rund 30 % weniger CO₂-Emissionen verursacht und 
ein Drittel an Energie einspart. Ein wertvoller Bei-
trag für Klimaschutz und Energieeffizienz.

●● Für die Mieter: 
Unternehmen, die Räume in einem Green Building 
mieten, profitieren nicht nur wirtschaftlich von den 
niedrigen Energiekosten, sondern genießen zusätz-
lich einen Imagegewinn. Denn für viele Unterneh-
men ist Nachhaltigkeit längst zentraler Bestandteil 
der Firmenidentität. Mit Geschäftsräumen in einem 
Green Building bekennen sie sich zu ökologischer 
Verantwortung und bieten ihren Mitarbeitern ide-
ale Arbeitsbedingungen: hoher Raumkomfort mit 
viel Licht und Wohlfühlklima sowie innovative und 
offene Architektur schaffen ideale Bedingungen 
für Kreativität und Kommunikation. Das motiviert 
Mitarbeiter und fördert deren Produktivität und die 
Identifikation mit dem Unternehmen.

Zertifizierung durch die Deutsche 
Gesellschaft für Nachhaltiges Bauen e. V. 
(DGNB)
Um die ökologische und ökonomische Qualität 
von Green-Building-Projekten objektiv einzuschät-
zen, hat die DGNB in Zusammenarbeit mit dem 

Bundesministerium für Verkehr, Bau und Stadtentwick-
lung (BMVBS) ein Gütesiegel für nachhaltiges Bauen 
entwickelt. Das international anerkannte Zertifizie-
rungssystem beschreibt und bewertet die Nachhal-
tigkeit von Gebäuden und Stadtquartieren über den 
gesamten Gebäudelebenszyklus hinweg. Bereits in der 
Planungsphase können die Nachhaltigkeitsziele defi-
niert werden. So entstehen zukunftsfähige Gebäude 
nach dem aktuellen Stand der Technik, deren hoher 
Qualitätsstandard durch das DGNB-Zertifikat doku-
mentiert wird. Für die Bau- und Immobilienbranche 
gibt es damit seit 2009 ein wertvolles und aussagekräf-
tiges Qualitätszeichen, das die Chancen für Vermietung 
und Verkauf eines Gebäudes erhöht.

In die Bewertung im Rahmen des Zertifizierungsver-
fahrens fließen bis zu 50 Kriterien aus den Bereichen 
Ökologie, Ökonomie, soziokulturelle und funktionale 
Aspekte, Technik, Prozesse und Standort mit ein. Wirt-
schaftliche Aspekte des nachhaltigen Bauens spielen 
dabei eine ebenso große Rolle wie die ökologischen 
Kriterien und das Wohlbefinden der Nutzer. Je nach-
dem, in welchem Umfang die Kriterien erfüllt werden, 
erhält das Gebäude das DGNB Zertifikat in Bronze, Sil-
ber oder Gold:

●● Bronze, wenn es 50 % der Kriterien erfüllt.

●● Silber, wenn es 65 % der Kriterien erfüllt. 

●● Um ein DGNB-Zertifikat in Gold zu erhalten, muss 
ein Gebäude die Kriterien zu mindestens 80  % 
erfüllen. 

1 Bundesministerium für Umwelt, Naturschutz und Reaktorsi-

cherheit: „Energiekonzept für eine umweltschonende, zuver-

lässige und bezahlbare Energieversorgung“, 28.09.2010, 

Seite 22 f.
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Nürnberg – Stadt und Metropolregion 
Nürnberg liegt im Herzen von Mittelfranken an den 
Ufern der Pegnitz und ist mit mehr als 510.000 Einwoh-
nern die zweitgrößte Stadt Bayerns. In der Region Mit-
telfranken leben 1,7 Mio. Menschen. Mit den Städten 
Nürnberg, Fürth und Erlangen ist sie der sechstgrößte 
Wirtschaftsraum Deutschlands. Zugleich ist Nürnberg 
Zentrum der Europäischen Metropolregion Nürnberg. 
Als stark verdichtete Großstadtregion von internati-
onaler Bedeutung ist die Metropolregion Nürnberg 
Standort großer und wirtschaftlich relevanter Unter-
nehmen. Die geografische Lage inmitten des erwei-
terten Europas stärkt Nürnbergs traditionelle Brücken-
funktion nach Mittel- und Osteuropa. 

Vor fast 1.000 Jahren wurde die Frankenmetropole 
gegründet. Deren Wahrzeichen, die imposante Kaiser-
burg, thront über der Altstadt mit ihren verwinkelten 
Gassen. Weltberühmte Künstler wie Albrecht Dürer 
und Veit Stoß, Humanisten wie Willibald Pirckheimer 
lebten und wirkten in der freien Reichsstadt – leben-
dige Vergangenheit in einer modernen Großstadt! 

Innovativer Wirtschaftraum mit Zukunft
Nürnberg war lange Zeit Industriestadt. Heute ist die 
Wirtschaftsstruktur geprägt vom Dienstleistungssek-
tor, in dem 75 % der Beschäftigten arbeiten. Die Fran-
kenmetropole präsentiert sich zudem als Standort 
für Hightech, innovative Dienstleistungen, Forschung 
und Entwicklung mit Kompetenzen in allen wichti-
gen Zukunftsthemen: Urbanisierung, Energie, Umwelt 
und Mobilität. Der 2010 gegründete Energie Campus 
Nürnberg (EnCN), ein Zusammenschluss regionaler 
Forschungseinrichtungen mit der Fraunhofer-Gesell-
schaft, treibt die Entwicklung einer nachhaltigen, auf 
Erneuerbaren Energien basierenden Energiewirtschaft 
voran. Die Steigerung der Energieeffizienz durch neue 
Gebäudetechnik ist ein Schwerpunkt dieser Arbeit. 

Der Hochschul- und Forschungsstandort Nürnberg/
Erlangen gehört zur Spitzengruppe der deutschen und 
europäischen Hightech-Regionen. Auch bei innovativen 
Dienstleistungen wie Finanzdienstleistung, Wirtschafts- 
und Ingenieurberatung sowie als Call-Center-Standort 
hat sich Nürnberg einen Namen gemacht. Die Markt- und 

Der Standort Nürnberg
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Meinungsforschung wurde 1925 in Nürnberg erfunden. 
Einer der Global Player der Branche, die Gesellschaft für 
Konsumforschung (GfK), hat hier ihren Sitz. 

Schwerpunkte der Nürnberger Industrie liegen in 
technischen Branchen wie Elektrotechnik/Elektronik, 
Maschinenbau, Rundfunk/Nachrichtentechnik, Druck-
industrie, Medizintechnik sowie Mess-, Steuer- und 
Regeltechnik. Aber auch traditionelle Branchen wie 
die Produktion von Schreibgeräten, Spielwaren und 
Lebensmitteln, wie den berühmten Nürnberger Brat-
würsten und Lebkuchen, leben hier fort. 

Als Messe- und Kongressstandort genießt Nürnberg 
international hohes Ansehen. Das Messezentrum 
Nürnberg gehört mit 160.000 m² Ausstellungsfläche zu 
den 20 größten Messeplätzen der Welt und veranstal-
tet jährlich rund 120 internationale Fachmessen und 
Kongresse. Die größte Spielwarenmesse weltweit und 
die BioFach sind nur Beispiele für die Vielfalt des Mes-
seangebotes. NürnbergMesse zählt in Europa zu den 
Top Ten der Messegesellschaften.

Nürnberg ist auch ein attraktiver Immobilienstand-
ort: Der Markt ist hier nur geringen Schwankungen 
unterworfen und daher gerade in wirtschaftlich unru-
higen Zeiten interessant.1 Der Bestand an Büroflächen 
in Nürnberg beträgt ca. 3,2 Mio. m². Vor allem für neu 
gebaute Bürogebäude ist die Nachfrage groß.2

Zentrale Lage und gute 
Verkehrsanbindung
Seit der Grenzöffnung nach Osten hat Nürnberg seine 
frühere Rolle mitten im Zentrum Europas zurück-
erobert. Das bedeutet kurze Wege und schnelle 

Verbindungen in alle Richtungen: Von Nürnberg aus 
sind alle europäischen Zentren mit den verschiedenen 
Fernverkehrsmitteln rasch und bequem erreichbar. 
Innerhalb des Ballungsraumes sorgt ein hervorragen-
des Nahverkehrssystem für ideale Verbindungen. 

●● Der internationale Flughafen mit rund 4 Mio. Flug-
gästen im Jahr verbindet Nürnberg mit allen wich-
tigen europäischen Wirtschaftszentren. Über eine 
U-Bahnverbindung sind Hauptbahnhof, Innenstadt 
und Messezentrum von dort aus schnell erreicht.

●● Nürnberg ist Knotenpunkt im europäischen Bahn-
verkehrs- und Fernstraßennetz und Gateway in die 
osteuropäischen Nachbarstaaten.

●● Der Hafen am Rhein-Main-Donau-Kanal ist wich-
tigster Güterumschlagplatz Süddeutschlands an 
der einzigen transkontinentalen Wasserstraßen-
verbindung zwischen West- und Südosteuropa. 
Nürnberg strebt zudem an, wichtigster Container-
Umschlagplatz für den Handel mit Asien zu werden.

Hohe Lebensqualität und gute 
Umweltwerte
Lebendig, urban, weltoffen – Nürnberg bietet die Vor-
teile einer Metropole: ein breites Kulturangebot mit 
Theaterlandschaft und Museen, eine der attraktivsten 
Innenstädte mit historischer Altstadt und vielfältigen 
Einkaufsmöglichkeiten, gute Infrastruktur und Ver-
kehrsanbindung. Als attraktives Reiseziel im Städte-
tourismus hat die Stadt 2,5 Mio. Übernachtungen im 
Jahr. Gleichzeitig bleibt die Frankenmetropole stets 
entspannt, überschaubar und gemütlich: Die Wege 
sind vergleichsweise kurz, die Lebenshaltungskosten 

1 Stadt Nürnberg, Wirtschaftsreferat (Hrsg.): „Nürnberg – 

Der Immobilienmarkt 2010“, Stand: Februar 2010, 

S. 3

2 Stadt Nürnberg, Wirtschaftsreferat (Hrsg.): „Wirtschaftsbe-

richt 2012, Daten. Konzepte. Initiativen“, Stand: Februar 2012, 

S. 127



4 Metropolregion Nürnberg: „Die Wirtschaftskraft der Euro-

päischen Metropolregion Nürnberg auf einen Blick“, unter 

http://www.metropolregionnuernberg.de

3 Mercer LLC: „2011 Quality of Living worldwide city rankings 

– Mercer survey“, http://www.mercer.com
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moderat. Mieten und Wohneigentum sind bezahlbar. 
Das Umland hat hohen Freizeitwert mit landschaft-
lich reizvollen Naherholungsgebieten wie Fränkischer 
Schweiz, Frankenalb und Fränkischem Seenland. 
Nürnberg ist zudem eine der sichersten Großstädte 
Deutschlands. 

Rankings und Studien zeigen nicht umsonst, dass 
die Region zu den „stillen Stars“ in Europa gehört. 
Studien wie das Mercer-Ranking bescheinigen der 
Frankenmetropole eine hohe Lebens- und ausgezeich-
nete Umweltqualität: Nürnberg gelangte in der Studie 
„Worldwide Quality of Living Survey“ des Beratungs-
unternehmens Mercer3 zum wiederholten Mal unter 
die ersten 25 Plätze der Städte mit den besten Lebens-
bedingungen weltweit. In der Studie wurden soziale, 
wirtschaftliche und umweltorientierte Kriterien sowie 
das Kultur- und Bildungsangebot, die Infrastruktur und 
Gesundheitsversorgung von 460 Metropolen der Welt 
untersucht. Unter den deutschen Städten erreichte 
Nürnberg 2010 den sechsten Platz. 

Im weltweiten Umweltranking lag Nürnberg noch wei-
ter vorn und schnitt als beste deutsche Stadt auf Platz 

13 ab, gleichauf mit Bern, Montreal und Vancouver. Vor 
Ort gibt es keine umweltbelastende Grundstoff- und 
Rohstoffindustrie, und die Stadt unternimmt viel zum 
Schutz ihrer Umwelt, für Energieeffizienz, saubere Luft 
und gute Wasserqualität. Eine ökologische Stadtgestal-
tung und -planung, die sich an den Bedürfnissen der 
Menschen orientiert, macht Nürnberg zu einer Groß-
stadt, in der es sich gut arbeiten und leben lässt. Viel 
Grün umgibt die Stadt: Der Nürnberger Reichswald als 
eines der größten stadtnahen Waldgebiete in Deutsch-
land und die Flussauen von Pegnitz und Regnitz durch-
ziehen als grüne Achsen das Städtedreieck von Nürn-
berg über Fürth nach Erlangen. 

Starke Metropolregion im Herzen Europas
Die Metropolregion Nürnberg gehört zu den starken 
Wirtschaftsräumen in Europa. Mit einem Bruttoin-
landsprodukt von rund 111 Mrd. Euro hat sie eine grö-
ßere Wirtschaftsleistung als Ungarn oder die Baltischen 
Staaten und Bulgarien zusammen.4 Mit einer Wachs-
tumsrate von mehr als 20 % (1997 - 2006) ist sie unter 



Einwohner im Stadtgebiet 510.400

Fläche des Stadtgebiets 186,4 km2

Fläche 21.349 km²

Bevölkerung 3,5 Mio.

Bevölkerungsdichte 163 Einwohner/km²

Unternehmen 164.000

Erwerbstätige 1,8 Mio.

Bruttoinlandsprodukt 111 Mrd.

Erreichbarkeit (Radius 200 km) 27 Mio. Menschen
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Energie und Umwelt – Verkehr und Logistik – Neue 
Materialien – Automation und Produktionstechnik – 
Zulieferindustrie der Automobilhersteller.

Mit mehr als 100.000 Beschäftigten in über 7.000 Firmen 
ist die Informations- und Kommunikationstechnologie 
(IKT) die wichtigste Branche in der Metropolregion. Kom-
munikationstechnik, Softwarelösungen mit dem Fokus 
Open Source, Automatisierung, Medizin und Unterneh-
mensanwendungen sind die Wachstumsträger. Bei den 
Patentanmeldungen im Bereich IKT liegt die Region auf 
Platz 3 in Europa. „Think tanks”, wie das Fraunhofer-Ins-
titut für Integrierte Schaltungen IIS, das den MP3-Stan-
dard entwickelt hat, haben hier ihren Sitz. Gemessen 
am Bevölkerungsanteil forschen und entwickeln in der 
Region die meisten Ingenieure in Deutschland. 

Nürnberg – Die Stadt in Zahlen

Europäische Metropolregion Nürnberg in Zahlen (Immobilienreport 2012)

den Metropolregionen in Deutschland nach München 
und Frankfurt/Rhein-Main drittstärkster Wachstums-
motor. Hier sind 164.000 Betriebe ansässig. Die Export-
quote beträgt 42 %. 

Die Metropolregion versteht sich als „Heimat für Krea-
tive“: Die Innovations- und Wettbewerbsfähigkeit der 
Region sichern 18 Hochschulen und 22 Forschungs- 
und Anwenderzentren sowie ein zukunftsträchtiger 
Mix aus Global Playern und kleinen und mittelständi-
schen Unternehmen. 

Nürnberg verfügt über beste Entwicklungspotenziale 
in den sieben technologischen Kompetenzfeldern und 
im Bereich der innovativen Dienstleistungen: Medizin 
und Gesundheit – Information und Kommunikation – 
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Moderner Businesspark mit 
Lebensqualität
Arbeiten in zentraler Citylage auf einem Campus mit 
bester Infrastruktur und viel Lebensqualität: Mit dem 
FrankenCampus hat sich auf dem ehemaligen MAN-
Gelände am Südring ein moderner, hochwertiger Busi-
nesspark in Nürnberg etabliert. In dieses lebendige 
Arbeits- und Wohlfühlumfeld wird das siebengeschos-
sige Bürohaus FrankenCampus 148 als erstes Green 
Building gebaut. 

Am FrankenCampus trifft eine Vielfalt architektoni-
scher Stile reizvoll aufeinander: Aufwändig sanierte 
historische Klinkergebäude mit großzügigen Loftbüros 
stehen hier neben ästhetisch anspruchsvollen Neu-
bauten mit viel Raum für individuelle und flexible Nut-
zungskonzepte. Das ökologische Konzept des Green 
Building wird dieses spannende Umfeld mit Zukunfts-
architektur bereichern. Das gesamte Areal ist rund 
40.000 m2 groß, darauf finden fünf große Bürogebäude 
ihre Heimat.

Der Standort FrankenCampus
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Der FrankenCampus verbindet Urbanität, Erreichbar-
keit, Individualität, Service und Kommunikation. Das 
Campus-Management fördert gezielt den Netzwerkge-
danken: Serviceleister im Printbereich, Unternehmen 
für Mitarbeiterschulungen und Büroeinrichter gibt es 
bereits am FrankenCampus. Und die wachsende Bran-
chenvielfalt wird das Dienstleistungsangebot künftig 
noch vielfältiger gestalten. Ein eigener Park mit alten, 
gewachsenen Bäumen lädt zu erholsamen Pausen 
und zum Auftanken ein. Ein geplantes Café dient als 
anregender Kommunikationspunkt nach dem Motto 
„Arbeiten mitten im Leben“. Kunstausstellungen und 
Events bereichern das Campusleben.

Die vielen Vorteile haben schon eine Reihe namhafter 
Unternehmen überzeugt, den FrankenCampus als Fir-
menstandort zu wählen. Referenzmieter für die flexib-
len und individuellen Flächenangebote im gesamten 
FrankenCampus sind unter anderem: Lux International 
(Staubsauger), GCA (Projektmanagement und Consul-
ting) und in Zukunft dann UDI und KIB. 

Zentrale Lage mit perfekter 
Infrastruktur
Die Standortqualität bemisst sich grundsätzlich, aber 
auch nach den Kriterien der DGNB-Zertifizierung 
neben Image und Zustand des Standortes vor allem 
an der direkten Anbindung an den Nahverkehr und die 
günstige Infrastruktur vor Ort. 

Der Standort FrankenCampus befindet sich citynah am 
Nürnberger Südring, dort wo sich die Hauptstraßen 
Frankenstraße, Pillenreuther Straße und Katzwanger 
Straße kreuzen. Das Baugelände für das Green Building 
liegt direkt an der Frankenstraße. 

Kurze Wege verbinden den Standort mit der Nürnber-
ger City und allen wichtigen Verkehrspunkten: Direkt 
vor der Tür befinden sich U-Bahn-Station, Buskno-
tenpunkt und Straßenbahnhaltestelle. Der Flughafen 

Nürnberg kann schnell mit dem Auto oder mit der 
U-Bahn erreicht werden. Die Zufahrten zu den Auto-
bahnen A3/A6/A9 liegen nur wenige Minuten entfernt. 

●● Hauptbahnhof: ca. 4 Min. mit der U-Bahn

●● Innenstadt: ca. 6 Min. mit der U-Bahn 

●● Nürnberger Messe: ca. 5 Min. mit der U-Bahn

●● Flughafen: ca. 25 Min. mit der U-Bahn

In nächster Umgebung des FrankenCampus finden 
die Mieter alles, was sie zum Leben brauchen: Bäcker, 
Metzger, Drogerie, Obst- und Gemüseläden, Tabak- 
und Zeitschriftenläden, Sparkasse, Apotheke, Lebens-
mittelmarkt sind bequem zu Fuß erreichbar. Einkäufe 
können zwischendurch oder nach der Arbeit erledigt 
werden. Das spart viel Zeit und ganz nebenbei die 
Energiekosten für zusätzliche Wege.
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Investitionsobjekt ist ein neu zu errichtendes Green 
Building in herausragender Citylage im Süden Nürn-
bergs auf dem Gelände des attraktiven Businessparks 
FrankenCampus. Der Fonds baut das architektonisch 
und ökologisch innovative Bürogebäude zusammen 
mit dem erfahrenen Nürnberger Bauträger KIB. Das 
„grüne“ Gebäude ist bereits vor Baubeginn zu ca. 66 % 
vermietet. Für die restliche Fläche besteht eine Erstver-
mietungsgarantie. UDI sowie ihr Partner KIB sind von 

dem Projekt so überzeugt, dass sie selbst mit ihren 
Mitarbeitern in das Green Building einziehen. Mit den 
Bauarbeiten wurde bereits im 4. Quartal 2012 begon-
nen. Vertraglich ist eine Bezugsfertigkeit des Gebäu-
des bis zum 31.03.2014 vereinbart. Mit einer Investition 
in das UDI Green Building leisten Sie einen Beitrag 
zur Energiewende und für den Klimaschutz und pro-
fitieren gleichzeitig von sicheren und attraktiven 
Mieteinnahmen.

Das UDI Green Building

Die Darstellung kann im Detail von der Ausführung abweichen.
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Urban und ökologisch: „Grüne“ 
Zukunftsarchitektur
Wie faszinierend und schön nachhaltiges Bauen sein kann, 
zeigt die architektonische Gestaltung des UDI Green Buil-
ding: Der Neubau FrankenCampus 148 ist als modernes, 
urbanes Bürohaus mit sieben Stockwerken konzipiert, das 
einen reizvollen Kontrast zu den historischen Gebäuden 
auf dem FrankenCampus bildet. Großzügige Fensterfron-
ten sorgen für lichtdurchflutete Räume zum Wohlfühlen 
der Mieter. Die markante helle Fassade zur Frankenstraße 
wirkt ansprechend und repräsentativ. Im Erdgeschoss ist 
ein Café mit großzügigen Außenterrassen geplant, das 
für kulinarische Abwechslung sorgt und als Kommunika-
tions-Treffpunkt dient: Ganz im Sinne des Campusgedan-
kens schafft dies urbane Lebensqualität rund ums Büro. 
Ein Teil der Dachflächen wird üppig begrünt. Dachterras-
sen laden zum Entspannen ein.

Der U-förmige Bau ist in Bereiche mit fünf, sechs und sie-
ben Stockwerken gegliedert. Ein Haupttreppenhaus und 
zwei Personenaufzüge führen in die einzelnen Etagen. 
Im Untergeschoss sind eine Tiefgarage mit geplanten 
38 Stellplätzen sowie Technik und Lager-/Archivflächen 
untergebracht. Zusätzliche Parkplätze für Mitarbei-
ter und Kunden können im FrankenCampus-Parkhaus 
genutzt werden. Und das Green Building glänzt mit 
„grünen“ Ideen bis ins Detail: Elektrotankstellen für 
Elektroautos, Pedelecs und E-Bikes im Untergeschoss 
machen umweltfreundlich mobil, denn zukunftswei-
sende Nachhaltigkeit soll auch über das Gebäude hin-
aus gelebt werden. Kleine Besorgungen und Termine 
in der Nähe können mit dem Fahrrad erledigt werden. 
In „Insektenhotels“ auf dem Campus-Gelände können 
Bienen und andere Nützlinge nisten und überwintern.

Überzeugendes ökologisches Konzept
Nachhaltigkeit und Energieeffizienz sind die Prinzipien, 
die bei dem Neubau FrankenCampus 148 in vorbildli-
cher Weise umgesetzt werden. Seine ökologische Bau-
weise und sein wirtschaftliches Betriebskonzept mini-
mieren den Energieverbrauch und senken dauerhaft 

die laufenden Kosten. Mit Prof. Dr. Norbert Fisch konnte 
UDI einen namhaften Experten für nachhaltiges Bauen 
als Berater für das Projekt gewinnen. Seine langjährige 
Erfahrung aus der Entwicklung einer Vielzahl nachhalti-
ger Bauprojekte und seine innovativen Lösungsansätze 
für effiziente Energieversorgung fließen ein in das öko-
logische Konzept für das Green Building.

Energieeffiziente Heizung und Kühlung
Das ganzheitliche und innovative Energiekonzept nutzt 
umwelt- und klimafreundliche Geothermie zur Heizung 
und Kühlung des Gebäudes. Die Energie der Erde wird 
mithilfe von Erdsonden und einer Wärmepumpe über 
ein Leitungsnetz in den Fußböden und Decken an die 
Räume verteilt. Auf zusätzliche Energie in Form von 
Fernwärme oder fossilen Brennstoffen wie Gas oder Öl 
kann dabei vollständig verzichtet werden. Zusätzlich 
benötigter Strom wird in Form von Ökostrom zugekauft. 

Eine energetisch wirksame Fassade mit optimaler 
Dämmung und hochwertige zweifach verglaste Fens-
ter sorgen zusätzlich dafür, dass erwünschte Wärme im 
Gebäude bleibt und sich die Räume bei intensiver Son-
neneinstrahlung nicht zu sehr aufheizen. So entstehen 
angenehme Temperaturen im Sommer wie im Winter, 
ein natürlich temperiertes Wohlfühlklima für die Men-
schen, die in den Räumen arbeiten.

Photovoltaik: Strom selbst produziert
Die Dachflächen des Green Building werden mit PV-
Modulen bestückt, die Strom aus Sonnenlicht produ-
zieren und in das hausinterne Netz einspeisen. So kann 
der Energiebedarf zu einem Teil selbst gedeckt werden. 
Energiesparende Geräte und Beleuchtungssysteme sor-
gen dafür, dass der Energiebedarf gering bleibt. 

Gesunde Baumaterialien für Mensch und 
Umwelt
Für das Green Buildung werden außen wie innen aus-
schließlich Materialien verwendet, die nach den Richtlinien 
des DGNB „Gold-Standard“ zugelassen sind. Das bedeutet, 
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dass die verwendeten Baumaterialien ökologisch und 
recyclingfähig sein müssen. Von den nachhaltigen und 
gesunden Baumaterialien profitieren zudem die Mieter.

DGNB-Zertifizierung: Höchster Ökostan-
dard in Gold
Für das hocheffiziente und nachhaltige Energiekon-
zept, die umweltverträglichen Baumaterialien, für die 
Qualität des Standortes und die optimale Erreichbar-
keit mit öffentlichen Verkehrsmitteln soll das Green 
Building bei der Zertifizierung durch den DGNB den 
höchsten Standard, nämlich Gold, erreichen. 

Green Buildings sind hochwertige und begehrte Pre-
mium-Immobilien, die sich nicht nur positiv auf die 
Umwelt und das Wohlbefinden ihrer Nutzer auswir-
ken. Auch ökonomische Argumente wie die niedrigen 
Betriebskosten und der Imagegewinn für ein Unter-
nehmen durch ein nachhaltiges Firmengebäude über-
zeugen. Das DGNB-Zertifikat ist in der Immobilienbran-
che anerkanntes Gütesiegel für die ökologische und 
ökonomische Qualität eines Gebäudes. Die Kriterien 
übertreffen sogar den Europa-Standard für ein Green 
Building. Ein DGNB-Zertifikat in Gold bedeutet einen 
hohen Werterhalt auf Dauer und erhöht die Chance auf 
gute Miet- und Verkaufspreise. 

Maximal flexibel in der 
Flächenaufteilung
Das UDI Green Building kann nicht nur ökologisch und 
architektonisch punkten, es verfügt auch über alle Vor-
züge eines modernen Bürohauses. Mit einer Mietfläche 
von insgesamt 5.135 m2 ist es offen für verschiedene 
zeitgemäße Bürokonzepte: Jede Ebene kann sinnvoll 
und ökonomisch in bis zu vier Mietbereiche aufgeteilt 
werden, ganz nach den Wünschen und dem Raum-
bedarf der Mieter. Das bedeutet maximale Flexibilität 
für eine individuelle Raumnutzung. Dies gilt für den 
Erstbezug, ist aber gerade von Bedeutung, wenn ein 
Mieter auszieht und ein Nachfolger gefunden werden 
muss. Der Grundriss der freien Etage kann dann mit 

relativ geringem Aufwand an die Bedürfnisse des Fol-
gemieters angepasst werden. 

Neue Bürogebäude haben gegenüber älteren Immobilien 
den Vorteil, dass i.d.R. jeder Quadratmeter, der bezahlt 
wird, auch tatsächlich sinnvoll und wirtschaftlich genutzt 
werden kann. Die Räume des Green Building sind durch 
die großen Fensterflächen optimal mit Tageslicht versorgt 
und so konzipiert, dass alle Flächen leicht zu nutzen sind. 

Vermietet von Anfang an 
Mit Beginn der Bauarbeiten sind ca. 66 % aller Büroflä-
chen des Green Building vermietet. Die Erstvermietung 
der verbleibenden Büroflächen hat die KIB vertraglich 
garantiert. UDI zieht mit allen Mitarbeiterinnen und Mit-
arbeitern auf über 900 der gut 5.135 m2 Gesamtfläche 
in die großzügigen und freundlichen Büroräume. Auch 
der Bauträger KIB, der den Bau des Green Building leitet, 
wird mit der gesamten Belegschaft einziehen. Die restli-
chen Räumflächen sollen sich eine Projekt- und Consul-
tinggesellschaft, ein Bäcker inklusive Café und weitere 
Firmen teilen. Die Mietverträge sind größtenteils bereits 
geschlossen beziehungsweise über die Erstvermie-
tungsgarantie der KIB abgesichert. Das ermöglicht eine 
Rendite von der Fertigstellung des Gebäudes an.

Vorteil der dargestellten Mieterstruktur ist es, dass das 
Gebäude nicht nur von einem einzigen Mieter bezo-
gen wird, beispielsweise einer Versicherung oder einem 
großen Konzern, sondern dass sich mehrere mittelstän-
dische Unternehmen das Raumangebot teilen. Sollte 
einer der Mieter ausziehen, ist es einfacher, einen Folge-
mieter für die freie Fläche zu gewinnen als für ein ganzes 
Gebäude. Das flexible Raumkonzept erlaubt, die Miet-
fläche den Wünschen eines neuen Mieters anzupassen, 
was sich positiv auf die Vermietbarkeit auswirkt. 

Partner, die sich optimal ergänzen: KIB
Mit KIB hat UDI den idealen, erfahrenen Partner für 
dieses Projekt gefunden. Das Nürnberger Traditi-
onsunternehmen KIB ist eine der marktführenden 
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Projektentwicklungsgesellschaften für Gewerbeimmo-
bilien, das sich auf die Metropolregionen Nürnberg, 
München und Dresden spezialisiert hat. Seit mehr als 
75 Jahren entwickelt, realisiert und verwaltet das Fami-
lienunternehmen Immobilienprojekte. Die Nürnberger 
KIB-Gruppe hat vier vernetzte Unternehmensbereiche: 
Projektentwicklung, Generalunternehmen, Immobilien-
management und Investment. Die Synergien der interdis-
ziplinär zusammenarbeitenden Unternehmensbereiche 
dienen als Basis für innovative, ganzheitliche Lösungen.

Die Erfahrung und das Knowhow aus der Realisierung 
von mehr als 80 Großprojekten kommen dem innova-
tiven Green Building zugute. Der FrankenCampus ist 
KIB-Vorzeigeprojekt: Im Jahr 2003 hat die KIB damit 
begonnen, die ehemaligen MAN-Verwaltungsgebäude 
in einen modernen Businesspark zu verwandeln.

UDI Beratungsgesellschaft mbH
Die UDI Beratungsgesellschaft mbH (kurz: UDI) wird die 
Einwerbung des Eigenkapitals für die Emittentin über-
nehmen und die Anleger betreuen. Die UDI versteht 
sich als Finanzdienstleister für Menschen, die ökologisch 
sinnvolle Kapitalanlagen und gleichzeitig attraktive 
Renditen suchen. Anspruch der UDI sind Investitionen 
in qualitativ hochwertige Projekte. Diese bieten im Ver-
gleich zu herkömmlichen Anlageformen eine langfris-
tig rentable Alternative, die Gesellschaft, Umwelt und 
Anlegern nachhaltige Vorteile bringt. 1998 als Vertrieb 
für die Einwerbung von Eigenkapital für Windkraftpro-
jekte gegründet, gehört die UDI Gruppe heute zur Spit-
zengruppe von Anbietern ökologischer Kapitalanlagen. 
2002 hat UDI ihr Angebot auf Solarprojekte ausgeweitet. 
Seit 2006 gehört auch Biogas zu den Geschäftsfeldern. 
Der Erfahrung und Qualität von Kapitalanlagen aus dem 
Haus UDI vertrauen bereits über 12.000 Anleger, die 
so insgesamt rund 280 Mio. Euro investierten. Mit dem 
Kapital der Anleger konnten 361 Windkraftanlagen, 60 
Solarparks und 39 Biogasanlagen finanziert werden. Mit 
diesen Anlagen werden jährlich ca. 1,3 Mrd. kWh Strom 
erzeugt. Damit können ständig rund 1,5 Mio. Menschen 

mit umweltfreundlich erzeugter Energie versorgt wer-
den. Pro Jahr werden so gut 1,5 Mio. Tonnen CO2-Emissi-
onen eingespart. Heute kann UDI in wesentlichen Berei-
chen der Erneuerbaren Energien – Wind, Sonne und 
Biomasse – langjährige Erfahrung vorweisen.

Kompetenter Verbund – Erfolgreiches 
Management
Die Anbieterin und Prospektverantwortliche, die UDI 
Beratungsgesellschaft mbH tritt mit diesem Angebot 
erstmals als Anbieterin und Prospektverantwortliche 
auf. Sie ist eine 100%ige Tochter der UmweltDirektIn-
vest-Beratungsgesellschaft mbH und somit Teil der 
UDI-Gruppe. Anleger profitieren so von einem starken 
und erfahrenen Verbund kompetenter Partner, von den 
Fachkompetenzen der Mitarbeiter und dem reichen 
Erfahrungspool aus vorangegangenen Emissionen.

Solche besonderen Qualifikationen und Branchenkennt-
nisse zeichnen vor allen auch die operativen Geschäfts-
führer Herrn Georg Hetz und Herrn Wolf-Dieter Heck aus.

Georg Hetz, 60 Jahre, Bankkaufmann, war ca. 30 Jahre 
in unterschiedlichen Positionen bei verschiedenen 
Banken tätig, unter anderem in verantwortlicher Posi-
tion bei der Gründung einer großen deutschen Direkt-
bank. Die zweite Bankgründung, in diesem Fall eine 
„grüne“ Direktbank mit Sitz in Nürnberg, gestaltete 
Georg Hetz als Vertriebsleiter aktiv mit und war für die 
erfolgreiche Einwerbung des gesamten Eigenkapitals 
von rund 50,5 Mio. DM verantwortlich. 1998 gründete 
er die die UDI-Gruppe, die sich unter seiner Leitung 
vom Vertrieb für die Einwerbung von Eigenkapital für 
Windparks zu einer renommierten Anbieterin umwelt-
freundlicher Kapitalanlagen und Planerin/Initiatorin 
für Windkraft-, Solar- und Biogaskraftwerke entwickelt. 
Von der Projektentwicklung und der Konzeption von 
ökologischen Kapitalanlagen bis zur Finanzierung und 
Vermittlung dieser Kapitalanlagen an Privatinvestoren 
verfügt die UDI-Gruppe über langjährige Erfahrung 
und Kompetenz.
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Wolf-Dieter Heck, 56 Jahre, Bankkaufmann,  verfügt 
über langjährige Erfahrung in in der Finanzbranche. Als 
Mitarbeiter einer großen deutschen Filialbank war er 
bis 2007 für ein Jahrzehnt Leiter einer eigenen Filiale in 
einer deutschen Großstadt. Seit 5 Jahren ist er bei der 
UDI-Gruppe beschäftigt und hier als Geschäftsführer 
und Vertriebsleiter in verantwortlicher Stellung tätig. 
Herr Heck ist verheiratet und hat zwei Kinder.

Kompetenter Berater
Prof. Dr. Ing. M. Norbert Fisch
Für das ökologische Konzept des Green Building konnte 
UDI auf den Rat eines renommierten Experten auf dem 
Gebiet des nachhaltigen Bauens zurückgreifen: Profes-
sor Dr. Norbert Fisch leitet das Institut für Gebäude- 
und Solartechnik im Fachbereich Architektur an der TU 

Braunschweig, das kreative Lösungen für ein nachhal-
tiges, energieeffizientes, umwelt- und ressourcenscho-
nendes Bauen entwickelt. Für Bürogebäude werden 
innovative Konzepte zur Lüftung, Tageslichtnutzung, 
Gebäudeleittechnik sowie zur Wärmerückgewinnung 
erarbeitet. Ein Schwerpunkt ist die konsequente Nut-
zung der Solarenergie im Gebäudebau. 

Bereits bei seiner Promotion 1984 an der Universität Stutt-
gart hat sich Prof. Dr. Fisch mit der Nutzung der Sonnen-
energie in Wohngebäuden beschäftigt. Seitdem setzt 
er sich für nachhaltige Technik ein in „Gebäuden für die 
Zukunft und für die Menschen, die darin leben und arbei-
ten“. Bis 1996 war er Leiter der Abteilung Rationelle Ener-
gienutzung und Solartechnik am Institut für Thermody-
namik und Wärmetechnik der Universität Stuttgart. Dann 
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Grundriss 6. OG (Planung)

Grundriss 1. OG (Planung)

Grundriss EG (Planung)

Grundriss 5. OG (Planung)

Vermietet

Grundriss 2. bis 4. OG (Planung)

Vermietet
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folgte er dem Ruf an die TU Braunschweig. 2010 wurde er 
in den Wissenschaftlichen Beirat des Bundesamts für Bau-
wesen und Raumordnung berufen.

Neben seiner Professur betreibt er mehrere Ingenieur-
büros, die nachhaltige und ganzheitliche Energie- und 
Klimakonzepte für Gebäude und Siedlungen umsetzen. 
So entstanden unter anderem das Bürogebäude für den 
weltgrößten Wechselrichter-Hersteller SMA in Kassel. 
2003 erhielt Prof. Dr. Fisch den Deutschen Bauphysik-
preis. 2008 wurde er für sein Engagement von EUROSO-
LAR in der Kategorie Solares Bauen und Stadtentwick-
lung mit dem Deutschen Solarpreis ausgezeichnet.
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Vorbemerkung
Die nachfolgenden wirtschaftlichen Angaben liefern 
einen Überblick über die geplante Mittelverwendung 
und Mittelherkunft der Fondsgesellschaft. Der Investi-
tions- und Finanzierungsplan basiert hierbei auf einem 
Gesamtinvestitionsvolumen von insgesamt 16.065.000 
Euro (inkl. Agio). Darin enthalten sind sowohl das 
Eigenkapital der Gesellschafter der Fondsgesellschaft 
wie auch ein aufgenommenes Darlehen der DG HYP – 
Deutsche Genossenschafts-Hypothekenbank AG.

Der dargestellte Investitions- und Finanzierungsplan 
enthält teilweise auf vertragliche Vereinbarungen 
basierende und teilweise geschätzte Werte. Insofern 
handelt es sich um Prognosen zum Zeitpunkt der Pro-
spektaufstellung. Die dargestellten Vergütungen sind 
überwiegend prozentual vom eingeworbenen Eigen-
kapital abhängig. Daneben enthält der Investitions- 
und Finanzierungsplan auch vom Fondsvolumen 

unabhängige Fixgebühren, so dass die Prozentangaben 
für ein geringeres eingeworbenes Eigenkapital abwei-
chen können. Der Investitions- und Finanzierungsplan 
weist darüber hinaus die Quote der einzelnen Position 
hinsichtlich des Anteils am Eigenkapital inklusive sowie 
ohne Agio aus.

Das Kommanditkapital soll bei plangemäßem Verlauf 
der Platzierung bis zum 30.06.2013 voll eingeworben 
sein. Sollte die Einwerbung des für die Durchführung 
des Fondskonzepts erforderlichen Eigenkapitals einen 
längeren Zeitraum benötigen, kann die geschäftsfüh-
rende Kommanditistin die Zeichnungsfrist um ein 
Jahr verlängern. Für Zwecke der Prognoserechnung 
wurde angenommen, dass das Anlageobjekt wirt-
schaftlich, d.  h. durch Übergang von Besitz, Nutzen 
und Lasten, am 01.04.2014 von der Fondsgesellschaft 
erworben wird.

Wirtschaftliche Angaben



Investitions- und Finanzierungsplan (Prognose) in Euro

Mittelverwendung EUR

in % des Ge-

samtkapitals

inkl. Agio

in % des Ei-

genkapitals

inkl. Agio

In EUR je m2 

Nutzfläche

1. Aufwand für den Erwerb der Immobilie einschl. 

     Nebenkosten
13.546.500,00 84,32 167,97 2.637,89

1.1. Kaufpreis der Immobilie FrankenCampus 12.900.000,00 80,30 159,95 2.512,00

1.2. Grunderwerbsteuer 451.500,00 2,81 5,60 87,92

1.3. Nebenkosten des Erwerbs (Notar, Handelsregister) 195.000,00 1,21 2,42 37,97

2. Fondsabhängige Kosten 1.535.320,00 9,56 19,04 298,97

2.1. Prospektherstellung, Fondskonzeption, Marketing 150.000,00 0,93 1,86 29,21

2.2. Rechtliche und steuerliche Beratung 50.000,00 0,31 0,62 9,74

2.3. Gutachten 26.000,00 0,16 0,32 5,06

2.4. Kosten durch die Einwerbung des Eigenkapitals 1.003.750,00 6,25 12,45 195,46

2.5. Finanzierungskosten 298.270,00 1,86 3,70 58,08

2.6. Mittelverwendungskontrolle 7.300,00 0,05 0,09 1,42

3. Nicht abzugsfähige Vorsteuerbeträge 146.927,97 0,91 1,82 28,61

4. Liquiditätsreserve 836.252,03 5,21 10,37 162,84

Gesamtmittelverwendung 16.065.000,00 100,00 199,19 3.128,31

Mittelherkunft

1. Kommanditkapital 8.065.000,00 50,20 100,00 1.570,48

1.1. Beteiligung Gründungskommanditisten 400.000,00 2,49 4,96 77,89

1.2. Beteiligung Anleger 7.300.000,00 45,44 90,51 1.421,52

1.3. Agio 365.000,00 2,27 4,53 71,08

2. Fremdkapital 8.000.000,00 49,80 99,19 1.557,83

Gesamtmittelherkunft 16.065.000,00 100,00 199,19 3.128,31
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Erläuterung Investitions- und 
Finanzierungsplan (Prognose)

Mittelverwendung

1.1. Kaufpreis der Immobilie FrankenCampus
Die Fondsgesellschaft wird auf Grundlage des auf Seite 
82 beschriebenen notariellen Kaufvertrages die Fonds
immobilie mit einer Nutzfläche von 5.135,36 m² zu einem 
Kaufpreis von 12.900.000 Euro schlüsselfertig erwerben. 
Der Verkäufer wird hierbei zur Umsatzsteuer optieren, so 
dass sich der Kaufpreis um die darauf entfallende Umsatz-
steuer erhöht. Die Fondsgesellschaft ist hinsichtlich der 
umsatzsteuerpflichtig vermieteten Flächen wiederum 
zum Vorsteuerabzug berechtigt, so dass sie mit der ihr in 
Rechnung gestellten Umsatzsteuer überwiegend nicht 
belastet ist. Soweit die Fondsgesellschaft nicht zum Vor-
steuerabzug berechtigt ist, werden die nichtabzugsfähi-
gen Vorsteuerbeträge unter Position 3. aufgeführt.

1.2. Grunderwerbsteuer
Die Fondsgesellschaft schuldet für den Erwerb der 
Fondsimmobilie die Zahlung der Grunderwerbsteuer 
i.H.v. 3,5 % des vereinbarten Kaufpreises.

1.3. Nebenkosten des Erwerbs
Für den Erwerb der Fondsimmobilie werden darüber 
hinaus Erwerbsnebenkosten, etwa für die notarielle 
Beurkundung des Kaufvertrages sowie die Handelsre-
gistereintragung der Fondsgesellschaft von ca. 195.000 
Euro anfallen.

2.1. Prospektherstellung, Fondskonzeption, Marketing
Die Fondsgesellschaft wird für die Erstellung des 
Fondskonzeptes und der Prospekterstellung sowie für 
das Marketing der Vermögensanlage Aufwendungen 
von 150.000 Euro tragen.

2.2. Rechtliche und steuerliche Beratung
Die Fondsgesellschaft hat ferner rechtliche und steu-
erliche Beratung in Anspruch genommen. Die Kosten 
hierfür belaufen sich auf 50.000 Euro.

2.3. Gutachten
Die Fondsgesellschaft hat ein Gutachten zur Bewertung 
der Immobilie nach Fertigstellung in Auftrag gegeben. 
Die Kosten hierfür belaufen sich auf 26.000 Euro.

2.4. Kosten durch die Einwerbung des Eigenkapi-
tals (Provisionen)
Die Fondsgesellschaft hat die UDI Beratungsge-
sellschaft mbH mit der Vermittlung des angebo-
tenen Eigenkapitals beauftragt. Für jeden vermit-
telten Anleger erhält die Auftragnehmerin von der 
Fondsgesellschaft eine einmalige Vergütung in Höhe 
von 8,75 % der Kapitaleinlage des Anlegers (Eigenka-
pitalbetrag ohne Agio). Darüber hinaus erhält diese 
von der Fondsgesellschaft das auf den jeweiligen 
Beteiligungsbetrag gezahlte Agio in Höhe von 5 % der 
Kapitaleinlage. In der ausgewiesenen Vergütung von 
1.003.750 Euro sind sowohl die einmalige Vergütung 
als auch das Agio enthalten. Dieses ergibt 12,45 % des 
Eigenkapitals inkl. Agio.
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2.5. Finanzierungskosten
Die Fondsgesellschaft hat Finanzierungskosten, insbe-
sondere Bauzeitzinsen und Bankbearbeitungsgebüh-
ren, i.H.v. ca. 300.000 Euro zu tragen.

2.6. Mittelverwendungskontrolle
Die Fondsgesellschaft hat mit der Rödl Treuhand 
Hamburg GmbH Steuerberatungsgesellschaft einen 
Vertrag über die Verwendungskontrolle der von der 
Fondsgesellschaft eingeworbenen Mittel abgeschlos-
sen. Die Rödl Treuhand Hamburg GmbH wird hierfür 
eine Vergütung von 0,1  % des zu kontrollierenden 
Kapitals der Fondsgesellschaft erhalten.

3. Nicht abzugsfähige Vorsteuerbeträge
Die Fondsgesellschaft ist durch die Vermietung der 
Fondsimmobilie für Zwecke der Umsatzsteuer Unter-
nehmer und daher zum Vorsteuerabzug berechtigt. Da 
die Fondsimmobilie jedoch teilweise umsatzsteuerfrei 
vermietet wird, ist die Fondsgesellschaft teilweise nicht 
zum Vorsteuerabzug berechtigt. Die insoweit nicht 
abgezogene Vorsteuer stellt eine wirtschaftliche Belas-
tung der Fondsgesellschaft dar.

4. Liquiditätsreserve
Die Fondsgesellschaft wird nicht investiertes Kapital 
zu Bildung einer angemessenen Liquiditätsreserve 
verwenden.

Mittelherkunft

1.1. Beteiligung Gründungskommanditisten
Die Treuhand-Kommanditistin sowie die geschäftsfüh-
rende Kommanditistin zeichnen als Gründungsgesell-
schafter der Fondsgesellschaft ein Kommanditkapital 
von insgesamt 400.000 Euro und zahlen dieses voll-
ständig ein.

1.2. Beteiligung Anleger
Anleger beteiligen sich mit einer Gesamtzeichnungs-
summe von 7.300.000 Euro an der Fondsgesellschaft.

1.3. Agio
Die beitretenden Anleger haben über ihren 
Zeichnungsbetrag hinaus ein Agio von 5  % ihrer 
Zeichnungssumme zu leisten.

2. Fremdkapital
Die Fondsgesellschaft beabsichtigt, zum Erwerb der 
Fondsimmobilie ein Darlehen der DG HYP – Deutsche 
Genossenschafts-Hypothekenbank AG i.H.v. 8.000.000 
Euro aufzunehmen.
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Liquiditätsprognose (Prognose) in Euro

2013 2014 2015 2016 2017 2018 2019 2020 2021 2022 2023 2024 2025 Gesamt

Einnahmen

1. Mieteinnahmen (netto) 0,00 610.209,04 813.612,05 844.122,50 854.292,65 886.328,63 897.007,29 930.645,06 941.857,65 977.177,31 988.950,53 1.026.036,18 1.038.398,06 10.808.636,94

2. Zinseinnahmen Liquiditätsreserve 0,00 5.582,66 4.316,48 4.010,23 3.468,74 2.990,48 2.727,42 2.533,07 2.567,52 2.528,69 2.442,65 2.291,78 1.899,59 37.359,31

3. Betriebskostenumlage 0,00 154.060,80 156.371,71 158.717,29 161.098,05 163.514,52 165.967,24 168.456,74 170.983,60 173.548,35 176.151,57 178.793,85 181.475,76 2.009.139,47

4. Verkauf der Immobilie 16.614.368,94 16.614.368,94

Summe 0,00 769.852,50 974.300,24 1.006.850,02 1.018.859,44 1.052.833,62 1.065.701,94 1.101.634,88 1.115.408,76 1.153.254,35 1.167.544,76 1.207.121,81 1.221.773,41 16.614.368,94 29.469.504,65

Ausgaben

5. Festzins 3,3% von 2014 bis 2023, danach 
     5% angenommen 0,00 264.000,00 264.000,00 262.020,00 257.994,66 253.836,48 249.541,09 245.103,94 240.520,37 235.125,55 228.892,69 337.051,74 330.310,70 3.168.397,23

6. Tilgung (2 Jahre tilgungsfrei, danach 
     1,5% ab dem 9. Jahr 2%) 0,00 60.000,00 121.980,00 126.005,34 130.163,52 134.458,91 138.896,06 163.479,63 188.874,45 195.107,31 134.820,70 141.561,73 6.464.652,36 8.000.000,00

7. Mietausfallwagnis 0,00 6.102,09 8.136,12 8.441,23 8.542,93 8.863,29 8.970,07 9.306,45 9.418,58 9.771,77 9.889,51 10.260,36 10.383,98 108.086,37

8. Betriebskostenumlage 0,00 154.060,80 156.371,71 158.717,29 161.098,05 163.514,52 165.967,24 168.456,74 170.983,60 173.548,35 176.151,57 178.793,85 181.475,76 2.009.139,47

9. Instandhaltung 0,00 6.102,09 8.136,12 8.441,23 8.542,93 8.863,29 8.970,07 9.306,45 9.418,58 9.771,77 9.889,51 10.260,36 10.383,98 108.086,37

10. Revitalisierung, Neuvermietung 0,00 3.051,05 4.068,06 4.220,61 4.271,46 4.431,64 4.485,04 4.653,23 4.709,29 4.885,89 4.944,75 5.130,18 5.191,99 54.043,18

11. Objektverwaltung 0,00 18.300,00 24.400,00 25.300,00 25.600,00 26.600,00 26.900,00 27.900,00 28.300,00 29.300,00 29.700,00 30.800,00 31.200,00 324.300,00

12. Steuerberatung 10.000,00 10.000,00 10.150,00 10.300,00 10.450,00 10.610,00 10.770,00 10.930,00 11.090,00 11.260,00 11.430,00 11.600,00 11.770,00 140.360,00

13. Treuhänder/Anlergerverwaltung 10.000,00 10.000,00 10.150,00 10.300,00 10.450,00 10.610,00 10.770,00 10.930,00 11.090,00 11.260,00 11.430,00 11.600,00 11.770,00 140.360,00

14. Vergütung geschäftsführende 
      Kommanditistin 10.000,00 10.000,00 10.150,00 10.300,00 10.450,00 10.610,00 10.770,00 10.930,00 11.090,00 11.260,00 11.430,00 11.600,00 11.770,00 140.360,00

15. Sonstige Kosten (Abschluss etc.) 5.000,00 5.000,00 5.000,00 5.000,00 5.000,00 5.000,00 5.000,00 5.000,00 5.000,00 5.000,00 5.000,00 5.000,00 5.000,00 65.000,00

16. Haftungsvergütung Komplementär 10.000,00 10.000,00 10.000,00 10.000,00 10.000,00 10.000,00 10.000,00 10.000,00 10.000,00 10.000,00 10.000,00 10.000,00 10.000,00 130.000,00

17. Nicht abzugsfähige Vorsteuerbeträge 496,07 2.463,40 2.583,50 2.627,61 2.663,24 2.709,73 2.746,54 2.794,01 2.832,80 2.881,61 2.921,64 2.972,60 3.013,56 33.706,31

Summe 45.496,07 499.079,43 573.145,52 637.647,96 641.068,60 645.812,46 649.348,96 654.206,88 677.932,84 702.939,39 706.786,98 759.889,79 763.831,70 6.464.652,36 14.421.838,93

18. Einnahmeüberschuss des Fonds -45.496,07 270.773,07 401.154,72 369.202,07 377.790,83 407.021,16 416.352,99 447.428,00 437.475,92 450.314,95 460.757,78 447.232,01 457.941,70 10.149.716,58 15.047.665,73

19. Ausschüttung Fondsgesellschaft (% EK) 5,75% 5,75% 5,75% 5,75% 5,75% 5,75% 5,75% 5,75% 6,00% 6,25% 6,50% 7,00% 134,11% 205,86%

20. Ausschüttung (Ø p. a.) 442.750,00 442.750,00 442.750,00 442.750,00 442.750,00 442.750,00 442.750,00 442.750,00 462.000,00 481.250,00 500.500,00 539.000,00 10.326.667,76 15.851.417,76

21. Frühzeichnerbonus 32.500,00 32.500,00

22. Liquiditätsreserve Fondsgesellschaft 758.255,96 586.279,03 544.683,76 471.135,82 406.176,66 370.447,82 344.050,80 348.728,80 343.454,73 331.769,68 311.277,46 258.009,48 176.951,18 0,00
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Liquiditätsprognose (Prognose) in Euro

2013 2014 2015 2016 2017 2018 2019 2020 2021 2022 2023 2024 2025 Gesamt

Einnahmen

1. Mieteinnahmen (netto) 0,00 610.209,04 813.612,05 844.122,50 854.292,65 886.328,63 897.007,29 930.645,06 941.857,65 977.177,31 988.950,53 1.026.036,18 1.038.398,06 10.808.636,94

2. Zinseinnahmen Liquiditätsreserve 0,00 5.582,66 4.316,48 4.010,23 3.468,74 2.990,48 2.727,42 2.533,07 2.567,52 2.528,69 2.442,65 2.291,78 1.899,59 37.359,31

3. Betriebskostenumlage 0,00 154.060,80 156.371,71 158.717,29 161.098,05 163.514,52 165.967,24 168.456,74 170.983,60 173.548,35 176.151,57 178.793,85 181.475,76 2.009.139,47

4. Verkauf der Immobilie 16.614.368,94 16.614.368,94

Summe 0,00 769.852,50 974.300,24 1.006.850,02 1.018.859,44 1.052.833,62 1.065.701,94 1.101.634,88 1.115.408,76 1.153.254,35 1.167.544,76 1.207.121,81 1.221.773,41 16.614.368,94 29.469.504,65

Ausgaben

5. Festzins 3,3% von 2014 bis 2023, danach 
     5% angenommen 0,00 264.000,00 264.000,00 262.020,00 257.994,66 253.836,48 249.541,09 245.103,94 240.520,37 235.125,55 228.892,69 337.051,74 330.310,70 3.168.397,23

6. Tilgung (2 Jahre tilgungsfrei, danach 
     1,5% ab dem 9. Jahr 2%) 0,00 60.000,00 121.980,00 126.005,34 130.163,52 134.458,91 138.896,06 163.479,63 188.874,45 195.107,31 134.820,70 141.561,73 6.464.652,36 8.000.000,00

7. Mietausfallwagnis 0,00 6.102,09 8.136,12 8.441,23 8.542,93 8.863,29 8.970,07 9.306,45 9.418,58 9.771,77 9.889,51 10.260,36 10.383,98 108.086,37

8. Betriebskostenumlage 0,00 154.060,80 156.371,71 158.717,29 161.098,05 163.514,52 165.967,24 168.456,74 170.983,60 173.548,35 176.151,57 178.793,85 181.475,76 2.009.139,47

9. Instandhaltung 0,00 6.102,09 8.136,12 8.441,23 8.542,93 8.863,29 8.970,07 9.306,45 9.418,58 9.771,77 9.889,51 10.260,36 10.383,98 108.086,37

10. Revitalisierung, Neuvermietung 0,00 3.051,05 4.068,06 4.220,61 4.271,46 4.431,64 4.485,04 4.653,23 4.709,29 4.885,89 4.944,75 5.130,18 5.191,99 54.043,18

11. Objektverwaltung 0,00 18.300,00 24.400,00 25.300,00 25.600,00 26.600,00 26.900,00 27.900,00 28.300,00 29.300,00 29.700,00 30.800,00 31.200,00 324.300,00

12. Steuerberatung 10.000,00 10.000,00 10.150,00 10.300,00 10.450,00 10.610,00 10.770,00 10.930,00 11.090,00 11.260,00 11.430,00 11.600,00 11.770,00 140.360,00

13. Treuhänder/Anlergerverwaltung 10.000,00 10.000,00 10.150,00 10.300,00 10.450,00 10.610,00 10.770,00 10.930,00 11.090,00 11.260,00 11.430,00 11.600,00 11.770,00 140.360,00

14. Vergütung geschäftsführende 
      Kommanditistin 10.000,00 10.000,00 10.150,00 10.300,00 10.450,00 10.610,00 10.770,00 10.930,00 11.090,00 11.260,00 11.430,00 11.600,00 11.770,00 140.360,00

15. Sonstige Kosten (Abschluss etc.) 5.000,00 5.000,00 5.000,00 5.000,00 5.000,00 5.000,00 5.000,00 5.000,00 5.000,00 5.000,00 5.000,00 5.000,00 5.000,00 65.000,00

16. Haftungsvergütung Komplementär 10.000,00 10.000,00 10.000,00 10.000,00 10.000,00 10.000,00 10.000,00 10.000,00 10.000,00 10.000,00 10.000,00 10.000,00 10.000,00 130.000,00

17. Nicht abzugsfähige Vorsteuerbeträge 496,07 2.463,40 2.583,50 2.627,61 2.663,24 2.709,73 2.746,54 2.794,01 2.832,80 2.881,61 2.921,64 2.972,60 3.013,56 33.706,31

Summe 45.496,07 499.079,43 573.145,52 637.647,96 641.068,60 645.812,46 649.348,96 654.206,88 677.932,84 702.939,39 706.786,98 759.889,79 763.831,70 6.464.652,36 14.421.838,93

18. Einnahmeüberschuss des Fonds -45.496,07 270.773,07 401.154,72 369.202,07 377.790,83 407.021,16 416.352,99 447.428,00 437.475,92 450.314,95 460.757,78 447.232,01 457.941,70 10.149.716,58 15.047.665,73

19. Ausschüttung Fondsgesellschaft (% EK) 5,75% 5,75% 5,75% 5,75% 5,75% 5,75% 5,75% 5,75% 6,00% 6,25% 6,50% 7,00% 134,11% 205,86%

20. Ausschüttung (Ø p. a.) 442.750,00 442.750,00 442.750,00 442.750,00 442.750,00 442.750,00 442.750,00 442.750,00 462.000,00 481.250,00 500.500,00 539.000,00 10.326.667,76 15.851.417,76

21. Frühzeichnerbonus 32.500,00 32.500,00

22. Liquiditätsreserve Fondsgesellschaft 758.255,96 586.279,03 544.683,76 471.135,82 406.176,66 370.447,82 344.050,80 348.728,80 343.454,73 331.769,68 311.277,46 258.009,48 176.951,18 0,00
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Liquiditätsprognose (Prognose)



48  |  Wirtschaftliche Angaben

Die auf den vorhergehenden Seiten dargestellte Pro-
gnoserechnung beruht zum Teil auf bereits abge-
schlossenen Verträgen wie auch auf Annahmen und 
geschätzten Ausgaben. Es kann nicht ausgeschlossen 
werden, dass die tatsächlichen Einnahmen und Aus-
gaben von den dargestellten Werten abweichen. Ins-
besondere können Werte eine größere Ungenauigkeit 
aufweisen, je weiter diese in der Zukunft liegen. Die 
Berechnungen sind auf volle Euro-Beträge gerundet. 
Insoweit können sich Rundungsdifferenzen ergeben.

Ausgaben
Die Fondsgesellschaft wird diverse laufende Ausgaben 
tätigen.

5.–6. Hierzu gehören zum einen die Aufwendungen für 
die beabsichtigte Inanspruchnahme des Darlehens der 
DG HYP – Deutsche Genossenschafts-Hypothekenbank 
AG, bestehend aus Zinszahlungen von anfänglich 3,3 % 
der jeweiligen Darlehensvaluta sowie die zu leistenden 
Tilgungsraten nach Ablauf von zwei tilgungsfreien Jahren.

7. Um eventuelle Leerstandszeiten zu kalkulieren, geht 
die Fondsgesellschaft von einem Mietausfallwagnis 
von 1 % der jeweiligen Nettomieteinnahmen aus.

8. Die anfallenden Betriebskosten wurden mit 2,50 
Euro je m² vermietbarer Fläche angesetzt. Die Betriebs-
kosten werden durch Umlage vom jeweiligen Mieter 
getragen. Die Betriebskosten sind ab dem Jahr 2015 
mit 1,5% p. a. indexiert.

9.–10. Die Fondsgesellschaft geht von Aufwendungen 
für Instandhaltung sowie für Revitalisierungsmaßnah-
men im Falle einer Neuvermietung von insgesamt 
1,5 % der jeweiligen Nettomieteinnahmen aus.

11. Die Kosten für die Objektverwaltung betragen 3 % 
der Nettomieteinnahmen. Die am Verbraucherindex 
gekoppelten Kostenanpassungen für die Objektver-
waltung wurden in der Prognoserechnung nicht dar-
gestellt, da sie nicht wesentlich sind.

12. Die Fondsgesellschaft hat ferner Aufwendungen für 
laufende steuerliche Beratung zu tragen. Diese betragen 
anfänglich 10.000 Euro und sind mit 1,5 % p. a. indexiert.

Erläuterung zur Prognoserechnung

Einnahmen
1. Der Fondsgesellschaft fließen im wesentlichen Ein-
nahmen aus der Vermietung der Fondsimmobilie zu. 
Hierzu gehört sowohl die vereinbarte Nettomiete wie 
auch die vom jeweiligen Mieter zu leistende Betriebs-
kostenumlage. Vorliegend wird von einem erstmaligen 
Zufluss der Mieteinnahmen ab dem 01.04.2014 ausge-
gangen. Die Nettomiete erhöht sich danach alle zwei 
Jahre um 5 %, erstmals ab dem 3. Mietjahr. Die Basis für 
die Mietberechnung in der Prognoserechnung stellen 
die Mietverträge und der Mietgarantievertrag dar. Auf 
die Darstellung der auf die Mietzahlungen erhobenen 
Umsatzsteuer wurde aus Vereinfachungsgründen ver-
zichtet, da diese der Fondsgesellschaft wirtschaftlich 
nicht zusteht, sondern an den Fiskus abzuführen ist.

2. Daneben erzielt die Fondsgesellschaft in geringe-
rem Umfang auch Zinseinnahmen aus der Anlage der 
Liquiditätsreserve.

3. Die Fondsgesellschaft erhält Betriebskostenumla-
gen, die von den Mietern zu tragen sind.

4. Prognosegemäß wird die Fondsimmobilie im 
Jahr 2025 zum 16-Fachen der Nettomieteinnahmen 
veräußert.
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13. Die COMPASS Treuhandgesellschaft mbH erhält für 
die Übernahme der Treuhänderstellung eine jährliche 
Vergütung von 10.000 Euro. Die Vergütung ist ab dem 
Jahr 2015 mit 1,5 % indexiert.

14. Die geschäftsführende Kommanditistin erhält für die 
Übernahme der Geschäftsführungstätigkeiten eine jähr-
liche Vergütung von 10.000 Euro. Diese ist ab dem Jahr 
2015 mit 1,5 % indexiert.

15. Die Fondsgesellschaft wird ferner sonstige Kosten 
wie Aufwendungen für die Erstellung des Jahresab-
schlusses i.H.v. ca. 5.000 Euro aufbringen.

16. Die Komplementärin erhält für die Übernahme der 
persönlichen Haftung eine jährliche Vergütung von 
10.000 Euro.

17. Die Fondsgesellschaft ist nur insoweit zum Vor-
steuerabzug berechtigt, als die Fondsimmobilie auch 
umsatzsteuerpflichtig vermietet wird. Ihr in Rechnung 
gestellte Umsatzsteuer, welche nicht als Vorsteuer 
abgezogen werden kann, stellt eine Belastung der 
Fondsgesellschaft dar.

Einnahmeüberschuss

18. Der Einnahmeüberschuss ermittelt sich aus dem Saldo 
zwischen den jährlichen Einnahmen und Ausgaben.

19. Die Fondsgesellschaft plant, anfängliche Auszah-
lungen an den Anleger von 5,75 % p. a. vorzunehmen, 
welche auf 7 % p. a. ansteigen sollen. Im Falle eines pro-
gnostizierten Verkaufs im Jahr 2025 zu einem 16-fachen 
Verkaufspreis der Nettomieteinnahmen sollen nach 
Rückzahlung des verbleibenden Darlehensbetrages ca. 
weitere 134  % des gezeichneten Kommanditkapitals 
der Fondsgesellschaft ausgeschüttet werden.

20. Im Jahr 2025 sollen daher prognosegemäß 539.000 
Euro aus laufenden Mieteinnahmen und ca. 10.300.000 
Euro aus einem Veräußerungserlös ausgezahlt werden.

Ausschüttungen erfolgen erst im folgenden Jahr des 
jeweiligen Gewinnfeststellungszeitraums. Zur einfa-
cheren Darstellung werden jedoch die Ausschüttun-
gen bereits in dem Jahr unterstellt, in dem der Gewinn 
erzielt wurde.

21. Die Auszahlung des Frühzeichnerbonus erfolgt zum 
31.03.2013. Die Verzinsung des Frühzeichnerbonuses 
beträgt 3 % p. a. Für die Prognoserechnung wurden bis 
zum 28.02.2013 Zeichnungen in Höhe von 6.250.000 
Euro und bis zum 31.03.2013 weitere Zeichnungen in 
Höhe von 500.000 Euro angenommen.

22. Die Fondsgesellschaft wird ferner eine angemes-
sene Liquiditätsreserve bilden, um nicht vorhergese-
hene Kosten zu begleichen.



Erläuterung steuerliches Ergebnis

1. Die Fondsimmobilie wird prognosegemäß ab dem 
Jahr 2014 an die jeweiligen Mieter übergeben. Ab die-
sem Zeitpunkt fließen der Fondsgesellschaft Mietein-
nahmen zu.

2. Die Betriebskostenumlage, welche von den Mietern 
zu leisten ist, steigt in der Prognose ab dem Jahr 2015 
um 1,5 % im Vergleich zum jeweiligen Vorjahr.

Die Position „Ausgaben“ bildet die prognostizierten 
Aufwendungen der Fondsgesellschaft ab (vgl. hierzu 
auch die Prognoserechnung auf Seite 46 ff. dieses 
Verkaufsprospekts).

3. Die zu leistenden Tilgungsraten stellen keine Wer-
bungskosten für den Anleger dar und sind daher bei 
den geleisteten Ausgaben wieder hinzuzurechnen.

4. Das Gebäude der Fondsimmobilie ist mit 2  % der 
Gebäudeanschaffungskosten p.  a. abzuschreiben. Im 
Gegensatz dazu sind für die Bemessungsgrundlage 
der steuerlichen Abschreibung auch die Weichkos-
ten zu aktivieren, so dass die steuerliche Abschrei-
bung nicht mit der handelsrechtlichen Abschreibung 
übereinstimmt.

5. Die Position „Steuerliches Ergebnis aus Einkünften 
aus Vermietung und Verpachtung“ gibt den Saldo der 
Einnahmen über die Werbungskosten an. Das dem 
Anleger zugewiesene steuerliche Ergebnis ist von 
diesem mit seinem persönlichen Einkommensteuer-
satz zu versteuern zzgl. Solidaritätszuschlag und ggf. 
Kirchensteuer.

Daneben erzielt die Fondsgesellschaft in geringem 
Umfang Zinserträge aus der Anlage der Liquiditäts-
reserve. Die hieraus generierten Einkünfte gehören 
beim Anleger zu denen aus Kapitalvermögen, soweit 
dieser seine Beteiligung an der Fondsgesellschaft im 
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Steuerliches Ergebnis aus Einkünften aus Vermietung und Verpachtung
(Prognose) in Euro

2013 2014 2015 2016 2017 2018 2019 2020 2021 2022 2023 2024 2025

1. Summe Mieteinnahmen Fondsgesellschaft 610.209 813.612 844.123 854.293 886.329 897.007 930.645 941.858 977.177 988.951 1.026.036 1.038.398 

2. Summe Betriebskostenumlage 154.061 156.372 158.717 161.098 163.515 165.967 168.457 170.984 173.548 176.152 178.794 181.476 

3. Summe Ausgaben -45.496 -499.079 -573.146 -637.648 -641.069 -645.812 -649.349 -654.207 -677.933 -702.939 -706.787 -759.890 -763.832 

4. Hinzurechnung Tilgungszahlungen 0 60.000 121.980 126.005 130.164 134.459 138.896 163.480 188.874 195.107 134.821 141.562 

5. Abschreibung Immobilie -182.177 -242.903 -242.903 -242.903 -242.903 -242.903 -242.903 -242.903 -242.903 -242.903 -242.903 -242.903 

6. Sofort abzugsfähige Weichkosten -47.300 

7. Steuerliches Ergebnis aus Einkünften aus

    Vermietung und Verpachtung
-92.796    83.013    213.935    244.269    257.424    291.291    305.181    340.888    355.485    393.758    410.519    336.858    354.701   



steuerlichen Privatvermögen hält, und unterliegen der 
linearen Abgeltungsteuer von 25 % zzgl. Solidaritäts-
zuschlag und ggf. Kirchensteuer.
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Steuerliches Ergebnis 

Steuerliches Ergebnis aus Einkünften aus Vermietung und Verpachtung
(Prognose) in Euro

2013 2014 2015 2016 2017 2018 2019 2020 2021 2022 2023 2024 2025

1. Summe Mieteinnahmen Fondsgesellschaft 610.209 813.612 844.123 854.293 886.329 897.007 930.645 941.858 977.177 988.951 1.026.036 1.038.398 

2. Summe Betriebskostenumlage 154.061 156.372 158.717 161.098 163.515 165.967 168.457 170.984 173.548 176.152 178.794 181.476 

3. Summe Ausgaben -45.496 -499.079 -573.146 -637.648 -641.069 -645.812 -649.349 -654.207 -677.933 -702.939 -706.787 -759.890 -763.832 

4. Hinzurechnung Tilgungszahlungen 0 60.000 121.980 126.005 130.164 134.459 138.896 163.480 188.874 195.107 134.821 141.562 

5. Abschreibung Immobilie -182.177 -242.903 -242.903 -242.903 -242.903 -242.903 -242.903 -242.903 -242.903 -242.903 -242.903 -242.903 

6. Sofort abzugsfähige Weichkosten -47.300 

7. Steuerliches Ergebnis aus Einkünften aus

    Vermietung und Verpachtung
-92.796    83.013    213.935    244.269    257.424    291.291    305.181    340.888    355.485    393.758    410.519    336.858    354.701   



Prognostizierte Kapitalrückflussrechnung für eine Beteiligung in Höhe von 10.000 Euro (Zusammenveranlagung, zu versteuerndes Einkommen ab 501.462 Euro, Grenzsteueratz: 45%)

2013 2014 2015 2016 2017 2018 2019 2020 2021 2022 2023 2024 2025 Summe

1. Gebundenes Kapital 10.500 10.443 9.921 9.479 9.057 8.641 8.247 7.861 7.497 7.142 6.786 6.415 5.974 

2.1. Gewinnausschüttungen 0 0 0 0 0 0 434 480 499 549 571 475 7.077 10.086

2.2. Steuererstattungen (+) / Steuerzahlungen (-) 57 -53 -133 -152 -160 -181 -189 -211 -220 -244 -254 -209 -219 -2.168

2.3 Eigenkapitalzahlung (-) / Eigenkapitalrückzahlung (+) 0 575 575 575 575 575 141 95 76 51 54 175 7.034 10.500
2.4. Summe des Rückflusses 57 522 442 423 415 394 386 364 355 356 371 441 13.892 18.418

3. Haftungsvolumen 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 710 
4. anteiliges Fremdkapital 10.390 10.390 10.312 10.153 9.990 9.821 9.646 9.466 9.253 9.008 8.755 8.579 8.396 

Erläuterung zur prognostizierten
Kapitalrückflussrechnung
Der Anleger hat das ihm zugewiesene Ergebnis der Ein-
künfte aus Vermietung und Verpachtung mit seinem 
persönlichen Steuersatz zzgl. Solidaritätszuschlag und 
ggf. Kirchensteuer zu versteuern. Die prognostizierten 
Kapitalflussrechnungen basiert auf der Prognoserech-
nung und enthalten beispielhaft die Besteuerung für 
einen Anleger bei einer Beteiligungssumme von 10.000 

Euro zzgl. 5 % Agio unter der Annahme, dass der Anleger 
seine Beteiligung im steuerlichen Privatvermögen hält.

In der ersten dargestellten  prognostizierten Kapi-
talrückflussrechnung wird ein Grenzsteuersatz von 
45  % zzgl. Solidaritätszuschlag angenommen, was 
bei einer Zusammenveranlagung einem zu versteu-
erndem Einkommen von mehr als 501.462 Euro ent-
spricht. In den darunterfolgenden prognostizierten 

Prognostizierte Kapitalrückflussrechnung für eine Beteiligung in Höhe von 10.000 Euro (Zusammenveranlagung, zu versteuerndes Einkommen 136.200 Euro, Durchschnittssteuersatz: 30%)

2013 2014 2015 2016 2017 2018 2019 2020 2021 2022 2023 2024 2025 Summe

1. Gebundenes Kapital 10.500 10.462 9.923 9.437 8.964 8.496 8.042 7.594 7.160 6.732 6.294 5.839 5.328 

2.1. Gewinnausschüttungen 0 0 0 0 0 0 434 480 499 549 571 475 7.077 10.086

2.2. Steuererstattungen (+) / Steuerzahlungen (-) 38 -36 -89 -102 -107 -121 -126 -141 -147 -163 -170 -139 -146 -1.450

2.3 Eigenkapitalzahlung (-) / Eigenkapitalrückzahlung (+) 0 575 575 575 575 575 141 95 76 51 54 175 7.034 10.500
2.4. Summe des Rückflusses 38 539 486 473 468 454 449 434 428 437 455 511 13.965 19.136

3. Haftungsvolumen 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 710 
4. anteiliges Fremdkapital 10.390 10.390 10.312 10.153 9.990 9.821 9.646 9.466 9.253 9.008 8.755 8.579 8.396 

Prognostizierte Kapitalrückflussrechnung für eine Beteiligung in Höhe von 10.000 Euro (Zusammenveranlagung, zu versteuerndes Einkommen 68.100 Euro, Durchschnittssteuersatz: 20,38%)

2013 2014 2015 2016 2017 2018 2019 2020 2021 2022 2023 2024 2025 Summe

1. Gebundenes Kapital 10.500 10.470 9.924 9.420 8.926 8.436 7.958 7.483 7.020 6.562 6.091 5.601 5.062

2.1. Gewinnausschüttungen 0 0 0 0 0 0 434 480 499 549 571 475 7.077 10.086

2.2. Steuererstattungen (+) / Steuerzahlungen (-) 30 -29 -71 -81 -85 -96 -101 -112 -117 -129 -135 -111 -116 -1.153

2.3 Eigenkapitalzahlung (-) / Eigenkapitalrückzahlung (+) 0 575 575 575 575 575 141 95 76 51 54 175 7.034 10.500
2.4. Summe des Rückflusses 30 546 504 494 490 479 474 463 458 471 490 539 13.995 19.433

3. Haftungsvolumen 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 710
4. anteiliges Fremdkapital 10.390 10.390 10.312 10.153 9.990 9.821 9.646 9.466 9.253 9.008 8.755 8.579 8.396
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Prognostizierte Kapitalrückflussrechnung für eine Beteiligung in Höhe von 10.000 Euro (Zusammenveranlagung, zu versteuerndes Einkommen ab 501.462 Euro, Grenzsteueratz: 45%)

2013 2014 2015 2016 2017 2018 2019 2020 2021 2022 2023 2024 2025 Summe

1. Gebundenes Kapital 10.500 10.443 9.921 9.479 9.057 8.641 8.247 7.861 7.497 7.142 6.786 6.415 5.974 

2.1. Gewinnausschüttungen 0 0 0 0 0 0 434 480 499 549 571 475 7.077 10.086

2.2. Steuererstattungen (+) / Steuerzahlungen (-) 57 -53 -133 -152 -160 -181 -189 -211 -220 -244 -254 -209 -219 -2.168

2.3 Eigenkapitalzahlung (-) / Eigenkapitalrückzahlung (+) 0 575 575 575 575 575 141 95 76 51 54 175 7.034 10.500
2.4. Summe des Rückflusses 57 522 442 423 415 394 386 364 355 356 371 441 13.892 18.418

3. Haftungsvolumen 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 710 
4. anteiliges Fremdkapital 10.390 10.390 10.312 10.153 9.990 9.821 9.646 9.466 9.253 9.008 8.755 8.579 8.396 

Prognostizierte Kapitalrückflussrechnung für eine Beteiligung in Höhe von 10.000 Euro (Zusammenveranlagung, zu versteuerndes Einkommen 136.200 Euro, Durchschnittssteuersatz: 30%)

2013 2014 2015 2016 2017 2018 2019 2020 2021 2022 2023 2024 2025 Summe

1. Gebundenes Kapital 10.500 10.462 9.923 9.437 8.964 8.496 8.042 7.594 7.160 6.732 6.294 5.839 5.328 

2.1. Gewinnausschüttungen 0 0 0 0 0 0 434 480 499 549 571 475 7.077 10.086

2.2. Steuererstattungen (+) / Steuerzahlungen (-) 38 -36 -89 -102 -107 -121 -126 -141 -147 -163 -170 -139 -146 -1.450

2.3 Eigenkapitalzahlung (-) / Eigenkapitalrückzahlung (+) 0 575 575 575 575 575 141 95 76 51 54 175 7.034 10.500
2.4. Summe des Rückflusses 38 539 486 473 468 454 449 434 428 437 455 511 13.965 19.136

3. Haftungsvolumen 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 710 
4. anteiliges Fremdkapital 10.390 10.390 10.312 10.153 9.990 9.821 9.646 9.466 9.253 9.008 8.755 8.579 8.396 

Prognostizierte Kapitalrückflussrechnung für eine Beteiligung in Höhe von 10.000 Euro (Zusammenveranlagung, zu versteuerndes Einkommen 68.100 Euro, Durchschnittssteuersatz: 20,38%)

2013 2014 2015 2016 2017 2018 2019 2020 2021 2022 2023 2024 2025 Summe

1. Gebundenes Kapital 10.500 10.470 9.924 9.420 8.926 8.436 7.958 7.483 7.020 6.562 6.091 5.601 5.062

2.1. Gewinnausschüttungen 0 0 0 0 0 0 434 480 499 549 571 475 7.077 10.086

2.2. Steuererstattungen (+) / Steuerzahlungen (-) 30 -29 -71 -81 -85 -96 -101 -112 -117 -129 -135 -111 -116 -1.153

2.3 Eigenkapitalzahlung (-) / Eigenkapitalrückzahlung (+) 0 575 575 575 575 575 141 95 76 51 54 175 7.034 10.500
2.4. Summe des Rückflusses 30 546 504 494 490 479 474 463 458 471 490 539 13.995 19.433

3. Haftungsvolumen 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 710
4. anteiliges Fremdkapital 10.390 10.390 10.312 10.153 9.990 9.821 9.646 9.466 9.253 9.008 8.755 8.579 8.396

Kapitalrückflussrechnungen werden Steuersätze von 
30  % bzw. 20,38  % jeweils zzgl. Solidaritätszuschlag 
angenommen. Dies  entspricht einem zu versteueren-
dem Einkommen von 136.200 Euro bzw. 68.100 Euro 
bei Zusammenveranlagung.

Die Kapitalrückflussrechnung geht davon aus, dass sich 
die Beteiligung exakt wie in der Prognoserechnung dar-
gestellt entwickelt. Daher gelten alle Annahmen und 

Vorbehalte der Prognoserechnung auch für die Kapital-
rückflussrechnung. Für Zwecke dieser vereinfachten Dar-
stellung sind Auszahlungen bereits in dem Wirtschaftsjahr, 
für das sie gezahlt werden, und nicht im Jahr des Zuflusses 
an den Anleger berücksichtigt worden. Tatsächlich sollen 
Auszahlungen an den Anleger jeweils nach Beschluss 
der Gesellschafterversammlung erfolgen. Angenommen 
wird ein Beitritt des Anlegers zum 01.01.2013. Auf eine 
Darstellung des Frühzeichnerbonuses wurde verzichtet.
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Gesamtrückfluss in % der Beteiligung

bei negativer 

Abweichung
Prognose

bei positiver 

Abweichung

1. Variation des Verkaufsfaktors 192 % 206 % 219 %

2. Variation der Instandhaltungskosten 206 % 206 % 206 %

3. Variation des Mietausfalls 204 % 206 % 207 %

4. Zusammentreffen der obigen Einflussfaktoren 191 % 206 % 221 %

Die in der Prognoserechnung dargestellten Ergeb-
nisse unterliegen verschiedenen Annahmen. Da nicht 
vorhergesagt werden kann, wie sich die einzelnen 
Parameter der Prognoserechnung entwickeln, können 
diese im Zeitablauf von den Annahmen abweichen.

Im Folgenden werden daher die Auswirkungen einer 
Variation des Verkaufsfaktors, der prognostizierten 
Instandhaltungskosten sowie des Mietausfalls (sog. 
Einflussfaktoren) auf die Gesamtrückflüsse vor Steu-
ern dargestellt. Darüber hinaus wird ebenfalls ein 
Zusammentreffen der genannten Einflussfaktoren 
simuliert. Dargestellt werden sowohl eine negative wie 
auch eine positive Abweichung von den Werten der 
Prognoserechnung.

Erläuterungen zu Sensitivitätsanalyse

1. Vorliegend geht die Anbieterin von einem Ver-
kauf der Fondsimmobilie zu dem 16-Fachen der 

Jahresnettomieteinnahmen aus. Bei einer negativen 
Abweichung wird ein Verkauf zum 15-Fachen und bei 
einer positiven Abweichung zum 17-Fachen Verkaufs-
faktor unterstellt.

2. Die Instandhaltungskosten wurden vorliegend mit 
1 % der Jahresnettomieteinnahmen kalkuliert. Bei der 
Darstellung der negativen Abweichung betragen diese 
1,2  % und im Falle einer positiven Abweichung nur 
0,9 % der Jahresnettomieteinnahmen.

3. Zuletzt wird ein Mietausfallwagnis von 1  % der 
Jahresnettomieteinnahmen prognostiziert. Bei einer 
negativen Abweichung wird von 2  % und bei einer 
positiven Abweichung von keinem Mietausfall über die 
gesamte Haltedauer ausgegangen.

4. Abschließend werden die einzeln dargestellten Fak-
toren kumuliert betrachtet.
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UDI Green Building Fonds I
FrankenCampus GmbH & Co. KG in Euro

Eröffnungsbilanz 
zum 29.06.2012

Zwischenbilanz 
zum 31.12.2012

Aktiva

A. Umlaufvermögen

I. Forderungen und sonstige Vermögensgegenstände 1.000 0

II. Kassenbestand, Guthaben bei Kreditinstituten 0 305

Summe Aktiva 1.000 305

Passiva

A. Eigenkapital

I. Gezeichnetes Kapital 1.000 400.000

- ausstehende Einlagen -399.000

II. Jahresfehlbetrag 0 -25.695

B. Verbindlichkeiten

I. sonstige Verbindlichkeiten (mit einer Restlaufzeit bis zu einem Jahr) 0 25.000

Summe Passiva 1.000 305

UDI Green Building Fonds I FrankenCampus 
GmbH & Co. KG in Euro

Zwischen-Gewinn- und Verlustrechnung 
29.06.2012 bis 31.12.2012

1. sonstige betriebliche Aufwendungen

a) ordentliche betriebliche Aufwendungen

aa) Versicherungen, Beiträge und Abgaben -120

ab) verschiedene betriebliche Kosten -25.575 -25.695

2. Ergebnis der gewöhnlichen Geschäftstätigkeit -25.695

3. Jahresfehlbetrag -25.695
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Vermögens-, Finanz- und Ertragslage (Prognose)
der UDI Green Building Fonds I FrankenCampus GmbH & Co. KG

Die Fondsgesellschaft ist vor weniger als 18 Mona-
ten gegründet worden und hat noch keinen Jahres-
abschluss und Lagebericht nach §  24 Vermögens-
anlagengesetz erstellt. Insoweit unterliegt dieser 
Verkaufsprospekt den verringerten Anforderungen 
nach § 15 Abs. 1 VermVerkProspV.

Seit Aufstellung der Zwischenübersicht haben keine 
bilanz- und erfolgswirksamen Veränderungen und/
oder Geschäftsvorfälle stattgefunden. 

Die nachfolgenden Ausführungen erläutern die 
wesentlichen Annahmen und Wirkungszusammen-
hänge der voraussichtlichen Vermögens-, Finanz- und 
Ertragslage.

Die Fondsgesellschaft wurde am 29.06.2012 gegrün-
det. Zu diesem Zeitpunkt betrugen die Kapitalan-
teile der Kommanditisten 1.000 Euro. Diese haben 
ihre Einlage bei Gründung noch nicht erbracht. Die 
Komplementärin hat keine Einlage geleistet.



Planbilanz der UDI Green Building Fonds I FrankenCampus GmbH & Co. KG
(Prognose) in Euro

31.12.2013 31.12.2014 31.12.2015 31.12.2016

Aktiva

A. Anlagevermögen

I. Sachanlagen

Immobilien/im Bau 13.524.428 13.362.135 13.145.744 12.929.353

B. Umlaufvermögen

I. Forderungen und sonst. Vermögensgegenstände 0 0 0 0

II. Kassenbestand, Guthaben bei Kreditinstituten 758.256 586.279 544.684 471.136

Summe Aktiva 14.282.684 13.948.414 13.690.428 13.400.489

Passiva

A. Eigenkapital

I. Gezeichnetes Kapital 7.700.000 7.700.000 7.700.000 7.700.000

II. Kapitalrücklage 365.000 365.000 365.000 365.000

III. Ausschüttungen/Entnahmen -32.500 -475.250 -918.000 -1.360.750

III. Gewinnvortrag/Verlustvortrag -1.749.816 -1.641.336 -1.396.572 -1.121.781

C. Verbindlichkeiten 8.000.000 8.000.000 7.940.000 7.818.020

D. Rechnungsabgrenzungsposten 0 0 0 0

Summe Passiva 14.282.684 13.948.414 13.690.428 13.400.489

Erläuterung zur Planbilanz
Das Aktivvermögen der Fondsgesellschaft wird im 
Wesentlichen aus der erworbenen Fondsimmobilie 
bestehen, welche sich derzeit noch im Bau befindet. 
Das Umlaufvermögen besteht aus der gebildeten Liqui-
ditätsreserve von nicht investiertem Kapital zur Beglei-
chung nicht vorhergesehener Kosten. Die Fondsimmo-
bile wird handelsrechtlich mit 2 % p. a. abgeschrieben. 
Für steuerliche Zwecke sind weitere Nebenkosten zu 

aktivieren, daher weichen handelsrechtliche und steu-
errechtliche Abschreibung voneinander ab.

Auf der Passivseite besteht das Eigenkapital der 
Fondsgesellschaft im Wesentlichen aus dem gezeich-
neten Kapital der Kommanditisten. Darüber hinaus 
wird die Fondsgesellschaft ein Darlehen bei der DG 
HYP – Deutsche Genossenschafts-Hypothekenbank 
AG i.H.v. 8.000.000 Euro aufnehmen.
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Plan Cash-Flow-Rechnung der
UDI Green Building Fonds I FrankenCampus GmbH & Co. KG (Prognose) in Euro

01.01.2013 bis 

31.12.2013

01.01.2014 bis 

31.12.2014

01.01.2015 bis 

31.12.2015

01.01.2016 bis 

31.12.2016

1. Einnahmen

Kapitaleinlage/Fremdkapital 16.065.000 0 0 0

Mieterträge 0 610.209 813.612 844.123

Betriebskostenumlage 154.061 156.372 158.717

Zinseinnahmen 0 5.583 4.316 4.010

Veräußerungserlöse 0 0 0

Summe 16.065.000 769.852 974.300 1.006.850

2. Ausgaben

Kaufpreis Immobilie -12.900.000 0 0 0

Anlaufkosten inkl. Bauzeitzinsen -2.328.748 0

Laufende Kosten -499.079 -573.146

Summe -15.274.244 -499.079 -573.146 -637.648

3. Einnahmeüberschuss 790.756 270.773 401.155 369.202

Ausschüttungen -32.500 -442.750 -442.750 -442.750

4. Liquiditätsreserve 31.12. 758.256 586.279 544.684 471.136

Erläuterung zur Plan Cash-Flow-Rechnung
Die Einnahmen der Fondsgesellschaft bestehen in 
dem Jahr 2013 prognosegemäß ausschließlich aus 
dem Kommanditkapital der Gesellschafter sowie dem 
aufgenommenen Darlehen bei der DG HYP – Deut-
sche Genossenschafts-Hypothekenbank AG. Ab dem 
Jahr 2014 wird die Fondsgesellschaft voraussichtlich 
Mieterträge aus der Vermietung der Fondsimmobilie 
erzielen.

Die Ausgaben der Fondsgesellschaft im Jahr 2013 
bestehen im Wesentlichen aus dem Kaufpreis für die 
Fondsimmobilie sowie zu tragenden Anlaufkosten. 
Darin enthalten sind auch die fondsabhängigen Kos-
ten des Investitions- und Finanzierungsplans. Ab dem 

Jahr 2014 sind die laufenden Aufwendungen separat 
dargestellt.

Die Zeile Einnahmeüberschuss gibt den handelsrecht-
lichen Überschuss der Einnahmen über die Ausgaben 
wieder.

Die Position „Ausschüttungen“ gibt die prognostizier-
ten jährlichen Auszahlungen an die Anleger wieder. 
Die Fondsgesellschaft plant, anfänglich 5,75 % p. a. des 
gezeichneten Kapitals auszuzahlen. Diese Auszahlun-
gen sollen plangemäß auf bis zu 7 % p. a. ansteigen.

Ferner wird die Fondsgesellschaft eine Liquiditätsreserve 
zur Begleichung nicht vorhergesehener Kosten bilden.
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Prognoseplanzahlen UDI Green Building Fonds I FrankenCampus GmbH & Co. KG
in Euro (Prognose)

2013 2014 2015 2016

1. Investitionen 13.524.428

2. Produktion 0 0 0 0

3. Umsatz 0 764.270 969.984 1.002.840

4. Jahresüberschuss/Jahresfehlbetrag -1.724.121 108.480 244.764 274.791

Erläuterung zu den Prognoseplanzahlen
Die nachfolgenden Ausführungen erläutern die 
wesentlichen Annahmen und Wirkungszusammen-
hänge der Planzahlen der Fondsgesellschaft.

Die Fondsgesellschaft wird ihre Investitionen in 
die Fondsimmobilie prognosegemäß im Jahr 2013 

abschließen. Die Umsatzerlöse ergeben sich aus den zu 
erwartenden Mieterträgen inkl. der vom Mieter zu tra-
genden Betriebskostenumlage. Die Fondsgesellschaft 
übt keine Produktion aus. Planmäßig wird sie in dem 
Jahr 2013 ein negatives handelsrechtliches Ergebnis 
erwirtschaften.
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Plan-Gewinn-und-Verlustrechnung in Euro (Prognose)

01.01.2013 bis 

31.12.2013

01.01.2014 bis 

31.12.2014

01.01.2015 bis 

31.12.2015

01.01.2016 bis 

31.12.2016

1. Umsatzerlöse 0 764.270 969.984 1.002.840

2. Sonstige betriebliche Aufwendungen -1.724.121 -661.373 -729.536 -732.059

3. Erträge aus Beteiligungen 0 0 0 0

4. Zinsen und ähnliche Erträge 0 5.583 4.316 4.010

5. Ergebnis der gewöhnlichen Geschäftstätigkeit -1.724.121 108.480 244.764 274.791

6. Steuern vom Einkommen und Ertrag 0 0 0 0

Jahresüberschuss/Jahresfehlbetrag -1.724.121 108.480 244.764 274.791

Erläuterung zur 
Plan-Gewinn-und-Verlustrechnung
Die Umsatzerlöse der Fondsgesellschaft bestehen 
ausschließlich aus den vereinnahmten Mieterträgen 
inklusive der vom jeweiligen Mieter zu tragenden 
Betriebskostenumlage ab geplanter Bezugsfertigkeit 
zum 01.04.2014.

Die sonstigen betrieblichen Aufwendungen 
bestehen aus den laufenden Aufwendungen der 
Fondsgesellschaft, wie die zu zahlenden Zinsen für die 
Fremdfinanzierung, Kosten der Objekt- und Fondsver-
waltung, sowie weiteren laufenden Aufwendungen.

Die Fondsgesellschaft erzielt keine Erträge aus Betei-
ligungen. Die Fondsgesellschaft erzielt in geringem 
Umfang Zinsen aus der Anlage der Liquiditätsreserve.

Die Position „Ergebnis der gewöhnlichen Geschäfts-
tätigkeit“ bildet den handelsrechtlichen Saldo der 
Umsatzerlöse und Zinsen sowie den sonstigen betrieb-
lichen Aufwendungen ab. Da die Fondsgesellschaft 
selbst weder einkommen- noch gewerbesteuerpflich-
tig ist, schuldet sie nicht die Zahlung der Steuern vom 
Einkommen und Ertrag. Soweit die Fondsgesellschaft 
die Zahlung von Umsatz- oder Grunderwerbsteuer 
schuldet, wurde diese bereits im Rahmen der sonsti-
gen betrieblichen Aufwendungen berücksichtigt.

Der Jahresüberschuss/Jahresfehlbetrag bildet das han-
delsrechtliche Ergebnis ab.
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Firma UDI Immobilien Verwaltungs GmbH

Funktion Komplementärin der Fondsgesellschaft

Sitz, 
Geschäftsanschrift

Kellerweg 12, 91154 Roth 
Lina-Ammon-Straße 30, 90329 Nürnberg 

Handelsregister Amtsgericht Nürnberg, HRB 28768

Erste Handelsregister-
Eintragung

16.07.2012

Geschäftsführer Georg Hetz, Roth 
Dietmar Hoffmann, Pyrbaum, OT Seligenporten

Gesellschafter UmweltDirektInvest-Beratungsgesellschaft mbH

Stammkapital 25.000 Euro

Firma UDI Green Building Fonds I FrankenCampus GmbH & Co. KG

Funktion Fondsgesellschaft

Sitz, 
Geschäftsanschrift

Kellerweg 12, 91154 Roth 
Lina-Ammon-Straße 30, 90329 Nürnberg 

Handelsregister Amtsgericht Nürnberg, HRA 16277

Erste Handelsregister-
Eintragung

17.07.2012

Komplementärin UDI Immobilien Verwaltungs GmbH, Roth

Kommanditisten zum 
Zeitpunkt der Prospekt- 
aufstellung

●● UmweltDirektInvest-Beratungsgesellschaft mbH, Roth 
(geschäftsführende Kommanditistin)

●● COMPASS Treuhandgesellschaft mbH (Treuhandkommanditistin)

Haftendes Kapital UmweltDirektInvest-Beratungsgesellschaft mbH: 1.000 Euro
COMPASS Treuhandgesellschaft mbH: 100 Euro
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Firma COMPASS Treuhandgesellschaft mbH

Funktion Treuhänderin, Kommanditistin der Fondsgesellschaft, Anlegerbetreuung

Sitz, 
Geschäftsanschrift

Kellerweg 12, 91154 Roth 
Lina-Ammon-Straße 30, 90329 Nürnberg 

Handelsregister Amtsgericht Nürnberg, HRB 20916

Erste Handelsregister-
Eintragung

26.04.2004

Geschäftsführer Georg Hetz, Roth

Gesellschafter Georg Hetz, Roth

Stammkapital 25.000 EUR

Firma UmweltDirektInvest-Beratungsgesellschaft mbH

Funktion Geschäftsführende Kommanditistin, Gründungs-Kommanditistin der 
Fondsgesellschaft, Mieterin

Sitz, 
Geschäftsanschrift

Kellerweg 12, 91154 Roth 
Lina-Ammon-Straße 30, 90329 Nürnberg 

Handelsregister Amtsgericht Nürnberg, HRB 16352

Erste Handelsregister-
Eintragung

17.06.1999

Geschäftsführer Georg Hetz, Roth

Gesellschafter Georg Hetz, Roth

Stammkapital 25.000 Euro

62  |  Wesentliche Vertragspartner



Firma FrankenCampus KIB GmbH & Co. KG

Funktion Verkäuferin, Bauträgerin

Sitz, Geschäftsanschrift Dr.-Gustav-Heinemann-Straße 14, 90491 Nürnberg

Handelsregister Amtsgericht Nürnberg, HRA 12950

Erste Handelsregister-
Eintragung

12.12.2002

Komplementärin KIB Verwaltungs-GmbH, Nürnberg

Kommanditist R. Minartz Beteiligungs GmbH & Co. KG, Nürnberg 

Haftendes Kapital 6.900.000 Euro

Firma Rödl Treuhand Hamburg GmbH Steuerberatungsgesellschaft

Funktion Mittelverwendungskontrolleurin

Sitz, Geschäftsanschrift Kehrwieder 9, 20457 Hamburg

Handelsregister Amtsgericht Hamburg, HRB 107 198

Erste Handelsregister-
Eintragung

06.11.2008

Geschäftsführer Prof. Dr. Christian Rödl, LL.M, Nürnberg
Martin Führlein, Nürnberg

Gesellschafter Rödl Beteiligungsgesellschaft dbR

Stammkapital 25.000 Euro
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Firma UDI Beratungsgesellschaft mbH

Funktion Platzierungsgarantin, Vertrieb der Vermögensanlage, Anbieterin, 
Prospektverantwortliche, Konzeption der Vermögensanlage, Verkaufs
prospektgestaltung, Mieterin

Sitz, 
Geschäftsanschrift

Kellerweg 12, 91154 Roth 
Lina-Ammon-Straße 30, 90329 Nürnberg 

Handelsregister Amtsgericht Nürnberg, HRB 29076

Erste Handelsregister-
Eintragung

08.11.2012

Geschäftsführer Georg Hetz, Roth 
Wolf-Dieter Heck, Roth

Gesellschafter UmweltDirektInvest-Beratungsgesellschaft mbH

Stammkapital 25.000 Euro

Firma KIB Immobilienmanagement GmbH

Funktion Objektverwaltung (Gebäudemanagement)

Sitz, Geschäftsanschrift Dr.-Gustav-Heinemann-Str. 14, 90491 Nürnberg

Handelsregister Amtsgericht Nürnberg, HRB 14023

Erste Handelsregister-
Eintragung

27.04.2002

Geschäftsführer Richard Minartz, Nürnberg

Gesellschafter KIB Projekt GmbH, Nürnberg

Stammkapital 51.200 Euro
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Firma DG HYP – Deutsche Genossenschafts-Hypothekenbank AG

Funktion Darlehensgebende Bank (beabsichtigt)

Sitz, Geschäftsanschrift Rosenstraße 2, 20095 Hamburg

Handelsregister Amtsgericht Hamburg, HRB 5604

Erste Handelsregister-
Eintragung

24.05.2002

Vorstand Dr. Georg Reutter (Sprecher)
Dr. Carsten Meyer-Raven
Manfred Salber

Vorsitzender des
Aufsichtsrates

Frank Westhoff

Grundkapital 90.000.000 Euro

Firma UDI Projektgesellschaft mbH

Funktion Mieterin

Sitz, 
Geschäftsanschrift

Kellerweg 12, 91154 Roth 
Lina-Ammon-Straße 30, 90329 Nürnberg 

Handelsregister Amtsgericht Nürnberg, HRB 20043

Erste Handelsregister-
Eintragung

23.04.2003

Geschäftsführer Georg Hetz, Roth 
Dietmar Hoffmann, Pyrbaum, OT Seligenporten

Gesellschafter Georg Hetz, Roth 
Dietmar Hoffmann, Pyrbaum, OT Seligenporten

Stammkapital 25.000 Euro
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Firma UDI Bioenergie GmbH

Funktion Mieterin

Sitz, Geschäftsanschrift Kellerweg 12, 91154 Roth

Handelsregister Amtsgericht Nürnberg, HRB 23304

Erste Handelsregister-
Eintragung

15.03.2007

Geschäftsführer Georg Hetz, Roth 
Matthias Kubat, Bad Oeynhausen
Harald Felker, Nürnberg

Gesellschafter Georg Hetz, Roth; Matthias Kubat, Bad Oeynhausen;
Harald Felker, Nürnberg

Stammkapital 31.250 Euro

Firma KIB Beteiligungs GmbH

Funktion Mieterin

Sitz, Geschäftsanschrift Dr.-Gustav-Heinemann-Straße 14, 90491 Nürnberg

Handelsregister Amtsgericht Nürnberg, HRB 25126

Erste Handelsregister-
Eintragung

03.03.2009

Geschäftsführer Richard Minartz, Nürnberg

Gesellschafter R. Minartz Beteiligungs GmbH & Co. KG

Stammkapital 25.600 Euro
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Firma GCA Projektmanagement + Consulting GmbH

Funktion Mieterin

Sitz, Geschäftsanschrift Frankenstraße 152, 90461 Nürnberg 

Handelsregister Amtsgericht Nürnberg, HRB 15891

Erste Handelsregister-
Eintragung

30.04.2002

Geschäftsführer Friedrich Hörauf, Nürnberg

Gesellschafter Intax Steuerberatungsgesellschaft mbH, München
Friedrich Hörauf, Nürnberg

Stammkapital 102.500 Euro

II. Kapitalmäßige und personelle 
Verflechtungen
Der Geschäftsführer der UDI Immobilien Verwaltungs 
GmbH (Komplementärin) und der UDI Beratungsge-
sellschaft mbH, Georg Hetz, ist zugleich Geschäfts-
führer und Gesellschafter sowohl der COMPASS Treu-
handgesellschaft mbH als auch der UDI Bioenergie 
GmbH und der UDI Projektgesellschaft mbH als Mie-
terinnen sowie der UmweltDirektInvest-Beratungsge-
sellschaft mbH, der geschäftsführenden Kommanditis-
tin. Dietmar Hoffmann, ebenfalls Geschäftsführer der 
Komplementärin der Fondsgesellschaft, ist zugleich 
Geschäftsführer der UDI Projektgesellschaft mbH, 
deren Gesellschafter er zudem ist. Die UmweltDirekt
Invest-Beratungsgesellschaft mbH, deren allei-
niger Gesellschafter Georg Hetz ist, ist alleinige 

Gesellschafterin sowohl der Komplementärin als auch 
der UDI Beratungsgesellschaft mbH, der Anbieterin 
und Prospektverantwortlichen, welche die Platzie-
rungsgarantie übernimmt und mit der Konzeption und 
dem Vertrieb der Vermögensanlage beauftragt sowie 
eine der Mieterinnen zum Zeitpunkt der Prospektauf-
stellung ist.
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III. Beschreibung der wesentlichen 
Verträge

1. Gesellschaftsvertrag der 
Fondsgesellschaft
Im Folgenden werden wichtige Bestimmungen des 
Gesellschaftsvertrages der UDI Green Building Fonds 
I FrankenCampus GmbH & Co. KG (Fondsgesellschaft) 

Beschreibung der wesentlichen Verträge
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beschrieben. Der gesamte Gesellschaftsvertrag ist in 
diesem Verkaufsprospekt auf den Seiten 121 ff. voll-
ständig abgedruckt. Einzelheiten können dort nachge-
lesen werden.

Rechtsordnung, Rechtsform, Firma, Sitz, Dauer
Bei der Fondsgesellschaft in Firma UDI Green Building 
Fonds I FrankenCampus GmbH & Co. KG mit Sitz in Roth 
handelt es sich um eine nach deutschem Recht errich-
tete und deutschem Recht unterliegende Kommandit-
gesellschaft (KG), die im Handelsregister des Amtsge-
richts Nürnberg unter HRA 16277 eingetragen ist. Die 
Fondsgesellschaft läuft auf unbestimmte Zeit.

Zweck der Fondsgesellschaft
Der Gesellschaftsvertrag wurde am 23.11.2012 
abgeschlossen. Danach ist Gegenstand der 
Fondsgesellschaft der Erwerb, das Halten und die 
Verwaltung, die Vermietung und die spätere Veräu-
ßerung von Grundbesitz im Rahmen der Vermögens-
verwaltung, insbesondere der auf dem in Nürnberg, 
Frankenstraße 148 belegenen Immobilie, eingetra-
gen im Grundbuch des Amtsgerichts Nürnberg, Band 
318, Blatt 8195, und alle damit zusammenhängenden 
Tätigkeiten. Die Finanzierung der Investitionen der 
Gesellschaft richtet sich nach der Investitionsrechnung 
(Anlage 1 des Gesellschaftsvertrags, abgedruckt auf 
Seite 43 dieses Verkaufsprospekts).

Die Fondsgesellschaft ist berechtigt, selbst oder durch 
Beauftragung Dritter alle Rechtsgeschäfte vorzuneh-
men und alle Maßnahmen zu ergreifen, die unmittelbar 
oder mittelbar dem Gegenstand der Fondsgesellschaft 
dienen. Die Fondsgesellschaft ist berechtigt, freie 
Liquidität verzinslich anzulegen. Ausgenommen hier-
von sind erlaubnispflichtige Tätigkeiten.

Gesellschafter, Einlagen, Haftsummen
Gesellschafter der Fondsgesellschaft sind die UDI 
Immobilien Verwaltungs GmbH als persönlich 

haftende Gesellschafterin (Komplementärin) sowie 
als beschränkt haftende Gesellschafter die UmweltDi-
rektInvest-Beratungsgesellschaft mbH (geschäftsfüh-
rende Kommanditistin) und die COMPASS Treuhandge-
sellschaft mbH (Treuhandkommanditistin). 

Die geschäftsführende Kommanditistin verpflichtet 
sich,  eine Pflichteinlage in Höhe von 399.000 Euro und 
die Treuhandkommanditistin verpflichtet sich, eine 
Pflichteinlage in Höhe von 1.000 Euro zu erbringen. Die 
Komplementärin ist zur Leistung einer Kapitaleinlage 
weder berechtigt noch verpflichtet.

Mögliche weitere Gesellschafter sind Anleger, die sich 
nach Kündigung des Treuhandvertrages als Komman-
ditisten direkt an der Fondsgesellschaft beteiligen. Die 
Pflichteinlage eines Anlegers entspricht dem Nennbe-
trag seines beim Beitritt übernommenen Kapitalan-
teils. Insgesamt soll damit das Kapital der Gesellschaft 
um 7.300.000 Euro zzgl. Agio erhöht werden.

Die in das Handelsregister für Kommanditisten ein-
zutragende Haftsumme beträgt 10  % der jeweiligen 
Pflichteinlage.

Beitritt der Anleger
Das öffentliche Angebot der Kommanditanteile beginnt 
gemäß § 9 Abs. 1 VermAnlG einen Tag nach seiner 
Veröffentlichung. Der Beitritt der Anleger ist auf den 
30.06.2013 befristet (Zeichnungsfrist). Die Geschäftsfüh-
rung ist jedoch berechtigt, die Zeichnungsfrist um ins-
gesamt ein Jahr zu verlängern. Sie ist ferner berechtigt, 
die Gesellschaft ohne Angabe von Gründen vorzeitig zu 
schließen, also die Zeichnungsfrist vorzeitig zu beenden.

Anleger beteiligen sich mittelbar über die Treuhand-
kommanditistin gemäß dem Treuhand-, Verwaltungs- 
und Servicevertrag (Anlage 2 des Gesellschaftsver-
trages) als Treugeber. Die Treuhandkommanditistin 
hält die Beteiligung im Auftrag und für Rechnung der 
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Anleger, jedoch im Außenverhältnis im eigenen Namen 
(echte Treuhand). Soweit es rechtlich zulässig ist, 
werden Treugeber wirtschaftlich und rechtlich wie 
beschränkt haftende Gesellschafter (Kommanditisten) 
behandelt.

Jeder beitretende Anleger übernimmt eine Pflichtein-
lage, deren Höhe in der Beitrittserklärung festgelegt 
wird. Die Pflichteinlage muss mindestens 5.000 Euro 
betragen. Über diese Mindesteinlage hinausgehende 
Beträge müssen ohne Rest durch 1.000 teilbar sein. 
Neben ihrer Pflichteinlage müssen Anleger ein Aufgeld 
(Agio) in Höhe von 5 % des Einlagebetrages leisten. 

Wird die Einlage nicht oder nicht rechtzeitig geleis-
tet, können auf den Einlagebetrag Zinsen in Höhe 
von 5 Prozentpunkten über dem Basiszinssatz gemäß 
§ 247 BGB verlangt werden. Unabhängig davon ist die 
Geschäftsführung berechtigt, den Anleger im Verzugs-
fall ohne die Zustimmung der übrigen Gesellschafter 
auszuschließen oder – bei unvollständiger Zahlung – 
die Kapitaleinlage auf den gezahlten Betrag (abzüglich 
Agio) herabzusetzen.

Ein späterer Wechsel eines Treugebers in die Stel-
lung eines unmittelbar an der Gesellschaft beteilig-
ten Gesellschafters (Direktkommanditist) ist möglich. 
Dafür ist der Geschäftsführung und Treuhandkom-
manditistin eine unwiderrufliche und über den Tod 
hinaus gültige, notariell beglaubigte Vollmacht 
für alle die Fondsgesellschaft und ihre Beteiligung 
betreffenden Anmeldungen zum Handelsregister zu 
erteilen. Direktkommanditisten werden als unmittel-
bar beteiligte Gesellschafter im Handelsregister der 
Fondsgesellschaft eingetragen. Zur Vermeidung einer 
unbegrenzten Haftung gegenüber Gläubigern der 
Fondsgesellschaft wird die Beteiligung als Kommandi-
tist erst mit Eintragung in das Handelsregister wirksam. 
Sämtliche mit dem Wechsel seiner Beteiligung verbun-
denen Kosten trägt der Anleger.

Informations- und Kontrollrechte
Anlegern steht das Recht zu, Maßnahmen der 
Geschäftsführung zu widersprechen, sofern und soweit 
diese über den gewöhnlichen Geschäftsbetrieb hin-
ausgehen und solche Maßnahmen nicht Gegenstand 
der Beschlussfassung durch die Gesellschafter waren 
oder nach dem Gesellschaftsvertrag eine Beschlussfas-
sung nicht erforderlich ist. Ferner dürfen Anleger auf 
eigene Kosten die abschriftliche Mitteilung des Jah-
resabschlusses verlangen und dessen Richtigkeit unter 
Einsicht der Bücher und Papiere prüfen. Diese Rechte 
können entweder persönlich oder durch einen berufs-
mäßig zur Verschwiegenheit verpflichteten Vertreter 
ausgeübt werden.

Geschäftsführung und Vertretung
Zur Geschäftsführung und Vertretung der 
Fondsgesellschaft ist allein die geschäftsführende 
Kommanditistin berechtigt und verpflichtet. Die 
Komplementärin ist, soweit dies gesetzlich zulässig 
ist, von der Geschäftsführung ausgeschlossen. Die 
geschäftsführende Kommanditistin kann Teile ihrer 
Aufgaben auf Dritte übertragen. Außergewöhnliche, 
über den Rahmen des üblichen Geschäftsbetriebs der 
Fondsgesellschaft hinausgehende Entscheidungen 
und Maßnahmen der Geschäftsführung bedürfen der 
Zustimmung durch die Gesellschafter.

Kein Wettbewerbsverbot
Die Gesellschafter unterliegen keinem Wettbewerbs- 
verbot.

Vergütungen für Geschäftsführung und persön-
liche Haftung
Für die Übernahme der persönlichen Haftung erhält 
die Komplementärin eine Haftungsvergütung in Höhe 
von 10.000 Euro p.  a., zzgl. etwaiger gesetzlicher 
Umsatzsteuer. Die geschäftsführende Kommanditistin 
erhält für ihre Geschäftsführungstätigkeit eine Ver-
gütung in Höhe von 10.000 Euro p. a., zzgl. etwaiger 
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gesetzlicher Umsatzsteuer. Die Vergütung erhöht sich 
ab 2015 um 1,5 % gemessen am Vorjahreswert. Dar-
über hinaus erhält die geschäftsführende Kommandi-
tistin im Falle einer Veräußerung einer Immobilie, wel-
che im Eigentum der Gesellschaft steht, insbesondere 
der auf dem in Nürnberg, Frankenstraße 148 gelege-
nen Immobilie, eine zusätzliche Vergütung in Höhe 
von 25 % desjenigen Betrages, um den der Veräuße-
rungspreis das 16-Fache der Nettojahresmiete der 
jeweiligen Immobilie im Veräußerungsjahr übersteigt. 
Diese zusätzliche Vergütung versteht sich ebenfalls 
inklusive etwaiger gesetzlicher Umsatzsteuer. Mit 
diesen Vergütungen sind sämtliche Ausgaben und 
Aufwendungen im Rahmen der jeweiligen Tätigkeit 
abgegolten.

Beirat
Die Gesellschafter können die Einrichtung eines Beira-
tes sowie dessen Besetzung beschließen. Der Beirat ist 
berechtigt, sich eine Geschäftsordnung zu geben.

Gesellschafterbeschlüsse
Die Gesellschafter fassen die ihnen obliegenden Ent-
scheidungen in Form von Beschlüssen. Es steht im 
Ermessen der Geschäftsführung, frei zu entscheiden, 
ob sie eine Beschlussfassung im Umlaufverfahren 
durchführt oder eine als Präsenzveranstaltung abzu-
haltende Gesellschafterversammlung einberuft. Der 
Beschlussfassung der Gesellschafter unterliegen:

●● außergewöhnliche Geschäftsführungs- 
maßnahmen;

●● die Feststellung und Prüfung des Jahresabschlus-
ses sowie die Wahl des Abschlussprüfers;

●● die Entlastung der Geschäftsführung;

●● die Kreditaufnahme außerhalb der 
Investitionsrechnung;

●● die Übernahme von Bürgschaften oder Garantien 
für Verbindlichkeiten Dritter;

●● der Abschluss von Anstellungsverträgen und Verträ-
gen mit einem Gesamtwert von mehr als 250.000 Euro;

●● Entnahmen aus der und Zuführungen zur Rücklage;

●● die Abberufung der Geschäftsführung der Gesell-
schaft sowie die Wahl einer neuen Geschäftsführung;

●● die Auflösung der Gesellschaft;

●● die Einrichtung eines Beirates, die Wahl seiner 
Mitglieder sowie die Verabschiedung seiner 
Geschäftsordnung;

●● Verfügungen der persönlich haftenden Gesell-
schafterin, der geschäftsführenden Kommandi-
tistin und der Treuhandkommanditistin über ihre 
Anteile an der Gesellschaft;

●● die Zustimmung zur Ausübung eines Rücktritts-
rechts durch die Gesellschaft betreffend den 
Erwerb der in Nürnberg, Frankenstraße 148 bele-
genen Immobilie, eingetragen im Grundbuch des 
Amtsgerichts Nürnberg, Band 318, Blatt 8195;

●● die Änderung des Gesellschaftsvertrages, insbeson-
dere die Aufnahme von Gesellschaftern, soweit dies 
nicht in diesem Gesellschaftsvertrag vorgesehen ist;

●● der Ausschluss von Gesellschaftern; 

●● die Änderung der Regelungen betreffend das 
Recht der geschäftsführenden Kommanditistin, 
einen Teil ihres Einlagenbetrages zu entnehmen.

Die Stimmen der Gesellschafter richten sich nach 
der Höhe der eingezahlten Pflichteinlagen. Je volle 
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1.000  Euro der Pflichteinlage gewähren eine Stimme. 
Enthaltungen werden bei den Abstimmungen nicht 
mitgezählt. Im Falle der Stimmengleichheit oder bei 
Beschlussfassungen, die der Einstimmigkeit bedürfen, 
hat die Komplementärin eine Stimme. Sofern ein Gesell-
schafter von einer Beschlussfassung konkret betroffen ist, 
ist er von der Stimmabgabe ausgeschlossen. Beschlüsse 
werden grundsätzlich mit der einfachen Mehrheit 
der abgegebenen Stimmen gefasst. Verfügungen der 
Komplementärin und der geschäftsführenden Kom-
manditistin über ihre Anteile an der Fondsgesellschaft, 
die Zustimmung zur Ausübung des vertraglichen 
Rücktrittsrechts durch die Gesellschaft betreffend den 
Erwerb der Immobilie in Nürnberg, die Änderung des 
Gesellschaftsvertrages einschließlich Anlagen und die 
Auflösung der Fondsgesellschaft bedürfen einer Mehr-
heit von 3/4 (drei Viertel) der abgegebenen Stimmen. 
Ein Beschluss zur Änderung der Regelungen betreffend 
das Recht der geschäftsführenden Kommanditistin, 
einen Teil ihres Einlagenbetrages zu entnehmen, muss 
einstimmig, unter Ausschluss der Stimme der geschäfts-
führenden Kommanditistin, gefasst werden.

Kommanditisten und/oder Treugeber, die zusammen 
mindestens 25 % des Gesellschaftskapitals halten, kön-
nen von der Geschäftsführung eine außerordentliche 
Beschlussfassung im Umlaufverfahren oder die Einbe-
rufung einer Gesellschafterversammlung verlangen.

Die Unwirksamkeit eines Gesellschafterbeschlusses ist 
innerhalb eines Monats nach Kenntniserlangung durch 
Klage gegen die Gesellschaft geltend zu machen. Nach 
Ablauf dieser Frist gilt der Mangel als geheilt.

Ergebnisverteilung
Die Komplementärin ist weder am Vermögen noch am 
Gewinn oder Verlust der Fondsgesellschaft beteiligt. Die 
Kommanditisten und Treugeber nehmen am Ergebnis 
und Vermögen der Gesellschaft im Verhältnis ihrer jeweils 
gezeichneten Kommanditeinlage (ohne Agio) zu allen 

gezeichneten Kapitaleinlagen (ohne Agio) zum Ende 
des jeweiligen Geschäftsjahres teil. Eine Beteiligung am 
Ergebnis erfolgt nur, soweit der Kommanditist/Treugeber 
seine Einlage erbracht hat. Treten Kommanditisten/Treu-
geber unterjährig bei oder erhöhen sie unterjährig ihre 
Kapitaleinlage, nehmen sie am Ergebnis frühestens ab 
Beginn des jeweils auf die vollständige Einzahlung ihrer 
Kapitaleinlage zzgl. Agio bzw. ihres Erhöhungsbetrages 
folgenden Monats zeitanteilig teil. Für das Geschäftsjahr 
2012 und 2013 wird das Ergebnis auf die Gesellschafter 
– unabhängig vom Zeitpunkt ihres Beitritts zur Gesell-
schaft – so verteilt, dass die Kapitalkonten – soweit steu-
erlich zulässig – im selben Verhältnis zueinander stehen 
wie die übernommenen Pflichteinlagen.

Die geschäftsführende Kommanditistin ist vorbehaltlich 
ausreichender Liquidität der Fondsgesellschaft berech-
tigt, den von ihr geleisteten Einlagenbetrag bis zu einem 
Betrag in Höhe von 1.000 Euro zu entnehmen. Eine ent-
sprechende Entnahme wirkt sich nicht auf die Höhe ihres 
Kapitalkontos I aus. Das Recht besteht erst nach Ablauf 
der ggf. verlängerten Zeichnungsfrist oder mit Vollplat-
zierung des einzuwerbenden Eigenkapitals in Höhe von 
7.300.000 Euro. Eine Rückforderung des entnommenen 
Betrages ist nur durch Aufforderung der Geschäftsfüh-
rung möglich. Sofern die geschäftsführende Kommandi-
tistin von diesem Recht Gebrauch macht, nimmt sie nur 
mit dem verbleibenden Teil ihrer Einlage am Gewinn der 
Fondsgesellschaft teil. Änderungen dieser Regelungen 
bedürfen eines Gesellschafterbeschlusses.

Verluste werden Kommanditisten/Treugebern auch inso-
weit zugewiesen, als sie die jeweilige Pflichteinlage über-
steigen. Die gesetzlichen Vorschriften über die Haftungs-
beschränkung der Kommanditisten bleiben unberührt. 
Anleger, die den unterzeichneten Zeichnungsschein 
bis zum 31.03.2013 an die UDI Beratungsgesellschaft 
mbH übersenden, erhalten einen Frühzeichnerbonus in 
Höhe von 3 % p. a. ab dem Tag der Einzahlung, längstens 
jedoch bis zum 30.04.2013.
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Verfügungen über Gesellschaftsanteile
Rechtsgeschäftliche Verfügungen (Abtretungen 
und Belastungen, insbesondere Verpfändungen) der 
Komplementärin und der geschäftsführenden Kom-
manditistin über ihre Beteiligungen bedürfen eines 
zustimmenden Gesellschafterbeschlusses.

Im Übrigen dürfen die Kommanditisten über ihre 
Beteiligungen nur unter folgenden Einschränkungen 
verfügen: Übertragungen der Kommanditbeteiligung 
sind nur mit Wirkung zum 01.01. eines Jahres mög-
lich. Ferner bedarf die Verfügung der Zustimmung der 
geschäftsführenden Kommanditistin, welche nur aus 
wichtigem Grund versagt werden darf. Das Zustim-
mungserfordernis gilt jedoch nicht für Verfügungen 
der UDI Beratungsgesellschaft mbH über Anteile, die 
von dieser im Rahmen der von ihr zu übernehmen-
den Platzierungsgarantie gezeichnet wurden und die 
sie an Dritte veräußert. Durch die Verfügung dürfen 
keine unter der Mindesteinlage liegenden Beteiligun-
gen in Höhe von 5.000 Euro entstehen, und die Höhe 
der Beteiligung muss ohne Rest durch 1.000 teilbar 
sein. Sämtliche im Zusammenhang mit der Verfügung 
über die Beteiligung an der Gesellschaft entstehenden 
Kosten tragen der verfügende Kommanditist und sein 
Rechtsnachfolger als Gesamtschuldner. Sie sind außer-
dem gesamtschuldnerisch verpflichtet, der Treuhand-
kommanditistin den administrativen Aufwand pau-
schal mit 100 Euro zzgl. Umsatzsteuer zu ersetzen.

Haftung
Die persönlich haftende Gesellschafterin (Komplemen-
tärin) ist eine Gesellschaft mit beschränkter Haftung. 
Ihr Stammkapital von 25.000 Euro wurde in Höhe von 
12.500 Euro eingezahlt. Als Kapitalgesellschaft haftet sie 
gegenüber Gläubigern der Fondsgesellschaft nur mit 
ihrem Gesellschaftsvermögen, obwohl die persönlich 
haftende Gesellschafterin einer Kommanditgesellschaft 
von Gesetzes wegen grundsätzlich unbeschränkt für 
die Verbindlichkeiten der Gesellschaft einstehen muss.

Kommanditisten haften gegenüber Gläubigern der 
Fondsgesellschaft beschränkt auf die im Handelsregister 
eingetragene Haftsumme, die 10 % ihrer übernommenen 
Pflichteinlage beträgt. Die Haftung ist ausgeschlossen, 
sofern und soweit die Haftsumme an die Fondsgesellschaft 
geleistet und nicht zurückgezahlt worden ist. Eine Rück-
zahlung liegt auch dann vor, wenn der Kommanditist 
von der Gesellschaft Zahlungen erhält, die nicht durch 
entsprechende Gewinne der Fondsgesellschaft gedeckt 
sind. Die geschäftsführende Kommanditistin haftet im 
Innenverhältnis der Fondsgesellschaft für ihre Handlun-
gen im Rahmen der Geschäftsführung nur bei Vorsatz 
und grober Fahrlässigkeit.

Kündigung
Die Komplementärin und die geschäftsführende Kom-
manditistin sind zur ordentlichen Kündigung nicht 
berechtigt. Die übrigen Gesellschafter können ihre 
Beteiligung an der Fondsgesellschaft unter Einhaltung 
einer Kündigungsfrist von drei (3) Monaten mit Wir-
kung zum Ablauf des 31.12. eines jeden Jahres kündi-
gen, erstmals jedoch zum 31.12.2025. 

Das Recht zur Kündigung aus wichtigem Grund bleibt 
unberührt. 

Ausscheiden, Abfindung
Scheiden Gesellschafter aus der Fondsgesellschaft aus, 
wird die Fondsgesellschaft grundsätzlich nicht aufge-
löst, sondern unter den verbleibenden Gesellschaftern 
fortgesetzt. Gründe für das Ausscheiden sind:

●● Kündigung;

●● Ausschluss aus wichtigem Grund durch 
Gesellschafterbeschluss;

●● Eröffnung des Insolvenzverfahrens über das Ver-
mögen eines Gesellschafters bzw. Ablehnung der 
Eröffnung mangels Masse;
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●● Pfändung und Zwangsvollstreckungsmaßnahmen 
von Gesellschafteransprüchen.

Jeder ausscheidende Kommanditist hat einen 
Anspruch auf eine Abfindung. Die Abfindung ent-
spricht dem Anteil des ausgeschiedenen Kommandi-
tisten am Gesamtwert der Gesellschaft, ermittelt nach 
der Quote seiner eingezahlten Kapitaleinlage (ohne 
Agio) an allen eingezahlten Kapitaleinlagen (ohne 
Agio). Zur Ermittlung des Abfindungsguthabens ist auf 
den Tag des Ausscheidens eine Auseinandersetzungs-
bilanz aufzustellen. Die Höhe des Abfindungsgutha-
bens entspricht dem Verkehrswert der Beteiligung.

Können sich der ausscheidende Kommanditist/Treu-
geber und die Gesellschaft auf den Verkehrswert der 
Beteiligung nicht einigen, hat der Präsident der Indus-
trie- und Handelskammer Nürnberg für Mittelfranken 
auf Antrag eines Beteiligten einen Sachverständigen 
zur verbindlichen Feststellung des Verkehrswertes 
zu bestellen. Die Kosten des Gutachtens tragen die 
Beteiligten in dem Verhältnis, in dem der Sachverstän-
dige von den von ihnen genannten Werten abweicht. 
Scheidet der Kommanditist/Treugeber zum Ende eines 
Geschäftsjahres aus, trägt die Gesellschaft die Kosten 
der Auseinandersetzungsbilanz. In allen anderen Fäl-
len sind sie vom ausscheidenden Kommanditisten/
Treugeber zu tragen.

Tod eines Anlegers
Verstirbt ein Anleger, wird die Fondsgesellschaft mit 
seinen Erben oder Vermächtnisnehmern fortgesetzt. 
Mehrere Erben bzw. Vermächtnisnehmer haben 
einen gemeinsamen Vertreter zu bestellen, der ihre 
Rechte aus der Beteiligung ausübt. Sämtliche durch 
den Erbfall entstehenden Kosten, insbesondere die 
mit dem Nachweis der Erbfolge oder des Vermächt-
nisses sowie mit der Bestellung eines gemeinsamen 
Bevollmächtigten verbundenen Kosten, tragen die 
Erben oder Vermächtnisnehmer. Sie sind außerdem 

gesamtschuldnerisch verpflichtet, der Treuhandkom-
manditistin den administrativen Aufwand pauschal 
mit 100 Euro zzgl. Umsatzsteuer zu ersetzen.

Steuerliche Verpflichtungen
Sonderbetriebsausgaben der Anleger sind der 
Fondsgesellschaft bis zum 15.03. des Folgejahres 
mitzuteilen. 

Rechtswahl, Gerichtsstand
Der Gesellschaftsvertrag unterliegt deutschem Recht. 
Erfüllungsort und Gerichtstand für sämtliche Streitig-
keiten aus oder im Zusammenhang mit diesem Vertrag 
sowie solche Streitigkeiten, die aus dem durch diesen 
Vertrag begründeten Gesellschaftsverhältnis resultie-
ren, ist – soweit dies zulässig gesetzlich vereinbart wer-
den kann – der Sitz der Fondsgesellschaft.

2. Treuhand-, Verwaltungs- und 
Servicevertrag
Der Anleger schließt mit der COMPASS Treuhandgesell-
schaft mbH (Treuhänderin) und der Fondsgesellschaft 
einen Treuhand-, Verwaltungs- und Servicevertrag. Die 
nachfolgenden Ausführungen beschränken sich auf 
wesentliche Vertragsregelungen. Der gesamte Treu-
hand-, Verwaltungs- und Servicevertrag kann auf den Sei-
ten 137 ff. des Verkaufsprospektes nachgelesen werden. 

Mit Abschluss des Vertrages beauftragt der Anleger die 
Treuhänderin, eine Beteiligung an der Fondsgesellschaft 
im eigenen Namen, jedoch im Auftrag und für Rech-
nung des Treugebers zu begründen, zu halten und zu 
verwalten (echte Treuhand). Soweit dies rechtlich und 
tatsächlich möglich ist, vermittelt die Treuhänderin dem 
Treugeber wirtschaftlich die Stellung eines unmittelbar 
an der Fondsgesellschaft beteiligten Kommanditisten 
mit allen dazugehörigen Rechten und Pflichten. Der 
Treugeber ist verpflichtet, die Treuhänderin von allen 
Verbindlichkeiten freizustellen, die im Zusammenhang 
mit seiner Beteiligung an der Fondsgesellschaft stehen.
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Jeder Treugeber ist berechtigt, auf eigene Kosten 
jederzeit durch schriftliche Erklärung seine mittel-
bare Beteiligung in eine Direktbeteiligung umzu-
wandeln und gemäß den Voraussetzungen des 
Gesellschaftsvertrages in die Stellung eines Direkt-
kommanditisten zu wechseln. Nach einem solchen 
Wechsel wird die Treuhänderin die Beteiligung an der 
Fondsgesellschaft in offener Stellvertretung verwalten 
(Verwaltungstreuhand).

Die Treuhänderin ist berechtigt, mit weiteren Anle-
gern Treuhand-, Verwaltungs- und Serviceverträge 
abzuschließen. Sie hält die Beteiligungen aller Treu-
geber im Außenverhältnis als einheitlichen Komman-
ditanteil und wird als Kommanditistin mit einer Haft-
summe in Höhe von 10  % ihrer Pflichteinlage in das 
Handelsregister der Fondsgesellschaft eingetragen. 
Zudem übernimmt die Treuhänderin gegenüber der 
Fondsgesellschaft Serviceleistungen, insbesondere im 
Rahmen der Anlegerbetreuung.

Der Anleger verpflichtet sich, seine im Zeichnungs-
schein vereinbarte Einlage und das Agio auf ein Ein-
zahlungskonto der Fondsgesellschaft einzuzahlen. 
Über das Einzahlungskonto darf die Geschäftsführung 
der Fondsgesellschaft nur gemeinsam mit der Mittel-
verwendungskontrolleurin verfügen. 

Erbringt der Anleger seine Kapitaleinlage und das Agio 
nicht fristgerecht, kann ihm die Treuhänderin ohne wei-
tere Mahnung Zinsen in Höhe von 5 Prozentpunkten 
über dem jeweiligen Basiszinssatz (§ 247 BGB) in Rech-
nung stellen. In Abstimmung mit der Geschäftsführung 
der Fondsgesellschaft ist die Treuhänderin berechtigt, 
entweder die Zahlung der Einlage und des Agios an die 
Fondsgesellschaft im eigenen Namen zu verlangen und 
geltend zu machen, den Treuhand-, Verwaltungs- und 
Servicevertrag gegenüber dem Anleger zu kündigen 
oder – bei unvollständiger Zahlung – die Kapitaleinlage 
auf den gezahlten Betrag herabzusetzen.

Unabhängig davon ist die Geschäftsführung berech-
tigt, den Anleger im Verzugsfall ohne die Zustimmung 
der übrigen Gesellschafter auszuschließen oder – bei 
unvollständiger Zahlung – die Kapitaleinlage auf den 
gezahlten Betrag (abzüglich Agio) herabzusetzen.

Die Treuhänderin übt die Rechte und Pflichten des 
Treugebers aus dessen mittelbarer Beteiligung, ins-
besondere das Stimmrecht bei Gesellschafterbe-
schlüssen, nach pflichtgemäßem Ermessen aus, sofern 
und soweit der Anleger diese nicht selbst oder – falls 
zulässig – durch einen von ihm beauftragten Dritten 
wahrnimmt. In diesem Fall ist der Anleger berechtigt, 
Weisungen zu erteilen, denen gemäß die Treuhänderin 
die Gesellschafterrechte und -pflichten auszuüben hat. 
Im Falle abweichender Weisungen ist die Treuhänderin 
berechtigt, das auf ihren Kommanditanteil entfallende 
Stimmrecht nach den Weisungen ihrer Treugeber 
gespalten auszuüben.

Die Treuhänderin tritt dem Treugeber alle Vermö-
gensrechte aus der für ihn treuhänderisch gehaltenen 
Beteiligung am Gesellschaftsvermögen, insbesondere 
Rechte am Gewinn und Verlust, an beschlossenen Aus-
schüttungen, an einem Auseinandersetzungsguthaben 
und einem Liquidationserlös der Fondsgesellschaft, ab. 
Der Anleger hat daher einen eigenen Anspruch gegen 
die Fondsgesellschaft. Die Treuhänderin bleibt jedoch 
dazu ermächtigt, die an den Treugeber abgetretenen 
Ansprüche im eigenen Namen einzuziehen.

Der Treugeber kann seine mittelbare Beteiligung mit 
Wirkung zum Ablauf des 31.12. eines jeden Jahres 
übertragen oder in sonstiger Weise darüber verfü-
gen, sofern dadurch keine Beteiligungen unter dem 
Betrag von 5.000 Euro entstehen und die entstehen-
den Beteiligungen ohne Rest durch 1.000 teilbar sind. 
Voraussetzung für die Übertragung ist die Zustim-
mung der Geschäftsführung der Fondsgesellschaft, 
die diese nur aus wichtigem Grund verweigern kann. 
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Dieses Zustimmungserfordernis gilt jedoch nicht für 
Verfügungen der UDI Beratungsgesellschaft mbH über 
Anteile, die von dieser im Rahmen der von ihr zu über-
nehmenden Platzierungsgarantie gezeichnet wurden 
und die sie an Dritte veräußert. Die Treuhänderin ist 
berechtigt, für die Abwicklung der Übertragung von 
dem ausscheidenden Treugeber und seinem Rechts-
nachfolger als Gesamtschuldner eine Verwaltungspau-
schale von 100 Euro zzgl. Umsatzsteuer zu verlangen.

Das Treuhandverhältnis läuft auf unbestimmte 
Zeit und endet spätestens mit Beendigung der 
Fondsgesellschaft. Das Treuhandverhältnis endet 
jedoch vorzeitig, wenn ein Insolvenzverfahren über 
das Vermögen des Treugebers eröffnet wird bzw. die 
Eröffnung mangels Masse abgelehnt wird oder wenn 
die Beteiligung des Anlegers von einem Gläubiger 
des Anlegers im Wege der Einzelzwangsvollstreckung 
verwertet wird. Darüber hinaus steht dem Treugeber 
erstmals ab dem 31.12.2025 ein Recht zur ordentli-
chen Kündigung mit einer Frist von drei (3) Monaten 
zum 31.12. eines jeden Jahres zu. Daneben besteht das 
Recht zur außerordentlichen Kündigung. 

Darüber hinaus hat der Treugeber das Recht, von der 
Treuhänderin die Übertragung seines Anteils zu ver-
langen und sich selbst als Kommanditist in das Han-
delsregister der Fondsgesellschaft eintragen zu lassen 
(Direktkommanditist). In diesem Fall endet der Treu-
hand-, Verwaltungs- und Servicevertrag nicht. Die 
Treuhänderin verwaltet vielmehr die Beteiligung des 
Direktkommanditisten, d.h. sie übt die Gesellschaf-
terrechte und -pflichten des Direktkommanditisten 
in dessen Namen und nach dessen Weisungen aus, 
sofern diese nicht vom Direktkommanditisten selbst 
oder von einem Bevollmächtigten ausgeübt werden 
(Verwaltungstreuhand). 

Die Verwaltungstreuhand endet mit Beendigung der 
Fondsgesellschaft. Sie endet jedoch vorzeitig, wenn 

der Direktkommanditist oder die Treuhänderin aus der 
Fondsgesellschaft ausscheiden oder die Verwaltungs-
treuhand aus wichtigem Grund gekündigt wird.

Für ihre Tätigkeiten im Rahmen des Treuhand-, Ver-
waltungs- und Servicevertrages erhält die Treuhände-
rin eine Vergütung in Höhe von 10.000 Euro p. a. zzgl. 
Umsatzsteuer. Die Vergütung erhöht sich ab 2015 um 
1,5 % gemessen am Vorjahreswert. Der Vergütungs-
anspruch entsteht und wird jeweils zum 15.01. eines 
Jahres im Voraus zur Zahlung fällig. Sofern der Treu-
hand-, Service- und Verwaltungsvertrag unterjährig 
endet, hat die Treuhänderin lediglich anteilig Anspruch 
auf Vergütung und muss zu viel gezahlte Beträge der 
Fondsgesellschaft erstatten.

Die Treuhänderin führt ein Register, in dem alle Anle-
ger mit ihren persönlichen und beteiligungsbezoge-
nen Daten erfasst werden. Außerdem führt die Treu-
händerin die Kapitalkonten der Anleger. Der Anleger 
ist verpflichtet, der Treuhänderin Änderungen seiner 
Daten unverzüglich auf eigene Kosten mitzuteilen.

Sie informiert regelmäßig die Anleger und beantwor-
tet deren telefonische Anfragen.

Verstirbt der Anleger, treten seine Erben in den Treu-
hand-, Verwaltungs- und Servicevertrag ein. Mehrere 
Erben haben für die Ausübung der Rechte aus dem 
Vertrag einen gemeinsamen Bevollmächtigten zu 
bestimmen. Die Treuhänderin kann von den Erben 
für den mit dem Erbfall verbundenen administrativen 
Aufwand eine Verwaltungspauschale in Höhe von 100 
Euro zzgl. Umsatzsteuer verlangen.

Die Vertragsparteien haften grundsätzlich nur für grob 
fahrlässige oder vorsätzliche Verletzungen der Ver-
tragspflichten. Bei leichter Fahrlässigkeit ist die Haf-
tung der Treuhänderin auf die Höhe der Beteiligung 
des Anlegers beschränkt.
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Der Vertrag unterliegt deutschem Recht. Erfüllungsort 
und Gerichtsstand ist der Sitz der Fondsgesellschaft.

3. Mittelverwendungskontrollvertrag
Die Fondsgesellschaft hat mit der Rödl Treuhand Ham-
burg GmbH (nachfolgend „Mittelverwendungskont-
rolleur“) am 23.11.2012 einen Mittelverwendungskon
trollvertrag abgeschlossen. Danach verpflichtet sich 
der Mittelverwendungskontrolleur, die Verwendung 
der Kapitaleinlagen und Agio-Beträge der Anleger zu 
kontrollieren. Der Vertrag ist auf den Seiten 145 ff. die-
ses Verkaufsprospektes vollständig abgedruckt. Einzel-
heiten können dort nachgelesen werden. 

Dem Mittelverwendungskontrollvertrag zufolge rich-
tet die Fondsgesellschaft ein Geschäftskonto („Mit-
telverwendungskontrollkonto“) ein, auf das die Kapi-
taleinlagen und Agio-Beträge der Anleger überwiesen 
werden. Während der Vertragsdauer ist das Mittelver-
wendungskontrollkonto durch die Fondsgesellschaft 
so auszugestalten, dass für Verfügungen über die Mittel 
die Freigabe des Mittelverwendungskontrolleurs not-
wendig ist. Die kontoführende Bank darf Änderungen 
hinsichtlich der Vertretungsberechtigungen bzw. Kon-
tovollmachten nur mit der schriftlichen Zustimmung 
des Mittelverwendungskontrolleurs vornehmen. 

Der Mittelverwendungskontrolleur wird Auszahlun-
gen nur für bestimmte Zwecke, insbesondere für Zah-
lungen des Kaufpreises für die in Nürnberg gelegene 
Immobilie, Frankenstraße 148 gemäß notariellem Kauf-
vertrag, und auch nur dann zustimmen und freigeben, 
wenn er sich von dem Eintritt bestimmter Freigabevor-
aussetzungen überzeugt hat. 

Der Mittelverwendungskontrolleur prüft lediglich, ob 
die im Mittelverwendungskontrollvertrag genannten 
Voraussetzungen formal vorliegen, d.h. er prüft bei-
spielsweise nicht die Werthaltigkeit von Leistungen 
oder die Rechtmäßigkeit von Zahlungen. 

Die Fondsgesellschaft ist verpflichtet, den Mittelver-
wendungskontrolleur umfassend über den Verwen-
dungszweck der angeforderten Mittel zu informieren 
und ihm zur Prüfung der Mittelfreigabe geeignete 
Nachweise zur Verfügung zu stellen.

Der Mittelverwendungskontrolleur erhält für seine Leis-
tungen eine Vergütung von 0,1 % des zu kontrollierenden 
Kapitals zzgl. gesetzlicher Umsatzsteuer. Mit Zahlung der 
Vergütung sind sämtliche Ansprüche des Mittelverwen-
dungskontrolleurs abgegolten. Die Vergütung ist antei-
lig mit Freigabe der Mittel zur Zahlung fällig.

Der Mittelverwendungskontrollvertrag hat eine Lauf-
zeit bis zur Übergabe und Abnahme der schlüsselfertig 
errichteten Immobilie auf dem Grundstück Nürnberg, 
Frankenstraße 148 und Freigabe der letzten Zahlung. 
Er kann nur aus wichtigem Grund gekündigt werden.

Der Vertrag unterliegt deutschem Recht. Erfüllungsort und 
Gerichtsstand ist, soweit dies in gesetzlich zulässiger Weise 
vereinbart werden kann, der Sitz der Fondsgesellschaft.

4. Konzeptionsvertrag 
Die Fondsgesellschaft hat mit der UDI Beratungs-
gesellschaft mbH (Auftragnehmerin) am 23.11.2012 
einen Konzeptionsvertrag geschlossen. Danach wird 
diese unter anderem mit der Durchführung folgender 
Geschäftsbesorgungen beauftragt:

●● Ermittlung und Zusammenstellung von wirtschaft-
lichen Daten, Markt- und Standortanalysen für die 
Investitionsrechnungen;

●● 	Erarbeitung der Finanzierungs- und Beteiligungs- 
struktur;

●● Erstellung sämtlicher Investitionsrechnungen 
(z.  B. Prognoserechnung, Anlegerbetrachtungen, 
Exit-Szenarien);
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●● soweit dies nach den Rechts- und Steuerberatungsge-
setzen zulässig ist, Mitwirkung bei der Erstellung der 
notwendigen Vertragswerke (Gesellschaftsvertrag 
des Auftraggebers, Treuhandvertrag, Dienstleistungs-
verträge des Auftraggebers) sowie der Emissions- 
und Vertriebsunterlagen, insbesondere eines durch 
die Bundesanstalt für Finanzdienstleistungsaufsicht 
(BaFin) gebilligten Verkaufsprospektes;

●● Erstellung eines Vermögenanlagen-Informations-
blattes (VIB);

●● Beschaffung der erforderlichen Nachweise für 
das Prospektgutachten gemäß IDW S 4 und 
Erteilung von Auskünften an den beauftragten 
Prospektprüfer;

●● Koordination externer Berater und sonstiger 
Dienstleistungsunternehmen;

●● Projektkoordination aller übrigen im Rahmen der 
Konzeption des Beteiligungsangebotes anfallen-
den Aufgaben.

Die Auftragnehmerin ist berechtigt, Dritte zu beauftra-
gen, die zuvor genannten Leistungen zu erbringen.

Für ihre vertraglich geschuldeten Leistungen erhält die 
Auftragnehmerin eine Vergütung in Höhe von 150.000 
Euro zzgl. gesetzlicher Umsatzsteuer. Die Vergütung ist 
jeweils nach Rechnungsstellung der Auftragnehmerin 
fällig. Die Fondsgesellschaft ist berechtigt, den Zah-
lungstermin auszusetzen, wenn und soweit sie nicht 
über die erforderliche Liquidität verfügt. Die Haftung 
der Auftragnehmerin ist grundsätzlich auf Vorsatz und 
grobe Fahrlässigkeit beschränkt. Bei grober Fahrläs-
sigkeit verjähren Haftungsansprüche in einem Jahr ab 
Kenntnis des Anspruchstellers von dem für den Scha-
den ursächlichen Sachverhalt, es sei denn, die gesetz-
liche Verjährungsfrist ist kürzer. Die Auftragnehmerin 

haftet für ein Verschulden beauftragter Dritter wie für 
eigenes Verschulden.

Der Geschäftsbesorgungsvertrag kann nur aus wichti-
gem Grund gekündigt werden.

Der Vertrag unterliegt deutschem Recht. Erfüllungsort 
und Gerichtsstand ist, soweit dies gesetzlich vereinbart 
werden kann, der Sitz der Fondsgesellschaft.

5. Vertrag über die Vermittlung von 
Eigenkapital 
Am 23.11.2012 haben die Fondsgesellschaft und die 
COMPASS Treuhandgesellschaft mbH mit der UDI Bera-
tungsgesellschaft mbH eine Vertriebsvereinbarung für 
Eigenkapitalbeschaffung geschlossen. Danach ist die 
UDI Beratungsgesellschaft mbH beauftragt, das Eigen-
kapital der Fondsgesellschaft zu platzieren. Die UDI 
Beratungsgesellschaft mbH ist berechtigt, zur Erfüllung 
ihrer vertraglich geschuldeten Leistungen qualifizierte 
Untervermittler zu beauftragen. Sie ist verpflichtet, 
bei dem Vertrieb des Eigenkapitals ausschließlich die 
von der Fondsgesellschaft zur Verfügung gestell-
ten Unterlagen zu verwenden und über die mit dem 
Beteiligungsangebot verbundenen Risiken aufzuklären. 

Die UDI Beratungsgesellschaft mbH erhält für ihre 
vertraglich geschuldeten Leistungen eine Vergütung 
in Höhe von 8,75  % des vermittelten und von der 
Fondsgesellschaft angenommenen Eigenkapitals. 
Zudem erhält sie das Agio in Höhe von 5 % der geleis-
teten Pflichteinlagen. 

Der Vergütungsanspruch und der Anspruch auf das 
Agio entstehen und sind fällig nach Übersendung 
des vom Anleger vollständig ausgefüllten und unter-
zeichneten Zeichnungsscheins an die Treuhänderin 
sowie der Identifikationsunterlagen nach dem Geld-
wäschegesetz, der Annahme des Zeichnungsange-
botes durch die Treuhänderin, dem Ausbleiben eines 
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fristgemäßen Widerrufs durch den Anleger und dem 
Eingang des vollständigen Betrages der Kapitaleinlage 
und des Agios auf dem in den Zeichnungsunterlagen 
bezeichneten Konto der Fondsgesellschaft. 

Der Anspruch auf Vergütung entfällt bzw. ist zurück-
zuzahlen, sofern das der vermittelten Beteiligung 
zugrunde liegende Vertragsverhältnis mit dem Anle-
ger aufgehoben wird. Vermittlungsprovisionen, die 
an von der UDI Beratungsgesellschaft mbH beauf-
tragte Untervertriebspartner zu leisten sind, hat die 
UDI Beratungsgesellschaft mbH aus ihrer Vergütung 
zu zahlen.

Die Fondsgesellschaft ist berechtigt, neben der 
UDI Beratungsgesellschaft mbH weitere Ver-
triebspartner mit der Eigenkapitalbeschaffung zu 
beauftragen.

Die Haftung der UDI Beratungsgesellschaft mbH sowie 
für ihre Erfüllungsgehilfen ist grundsätzlich auf Vorsatz 
und grobe Fahrlässigkeit beschränkt.

Dieser Vertrag endet mit Ablauf der ggf. verlängerten 
Zeichnungsfrist der Fondsgesellschaft oder der vor-
zeitigen Beendigung des Beteiligungsangebots durch 
die Geschäftsführung der Fondsgesellschaft oder der 
Vollplatzierung des Emissionskapitals. Vor Beendigung 
nach vorstehenden Tatbeständen kann der Vertrag 
von beiden Vertragsparteien nur aus wichtigem Grund 
gekündigt werden. 

Erfüllungsort und Gerichtsstand ist, soweit dies in 
gesetzlich zulässiger Weise vereinbart werden kann, 
der Sitz der Fondsgesellschaft.

6. Platzierungsgarantievertrag 
Die Fondsgesellschaft hat mit der UDI Beratungsge-
sellschaft mbH (Garantin) am 23.11.2012 einen Platzie-
rungsgarantievertrag geschlossen. 

Danach übernimmt die Garantin für das 
Kommanditkapital der UDI Green Building Fonds I 
FrankenCampus GmbH & Co. KG in Höhe von bis zu 
7.300.000 Euro eine Platzierungsgarantie. 

Die Garantin garantiert unwiderruflich die Schlie-
ßung der Fondsgesellschaft vier Wochen nach 
Ablauf der ggf. verlängerten Zeichnungsfrist, wenn 
das Kommanditkapital in Höhe von 7.300.000 Euro 
(Zielkapital) nicht vollständig platziert wurde. Die 
Garantin garantiert, die bis dahin nicht platzierten 
Kommanditanteile bis zur Höhe des Zielkapitals zu 
zeichnen und deren Einzahlung zu übernehmen. Die 
Garantin ist nicht verpflichtet, zuzüglich zur Kapitalein-
lage ein Agio zu zahlen. Sie kann sich ferner wahlweise 
als Treugeber oder direkt als Kommanditist beteiligen. 

Die Garantin erhält für die Übernahme des Garan-
tieversprechens weder eine Vergütung noch ihre im 
Zusammenhang mit der Erfüllung des Platzierungsga-
rantievertrages entstehenden Aufwendungen ersetzt.

Die vertragliche Platzierungsgarantie endet mit Erfül-
lung der Garantieverpflichtung bzw. mit vollständi-
ger Platzierung des Kommanditkapitals in Höhe von 
7.300.000 Euro. 

Erfüllungsort für die Verpflichtungen und Gerichts-
stand für sämtliche Streitigkeiten aus beiden Verträgen 
ist Nürnberg.

7. Mietvertrag
Die FrankenCampus KIB GmbH & Co. KG hat für Rech-
nung der Fondsgesellschaft am 23.11.2012 mit der 
UDI Beratungsgesellschaft mbH , der UDI Bioenergie 
GmbH, der UmweltDirektInvest-Beratungsgesellschaft 
mbH, der KIB Beteiligungs GmbH sowie der GCA Pro-
jektmanagement + Consulting GmbH und zudem am 
26.11.2012 mit der der UDI Projektgesellschaft mbH 
Mietverträge geschlossen.



Mieter Fläche gif Miete netto Laufzeit und Optionen

UmweltDirektInvest-Bera-
tungsgesellschaft mbH

300,00 qm 15,35 € /qm 10 Jahre und 3x3 Jahre Option

UDI Bioenergie GmbH 200,00 qm 12,90 € /qm 10 Jahre und 3x3 Jahre Option

UDI Projektgesellschaft 
mbH

105,54 qm 12,90 € /qm 10 Jahre und 3x3 Jahre Option

UDI Beratungsgesell-
schaft mbH

300,00 qm 12,90 € /qm 10 Jahre und 3x3 Jahre Option

KIB Beteiligungs GmbH 903,64 qm 12,40 € /qm 10 Jahre und 3x3 Jahre Option

KIB Beteiligungs GmbH 904,38 qm 12,45 € /qm 10 Jahre und 3x3 Jahre Option

GCA 693,48 qm 12,80 € /qm 10 Jahre und 3x3 Jahre Option

Summe vermietete 
Flächen:

3.407,04 qm

Summe Flächen 
insgesamt:

5.135,36 qm
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Den jeweiligen Mietverträge liegt einheitlich das im 
folgenden Abschnitt beschriebene Vertragsmuster 
zugrunde. Gegenstand des Vertrages ist die Vermie-
tung der von den Mietern übernommenen Flächen 
nebst dazugehöriger Stellplätze im Gebäude Fran-
kenstraße 148, 90461 Nürnberg, welches Bestandteil 
der Gesamtanlage FrankenCampus Nürnberg ist zu 
dem Zweck des Betriebs eines Büros sowie die Mitbe-
nutzung der Gemeinschaftsflächen der vorbenannten 
Gesamtanlage.

Es ist beabsichtigt, das Gebäude, in dem sich die zu 
vermietenden Gebäudeflächen befinden, mit einem 
Nachhaltigkeitszertifikat der Kategorie „Gold“ der 

Deutschen Gesellschaft für Nachhaltiges Bauen e.V.  
(DGNB) auszeichnen zu lassen. Die Vertragsparteien 
vereinbaren, bei Errichtung, Nutzung, Bewirtschaftung 
und Baumaßnahmen auf Nachhaltigkeit zu achten, um 
diese Zertifizierung zu erhalten, insbesondere alle sich 
aus dem zukünftigen DGNB-Zertifikat ergebenden Ver-
pflichtungen/Empfehlungen einzuhalten. 

Das Mietverhältnis beginnt mit Übergabe der bezugs-
fertigen Mieträume – geplant ist der 01.04.2014.

Der Mietvertrag wird für die Dauer von zehn Jahren 
mit einer Verlängerungsoption von drei mal drei Jah-
ren geschlossen. Das Mietverhältnis kann mit einer 
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Frist von zwölf Monaten zum Vertragsende ordentlich 
gekündigt werden. Daneben besteht das Recht zur 
außerordentlichen Kündigung.

Der Mieter darf den Mietgegenstand grundsätzlich 
ganz oder teilweise untervermieten. Er hat dabei alle 
Verpflichtungen aus dem Mietvertrag , auch soweit 
sie die Nutzung und die Einhaltung einer nachhalti-
gen Bewirtschaftung betreffen an den Untermieter 
weiterzugeben.

Bei Firmen gilt ein Wechsel des Inhabers  bzw. eines 
persönlich haftenden Gesellschafters oder eine Ände-
rung der Rechtsform als Gebrauchsüberlassung an 
Dritte. Solche Vorgänge sowie Änderungen bezüglich 
der Gewerbeerlaubnis oder in anderen für das Miet-
verhältnis wichtigen Zusammenhängen hat der Mieter 
dem Vermieter unverzüglich schriftlich mitzuteilen.

Bei der Veräußerung des gesamten Betriebes oder 
eines Teilbetriebes des Mieters geht dieser Mietvertrag 
auf den Rechtsnachfolger des Mieters über.

Die Miete liegt zwischen 12,30 Euro und 15,35 Euro pro 
m2 zzgl. Nebenkosten. Die Nettokaltmiete erhöht sich 
alle zwei Jahre um 5 %, erstmals ab dem dritten Miet-
jahr. Für die Einhaltung aller Verpflichtungen und Ver-
bindlichkeiten aus dem Mietvertrag leisten die Mieter 
dem Vermieter eine Sicherheit in Form einer Bankbürg-
schaft in Höhe der zweifachen Nettokaltmiete.

Zusätzlich zur Netto-Kaltmiete trägt der Mieter anteilig 
gemäß der Beschreibung im Mietvertrag die Nebenkos-
ten, die mit der Bewirtschaftung des Gebäudes oder der 
Wirtschaftseinheit zusammenhängen, sowie die Neben-
kosten der Nebengebäude wie Tiefgaragen oder Park-
häuser sowie die gemeinschaftlich genutzten  allgemei-
nen Zuwegungen wie Einfahrt und Umfahrungen des 
Campus nebst Schrankenanlage, Magistrale und even-
tuelle Bewirtungsflächen, auf die der Mieter Zugriff hat.

Nebenkosten im Sinne dieses Vertrages sind ins-
besondere alle Betriebskosten im Sinne der §§ 1, 2 
Betriebskostenverordnung (BetrKV), die Kosten der 
Reinigung der äußeren Glasflächen und der Fassaden-
reinigung, die Stromversorgung der gemeinschaftli-
chen Anlagen und Einrichtungen des Gebäudes und 
des Businesspark FrankenCampus, die Müllentsor-
gung, die Wasserver- und –entsorgung einschließlich 
der öffentlichen Gebühren, die Kosten der Verkehrssi-
cherungspflicht außerhalb des Mietgegenstandes, die 
Straßenreinigungsgebühren der Gesamtanlage und 
der Tiefgarage, die Veränderung an den bestehenden 
gemeinschaftlichen Anlagen und Einrichtungen auf-
grund behördlicher Forderungen nach Herstellung der 
Gesamtanlage sowie die Kosten für die Hausmeister 
oder Hausmeisterdienste und des sonstigen für den 
Betrieb und die Bewachung der Gesamtanlage benö-
tigten Personals. Zudem unterfallen den Nebenkosten 
die Heiz- und Klima- bzw. Be- und Entlüftungskosten.

Für Klimaanlagen bzw. Be- und Entlüftungsanlagen 
gelten die im folgenden Abschnitt für die Heizung 
beschriebenen Regelungen entsprechend, soweit 
derartige Anlagen in der jeweiligen Mieteinheit vor-
handen und in der jeweiligen Mieterbaubeschreibung 
ausdrücklich zugesagt sind.

Die auf den Mietbereich entfallenden zuordenbaren 
Kosten für z. B. Heizung, den Betrieb, die Pflege, War-
tung, Instandhaltung und Instandsetzung sowie Reini-
gung der Heizungsanlage werden nach den Regeln der 
Heizkostenverordnung vom Vermieter abgerechnet 
und sind vom Mieter zu tragen. 

Die nicht zuordenbaren und auf die gemeinschaftli-
chen Anlagen und Einrichtungen der Gesamtanlage 
entfallenden Heizungskosten werden von allen Mie-
tern gleichmäßig im Verhältnis der Mietflächen des 
jeweiligen Mieters zur gesamten Mietfläche des Mie-
tobjekts getragen. Soweit der Verbrauch hierfür nicht 
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durch Messung ermittelt wird, erfolgt die Verteilung 
dieser Kosten nach dem Verhältnis der beheizbaren All-
gemeinflächen zu den gesamten beheizbaren Flächen 
der Gesamtanlage.

Die Nebenkosten werden jährlich abgerechnet. Eine 
etwaige Rück- bzw. Nachzahlung ist innerhalb von 4 
Wochen nach Zugang der Abrechnung fällig. Erweist 
sich der bisherige monatliche Vorauszahlungsbetrag 
nach Abrechnung als zu hoch bzw. zu niedrig, kann 
dieser angepasst werden.

Auf alle Nebenkosten kommt die Umsatzsteuer in 
jeweils gesetzlicher Höhe hinzu.

Der Mieter trägt die Lasten der Unterhaltung der Miet-
sache, soweit diese Lasten durch die Benutzung der 
Mietsache entstehen. Darüber hinaus ist er für die 
Beschädigungen der Mieträume und des Gebäudes 
sowie der zu den Mieträumen oder zu den Gebäuden 
gehörenden Anlagen ersatzpflichtig, soweit sie von 
ihm, von zu seinem Betrieb gehörenden Personen 
sowie Besuchern, Kunden, Lieferanten, Handwerkern 
usw. verursacht worden sind. Der Mieter wird inner-
halb der Mieträume sowie an technischen Einrichtun-
gen, die ausschließlich ihm zur Verfügung stehen bzw. 
ausschließlich von ihm genutzt werden, alle notwendig 
werdenden Instandsetzungen und Instandhaltungen, 
die nicht unter Vermieterpflichten fallen, ordnungsge-
mäß durchführen und alle Anlagen in gebrauchsfähi-
gem Zustand halten.

Der Vermieter führt die Instandhaltung und die 
Instandsetzung an Dach, Fach und Fassade aus. Dafür 
trägt er die entstehenden Kosten. Sowohl Vermieter als 
auch Mieter beachten bei der Instandhaltung ökologi-
sche Kriterien und solche aus der DGNB-Zertifizierung.

Der Mieter ist berechtigt, Veränderungen an der Mietsa-
che nach seinen Erfordernissen, insbesondere Um- und 

Einbauten, Installationen und dergleichen, vorzuneh-
men. Wert- bzw. qualitätsmindernde Maßnahmen sind 
hierbei nicht gestattet. Der Mieter ist insbesondere ver-
pflichtet, die ökologisch hochwertige Ausstattung bei-
zubehalten und ausschließlich emmissionsfreie (soweit 
nicht möglich: emissionsarme), auf Grundlage einer 
Lebenszyklusbetrachtung als umwelt- und ressour-
censchonend anzusehende Materialien einzusetzen 
und durch die Mieterausstattung verursachte, nega-
tive Auswirkungen auf den Energieverbrauch und die 
Klimatisierung des Gesamtobjektes und/oder des Mie-
tobjektes soweit möglich und wirtschaftlich zumutbar 
zu vermeiden. 

Die Nutzung als Büro gemäß § 1.2 des Mietvertrages 
muss dabei stets gewährleistet bleiben. 

Eventuell erforderliche behördliche Genehmigungen 
hierfür sind vom Mieter auf seine Kosten einzuholen 
und dem Vermieter auf Verlangen nachzuweisen. 

Der Vermieter darf Ausbesserungen und bauliche Ver-
änderungen, die zur Erhaltung des Gebäudes oder zur 
Abwendung drohender Gefahren oder zur Beseitigung 
von Schäden notwendig werden, auch ohne Zustim-
mung des Mieters vornehmen. 

Der Vermieter ist berechtigt, auch nach Beginn des 
Mietverhältnisses Modernisierungen oder Änderun-
gen an den technischen Einrichtungen bzw. der Bau-
substanz vorzunehmen, die in die Mietsache eingreifen 
können. Er ist insbesondere berechtigt, Maßnahmen 
durchzuführen, die der Einsparung von End- oder Pri-
märenergie und/oder Wasser und/oder der effiziente-
ren Nutzung von Energie und/oder der nachhaltige-
ren Produktion der verwendeten Energie zu dienen 
bestimmt oder sonst geeignet sind, die nachhaltige 
Nutzung und Bewirtschaftung des Mietobjektes zu 
fördern. Derartige Maßnahmen hat der Mieter zu dul-
den, ein Anspruch auf Mietminderung ist insoweit 
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ausgeschlossen; sonstige Rechte des Mieters bleiben 
unberührt. Ein Rückbau der vom Mieter vorgenomme-
nen baulichen Veränderungen ist nicht erforderlich. 

Der Mieter kann Einrichtungen, mit denen er den Miet-
gegenstand versehen hat, im Hause belassen. In die-
sem Fall ist gegebenenfalls der Zeitwert zu ersetzen. 

Für eventuell vorgenommene bauliche Veränderun-
gen gemäß den Regelungen des Mietvertrages über-
gibt der Mieter bei Rückgabe der Mietsache einen Satz 
Bauausführungspläne für die Bestandsfortschreibung.

8. Kaufvertrag
Die FrankenCampus KIB GmbH & Co. KG (Verkäuferin)
hat mit der Fondsgesellschaft am 10.01.2013 einen Kauf-
vertrag mit Herstellungsverpflichtung geschlossen.

Die Fondsgesellschaft erwirbt damit das Grundstück 
Frankenstraße 148, eingetragen im Grundbuch des 
Amtsgerichts Nürnberg für Gibitzenhof, Blatt 8195 Flst.
Nr. 432/23, Nähe Frankenstraße, Gebäude und Freiflä-
che zu 2.639 m2. Die Verkäuferin bebaut das bezeich-
nete Grundstück auf eigene Rechnung und Gefahr 
nach Maßgabe vereinbarter Pläne und der abgestimm-
ten und dem Vertrag beigefügten Baubeschreibung. 
Die Baugenehmigung für das Vorhaben ist bereits 
erteilt. Die Herstellung der Immobilie ist dabei bis zum 
31.12.2013 geplant. Die Verkäuferin garantiert in die-
sem Zusammenhang die bezugsfertige Herstellung der 
Immobilie bis spätestens zum 31.03.2014 sowie die voll-
ständige Herstellung bis spätestens zum 31.05.2014. 

Das Grundstück wird gekauft, wie es steht und liegt. 
Die Verkäuferin ist verpflichtet, bei der Bauausfüh-
rung den örtlichen Gegebenheiten ausreichend und 
gemäß den anerkannten Regeln der Technik und des 
Baurechts Rechnung zu tragen. Die Verkäuferin hat die 
Bauwerke nach Maßgabe der Baubeschreibung und 
der Pläne herzustellen und Grund und Boden nach 

Maßgabe dieser Unterlagen herzurichten. Die Verkäu-
ferin hat sich unverzüglich um die Erteilung der Zer-
tifizierung „DGNB-Gold“ zu bemühen, spätestens bis 
zum 30.06.2016. Sollte die Zertifizierung bis zu diesem 
Zeitpunkt nicht erteilt werden, auch nach zweimaliger 
Aufforderung zur erforderlichen Nachbesserung nicht, 
oder sollte die Nacherfüllung von der Verkäuferin ver-
weigert werden, reduziert sich der Kaufpreis der Immo-
bilie um 400.000 Euro. Etwaige weitere Ansprüche der 
Fondsgesellschaft aus der fehlenden Zertifizierung sind 
damit abgegolten. Die Verkäuferin hat den Anschluss an 
die öffentlichen und privaten Versorgungsleitungen zu 
bewirken. Sollte es aufgrund der Eigentumsverhältnisse 
an der oberhalb der geplanten Tiefgarage verlaufen-
den Straße – auch mittels Umplanung – nicht möglich 
sein, die insgesamt vorgesehene Anzahl von Tiefga-
ragenstellplätzen herzustellen, so verringert sich der 
Gesamtkaufpreis um (netto) 15.000 Euro pro wegfallen-
dem Tiefgaragenstellplatz. Sollte die nach öffentlichem 
Recht geforderte Stellplatzanzahl unterschritten wer-
den, hat die Verkäuferin die Stellplatzablöse zu leisten.

Sollte eine Leistung der Verkäuferin mangelhaft sein, 
gelten die gesetzlichen Bestimmungen – für Bauleis-
tungen im Zusammenhang mit der Erstellung des 
Vertragsobjektes auf dem Baugrundstück gilt das 
werkvertragliche Leistungsstörungsrecht, für beweg-
liche Gegenstände, die nicht wesentlicher Bestandteil 
des Bauwerks werden, das Kaufrecht des Bürgerlichen 
Gesetzbuches. Mängel infolge normaler Abnutzung 
oder aus Verschulden der Fondsgesellschaft sind davon 
nicht erfasst. Ansprüche der Fondgesellschaft wegen 
Sachmängeln am Bauwerk und der diesbezüglichen 
Werkleistungen verjähren nach fünf Jahren; wegen 
Sachmängeln bei Arbeiten am Grundstück nach einem 
Jahr und wegen Sachmängeln beweglicher Sachen 
nach zwei Jahren jeweils mit Abnahme. Für etwaige 
Gewährleistungsansprüche der Fondsgesellschaft ist 
diese zum Zeitpunkt der Fälligkeit der Bezugsfertig-
keitsrate (Buchstabe f) berechtigt, vom Kaufpreis einen 
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Betrag in Höhe von 500.000 Euro einzubehalten. Die 
Verkäuferin kann etwaige Einbehalte durch Übergabe 
einer Bürgschaft eines Kreditinstituts ablösen mit der 
Folge, dass der abgelöste Einbehaltsbetrag auszu-
zahlen ist. Die Bürgschaft muss auf erstes Anfordern 
zahlbar, selbstschuldnerisch und unter Verzicht auf die 
Einreden der Anfechtbarkeit und der Aufrechenbarkeit 
sowie die Einrede der Vorausklage gestellt sein. Die 
Bürgschaft erlischt mit Ablauf der gesetzlichen Verjäh-
rungsfrist und kann durch Abtretung der seitens des 
Generalunternehmers gestellten Gewährleistungs-
bürgschaft ersetzt werden, soweit diese gleichwertig 
ist. Die Kosten der Bürgschaftserstellung tragen Ver-
käuferin und Fondsgesellschaft zu gleichen Teilen.

Die Verkäuferin hat der Fondsgesellschaft das Eigen-
tum frei von im Grundbuch eingetragenen Belastungen 
und frei von gegen die Fondsgesellschaft fortgeltenden 
Besitzrechten Dritter zu verschaffen. 

Es dürfen jedoch die in Abteilung II des Grundbuchs 
eingetragenen sowie solche weiteren Belastun-
gen bestehen bleiben, denen die Fondsgesellschaft 
zustimmt. Diese betreffen im Wesentlichen die übli-
chen, mit der Erschließung und Bewirtschaftung des 
Grundstücks zusammenhängenden Belastungen wie 
etwa Kostentragungsverpflichtungen für Wege- und 
Zufahrtsflächen und Fernwärmeleitungen, Strom-, 
Fernwärme-, Wasser- und Abwasserleitungsrechte und 
die Verpflichtung zur Erhaltung der Außen- und Grün-
anlagen sowie zur Tragung der damit verbundenen 
Kosten.

Die Verkäuferin ist befugt, über die in Abteilung II 
des Grundbuches eingetragenen Rechte hinaus nach 
billigem Ermessen weitere Regelungen zu treffen, 
die ihr zur Versorgung und zur Entsorgung des Ver-
tragsgrundstücks und der Nachbargrundstücke, zur 
Regelung der Benutzung und Unterhaltung gemein-
schaftlicher Anlagen und Einrichtungen, zur Regelung 

der nachbarlichen Verhältnisse sowie zur Sicherung 
behördlicher Auflagen erforderlich erscheinen und 
hierzu insbesondere Dienstbarkeiten eintragen oder 
löschen zu lassen.

Belastungen in Abteilung III des Grundbuchs beste-
hen nicht, da vertragsgemäß eingetragene Grund-
schulden lastend am Vertragsgrundstück insgesamt 
zur Löschung zu bringen sind. Zur Verschaffung des 
Eigentums ist die Verkäuferin erst verpflichtet, wenn 
die Fondsgesellschaft den geschuldeten Kaufpreis voll-
ständig bzw. Zug um Zug geleistet hat.

Die Verkäuferin übernimmt zudem eine Erstvermie-
tungsgarantie (siehe Seite 84).

Die Verkäuferin ist verpflichtet, ihre Leistungen fristge-
recht, im Übrigen unverzüglich mit der Sorgfalt eines 
ordentlichen Gewerbebauunternehmers zu erbringen. 
Der Fondsgesellschaft ist mindestens einmal monat-
lich ein ausführlicher, schriftlicher Sachstandsbericht 
über den jeweiligen Baufortschritt zu erstatten. 

Die Fondsgesellschaft ist zur (Teil-)Abnahme der 
Bezugsfertigkeit verpflichtet. Diese erfolgt im Rahmen 
einer gemeinsam vorzunehmenden Besichtigung mit 
anschließender Unterzeichnung eines Besichtigungs-
protokolls. Die Käuferin ist verpflichtet, zur technischen 
Abnahme auf eigene Kosten einen fachkundigen, all-
gemein vereidigten und öffentlich bestellten Sachver-
ständigen ihrer Wahl beizuziehen.

Der Kaufpreis beträgt 12.900.000 Euro. Der Kaufpreis ist 
nach Baufortschritt wie folgt zur Zahlung fällig:

a) 30 % nach Beginn der Erdarbeiten;

b) 28 % nach Rohbaufertigstellung einschließlich Zim-
mererarbeiten (nach Bauzeitenplan: Ende Juni 2013);
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c) 12,6  % nach der Herstellung der Dachflächen und 
Dachrinnen sowie dem Fenstereinbau einschließlich 
Verglasung;

d) 6,3 % nach Abschluss der Rohinstallation der Hei-
zungsanlagen sowie der Rohinstallation der Sanitär- 
und Elektroanlagen;

e) 8,4 % nach Abschluss des Innenputzes, ausgenom-
men Beiputzarbeiten, für den Estrich sowie nach 
Abschluss der Fassadenarbeiten;

f) 11,2  % nach Abschluss der Fliesenarbeiten im Sani-
tärbereich sowie nach Bezugsfertigkeit und Zug 
um Zug gegen Besitzübergabe sowie Zug um Zug 
gegen Aushändigung der Gewährleistungs- sowie der 
Fertigstellungsbürgschaft;

g) 3,5 % nach vollständiger Fertigstellung.

Soweit mit der Bauausführung schon begonnen ist, sind 
die bereits angefallenen Baufortschrittsraten sofort fäl-
lig. Der Kaufpreisanteil nach Buchstabe a) wird nicht zur 
Zahlung fällig, bevor die Fondsgesellschaft nicht 50 % 
des zur Kaufpreisfinanzierung vorgesehenen Eigenka-
pitals eingeworben hat. Ohne Rücksicht darauf wird 
dieser Kaufpreisteil jedoch zur Zahlung fällig, wenn die 
Fälligkeit des Kaufpreisanteils nach Buchstabe b) gege-
ben ist. Sofern auch zu diesem Zeitpunkt nicht 50  % 
des vorgesehenen Eigenkapitals eingeworben worden 
sind, sind die Kaufpreisanteile nach Buchstabe a) und 
b) erst zum 30.06.2013 zur Zahlung fällig. Sollte die Billi-
gung des Verkaufsprospektes erst nach dem 28.02.2013 
erfolgen, so verlängert sich die vorstehende Frist für die 
ersten beiden Kaufpreisanteile um den Zeitraum, um 
den die Billigung nach dem 28.02.2013 erteilt wird.

Zudem ist die Fälligkeit grundsätzlich abhängig von der 
Eintragung der bewilligten Auflassungsvormerkung in 
das Grundbuch, einer Erklärung der Stadt Nürnberg, 

wonach dieser keine gesetzlichen Vorkaufsrechte nach 
dem Baugesetzbuch zustehen oder sie solche Vor-
kaufsrechte aus Anlass dieses Verkaufs nicht ausübt, 
sowie der Erteilung der Baugenehmigung. 

Für zum Zeitpunkt der Fälligkeit der Bezugsfertig-
keitsrate (Buchstabe f) noch nicht vollständig aus-
gebaut und vertragsgemäß hergestellte Büroflä-
chen wird vereinbart, dass die Käuferin berechtigt 
ist, vom Kaufpreis einen Teilbetrag in Höhe von 400 
Euro pro m2 der nicht ausgebauten Büroflächen ein-
zubehalten. Der jeweilige Einbehalt ist an die Ver-
käuferin umgehend auszubezahlen, sofern die ent-
sprechende Mietvertragsfläche vertragsgemäß 
hergestellt und von der Käuferin abgenommen wurde. 
Die Verkäuferin kann etwaige Einbehalte durch Über-
gabe einer Bürgschaft eines Kreditinstituts ablösen mit 
der Folge, dass der abgelöste Einbehaltsbetrag auszu-
zahlen ist. Die Bürgschaft muss auf erstes Anfordern 
zahlbar, selbstschuldnerisch und unter Verzicht auf die 
Einreden der Anfechtbarkeit und der Aufrechenbarkeit 
sowie die Einrede der Vorausklage gestellt sein. 

9. Erstvermietungsgarantie
Die Verkäuferin übernimmt im Rahmen des Kaufver-
trages eine Erstvermietungsgarantie über die entste-
henden Gebäudeflächen von insgesamt ca. 5.135 m2 
samt geplanten 38 Kfz-Stellplätzen, ausgenommen die 
Mietflächen, die von einem mit der Fondsgesellschaft 
verbundenen Unternehmen gemietet werden.

Das Garantieversprechen beginnt an dem Monatsers-
ten, der auf den Termin zum Übergang von Nutzen 
und Lasten der Immobilie folgt, und endet mit Ablauf 
von fünf Jahren oder in dem Fall, dass die Mietflächen 
zu der garantierten Summe vermietet wurden. Even-
tuelle Revermietungs- und Mietausfallrisiken trägt ab 
erfolgter Erstvermietung bezogen auf die jeweilige 
Mietfläche/Stellplätze die Verkäuferin ausdrücklich 
nicht, d. h. diese Risiken gehen in derartigen Fällen auf 
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die Fondsgesellschaft über (vgl. Kapitel "Risiken der 
Vermögensanlage", Seite 17). Voraussetzung ist zudem, 
dass die Fondsgesellschaft den Kaufpreis zum Zeit-
punkt der Bezugsfertigkeit der Immobilie an die Ver-
käuferin geleistet hat.

Die Verkäuferin garantiert der Käuferin die Erstvermie-
tung der Immobilie zu mindestens einer Nettokaltge-
samtmiete von anfänglich 648.323,21 Euro p.  a. Die 
Garantiesumme verringert sich anteilig durch abge-
schlossene Mietverträge.

Die Verkäuferin verpflichtet sich, sich auf ihre Kosten um 
die Vermietung der Immobilie zu bemühen und aus-
schließlich das zwischen den Parteien vereinbarte Mus-
ter für die Mietverträge zu verwenden, wobei die Min-
destmietzeit fünf Jahre betragen muss und die Bonität 
der Mieter von der Verkäuferin nachzuweisen ist.

Sofern zutreffend, hat die Verkäuferin den Differenzbe-
trag zwischen der Garantiesumme und der in etwaig 
abgeschlossenen Mietverträgen vereinbarten Netto-
kaltmieten p. a. zu leisten. Die Zahlungen der Verkäu-
ferin sind monatlich im Voraus jeweils bis zum 10. eines 
Monats an die Fondsgesellschaft zu überweisen.

Die Fondsgesellschaft verpflichtet sich, die Immobilie 
während der Laufzeit des Erstvermietungsgarantievertra-
ges nicht selbst zu nutzen oder selbst zu vermieten. Sie hat 
zudem bei dem Abschluss der Mietverträge mitzuwirken.

Gerichtsstand und Erfüllungsort ist, soweit gesetzlich 
zulässig, Nürnberg.

10. Finanzierungsangebot
Die Fondsgesellschaft beabsichtigt, mit der DG HYP – 
Deutsche Genossenschafts-Hypothekenbank AG einen 
Darlehensvertrag über die Summe von 8.000.000 Euro 
zu folgenden Konditionen abzuschließen. Das Darlehen 
soll eine Laufzeit von zehn Jahren haben. Der Zinssatz 

soll sich nach der Pfandbriefkurve des Verbandes deut-
scher Pfandbriefbanken plus 120 Basispunkte richten 
und auf zehn Jahre festgeschrieben werden. Die Tilgung 
soll ab dem 01.07.2015 in Höhe von 1,5 % p. a. und ab 
dem 01.07.2021 der Darlehenslaufzeit in Höhe von 2,0 % 
p. a. zzgl. ersparter Zinsen erfolgen. Weitere Kosten wür-
den für die Bereitstellung in Höhe von 40.000 Euro sowie 
für das Beleihungswertgutachten in Höhe von 7.300 
Euro anfallen. Die Auszahlung des Darlehens soll in bis 
zu acht Raten, frei wählbar nach Baufortschritt, erfol-
gen. Die Darlehenssumme soll durch ein erstrangiges 
Grundpfandrecht an der Fondsimmobilie sowie mittels 
Abtretung sämtlicher Ansprüche aus den bereits beste-
henden Mietverträgen und der Erstvermietungsgaran-
tie sowie sonstigen zur Realisierung der Fondsimmobilie 
abgeschlossenen Verträgen besichert werden. Für die 
Auszahlung des Darlehens hat die Fondsgesellschaft 
u.  a. nachzuweisen, dass sie Eigenkapital in Höhe von 
5.873.000 Euro eingeworben hat.

11. Objektverwaltungsvertrag
Die Fondsgesellschaft hat am 23.11.2012 mit der KIB 
Immobilienmanagement GmbH (nachfolgend „Auf-
tragnehmerin“) einen Vertrag über das Gebäudema-
nagement betreffend die Immobilie Frankenstraße 148, 
90461 Nürnberg geschlossen. Danach wird die Auf-
tragnehmerin mit der Erbringung von Leistungen des 
kaufmännischen, technischen und infrastrukturellen 
Gebäudemanagements und/oder der Koordination die-
ser Leistungserbringung durch Dritte beauftragt. Zum 
kaufmännischen Gebäudemanagement gehören u.  a. 
Mieterbetreuung, Objektbuchhaltung, Kostenplanung 
und -kontrolle, Beschaffungsmanagement, Versiche-
rung und Eigentümerbetreuung. Das technische Gebäu-
demanagement beinhaltet insbesondere das Steuern 
von Instandhaltungen, die Erfassung und Kontrolle von 
Verbrauchswerten sowie die Verfolgung technischer 
Gewährleistungen. Von dem infrastrukturellen Gebäu-
demanagement ist die Koordination von Gärtner-, Haus-
meister-, Reinigungs- und Sicherheitsdiensten erfasst.
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Die Auftragnehmerin hat zudem jährlich bis zum 31.01. 
eine Jahreswirtschaftsplanung zu erstellen. Soweit die 
Fondsgesellschaft zustimmt, kann die Auftragneh-
merin die erforderlichen Maßnahmen im Namen und 
für Rechnung der Fondsgesellschaft durchführen. Über 
den Plan hinausgehende Maßnahmen bedürfen der 
Zustimmung der Fondsgesellschaft. Davon ausgenom-
men sind „Kleinreparaturen“ mit einem Kostenauf-
wand von je 2.500 Euro oder Maßnahmen bei „Gefahr 
im Verzug“. Der Leistungsumfang kann sich ändern, 
beispielsweise durch Stilllegung der Anlage oder Teilen 
davon, durch neue technische Anforderungen, gesetz-
liche Vorgaben und/oder Regeln der Technik. Die Auf-
tragnehmerin ist berechtigt, Dritte mit der Erfüllung 
ihrer vertraglichen Pflichten zu beauftragen.

Die Fondsgesellschaft verpflichtet sich, der Auftrag-
nehmerin sämtliche Informationen betreffend die 
Auftragsdurchführung zugänglich zu machen und den 
erforderlichen Zugang zur vertragsgegenständlichen 
Immobilie zu gewähren.

Für die Erbringung ihrer vertraglichen Pflichten erhält 
die Auftragnehmerin eine pauschale Vergütung in 
Höhe von 3 % der Jahresnettokaltmieten zzgl. Umsatz-
steuer, die in monatlichen Teilbeträgen ausgezahlt 
wird. Darüber hinaus erhält sie eine Vergütung für nach 
Aufwand abzurechnende Leistungen sowie 5  % des 
Rechnungsbetrages bei Koordination von Leistungen 
durch Dritte. Die Vergütung ist zum dritten Werktag 
eines Monats im Voraus fällig. Für den Fall, dass der Ver-
braucherpreisindex für Deutschland sich ab Vertrags-
beginn um 5 % ändert, ändert sich die Vergütung im 
gleichen Verhältnis, frühestens jedoch fünf Jahre nach 
Vertragsbeginn. 

Die Auftragnehmerin haftet nur für Vorsatz und grobe 
Fahrlässigkeit. Diese Einschränkung gilt nicht bei Ver-
letzungen von Leben, Körper oder Gesundheit sowie 
vertragswesentlicher Pflichten. 

Der Vertrag beginnt am 01.01.2014 und ist für die Dauer 
von fünf Jahren abgeschlossen. Soweit er nicht sechs 
Monate vor Ablauf gekündigt wird, verlängert er sich 
jeweils um ein weiteres Jahr. Eine Kündigung aus wich-
tigem Grund bleibt unberührt. Die Kündigung hat 
schriftlich zu erfolgen.

Der Vertrag unterliegt deutschem Recht. Erfüllungsort 
ist der Ort der Leistungserbringung durch die Auftrag-
nehmerin. Gerichtsstand ist Nürnberg.
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Wesentliche Grund-
lagen der steuerli-
chen Konzeption

A. Vorbemerkung
Die nachfolgenden Ausführungen erläutern die wesent-
lichen Grundlagen der steuerlichen Konzeption des 
Beteiligungsangebotes. Die dargestellten steuerlichen 
Konsequenzen basieren auf der zum Zeitpunkt der Pro-
spektaufstellung geltenden Rechtslage, der Rechtspre-
chung und der veröffentlichten Auffassung der Finanz-
verwaltung. Vorgeschlagene Gesetzesänderungen, die 
noch nicht vom Bundestag beschlossen wurden, und 
nicht amtlich veröffentlichte Aussagen der Finanzver-
waltung sowie sonstige nicht verbindliche Äußerungen 
wurden, soweit nicht gesondert darauf hingewiesen 
wird, den Erläuterungen nicht zugrunde gelegt.

Die Ausführungen geben die für den Anleger wesent-
lichen steuerlichen Folgen einer Beteiligung an der 
Emittentin wieder. Die Darstellung der Besteuerung 
erfolgt dabei getrennt nach den einzelnen Phasen der 
Beteiligung. Dabei umfasst die Investitionsphase den 
Zeitraum vom Beginn der Platzierung des angebote-
nen Kommanditkapitals bis zum Erwerb der Fonds
immobilie, die Nutzungsphase den Zeitraum der 
langfristigen Vermietung der Fondsimmobilie und die 
Deinvestitionsphase den Zeitraum bis zur vollständi-
gen Veräußerung derselben oder des Gesellschaftsan-
teils durch den Anleger und der anschließenden Auflö-
sung der Emittentin.

Die wesentlichen steuerlichen Konsequenzen einer 
Beteiligung an der Emittentin sind abhängig von den 
individuellen Verhältnissen jedes einzelnen Anlegers. 

Diese sind der Anbieterin nicht bekannt. Die nachfol-
genden Ausführungen beruhen somit auf Annahmen 
und können eine individuelle steuerliche Beratung 
des Anlegers durch einen Steuerberater/Rechtsanwalt 
nicht ersetzen.

Die Darstellung in diesem Kapitel gilt nur für Anleger, 
die in Deutschland als natürliche Personen unbe-
schränkt einkommensteuerpflichtig sind, ihre Betei-
ligung an der Emittentin im steuerlichen Privatver-
mögen halten und den Erwerb ihres Anteils nicht 
fremdfinanzieren sowie nicht am Zweitmarkt erwor-
ben haben. Die Anbieterin rät zudem ausdrücklich von 
einer Fremdfinanzierung des Erwerbs ab, da sich hier-
durch erhebliche steuerliche Abweichungen ergeben 
können (vgl. hierzu die Ausführungen im Kapitel „Risi-
ken der Vermögensanlage“, Seite 16 sowie Seiten 21 ff.).

Generell sollte jeder Anleger die Ausführungen zu 
den steuerlichen Risiken in dem Kapitel „Risiken der 
Vermögensanlage“ gelesen und verstanden haben. Es 
wird ausdrücklich darauf hingewiesen, dass die nach-
stehend beschriebenen steuerlichen Konsequenzen 
aus dem Beteiligungsangebot nicht oder nur modifi-
ziert eintreten können, wenn die Beteiligung von Per-
sonen gehalten wird, die die vorgenannten Merkmale 
nicht in eigener Person verwirklichen. Die Anbieterin 
empfiehlt deshalb jedem potenziellen Anleger, vor 
Erwerb der Vermögensanlage Rücksprache mit seinem 
persönlichen steuerlichen Berater zu halten. 
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B. Steuerliches Fondskonzept

I. Steuerliche Behandlung der Emittentin
Die Emittentin stellt als Kommanditgesellschaft deut-
schen Rechts für steuerliche Zwecke eine transparente 
Personengesellschaft dar, die in ihrer Ertragsbesteue-
rung nicht selbst den Steuerschuldner bildet. Vielmehr 
werden deren Wirtschaftsgüter – hier die Fondsimmo-
bilie sowie die Finanzanlagen der Liquiditätsreserve – 
direkt dem Gesellschafter entsprechend seiner Betei-
ligung zugeordnet. Die erzielten Einnahmen werden 
in der Folge auf Gesellschaftsebene im Wege der ein-
heitlichen und gesonderten Feststellung ermittelt und 
anschließend dem Gesellschafter gemäß seiner Betei-
ligungsquote zugerechnet. Dieser Ergebnisanteil ist 
dann der Einkommensteuer zu unterwerfen.

Anders verhält es sich bei der Grunderwerb-, Umsatz- 
und Grundsteuer sowie der Gewerbesteuer. Bei diesen 
bildet die Emittentin selbst den Steuerschuldner und 
ist damit für die betreffenden Steuerarten gegebenen-
falls zahlungsverpflichtet. 

II. Steuerliche Behandlung der 
Treuhandbeteiligung
Beitretende Anleger beteiligen sich anfänglich mittelbar 
über die Treuhandgesellschaft als so genannte Treuge-
ber. Für den Fall der mittelbaren Beteiligung eines Anle-
gers über die Treuhandgesellschaft ist der Anleger aus 
zivilrechtlicher Sicht nicht selbst, sondern die Treuhand-
gesellschaft Gesellschafter der Emittentin. Im Verhältnis 
des Anlegers zur Treuhandgesellschaft stehen die Rechte 
aus der Beteiligung an der Emittentin aber dem Anleger 
direkt zu (§  3 des Treuhandvertrages), so dass er (und 
nicht die Treuhandgesellschaft) wirtschaftlich die Rechte 
und Pflichten aus den jeweiligen Mietverhältnissen trägt. 
Ferner kann der Anleger gemäß § 4 des Treuhandvertra-
ges in Verbindung mit § 7 des Gesellschaftsvertrages der 
Emittentin das Treuhandverhältnis beenden und in die 
Stellung als Direktkommanditist wechseln.

Da die Ausgestaltung des Treuhandverhältnisses somit 
den Anforderungen des so genannten „Treuhanderlas-
ses“ genügt, wird der Treugeber für steuerliche Zwecke 
wie ein unmittelbar beteiligter Gesellschafter behan-
delt. Infolgedessen werden ihm (und nicht der Treu-
handgesellschaft) die Einkünfte aus der Beteiligung 
zugerechnet.

III. Einkunftserzielungsabsicht
Um mit der Vermietung der Fondsimmobilie keine so 
genannte Liebhaberei zu betreiben, muss sowohl auf 
Ebene der Emittentin als auch auf Anlegerebene bei 
einer Betrachtung der Gesamtdauer der wirtschaftli-
chen Betätigung die Absicht erkennbar sein, aus dieser 
einen Überschuss der Einnahmen über die Ausgaben 
zu erzielen. Andernfalls würde das Ergebnis aus der 
Tätigkeit dem nicht steuerbaren Bereich der privaten 
Vermögenssphäre zugeordnet werden („Liebhaberei“), 
so dass etwa Werbungskosten nicht ertragsmindernd 
abgezogen werden könnten.

1. Ebene der Emittentin
Nach Auffassung der Rechtsprechung ist bei der Ver-
mietung von Gewerbeimmobilien nicht automatisch 
von einer Einkunftserzielungsabsicht auszugehen, 
sondern diese im Einzelfall festzustellen. Da vorlie-
gend die Emittentin bereits ab dem Jahr 2014 einen 
Überschuss der Einnahmen über die Werbungskosten 
erwirtschaftet und prognosegemäß auch über die 
Totalperiode positive Einkünfte erzielen wird, ist auf 
Gesellschaftsebene von einer Einkunftserzielungsab-
sicht auszugehen.

2. Ebene des Anlegers
Gleichzeitig setzt sich eine auf Ebene der Emittentin 
bestehende Einkunftserzielungsabsicht auch auf Anle-
gerebene fort. Allerdings können in der Person des 
Anlegers Tatsachen oder Beweisanzeichen, welche die 
Erzielung eines Überschusses aus der gegenständli-
chen Beteiligung ausschließen, die Vermutung für eine 
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Einkunftserzielungsabsicht auf Anlegerebene entfallen 
lassen. Solche Tatsachen und Beweisanzeichen können 
beispielsweise in der Geltendmachung von Zinsen aus 
einer Fremdfinanzierung zum Anteilserwerb oder in 
jährlichen hohen Reisekosten im Zusammenhang mit 
der Vermögensanlage sein. Die Anbieterin geht für 
Zwecke der Erläuterungen in diesem Verkaufsprospekt 
davon aus, dass Ausnahmefälle wie vorstehend bei-
spielhaft ausgeführt auf Anlegerebene nicht vorliegen 
werden und deshalb eine Einkunftserzielungsabsicht 
indiziert wird.

C. Besteuerung in der Investitionsphase
Während der Investitionsphase werden dem Anleger 
Einkünfte aus der verzinslichen Anlage der Liquiditäts-
reserve sowie vorweggenommene negative Einkünfte 
aus Vermietung und Verpachtung aus Finanzierungs-
aufwendungen, wie Bankbearbeitungsgebühren, zu-
gewiesen. Zum besseren Verständnis werden jedoch 
die Einkünfte aus Vermietung und Verpachtung aus-
schließlich in der Nutzungsphase erläutert, so dass sich 
die Darstellung der Einkünftebesteuerung in der Inves-
titionsphase auf die Vereinnahmung von Zinsen aus 
der Liquiditätsreserve beschränkt.

I. Qualifikation der Einkünfte
Die Art der dem Anleger zugewiesenen Einkünfte 
richtet sich nach der Tätigkeit der Emittentin sowie 
der Ausgestaltung des Gesellschaftsvertrages. Die 
Emittentin wird nach Plan in der Investitionsphase 
das eingesammelte Kapital zum Erwerb der Fondsim-
mobilie verwenden sowie eine (verzinslich angelegte) 
Liquiditätsreserve bilden. In der Nutzungsphase wird 
die Emittentin die Immobilie vermieten und verwalten. 
Auch hier wird überschüssiges Kapital als Liquiditäts-
reserve angelegt werden. Die Emittentin erzielt somit 
in der Investitionsphase Einkünfte aus der vorüberge-
henden Anlage von Kapital. Die Anlage von Kapital ist 
regelmäßig private Vermögensverwaltung und nur in 
besonderen, hier nicht vorliegenden Ausnahmefällen 

eine originär gewerbliche Tätigkeit. Die Emittentin 
ist nicht gewerblich geprägt, da nach §  9 des Gesell-
schaftsvertrages der Emittentin, soweit zulässig, allein 
die geschäftsführende Kommanditistin zur Geschäfts-
führung berechtigt und verpflichtet ist. Der Anleger 
erzielt daher in diesem Zeitraum ausschließlich Ein-
künfte aus Kapitalvermögen sowie geringfügige nega-
tive Einkünfte aus Vermietung und Verpachtung, da 
die Gesellschaft für die künftige Vermietung bereits 
Aufwendungen in Form von z. B. Bankgebühren trägt, 
denen noch keine Einnahmen gegenüberstehen.

Da die Emittentin somit keine Einkünfte aus Gewer-
bebetrieb erzielt, unterliegt sie auch nicht der 
Gewerbesteuer. 

II. Einkunftsermittlung
Die Einkünfte aus Kapitalvermögen ermitteln sich aus 
dem Überschuss der Einnahmen über die Werbungs-
kosten. Hierbei gilt das Zufluss-/Abflussprinzip, wel-
ches die Einnahmen und Ausgaben grundsätzlich dem 
Wirtschaftsjahr zurechnet, in dem sie geflossen sind 
bzw. geleistet wurden.

Im Rahmen der Einkünfte aus Kapitalvermögen ist ein 
Abzug der tatsächlich angefallenen Werbungskosten 
allerdings nicht möglich. Stattdessen wird dem Steuer-
pflichtigen lediglich der Sparer-Pauschbetrag in Höhe 
von 801 Euro beziehungsweise 1.602 Euro bei zusam-
men veranlagten Ehegatten gewährt. Über diesen 
Betrag hinausgehende Ausgaben können, auch wenn 
sie tatsächlich geleistet wurden, nicht als Werbungs-
kosten angesetzt werden.

III. Steuersatz
Die Zinseinkünfte aus der Anlage der Liquiditätsreserve 
unterliegen einem besonderen Steuertarif für Ein-
künfte aus Kapitalvermögen. Die Steuer wird als Kapi-
talertragsteuer in Höhe von 25 % unmittelbar von dem 
die Zinsen auszahlenden Kreditinstitut abgeführt und 



92  |  Wesentliche Grundlagen der steuerlichen Konzeption

ist hierdurch abgegolten. Dies hat zur Folge, dass eine 
Veranlagung beim Anleger grundsätzlich unterblei-
ben kann (sog. Abgeltungsteuer). Auf die zu zahlende 
Abgeltungsteuer werden 5,5  % Solidaritätszuschlag 
erhoben, der ebenfalls an der Quelle einbehalten und 
abgeführt wird. Im Fall der Kirchensteuerpflicht des 
Anlegers ermäßigt sich die Steuer auf die Kapitalein-
künfte um 25 % der auf die Kapitalerträge entfallenden 
Kirchensteuer, jedoch erfolgt dies nur im Rahmen der 
Veranlagung des Anlegers.

Der Anleger kann stattdessen die Einkünfte aus Kapi-
talvermögen der regulären tariflichen Einkommen-
steuer unterwerfen, wenn dies zu einer niedrigeren 
Einkommensteuer führt (sog. Günstigerprüfung). Der 
Anleger hat diese Wahlmöglichkeit im Rahmen seiner 
Veranlagung geltend zu machen, wobei der Antrag 
vom Steuerpflichtigen nur einheitlich für sämtliche 

Kapitaleinkünfte eines Veranlagungszeitraums gestellt 
werden kann. Zusammen veranlagte Ehegatten kön-
nen dieses Wahlrecht lediglich gemeinsam ausüben. 
Das Finanzamt prüft dann im Rahmen der Steuerfest-
setzung, ob die Anwendung der tariflichen Einkom-
mensteuer zu einer niedrigeren Belastung führt.

Auch im Fall der Anwendung der tariflichen Einkom-
mensteuer bleibt ein Abzug der tatsächlich angefalle-
nen Werbungskosten ausgeschlossen, und es ist ledig-
lich der Sparer-Pauschbetrag zu berücksichtigen.

Soweit ein Anleger Mitglied einer steuerberechtig-
ten Religionsgemeinschaft ist, schuldet er darüber 
hinaus Kirchensteuer. Die Höhe ist abhängig von 
den anzuwendenden Landeskirchensteuergesetzen 
und beträgt regelmäßig zwischen 8  % und 9  % der 
Einkommensteuerschuld.
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D. Besteuerung in der Nutzungsphase
Während der Nutzungsphase werden dem Anle-
ger im Wesentlichen Einkünfte aus der Vermietung 
der Fondsimmobilie sowie in untergeordnetem 
Umfang Zinsen aus der Anlage der Liquiditätsreserve 
zugerechnet.

I. Qualifikation der Einkünfte
Die Emittentin geht mit der Verwaltung ihres Vermö-
gens, sprich der Vermietung der Fondsimmobilie sowie 
der Anlage liquider Mittel, keiner originär gewerblichen 
Tätigkeit nach und ist nicht gewerblich geprägt (s.o.). 
Der Anleger erzielt mit der langfristigen Vermietung 
der Immobilie Einkünfte aus Vermietung und Verpach-
tung, da sich die Tätigkeit der Emittentin lediglich auf 
die Nutzungsüberlassung an dem bebauten Grund-
stück erstreckt und sie keine weiteren gewerblichen 
Sonderleistungen erbringt. Daneben erzielt der Anle-
ger aus der verzinslichen Anlage der Liquiditätsreserve 
in geringem Umfang Einkünfte aus Kapitalvermögen.

II. Einkunftsermittlung
Die Einkünfte aus Vermietung und Verpachtung ermit-
teln sich aus dem Überschuss der Einnahmen über die 
Werbungskosten. Die Einnahmen und Ausgaben wer-
den grundsätzlich wiederum dem Wirtschaftsjahr zuge-
rechnet, in dem sie geflossen sind bzw. geleistet wurden.

1. Abziehbare Aufwendungen bei 
den Einkünften aus Vermietung und 
Verpachtung
Werbungskosten können bei den Einkünften aus 
Vermietung und Verpachtung sowohl auf Ebene der 
Emittentin als auch auf Anlegerebene anfallen. Entste-
hen dem Anleger eigene Werbungskosten im Zusam-
menhang mit seiner Beteiligung an der Emittentin 
(sog. Sonderwerbungskosten), werden diese nach Mit-
teilung an die Emittentin im Rahmen der Ergebniser-
mittlung erfasst und wirken sich dort steuermindernd 
in dessen Ergebnisanteil aus.

Werbungskosten, die mit der Anschaffung der Immo-
bilie nicht in konkretem Zusammenhang stehen oder 
die keine Anschaffungsnebenkosten darstellen, kön-
nen unter Beachtung des sog. Fonds-Erlasses unmittel-
bar von den erzielten Einnahmen abgezogen werden. 
Dazu zählen etwa die laufenden, nicht auf die Investi-
tionsphase entfallenden Dienstleistungsvergütungen, 
wie die Vergütung an die Treuhandgesellschaft sowie 
die Geschäftsführungs- bzw. die Haftungsvergütung, 
und die nicht umlagefähigen Immobiliennebenkosten. 
Zu den sofort abzugsfähigen Werbungskosten gehö-
ren auch Aufwendungen für die in Anspruch genom-
mene Fremdkapitalfinanzierung, wie die Zinszahlung.

Werden hingegen Aufwendungen als Anschaffungs- 
oder Anschaffungsnebenkosten qualifiziert, können 
diese nicht sofort ertragsmindernd abgezogen wer-
den. Hierzu zählt zunächst die auf die Fondsimmobilie 
entfallende Zeichnungssumme des Anlegers für den 
Erwerb seines Kommanditanteils. Weiterhin zählen 
hierfür nach den Bestimmungen des Fonds-Erlasses 
Aufwendungen, die mit der Gründung der Emittentin 
und der Vermarktung deren Eigenkapitals als geschlos-
senen Immobilienfonds in Zusammenhang stehen. 

Diese Kosten sind den Anschaffungskosten für Grund 
und Boden sowie des Gebäudes hinzuzusetzen. 
Diese Aufwendungen sind in der Vermögensauf-
stellung zu aktivieren und können nur im Wege der 
jährlichen Absetzung für Abnutzung (AfA) berück-
sichtigt werden. Die AfA entfällt jedoch lediglich auf 
abnutzbare Wirtschaftsgüter wie das Gebäude, nicht 
aber auf den Grund und Boden. Die zu aktivieren-
den Anschaffungs- und Anschaffungsnebenkosten 
sind somit in einen Teil für das Gebäude und wei-
tere abschreibungsfähige Wirtschaftsgüter sowie in 
einen Teil für den Grund und Boden aufzuteilen. Die 
jährliche AfA-Rate für das Gebäude beträgt 2  % der 
Gebäudeanschaffungskosten.



94  |  Wesentliche Grundlagen der steuerlichen Konzeption

2. Abziehbare Aufwendungen bei den 
Einkünften aus Kapitalvermögen
Im Rahmen der Einkünfte aus Kapitalvermögen findet 
wiederum lediglich ein Abzug des Sparer-Pauschbetra-
ges statt.

3. Kein Steuerstundungsmodell im Sinne 
von § 15 b EStG
Verluste aus einem Steuerstundungsmodell dürfen 
nicht mit Einkünften aus anderen Einkunftsarten ausge-
glichen, sondern lediglich mit Einkünften aus derselben 
Einkunftsquelle in den folgenden Wirtschaftsjahren ver-
rechnet werden. Ein Steuerstundungsmodell liegt vor, 
wenn aufgrund einer modellhaften Gestaltung steuer-
liche Vorteile in Form von negativen Einkünften erzielt 
werden sollen. Dies ist der Fall, wenn dem Anleger durch 
ein vorgefertigtes Konzept die Möglichkeit geboten wer-
den soll, zumindest in der Anfangsphase der Investition 
Verluste mit seinen übrigen Einkünften zu verrechnen. 
Dabei darf innerhalb des Zeitraums, bis zu dem nach 
dem Konzept keine nachhaltigen positiven Einkünfte 
erzielt werden, das Verhältnis der prognostizierten Ver-
luste zur Höhe des gezeichneten und nach dem Konzept 
auch aufzubringenden Kapitals 10 % nicht übersteigen. 
Nach der Gesetzesbegründung sind hierbei Verluste, die 
bei der Konzeption nicht abzusehen waren (unerwarte-
ter Mietausfall, Verlust oder Beschädigung der Immobi-
lie) ausdrücklich nicht in die Berechnung einzubeziehen.

Bei prognosegemäßem Verlauf der Investition ist nicht 
mit einer Verlustzuweisung zu rechnen, die 10  % des 
aufzubringenden Kapitals übersteigt. Anfallende Ver-
luste aus der Beteiligung können daher im Jahr ihrer Ent-
stehung einkommensmindernd berücksichtigt werden.

4. Keine Verlustverrechnungsbeschrän-
kung nach § 15 a EStG
Ferner darf der einem Anleger zuzurechnende Anteil 
am Verlust der Emittentin nicht mit Einkünften aus 
anderen Einkunftsarten ausgeglichen werden, soweit 

hierdurch ein negatives Kapitalkonto (Saldo aller Kon-
ten in der Vermögensübersicht, welche den Kapitalan-
teil des Anlegers ausweisen) entsteht oder sich erhöht. 
Der Anleger kann in diesem Fall den entstandenen 
Verlust nur mit zukünftigen positiven Einkünften aus 
derselben Einkunftsquelle ausgleichen.

Bei prognosegemäßem Verlauf der Investition ist nicht 
damit zu rechnen, dass das Kapitalkonto des Anlegers 
negativ wird, so dass es nicht zu einer Anwendung der 
Verlustausgleichsbeschränkung nach § 15 a EStG kom-
men sollte.

5. Allgemeiner Verlustabzug 
gemäß § 10 d EStG
Verluste, die bei der Ermittlung des Gesamtbetrages 
der Einkünfte nicht ausgeglichen werden, können bis 
zu einem Betrag von 511.500 Euro bei einzeln veranlag-
ten Personen oder bei Ledigen bzw. 1.023.000 Euro bei 
zusammen veranlagten Ehegatten vom Gesamtbetrag 
der Einkünfte des unmittelbar vorangegangenen Veran-
lagungszeitraums abgezogen werden (Verlustrücktrag). 
Darüber hinausgehende, nicht abziehbare Verluste kön-
nen in den folgenden Besteuerungszeiträumen bis zu 
einem Gesamtbetrag der Einkünfte bei einzeln veran-
lagten Personen oder bei Ledigen von 1.000.000 Euro, 
bei zusammen veranlagten Ehegatten 2.000.000 Euro, 
darüber hinaus zu 60 % der diesen Betrag übersteigen-
den Summe ausgeglichen werden (Verlustvortrag).

III. Steuersatz
Einkünfte aus Vermietung und Verpachtung unterlie-
gen beim Anleger dessen individuellem Steuersatz. 
Der maximale Grenzsteuersatz der Einkommensteuer 
beträgt derzeit 45 % ab einem zu versteuernden Ein-
kommen von 250.731 Euro für Ledige und 501.462 Euro 
für zusammen veranlagte Ehegatten.

Die Einkünfte aus Kapitalvermögen unterliegen statt-
dessen einem linearen Steuersatz in Höhe von 25 %, 
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sofern der Anleger im Rahmen der Günstigerprüfung 
nicht die Besteuerung mit dem individuellen tarifli-
chen Einkommensteuersatz beantragt (s.o.). Ergän-
zend wird der Solidaritätszuschlag in Höhe von 5,5 % 
der Einkommensteuerschuld sowie ggf. Kirchensteuer 
erhoben. 

E. Besteuerung bei Verkauf der Immobi-
lie bzw. Beendigung der Beteiligung
Während dieser Zeit werden dem Anleger im Wesent-
lichen Einkünfte aus der Veräußerung der Fondsim-
mobilie oder des Kommanditanteils an der Emittentin 
zugewiesen. Diese Phase umfasst daher lediglich die 
vorstehend genannten Veräußerungsvorgänge.

I. Qualifikation der Einkünfte

1. Vorliegen eines privaten 
Veräußerungsgeschäfts
Wird das Grundstück durch die Emittentin und die 
Beteiligung des Anlegers an der Emittentin länger als 
zehn Jahre gehalten, erfolgt nach der derzeit gelten-
den Rechtslage sowohl bei der Veräußerung des Wirt-
schaftsguts als auch bei der Veräußerung des Anteils 
an einer Gesellschaft keine Besteuerung eines gege-
benenfalls anfallenden Veräußerungsgewinns. Wird 
das Grundstück bzw. der Kommanditanteil zehn Jahre 
oder weniger gehalten, ist der erzielte Ertrag insoweit 
als privates Veräußerungsgeschäft zu versteuern.

Gebäude und Außenanlagen sind bei der Ermittlung 
des Gewinns aus einem privaten Veräußerungsge-
schäft mit einzubeziehen, wenn sie innerhalb dieses 
Zeitraums errichtet wurden. Des Weiteren gilt die 
Anschaffung oder Veräußerung einer unmittelbaren 
oder mittelbaren Beteiligung an einer Personengesell-
schaft, wie vorliegend der Emittentin, als Anschaffung 
oder Veräußerung der anteiligen Wirtschaftsgüter, 
sprich der Fondsimmobilie. Da der Beitritt des Anlegers 
erst nach Abschluss des Kaufvertrages erfolgt, beginnt 

die Haltefrist für jeden Anleger jeweils mit dessen Bei-
tritt zur Fondsgesellschaft zu laufen.

2. Vorliegen eines gewerblichen 
Grundstückshandels
Sofern die Veräußerung der Fondsimmobilie oder 
der Kommanditbeteiligung an der Emittentin einen 
gewerblichen Grundstückshandel begründet, sind 
nicht nur der Gewinn aus dem Verkauf, sondern sämtli-
che Erträge des Anlegers aus dem Beteiligungsangebot 
insgesamt als Einkünfte aus Gewerbebetrieb zu qualifi-
zieren. Begründet der Anleger selbst einen gewerbli-
chen Grundstückshandel, werden grundsätzlich – mit 
Ausnahme der selbst genutzten Immobilie – auch 
eventuelle Gewinne aus privaten Grundstücksverkäu-
fen zu den gewerblichen Einkünften gezählt und die 
bisher berücksichtigte Abschreibung wird rückwir-
kend versagt, da die Immobilie dem Umlaufvermögen 
zugeordnet werden müsste. Zudem unterlägen sämtli-
che Einkünfte aus der Beteiligung der Gewerbesteuer, 
welche nur teilweise auf die Einkommensteuerschuld 
des Anlegers angerechnet werden kann, so dass sich 
dessen Steuerbelastung entsprechend erhöht.

a) Allgemeines
Nach Auffassung der Finanzverwaltung und der 
Rechtsprechung ist das Vorliegen eines gewerblichen 
Grundstückshandels regelmäßig nach der so genann-
ten Drei-Objekt-Regel zu bestimmen. Danach liegt 
ein gewerblicher Grundstückshandel vor, wenn inner-
halb eines engen zeitlichen Zusammenhangs mit dem 
Erwerb oder der Errichtung oder Modernisierung eines 
Grundstücks mehr als drei Objekte mit Veräußerungs-
absicht verkauft werden. Als Objekt im Sinne der Regel 
sind dabei Grundstücke jeder Art, unabhängig von 
deren Größe, Wert oder Nutzungsart sowie bebaut 
oder unbebaut, anzusehen. Die Rechtsprechung fasst 
weiterhin zivilrechtlich selbstständige Grundstücke als 
ein Objekt zusammen, sofern diese einheitlich genutzt 
werden und somit eine wirtschaftliche Einheit bilden, 
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so dass die Fondsimmobilie vorliegend als ein Objekt 
betrachtet wird. Ein enger zeitlicher Zusammenhang 
ist regelmäßig anzunehmen, wenn die Zeitspanne zwi-
schen dem Erwerb oder der Errichtung oder Moder-
nisierung und dem Verkauf nicht mehr als fünf Jahre 
beträgt. Nach Auffassung der Finanzverwaltung ver-
längert sich für Branchenkundige, wie zum Beispiel die 
Emittentin, der Beurteilungszeitraum auf zehn Jahre. 
Dabei kommt der Anzahl der veräußerten Objekte 
aber lediglich eine grundsätzliche Bedeutung zu mit 
der Folge, dass desto eher von einem gewerblichen 
Grundstückshandel auszugehen ist, je kürzer der Zeit-
raum zwischen Erwerb und Veräußerung ist.

Veräußerungsvorgänge auf Ebene der Emittentin 
würden dem Anleger nach der vom BMF entwickel-
ten Nichtaufgriffsgrenze darüber hinaus nur zuge-
rechnet, falls dieser zu mindestens 10  % an dem 

Kommanditkapital der Emittentin beteiligt ist oder 
der Verkehrswert seines Gesellschaftsanteils zum Zeit-
punkt der Veräußerung mehr als 250.000 Euro beträgt 
oder der auf ihn entfallende anteilige Verkehrswert des 
Objekts mehr als 250.000 Euro beträgt.

b) Veräußerung der Fondsimmobilie
Veräußert die Emittentin die Fondsimmobilie inner-
halb des vorstehend beschriebenen engen zeitlichen 
Zusammenhangs, begründet sie keinen gewerbli-
chen Grundstückshandel, da lediglich ein Grundstück 
verkauft wird und die kurzfristige Immobilienveräu-
ßerung nicht den Gesellschaftszweck der Emittentin 
bildet. Sofern der Anleger mit seiner mittelbaren oder 
unmittelbaren Beteiligung an der Emittentin die vor-
stehend dargestellte Nichtaufgriffsgrenze überschrei-
tet, wird auch ihm maximal ein Zählobjekt im Sinne 
der Regel zugerechnet. Er kann damit nur dann einen 

Darstellung kann im Detail von der Ausführung abweichen.
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gewerblichen Grundstückshandel mit den dargestell-
ten Folgen begründen, wenn er weitere Immobilien-
verkäufe aus seinem Privatvermögen vornimmt oder 
ihm weitere Zählobjekte, etwa aus anderen Gesell-
schaftsbeteiligungen, zugerechnet werden.

c) Veräußerung des Anteils an der 
Emittentin
Veräußert der Anleger seine Beteiligung an der 
Emittentin innerhalb eines engen zeitlichen Zusam-
menhangs, wird dies wie eine unmittelbare Übertra-
gung des gehaltenen Wirtschaftsguts betrachtet. Dem 
Anleger wird dadurch wiederum gegebenenfalls ein 
Objekt zugerechnet, wenn er die vorstehend genannte 
Nichtaufgriffsgrenze überschreitet. Ein Anleger kann 
folglich nur zusammen mit weiteren Objektzurech-
nungen einen gewerblichen Grundstückshandel mit 
den dargestellten Folgen begründen. 

II. Einkunftsermittlung
Der Gewinn oder Verlust eines privaten Veräußerungs-
geschäfts ist der Unterschiedsbetrag zwischen dem 
Veräußerungspreis einerseits sowie den um die jährli-
che Abschreibung verminderten Anschaffungskosten 
und abzüglich berücksichtigungsfähiger Veräuße-
rungskosten andererseits.

Im Falle des Begründens eines gewerblichen Grund-
stückshandels ist der Gewinn des Anlegers durch 
Betriebsvermögensvergleich zu ermitteln. Da die zum 
Grundstückshandel zugehörigen Immobilien dem 
Umlaufvermögen zugerechnet werden, kann der Anle-
ger für diese – auch rückwirkend – keine Absetzung für 
Abnutzung geltend machen.

III. Steuersatz
Sofern durch die Veräußerung der Fondsimmobilie ein 
privates Veräußerungsgeschäft oder ein gewerblicher 
Grundstückshandel begründet wird, unterliegt der 

Gewinn dem individuellen Steuersatz des Anlegers 
zzgl. Solidaritätszuschlag und ggf. Kirchensteuer (s.o.).

F. Steuerveranlagung
Die Emittentin dient bei der Einkommensteuer ledig-
lich zur Einkommensermittlung. Daher wird ihr steu-
erliches Ergebnis durch das zuständige Finanzamt ein-
heitlich und gesondert festgestellt sowie den Anlegern 
nach ihrer Beteiligungsquote zugerechnet. Das für den 
Anleger ermittelte Ergebnis wird anschließend durch 
einen Feststellungsbescheid an das zuständige Wohn-
sitzfinanzamt übermittelt. Hat der Anleger eigene 
Aufwendungen aus seiner Beteiligung (so genannte 
Sonderwerbungskosten) zu tragen, kann er diese der 
Emittentin bis zum 15.03. des jeweiligen Folgejahres 
mitteilen. Diese werden dann im Rahmen der Über-
schussermittlung berücksichtigt und mindern den 
ihm zugewiesenen Ergebnisanteil entsprechend. Eine 
nachträgliche Geltendmachung von Sonderwerbungs-
kosten im Rahmen der individuellen Veranlagung 
des Anlegers ist nach diesem Zeitpunkt nicht mehr 
möglich.

Der ergangene Feststellungsbescheid ist für den Anle-
ger bindend, soweit er für dessen steuerliche Verhält-
nisse von Bedeutung ist. Daher kann keine Anfechtung 
des individuellen Steuerbescheids ohne eine vorherige 
Anfechtung des Feststellungsbescheids erfolgen. Das 
zuständige Finanzamt der Emittentin übersendet die 
einheitliche und gesonderte Feststellung der Einkünfte 
dem Wohnsitzfinanzamt des Anlegers von Amts wegen. 
Eine ggf. mögliche Versteuerung der anteiligen Kapital-
erträge mit der tariflichen Einkommensteuer kann nur 
im Rahmen der – zu beantragenden – Veranlagung 
erfolgen. Entsprechendes gilt für die ggf. erforderliche 
Nachentrichtung der Kirchensteuer auf das anteilige 
steuerliche Ergebnis des Anlegers. Der Emittentin kann 
bezüglich der anteiligen Kapitalerträge kein Freistel-
lungsauftrag durch den Anleger erteilt werden.
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G. Weitere Steuerfolgen im Rahmen der 
Beteiligung

I. Grunderwerbsteuer
Der Erwerb von in Deutschland belegenen Grundstü-
cken unterliegt grundsätzlich der Grunderwerbsteuer. 
Diese entsteht mit Abschluss des notariellen Kaufver-
trags. Die Steuer beträgt 3,5 % des vereinbarten Kauf-
preises und wird von der Emittentin entrichtet.

Durch den Beitritt der Anleger wird kein weiteres Mal 
die Grunderwerbsteuer ausgelöst, da die geschäfts-
führende Kommanditistin zu 5,18 % am maßgeblichen 
Kapital der Fondsgesellschaft beteiligt ist und daher 
der Beitritt zu keiner Änderung von zumindest 95 % am 
Gesellschaftsvermögen führt.

II. Umsatzsteuer
Die FrankenCampus KIB GmbH & Co. KG sowie die 
Fondsgesellschaft gehen im notariell beurkundeten 
Kaufvertrag davon aus, dass die Immobilienüber-
tragung als Geschäftsveräußerung im Ganzen nicht 
der Umsatzsteuer unterliegt. Für den Fall, dass die 
Finanzverwaltung nicht von einer Geschäftsveräu-
ßerung im Ganzen ausgeht, optiert der Veräußerer 
zur Umsatzsteuerpflicht des Verkaufs, so dass die 
Fondsgesellschaft die Umsatzsteuer auf den Kaufpreis 
schuldet. In diesen Zusammenhang hat die Emittentin 
einen Anspruch auf Erstattung der geleisteten Vor-
steuer, soweit sie die Fondsimmobilie wiederum 
umsatzsteuerpflichtig vermietet (s. u.), so dass sie mit 
der in Rechnung gestellten Umsatzsteuer aus dem 
Kauf wirtschaftlich nur teilweise belastet ist.

Der Beitritt des Anlegers zur Emittentin stellt als Aus-
gabe von Gesellschaftsanteilen keinen Umsatz im 
Sinne des Umsatzsteuergesetzes dar, so dass hierbei 
keine Umsatzsteuer anfällt.

Die Emittentin übt mit der Vermietung der Fondsimmo-
bilie eine unternehmerische Leistung aus und ist daher 
umsatzsteuerlich als Unternehmer zu betrachten. Die 
Vermietung von Grundstücken ist von der Umsatz-
steuer befreit. Vorliegend verzichtet die Emittentin 
jedoch hinsichtlich rund 94 % der vermieteten Flächen 
der Fondsimmobilie auf diese Befreiung, da diese an 
Unternehmer vermietet werden, welche den Miet-
gegenstand nicht zu Ausgangsumsätzen verwen-
den, die den Vorsteuerabzug ausschließen. Insoweit 
hat die Emittentin auf den vereinnahmten Mietzins 
Umsatzsteuer i.H.v. 19 % abzuführen. Im Gegenzug ist 
sie jedoch wiederum zum Abzug der ihr in Rechnung 
gestellten Umsatzsteuerbeträge als Vorsteuer berech-
tigt, so dass sie mit dieser nicht wirtschaftlich belastet 
ist. Soweit die Emittentin rund 6 % der Flächen umsatz-
steuerfrei vermietet, schuldet sie nicht die Umsatz-
steuer und hat insoweit auch keinen Vorsteuerabzug.

Soweit sich der Aufteilungsmaßstab der umsatzsteu-
erpflichtig und der umsatzsteuerfrei vermieteten 
Flächen innerhalb des 10-jährigen Berichtigungszeit-
raums ändert, ist der abgezogene Vorsteuerbetrag auf 
die Herstellungskosten zeitanteilig zu berichtigen.

Mangels Erfüllen der Unternehmereigenschaft des 
Anlegers unterliegt der Verkauf des Kommanditanteils 
an der Emittentin nicht der Umsatzsteuer.

III. Grundsteuer
Durch das Eigentum am Grundstück hat die Emittentin 
eine jährlich fällige Grundsteuer zu entrichten. Da 
die abgeschlossenen Mietverträge eine Umlage der 
Grundsteuer auf den jeweiligen Mieter vorsehen, sind 
diese und nicht die Emittentin wirtschaftlich mit der 
Steuer belastet.

IV. Erbschaft- und Schenkungsteuer
Überträgt der Anleger seinen Kommanditanteil an der 
Emittentin im Wege einer Verfügung von Todes wegen 
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oder einer Schenkung unter Lebenden, unterliegt der 
Vorgang der Erbschaft- und Schenkungsteuer. Die 
Finanzverwaltungen der Länder haben mittlerweile 
auf die im Raum stehende Verfassungswidrigkeit des 
Erbschaft- und Schenkungsteuergesetzes reagiert und 
mit koordiniertem Erlass vom 14.11.2012 entschieden, 
sämtliche Festsetzungen der Erbschaftsteuer nach 
§ 165 AO bis zu einer Klärung der Verfassungsmäßig-
keit durch das Bundesverfassungsgericht vorläufig 
durchzuführen.

1. Gemischte Schenkung
Erfolgt die Übertragung des Anteils an der Emittentin 
im Wege einer Schenkung und verfügt diese zum Zeit-
punkt der Übertragung auch über Verbindlichkeiten 
oder übernimmt der Erwerber Verbindlichkeiten des 
Schenkers, liegt eine so genannte gemischte Schen-
kung vor. In diesem Fall wird der nach §  12 ErbStG 
ermittelte Wert der Gegenleistung des Beschenkten 
vom ebenfalls gemäß § 12 ErbStG ermittelten Wert des 
übertragenen Vermögens abgezogen. Gleiches gilt im 
Falle einer Nutzungs- und Duldungsauflage, allerdings 
nur, soweit das Nutzungsrecht sich nicht bereits bei 
der Wertermittlung des Grundstücks wertmindernd 
ausgewirkt hat.

2. Bewertung des Vermögenswerts
Im Falle der erbschaftsteuerpflichtigen Übertragung 
des Kommanditanteils durch einen Kommanditisten 
gilt als steuerpflichtiger Erwerb die Bereicherung des 
Erwerbers durch den Gesellschaftsanteil. Ein treuhän-
derisch gehaltener Kommanditanteil steht nach der 
Auffassung der Finanzverwaltung entsprechend einer 
Verfügung der bayerischen Finanzverwaltung einer 
unmittelbaren Beteiligung für Zwecke der Erbschaft- 
und Schenkungsteuer gleich. Die früher von der 
Finanzverwaltung vertretene gegenteilige Auffassung, 
wonach bei einer treugeberisch gehaltenen Beteili-
gung nicht das mittelbar gehaltene Wirtschaftsgut, 
sondern der schuldrechtliche Herausgabeanspruch 

gegen den Treuhänder zu bewerten sei, wurde mittler-
weile aufgegeben. Im Rahmen der Bewertung ist somit 
auch bei einem Engagement über die Treuhandgesell-
schaft im Zeitpunkt der Übertragung auf den Wert der 
einzelnen Vermögensgegenstände und Schulden der 
Emittentin abzustellen. Da es sich bei dieser um eine 
vermögensverwaltende Gesellschaft handelt, finden 
die Vorschriften zur Ermittlung des Anteilswertes von 
Betriebsvermögen keine Anwendung.

Die Fondsimmobilie bildet damit für sich betrachtet 
den wesentlichen übertragenen und zu bewertenden 
Vermögensgegenstand. Die Wertermittlung für das 
Grundstück erfolgt zwingend nach dem Ertragswert-
verfahren. Das Ertragswertverfahren ist bei bebauten 
Geschäftsgrundstücken, für die sich auf dem örtli-
chen Grundstücksmarkt eine übliche Miete ermitteln 
lässt, anzuwenden. Dabei wird der Wert von bebauten 
Grundstücken auf der Grundlage des für diese Grund-
stücke nachhaltig erzielbaren Ertrags ermittelt. Der 
Bodenwert und der Gebäudewert sind dabei nach 
der Maßgabe des Ertrags gesondert zu ermitteln. Eine 
Begünstigung für die Übertragung von Betriebsver-
mögen oder von Wohnraum kann vorliegend nicht 
gewährt werden

H. Angaben gemäß Vermögensanlagen-
Verkaufsprospektverordnung
Weder die Emittentin noch eine andere Person über-
nehmen für den Anleger die Zahlung von Steuern. Aus 
dem Beteiligungsangebot entstehen für den Anleger 
nach derzeitiger Rechtslage keine weiteren Steuern 
oder steuerliche Nebenleistungen im Sinne des § 3 AO.
Die steuerlichen Risiken zu dieser Vermögensanlage 
werden auf den Seiten 21 ff. erläutert.





Angaben über die Vermögensanlage

Art der angebotenen Vermögensanlage 
(§ 4 Satz 1 Ziff. 1 VermVerkProspV)
Die Anleger können mittelbar Kommanditanteile 
an der UDI Green Building Fonds I FrankenCampus 
GmbH & Co. KG („Fondsgesellschaft“) erwerben, 
indem sie sich über die COMPASS Treuhandgesell-
schaft mbH („Treuhanderin“) als Treugeber betei-
ligen. Die Treuhänderin erwirbt und hält einen 
Kommanditanteil an der Fondsgesellschaft in ihrem 
eigenen Namen, jedoch im wirtschaftlichen Inter-
esse und für Rechnung der jeweiligen Treugeber. 
Die Treuhänderin vermittelt den Treugebern, soweit 
dies rechtlich und tatsächlich möglich ist, die Stel-
lung von unmittelbar an der Fondsgesellschaft 
beteiligten, beschränkt haftenden Gesellschaftern 
(„Kommanditisten“). 

Es ist möglich, dass Treugeber in die Stellung eines 
unmittelbar an der Fondsgesellschaft beteiligten 
Kommanditisten („Direktkommanditist“) wech-
seln. Hierfür müssen die Anleger der Treuhänderin 
auf eigene Kosten eine notariell beglaubigte Voll-
macht erteilen, die zu allen die Fondsgesellschaft 
und die Anleger betreffenden Anmeldungen zum 
Handelsregister berechtigt. Direktkommanditisten 
werden mit einer Haftsumme von 10  % ihrer jewei-
ligen Kapitaleinlage im Handelsregister eintragen. 
Die Treuhänderin verwaltet die Beteiligung der 
Direktkommanditisten in offener Stellvertretung 
(Verwaltungstreuhand).

Anzahl und Gesamtbetrag der angebote-
nen Vermögensanlagen (§ 4 Satz 1 Ziff. 1 
VermVerkProspV)
Der Gesamtbetrag der angebotenen Vermögensanlage 
beträgt 7.300.000 Euro. Bei einer Mindesteinlage von 
5.000 Euro werden maximal 1.460 mittelbare Komman-
ditbeteiligungen angeboten.

Hauptmerkmale der Anteile der Anle-
ger (§ 4 Satz 1 Ziff. 1 a, 1. Halbsatz 
VermVerkProspV)
Die Anleger sind am Vermögen und am Ergebnis sowie 
am Liquidationserlös der Fondsgesellschaft entspre-
chend dem Verhältnis ihrer gezeichneten Kapitaleinla-
gen (ohne Agio) zu allen gezeichneten Kapitaleinlagen 
zum Ende des jeweiligen Geschäftsjahres beteiligt. Eine 
Beteiligung am Ergebnis erfolgt nur, soweit die Einlage 
erbracht ist. Anleger, die der Fondsgesellschaft unter-
jährig beitreten, sind ab dem ihrem Beitritt sowie der 
vollständigen Einzahlung der Kapitaleinlage zzgl. Agio 
folgenden Monat beteiligt. Für das Geschäftsjahr 2012 
und 2013 wird das Ergebnis auf die Gesellschafter – 
unabhängig vom Zeitpunkt ihres Beitritts zur Gesell-
schaft – so verteilt, dass die Kapitalkonten, soweit steu-
erlich zulässig, im selben Verhältnis zueinander stehen 
wie die übernommenen Pflichteinlagen.

Den Anlegern stehen die Rechte nach §§  164, 166 
HGB vollumfänglich zu. Sie sind berechtigt, auf eigene 
Kosten die schriftliche Mitteilung der Jahresab-
schlüsse zu verlangen und die Bücher und Schriften 
der Fondsgesellschaft einzusehen oder durch eine zur 
Berufsverschwiegenheit verpflichteten Dritten einse-
hen zu lassen. Das Widerspruchsrecht nach § 164 Satz 
1 HGB ist bei über den gewöhnlichen Geschäftsbetrieb 
hinausgehenden Maßnahmen jedoch ausgeschlossen, 
sofern und soweit solche Maßnahmen Gegenstand der 
Beschlussfassung durch die Gesellschafter waren oder 
nach dem Gesellschaftsvertrag eine Beschlussfassung 
nicht erforderlich ist. 

Die Anleger sind ferner berechtigt, bestimmte Ange-
legenheiten der Fondsgesellschaft durch Gesell-
schafterbeschluss zu entscheiden. Der Beschluss-
fassung durch die Gesellschafter unterliegen 
nicht zum gewöhnlichen Geschäftsbetrieb der 
Fondsgesellschaft gehörende Maßnahmen die Fest-
stellung des Jahresabschlusses sowie die Wahl des 
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Abschlussprüfers, die Entlastung der Geschäftsfüh-
rung, die Kreditaufnahme außerhalb der Investiti-
onsrechnung, die Übernahme von Bürgschaften oder 
Garantien für Verbindlichkeiten Dritter, der Abschluss 
von Anstellungsverträgen und Verträgen mit einem 
Gesamtwert von mehr als 250.000 Euro, Entnahmen 
und Zuführungen zur Rücklage, die Abberufung der 
Geschäftsführung der Gesellschaft sowie die Wahl 
einer neuen Geschäftsführung, Verfügungen der 
persönlich haftenden Gesellschafterin, der geschäfts-
führenden Kommanditistin und der Treuhandkom-
manditistin über ihre Anteile an der Gesellschaft, die 
Zustimmung zur Ausübung eines Rücktrittsrechts 
durch die Gesellschaft betreffend den Erwerb der in 
Nürnberg, Frankenstraße 148 belegenen Immobilie, 
eingetragen im Grundbuch des Amtsgerichts Nürn-
berg, Band 318, Blatt 8195, die Änderung des Gesell-
schaftsvertrages, insbesondere die Aufnahme von 
Gesellschaftern, soweit nicht im Gesellschaftsvertrag 
vorgesehen, die Änderung der Regelungen betref-
fend das Recht der geschäftsführenden Kommandi-
tistin, einen Teil ihres Einlagenbetrages zu entneh-
men, der Ausschluss von Gesellschaftern sowie die 
Auflösung der Gesellschaft. Das Stimmengewicht der 
Anleger richtet sich nach der Höhe der eingezahlten 
Kapitaleinlagen. Je volle 1.000 Euro der wirksam und 
vollständig eingezahlten Kapitaleinlage gewähren 
eine Stimme. 

Die Anleger haben das Recht, selbst an den Gesell-
schafterversammlungen der Fondsgesellschaft teil-
zunehmen und ihre Stimmrechte selbst auszuüben. 
Soweit Treugeber nicht selbst an der Gesellschafter-
versammlung teilnehmen, um ihre Stimmrechte aus-
zuüben und die Treuhänderin für diese Treugeber ihre 
Rechte wahrnimmt, können sie der Treuhänderin für 
die Stimmrechtsausübung Weisungen erteilen. Ertei-
len Treugeber keine Weisungen, übt die Treuhänderin 
das Stimmrecht nach ihrem pflichtgemäßen Ermessen 
aus. 

Die Anleger haften gegenüber der Fondsgesellschaft 
nur für die Erbringung ihrer Einlagen. Gegenüber Gläu-
bigern der Fondsgesellschaft haften sie in Höhe ihrer 
im Handelsregister eingetragenen Haftsumme. Die 
Haftung ist ausgeschlossen, sofern die Einlage geleis-
tet und nicht zurückgewährt worden ist. Dies ist der 
Fall, wenn die Fondsgesellschaft Auszahlungen an 
den Anleger vornimmt, die nicht durch entsprechende 
Gewinne gedeckt sind und damit Teile der Einlage des 
Anlegers an diesen zurückzahlt.

Soweit dadurch die Einlage unter die eingetragene 
Haftsumme sinkt, haftet der Anleger bis maximal in 
Höhe der Haftsumme. Im Falle ihres Ausscheidens 
haften Anleger für bis dahin begründete Verbindlich-
keiten der Fondsgesellschaft noch für einen Zeitraum 
von fünf Jahren bis zur Höhe der im Handelsregister 
eingetragenen Haftsumme (§  160 Abs. 1 HGB). Haf-
tungsansprüche gegen den Anleger aus Verbindlich-
keiten der Fondsgesellschaft verjähren gem. § 159 Abs. 
1 HGB spätestens in fünf Jahren nach der Auflösung 
der Fondsgesellschaft.

Die Anleger können ihre Beteiligung an der 
Fondsgesellschaft unter Einhaltung einer Kündigungs- 
frist von drei Monaten zum Ende eines Kalenderjahres 
ordentlich kündigen, erstmals jedoch zum 31.12.2025. 
Zudem besteht jederzeit das Recht zur Kündigung aus 
wichtigem Grund.

Ausscheidende Anleger haben Anspruch auf ein Aus-
einandersetzungsguthaben. Anleger können über 
ihre Beteiligung mit Wirkung zum 01.01. eines Jahres 
verfügen. Darüber hinaus sind Treugeber jederzeit 
berechtigt, in die Stellung eines Direktkommanditisten 
zu wechseln. Auch der Wechsel zurück ist möglich. Die 
Anleger haben die von ihnen übernommene Einlage 
nebst Agio fristgerecht zu leisten. Anleger sind ver-
pflichtet, der Fondsgesellschaft ihre steuerlichen Daten 
sowie Anschrift und Bankverbindung mitzuteilen.
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Abweichende Rechte der Gesellschafter 
der Emittentin zum Zeitpunkt der Pro-
spektaufstellung (§ 4 Satz 1 Ziff. 1 a, 1. 
Halbsatz VermVerkProspV)
Die Komplementärin ist zur Leistung einer Kapi-
taleinlage weder berechtigt noch verpflichtet. Trotz-
dem wird ihr im Falle der Stimmengleichheit oder 
bei Beschlussfassungen, die der Einstimmigkeit 
bedürfen, eine Stimme gewährt. Ebenso ist sie am 
Ergebnis und Vermögen der Fondsgesellschaft nicht 
beteiligt, erhält aber ab 2013 eine Vergütung für 
die Übernahme der persönlichen Haftung in Höhe 
von 10.000 Euro p.  a. zuzüglich etwaiger gesetzli-
cher Mehrwertsteuer. Mit Ablauf der ggf. verlän-
gerten Zeichnungsfrist oder Vollplatzierung ist die 
geschäftsführende Kommanditistin vorbehaltlich 
ausreichender Liquidität der Fondsgesellschaft 
berechtigt, den von ihr geleisteten Einlagenbe-
trag bis zu einem Betrag in Höhe von 1.000 Euro zu 
entnehmen.

Eine Rückforderung des entnommenen Betrages ist 
nur durch Aufforderung der Geschäftsführung mög-
lich. Soweit die geschäftsführende Kommanditistin 
von diesem Recht Gebrauch macht, ist sie nur in Höhe 
des verbleibenden Einlagenbetrages am Gewinn 
beteiligt. 

Die Komplementärin und die geschäftsführende 
Kommanditistin sind zur ordentlichen Kündigung der 
Gesellschaft nicht berechtigt. Des Weiteren können sie 
erst dann aus der Gesellschaft ausscheiden bzw. wird 
im Falle der außerordentlichen Kündigung diese erst 
dann wirksam, wenn eine neue Komplementärin bzw. 
ein neue geschäftsführende Kommanditistin bestimmt 
oder in die Gesellschaft aufgenommen wurde. Rechts-
geschäftliche Verfügungen der Komplementärin sowie 
der geschäftsführenden Kommanditistin bedürfen 
einer Zustimmung der Gesellschafter.

Die Treuhandkommanditistin ist berechtigt, eine von 
der Mindesteinlage abweichende Gründungseinlage 
zu leisten. Des Weiteren ist sie berechtigt, bei Gesell-
schafterbeschlüssen ihre Stimmen entsprechend 
den Einlagen und Weisungen ihrer Treugeber unein-
heitlich abzugeben. Außerdem ist sie berechtigt, ihre 
Kommanditeinlage teilweise zu kündigen, sofern der 
Treuhandvertrag mit einem Treugeber gekündigt wor-
den ist. Die Treuhandkommanditistin ist berechtigt, 
mit den Mitteln der Anleger ihre Einlage im eigenen 
Namen, jedoch im Interesse sowie für Rechnung der 
Treugeber in einem oder mehreren Schritten soweit 
zu erhöhen und zu halten, bis das Kommanditkapital 
den Betrag von 7.300.000 Euro erreicht. Ferner darf 
sie ohne Zustimmung der Komplementärin ihren 
Gesellschaftsanteil zur Begründung einer Direktbetei-
ligung ganz oder anteilig auf ihre Treugeber übertra-
gen. Grundsätzlich haftet die Komplementärin unbe-
schränkt. Vorliegend ist eine Kapitalgesellschaft die 
Komplementärin. Diese haftet daher nur beschränkt 
auf ihr Gesellschaftsvermögen.

Die geschäftsführende Kommanditistin und die Treu-
handkommanditistin sind berechtigt und bevollmäch-
tigt, das Kapital der Fondsgesellschaft um weitere 
7.300.000 Euro ohne Zustimmung der Anleger zu 
erhöhen.

Darüber hinaus bestehen keine weiteren Rechte der 
Gesellschafter der Emittentin zum Zeitpunkt der 
Prospektaufstellung.

Ansprüche ehemaliger Gesellschafter 
aus ihrer Beteiligung bei der Emittentin 
(§ 4 Satz 1 Ziff. 1 a, 2. Halbsatz 
VermVerkProspV)
Ansprüche ehemaliger Gesellschafter der 
Fondsgesellschaft aus ihrer vormaligen Beteiligung 
bestehen nicht. 
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Wesentliche Grundlagen der steuerli-
chen Konzeption (§ 4 Satz 1 Ziff. 2, 1. 
Halbsatz VermVerkProspV)
Die wesentlichen Grundlagen der steuerlichen Kon-
zeption der Vermögensanlage sind ausführlich auf den 
Seiten 89 ff. dargestellt. 

Übernahme der Zahlungen von Steuern 
durch die Emittentin oder eine andere 
Person für den Anleger (§ 4 Satz 1 Ziff. 2, 
2. Halbsatz VermVerkProspV)
Weder die Emittentin noch eine andere Person über-
nimmt die Zahlung von Steuern für Anleger.

Übertragungsmöglichkeiten und 
Handelbarkeit (§ 4 Satz 1 Ziff. 3 
VermVerkProspV)
Die Kommanditbeteiligungen sind übertragbar. 
Treugeber können ihre Beteiligungen an der Fonds
gesellschaft im Wege einer Übernahme des Treuhand-
vertrages gem. §§ 414, 415 BGB analog übertragen. Im 
Falle des Wechsel in die Stellung eines Direktkomman-
ditisten können Beteiligungen an der Fondsgesellschaft 
im Wege der Abtretung gem. §§ 398, 413 BGB übertra-
gen werden.

Verstirbt ein Anleger, so geht seine Beteiligung ohne 
weitere Rechtshandlungen auf den oder die Erben 
oder Vermächtnisnehmer über.

Die freie Handelbarkeit ist folgendermaßen einge- 
schränkt:

Verfügungen über die Beteiligungen sind nur mit Wirkung 
zum 01.01. des folgenden Kalenderjahres und grund-
sätzlich mit vorheriger schriftlicher Zustimmung der 
geschäftsführenden Kommanditistin bzw. der Treuhände-
rin möglich. Etwas anderes gilt für Verfügungen der Plat-
zierungsgarantin UDI Beratungsgesellschaft mbH, welche 
über die von ihr gehaltenen Vermögensanlagen auch 

ohne Zustimmung der geschäftsführenden Kommandi-
tistin bzw. der Treuhänderin verfügen kann.

Die Zustimmung darf nur aus wichtigem Grund ver-
sagt werden. Eine teilweise Übertragung ist nur zuläs-
sig, sofern dadurch keine Beteiligungen entstehen, 
deren Betrag unter der Mindestbeteiligung von 5.000 
Euro liegen und sofern die Teilkommanditanteile durch 
1.000 ohne Rest teilbar sind. 

Im Übrigen ist ein Verkauf der Beteiligungen im Rah-
men des Zweitmarktes nur eingeschränkt möglich, 
weil es zum Zeitpunkt der Prospektaufstellung keinen 
Markt für den Handel mit derartigen Beteiligungen 
gibt.

Zahlstellen oder andere Stellen, die 
bestimmungsgemäß Zahlungen an die 
Anleger ausführen und an denen der 
Verkaufsprospekt, das Vermögensanla-
gen-Informationsblatt, der letzte ver-
öffentlichte Jahresabschluss und der 
Lagebericht zur kostenlosen Ausgabe 
bereitgehalten werden (§ 4 Satz 1 Ziff. 4 
VermVerkProspV)
Zahlungen an die Anleger erfolgen durch folgende 
Zahlstelle:

UmweltDirektInvest-Beratungsgesellschaft mbH
Lina-Ammon-Str. 30
90329 Nürnberg

Die kostenlose Ausgabe dieses Verkaufsprospektes, 
des Vermögensanlagen-Informationsblattes, des letz-
ten veröffentlichten Jahresabschlusses und des Lage-
berichts erfolgt durch:

UDI Beratungsgesellschaft mbH
Lina-Ammon-Str. 30
90329 Nürnberg
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Das öffentliche Angebot der Kommanditanteile beginnt 
gemäß § 9 Abs. 1 VermAnlG einen Tag nach seiner 
Veröffentlichung. Der Beitritt der Anleger ist auf den 
30.06.2013 befristet (Zeichnungsfrist). Die Geschäftsfüh-
rung ist jedoch berechtigt, die Zeichnungsfrist um ins-
gesamt ein Jahr zu verlängern. Sie ist ferner berechtigt, 
die Gesellschaft ohne Angabe von Gründen vorzeitig zu 
schließen, also die Zeichnungsfrist vorzeitig zu beenden.

Kommt ein Anleger der Pflicht zur fristgemäßen Leis-
tung seiner Kapitaleinlage nicht vollständig nach, ist 
die Geschäftsführung berechtigt, die Beteiligung des 
Anlegers auf den Betrag der teilweise geleisteten Kapi-
taleinlage (ohne Agio) herabzusetzen. 

Darüber hinaus besteht keine Möglichkeit, das 
Beteiligungsangebot vorzeitig zu schließen oder 
Zeichnungen, Anteile oder Beteiligungen zu kürzen.

Teilbeträge, falls das Angebot gleich-
zeitig in verschiedenen Staaten mit 
bestimmten Teilbeträgen erfolgt (§ 4 
Satz 1 Ziff. 8 VermVerkProspV)
Das Angebot erfolgt nicht in verschiedenen Staa-
ten, sondern ausschließlich in der Bundesrepublik 
Deutschland.

Erwerbspreis für die Vermögensanlage 
(§ 4 Satz 1 Ziff. 9 VermVerkProspV)
Die Anleger haben als Erwerbspreis ihrer Anteile an der 
Fondsgesellschaft jeweils den Nominalbetrag der in 
der Beitrittserklärung übernommenen Kapitaleinlage 
an die Fondsgesellschaft zu zahlen. Die Mindesteinlage 
beträgt 5.000 Euro. 

Übernommene Kapitaleinlagen müssen ohne Rest 
durch 1.000 teilbar sein. Zuzüglich zum Erwerbspreis 
haben die Anleger ein Agio in Höhe von 5 % der Kapi-
taleinlage an die Fondsgesellschaft zu zahlen.

Einzelheiten der Zahlung des Zeich-
nungs- oder Erwerbspreises (§ 4 Satz 1 
Ziff. 5 VermVerkProspV)
Die Anleger haben grundsätzlich den vollen Nennbe-
trag ihrer jeweiligen Kapitaleinlage zzgl. 5  % Agio zu 
leisten. Anleger haben die Zahlungen fristgerecht auf 
folgendes Konto der Fondsgesellschaft zu zahlen:

Kontoinhaber:	 UDI Green Building Fonds I
	 FrankenCampus GmbH & Co. KG
Bankinstitut: 	 Sparkasse Mittelfranken Süd 
Kontonummer:	 231 330 630
Bankleitzahl:	 764 500 00
Verwendungszweck:	Name des Anlegers 

Kapitaleinlage und Agio sind grundsätzlich 14 Tage 
nach Annahme der Beitrittserklärung und schriftlicher 
Zahlungsaufforderung durch die Treuhänderin zur 
Zahlung fällig. 

Stellen zur Entgegennahme von Zeich-
nungen oder auf den Erwerb von Antei-
len oder Beteiligungen gerichtete Wil-
lenserklärungen des Publikums (§ 4 Satz 
1 Ziff. 6 VermVerkProspV)
Die Beitrittserklärungen sind ordnungsgemäß auszu-
füllen und an folgende Adresse zu übersenden:

COMPASS Treuhandgesellschaft mbH
Lina-Ammon-Straße 30
90329 Nürnberg 

Die Beitrittserklärungen werden von der COMPASS 
Treuhandgesellschaft mbH angenommen.

Zeichnungsfrist, Möglichkeiten zur vor-
zeitigen Schließung oder Kürzung von 
Zeichnungen, Anteilen oder Beteiligun-
gen (§ 4 Satz 1 Ziff. 7 VermVerkProspV)
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Anlagestrategie/Anlagepolitik der 
Vermögensanlage (§ 9 Abs. 1 Satz 1 
VermVerkProspV)
Die Fondsgesellschaft investiert in ein Green Building, 
um die Vorteile im Hinblick auf Energieeinsparpotenzi-
ale zu nutzen, aus denen geringere Nebenkosten und 
somit höhere Mieteinnahmen resultieren (Anlagepoli-
tik). Dafür wird die Fondgesellschaft das in Nürnberg 
belegene Grundstück Frankenstraße 148 erwerben, 
auf dem eine schlüsselfertige Büroimmobilie errichtet 
wird, die den Nachhaltigkeitsstandards des DGNB (Zer-
tifikat der Klasse Gold) entsprechen und später der Ver-
mietung an Dritte dienen soll (Anlagestrategie). Es ist 
beabsichtigt, aus der Vermietung eine laufende Ren-
dite zu generieren. Zum Ende der Fondslaufzeit soll die 
Immobilie veräußert werden, um die Anleger zudem 
an einem geplanten Veräußerungsgewinn partizipie-
ren zu lassen (Anlageziel).

Nutzung der Nettoeinnahmen aus 
dem Angebot (§ 9 Abs. 1 Satz 1 Ziff. 1 
VermVerkProspV)
Die Fondsgesellschaft verwendet die Nettoeinnah-
men aus dem Beteiligungsangebot für den Erwerb der 
in Nürnberg, Frankenstraße 148 belegenen Immobi-
lie und alle damit zusammenhängenden Tätigkeiten. 
Zudem werden die Nettoeinnahmen für die Rückfüh-
rung und den Kapitaldienst des Darlehens sowie zur 
Bildung einer Liquiditätsreserve genutzt. Für Einzel-
heiten wird auf die Darstellung des prognostizierten 
Investitions- und Finanzierungsplans nebst Erläuterun-
gen auf den Seiten 43 f. verwiesen.

Realisierungsgrad der Projekte (§ 9 
Abs. 1 Satz 1 Ziff. 2 VermVerkProspV)
Zum Zeitpunkt der Prospektaufstellung hat 
die Fondsgesellschaft einen Kaufvertrag mit 



der abgegebenen Stimmen. Der Beschluss kann im 
Wege eines schriftlichen Umlaufverfahrens oder im 
Rahmen einer als Präsenzveranstaltung abzuhalten-
den Gesellschafterversammlung gefasst werden. Für 
die Beschlussfähigkeit sowohl im Umlaufverfahren 
als auch bei einer Gesellschafterversammlung bedarf 
es der Teilnahme von Gesellschaftern, die zusammen 
mindestens 25 % des Gesellschaftskapitals halten. 

Darüber hinaus bestehen keine Möglichkeiten zur 
Änderung der Anlagestrategie oder Anlagepolitik.

Ein Einsatz von Derivaten und Termingeschäften 
besteht nicht.

Beschreibung des Anlageobjekts (§ 9 
Abs. 2 Ziff. 1 VermVerkProspV)
Anlageobjekt ist der Erwerb des in Nürnberg gelege-
nen Grundstücks Frankenstrasse 148, eingetragen im 
Grundbuch des Amtsgerichts Nürnberg, Band 318, Blatt 
8195, sowie eines von der Verkäuferin schlüsselfertig 
zu errichtenden Gebäudes auf diesem Grundstück. Die 
noch zu errichtende Büroimmobilie soll der Vermietung 
an Dritte dienen.

Eigentum am Anlageobjekt oder wesent-
lichen Teilen desselben oder dingliche 
Berechtigung aus anderen Gründen der 
nach §§ 3, 7 und 12 zu nennenden Perso-
nen (§ 9 Abs. 2 Ziff. 2 VermVerkProspV)
Der Anbieterin, der Prospektverantwortlichen, den 
Gründungsgesellschaftern der Fondsgesellschaft, 
den Gesellschaftern zum Zeitpunkt der Prospektauf-
stellung, den Mitgliedern der Geschäftsführung der 
Fondsgesellschaft, der Treuhänderin oder der Mit-
telverwendungskontrolleurin stand oder steht kein 
Eigentum an dem Anlageobjekt oder wesentlichen 
Teilen desselben zu. Ihnen steht auch aus ande-
ren Gründen keine dingliche Berechtigung an dem 
Anlageobjekt zu.

Herstellungsverpflichtung über den Erwerb der Immo-
bilie Nürnberg, Frankenstraße 148, eingetragen im 
Grundbuch des Amtsgerichts Nürnberg, Band 318, 
Blatt 8195 geschlossen. Zudem liegen abgeschlossene 
Mietverträge über 60 % der entstehenden Gebäudeflä-
chen vor. Der Rest der Flächen ist von einer Erstvermie-
tungsgarantie umfasst (Realisierungsgrad).

Nettoeinnahmen ausreichend für die 
Realisierung der Anlagestrategie und 
der Anlagepolitik (§ 9 Abs. 1 Satz 1 
Ziff. 3 VermVerkProspV)
Die Nettoeinnahmen aus dem Beteiligungsangebot 
reichen für die Realisierung der Anlagestrate-
gie und der Anlagepolitik allein nicht aus. Die 
Fondsgesellschaft beabsichtigt, den Erwerb der 
Fondsimmobilie neben der Platzierung des Eigen-
kapitals durch ein Darlehen der DG HYP – Deutsche 
Genossenschafts-Hypothekenbank AG in Höhe von 
8.000.000 Euro zu finanzieren. 

Nutzung der Nettoeinnahmen für sons-
tige Zwecke (§ 9 Abs. 1 Satz 1 Ziff. 4 
VermVerkProspV)
Nettoeinnahmen werden für sonstige Zwecke nicht 
genutzt.

Möglichkeiten einer Änderung der Anla-
gestrategie/Anlagepolitik; Einsatz von 
Derivaten und Termingeschäften (§ 9 
Abs. 1 Satz 2 VermVerkProspV)
Die Anlagestrategie und Anlagepolitik sind im 
Gesellschaftsvertrag der Fondsgesellschaft inner-
halb des Unternehmensgegenstandes sowie im 
Investitions- und Finanzierungsplan, der wiederum 
Anlage des Gesellschaftsvertrages ist, verankert.

Der Gesellschaftsvertrag kann mittels Gesellschaf-
terbeschluss abgeändert werden. Für einen solchen 
Beschluss bedarf es einer Mehrheit von 3/4 (drei Viertel) 
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Die Fondsgesellschaft verfügt zum Zeitpunkt der Pro-
spekterstellung weder über einen Vorstand noch über 
Aufsichtsgremien oder über einen Beirat.

Dingliche Belastungen des Anlageob-
jekts (§ 9 Abs. 2 Ziff. 3 VermVerkProspV)
Zum Zeitpunkt der Prospektaufstellung bestehen 
keine nicht nur unerheblichen dinglichen Belastungen 
des Anlageobjekts. 

Rechtliche oder tatsächliche Beschrän-
kungen der Verwendungsmöglichkeiten 
des Anlageobjekts , insbesondere im Hin-
blick auf das Anlageziel (§ 9 Abs. 2 Ziff. 4 
VermVerkProspV)
Im Hinblick auf das Anlageziel besteht die rechtliche 
Beschränkung, dass die Immobilie im Rahmen der 
Baubeschreibung sowie durch die abgeschlossenen 
Mietverträge dem Betrieb eines Bürogebäudes gewid-
met ist. Zudem haben sich die Parteien der Mietver-
träge darauf geeinigt, bei Errichtung, Nutzung, Bewirt-
schaftung und Baumaßnahmen auf Nachhaltigkeit 
zu achten, um die Gold-Zertifizierung des DGNB zu 
erhalten. Insbesondere haben sie sich zur Einhaltung 
der sich aus dem Zertifikat ergebenden Verpflichtung 
verpflichtet.

Darüber hinaus bestehen keine rechtlichen oder 
tatsächlichen Beschränkungen der Verwendungs-
möglichkeit, insbesondere im Hinblick auf das 
Anlageziel.

Erforderlichkeit und Vorliegen behördli-
cher Genehmigungen (§ 9 Abs. 2 Ziffer 5 
VermVerkProspV)
Zum Zeitpunkt der Prospektaufstellung liegt die erfor-
derliche Baugenehmigung vor. Darüber hinaus liegen 
keine behördlichen Genehmigungen vor und sind fer-
ner auch nicht erforderlich.

Verträge über die Anschaffung oder Her-
stellung des Anlageobjekts (§  9 Abs. 2 
Ziff. 6 VermVerkProspV)
Zum Zeitpunkt der Prospektaufstellung hat die 
Fondsgesellschaft einen Kaufvertrag mit Herstel-
lungsverpflichtung über den Erwerb der Immobilie 
Nürnberg, Frankenstraße 148, eingetragen im Grund-
buch des Amtsgerichts Nürnberg, Band 318, Blatt 8195 
geschlossen. Darüberhinaus liegen zum Zeitpunkt der 
Prospektaufstellung keine geschlossenen Verträge 
über die Anschaffung oder Herstellung des Anlageob-
jekts oder wesentlicher Teile davon vor.

Bewertungsgutachten (§ 9 Abs. 2 Ziff. 7 
VermVerkProspV)
Die NCGroup Real Estate Valuation GmbH hat eine Gut-
achterliche Stellungnahme zur Höhe des Verkehrswer-
tes (Wertindikation) betreffend die Projektbewertung 
„Büroimmobilie FrankenCampus 148“ verfasst. Danach 
kommt die NCGroup Real Estate Valuation GmbH zu 
dem Ergebnis, dass der Verkehrswert zum Bewertungs-
stichtag am 14.08.2012 13.190.000,00 Euro beträgt.

Die SakostaCau GmbH hat eine Baugrund- und Altlas-
tenuntersuchung für den Neubau eines Bürogebäu-
des auf dem Gelände des FrankenCampus in Nürn-
berg, Frankenstraße 148 erstellt. Nach dem Bericht mit 
Datum vom 14.07.2009 liegt schadstoffverunreinigter 
Boden in geringer Mächtigkeit vor, der jedoch im Rah-
men der Errichtung des Bürogebäudes ausgetauscht 
wird. Nach Entsorgung des Aushubs ist von keiner 
schädlichen Bodenveränderung oder Altlast im Sinne 
des Bundes-Bodenschutzgesetzes auszugehen.
 
Schulze und Lang, Ingenieurbüro für Bodenunter-
suchung, hat am 23.07.2012 ein Baugrundgutachten 
betreffend das Bauvorhaben Nürnberg, Frankenstraße 
148, Neubau eines Büro- und Verwaltungsgebäudes 
mit Tiefgarage (FrankenCampus) erstellt. Danach sind 
die anstehenden Böden ausreichend tragfähig für die 
Gründung des Bürogebäudes.
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Darüber hinaus hat keine Person oder Gesellschaft ein 
Bewertungsgutachten für das Anlageobjekt erstellt.

Lieferungen und Leistungen der nach 
§§ 3, 7 oder 12 zu nennenden Personen 
(§ 9 Abs. 2 Ziff. 8 VermVerkProspV)
Dietmar Hoffmann und Georg Hetz sind Geschäfts-
führer der Komplementärin (jeweils Mitglied der 
Geschäftsführung). Zudem ist Georg Hetz auch 
Geschäftsführer der geschäftsführenden Kommandi-
tistin. Darüber hinaus ist Georg Hetz Geschäftsführer 
der Treuhänderin sowie der UDI Beratungsgesellschaft 
mbH, der Anbieterin und Prospektverantwortlichen, 
die zudem mit der Konzeption und dem Vertrieb der 
Vermögensanlage beauftragt ist und die Platzierungs-
garantie übernimmt. Die Treuhänderin erbringt neben 
ihren treuhänderischen Tätigkeiten gegenüber der 
Fondsgesellschaft Serviceleistungen im Rahmen der 
Anlegerbetreuung.

Weitere Leistungen und Lieferungen sind von der 
Anbieterin, der Prospektverantwortlichen, den Grün-
dungsgesellschaftern der Fondsgesellschaft, den 
Gesellschaftern zum Zeitpunkt der Prospektauf-
stellung, den Mitgliedern der Geschäftsführung der 
Fondsgesellschaft, der Treuhänderin oder der Mittel-
verwendungskontrolleurin nicht erbracht worden und 
werden auch nicht erbracht.

Die Fondsgesellschaft verfügt zum Zeitpunkt der Pro
spektaufstellung weder über einen Vorstand, noch 
über Aufsichtsgremien oder Beiräte.

Voraussichtliche Gesamtkosten des 
Anlageobjektes (§ 9 Abs. 2 Ziff. 9 
VermVerkProspV)
Die voraussichtlichen Gesamtkosten des Anlageob-
jektes sind in dem prognostizierten Investitions- und 
Finanzierungsplan dargestellt (vgl. „Investitions- und 
Finanzierungsplan“, Seite 43).

Konditionen und Fälligkeiten von Eigen- 
und Fremdmitteln (§ 9 Abs. 2 Ziffer 9 
VermVerkProspV
Die Treuhandkommanditistin hat die von ihr übernom-
mene Pflichteinlage von 1.000 Euro noch nicht  geleis-
tet. Die geschäftsführende Kommanditistin hat eine 
Pflichteinlage in Höhe von 399.000 Euro übernommen 
und davon 1.000 Euro geleistet. Parallel beabsich-
tigt die Fondsgesellschaft, ein Darlehen in Höhe von 
8.000.000 Euro aufzunehmen. Zu Einzelheiten des 
Finanzierungsangebotes vgl. Seite 85.

Fremdkapitalquote nebst Hebelwirkung 
(§ 9 Abs. 2 Ziffer 9 VermVerkProspV)
Die Fondsgesellschaft beabsichtigt, den Erwerb der 
Fondsimmobilie neben der Platzierung des Eigen-
kapitals durch ein Darlehen der DG HYP – Deutsche 
Genossenschafts-Hypothekenbank AG in Höhe von 
8.000.000 Euro zu finanzieren. Zum Zeitpunkt der 
Prospektaufstellung liegt ein Angebot der DG HYP, 
allerdings noch keine verbindliche Zusage vor. Dies 
würde 50,96 % des Gesamtkapitalbetrages ohne Agio 
entsprechen. Bei der Finanzierung des Anlageobjek-
tes mit Eigen- und Fremdkapital entsteht eine sog. 
Hebelwirkung (auch Leverage-Effekt genannt), bei 
der durch Einsatz von Fremdkapital die Eigenkapi-
talrentabilität erhöht wird, wenn der Nutzen ausge-
drückt in Prozent höher ausfällt als der Zinssatz, der 
für Fremdkapital anzusetzen ist. Im Ergebnis wird 
dadurch die Eigenkapitalrendite mit zunehmender 
Aufnahme von Fremdkapital erhöht.

Gewährleistungen (§ 14 VermVerkProspV)
Für die Verzinsung oder Rückzahlung der 
Vermögensanlage hat weder eine juristische Person 
noch eine Gesellschaft eine Gewährleistung übernom-
men. Daher sind Angaben gemäß § 14 VermVerkProspV 
nicht erforderlich.
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Angaben über die Emittentin

Firma, Sitz, Geschäftsanschrift (§ 5 Ziff. 1 
VermVerkProspV)
Emittentin ist die Fondsgesellschaft in Firma UDI Green 
Building Fonds I FrankenCampus GmbH & Co. KG mit 
Sitz in Roth. Die Geschäftsanschrift lautet: 

Lina-Ammon-Straße 30
90329 Nürnberg 

Gründung, Dauer (§ 5 Ziff. 2 
VermVerkProspV)
Die Fondsgesellschaft ist am 29.06.2012 auf unbe-
stimmte Zeit gegründet worden.

Rechtsordnung, Rechtsform (§ 5 Ziff. 3 
VermVerkProspV)
Die Fondsgesellschaft ist eine nach deutschem Recht 
gegründete Kommanditgesellschaft und unterliegt 
deutschem Recht. 

Struktur der persönlich haftenden Gesell-
schafterin (§ 5 Ziff. 3 VermVerkProspV)
Die Komplementärin („persönlich haftende Gesell-
schafterin“) der Fondsgesellschaft ist die UDI Immobi-
lien Verwaltungs GmbH, Roth. Alleinige Gesellschafterin 
ist die UmweltDirektInvest-Beratungsgesellschaft mbH 
mit Sitz in Roth. Das Stammkapital der Komplementärin 
beträgt 25.000 Euro. Es ist in Höhe von 12.500 Euro 
eingezahlt. Geschäftsführer der Komplementärin sind 
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Georg Hetz, Roth, sowie Dietmar Hoffmann, Pyrbaum, 
OT Seligenporten. Die Komplementärin hat ihren Sitz 
in Roth. Die Geschäftsanschrift lautet: Kellerweg 12, 
91154 Roth.

Grundsätzlich haftet die persönlich haftende Gesell-
schafterin einer Kommanditgesellschaft unbe-
schränkt. Vorliegend ist eine Kapitalgesellschaft die 
Komplementärin. Diese haftet daher nur beschränkt 
auf ihr Gesellschaftsvermögen.

Gegenstand des Unternehmens (§ 5 
Ziff. 4 VermVerkProspV)
Gegenstand der Gesellschaft ist der Erwerb, das Halten, 
die Verwaltung, die Vermietung und die spätere Veräu-
ßerung von Grundbesitz im Rahmen der Vermögens-
verwaltung, insbesondere der auf dem in Nürnberg, 
Frankenstraße 148 belegenen Immobilie, eingetra-
gen im Grundbuch des Amtsgerichts Nürnberg, Band 
318, Blatt 8195, und alle damit zusammenhängenden 
Tätigkeiten. 

Die Finanzierung der Investitionen der Gesellschaft 
richtet sich nach der Investitionsrechnung (Anlage 1 
des Gesellschaftsvertrags, abgedruckt auf Seite 43 die-
ses Verkaufsprospekts).

Die Gesellschaft ist berechtigt, selbst oder durch Beauf-
tragung Dritter alle Rechtsgeschäfte vorzunehmen 
und alle Maßnahmen zu ergreifen, die unmittelbar 
oder mittelbar der Erreichung des Gesellschaftszwecks 
dienen. Ausgenommen sind erlaubnispflichtige Tätig-
keiten. Die Gesellschaft ist berechtigt, freie Liquidität 
verzinslich anzulegen.

Registergericht, Handelsregisternum-
mer (§ 5 Ziff. 5 VermVerkProspV)
Die Fondsgesellschaft ist im Handelsregister des Amts-
gerichts Nürnberg unter der Nummer HRA 16277 
eingetragen.

Einordnung in den Konzern (§ 5 Ziff. 6 
VermVerkProspV)
Zum Zeitpunkt der Prospektaufstellung beste-
hen folgende Beteiligungsverhältnisse an der 
Fondsgesellschaft: UDI Immobilien Verwaltungs GmbH 
(Komplementärin) ohne Einlage; UmweltDirektIn-
vest-Beratungsgesellschaft mbH (geschäftsführende 
Kommanditistin) mit einer Einlage von 399.000 Euro; 
COMPASS Treuhandgesellschaft mbH (Treuhandkom-
manditistin) mit einer Einlage von 1.000 Euro. Die 
Komplementärin ist eine 100%ige Tochtergesellschaft 
der UmweltDirektInvest-Beratungsgesellschaft mbH. 
Deren alleiniger Gesellschafter Georg Hetz ist zugleich 
alleiniger Gesellschafter der Treuhandkommanditistin. 
Die Fondsgesellschaft ist zu diesem Zeitpunkt somit 
ein Konzernunternehmen i.S.d. § 18 AktG i.V.m. §§ 290 
ff. HGB. Sobald der Anteil der neu beitretenden Gesell-
schafter über dem Anteil der genannten Gesellschafter 
liegt, ist die Fondsgesellschaft kein Konzernunterneh-
men mehr. Soweit die UDI Beratungsgesellschaft mbH, 
die ebenfalls eine 100%ige Tochtergesellschaft der 
UmweltDirektInvest-Beratungsgesellschaft mbH ist, 
als Platzierungsgarantin mehr als 50  % der 
Kommanditanteile übernimmt, besteht weiterhin die 
Zugehörigkeit zum Konzern der UDI-Unternehmens- 
gruppe.

Kapital der Emittentin (§ 6 
VermVerkProspV)
Das gezeichnete Kapital der Emittentin beträgt zum 
Zeitpunkt der Prospektaufstellung 400.000 Euro und 
ist noch nicht vollständig eingezahlt. Es handelt sich 
dabei ausschließlich um Kommanditkapital. 

Von dem Kommanditkapital hat die UmweltDirektIn-
vest-Beratungsgesellschaft mbH (geschäftsführende 
Kommanditistin) einen Kommanditanteil in Höhe 
von 399.000 Euro übernommen und davon zum Zeit-
punkt der Prospektaufstellung 1.000 Euro geleistet. 
Die COMPASS Treuhandgesellschaft mbH hat einen 
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Kommanditanteil in Höhe von 1.000 Euro übernom-
men, aber zum Zeitpunkt der Prospektaufstellung noch 
nicht geleistet. Es stehen somit noch Einlagen in Höhe 
von 399.000 Euro auf das Kapital der Fondsgesellschaft 
aus. 

Hauptmerkmale der Anteile der 
Gesellschafter zum Zeitpunkt der 
Prospektaufstellung
Obwohl die Komplementärin keine Einlage geleistet 
hat, steht ihr bei Gesellschafterbeschlüssen, die der Ein-
stimmigkeit bedürfen, oder im Falle der Stimmgleich-
heit eine Stimme zu. Die Komplementärin und die 
geschäftsführende Kommanditistin sind zur ordentli-
chen Kündigung der Gesellschaft nicht berechtigt. Des 
Weiteren können sie erst dann aus der Gesellschaft 
ausscheiden bzw. wird im Falle der außerordentlichen 
Kündigung diese erst dann wirksam, wenn eine neue 
Komplementärin bzw. eine neue geschäftsführende 
Kommanditistin bestimmt oder in die Gesellschaft auf-
genommen wurde. 

Die Treuhandkommanditistin hat bei Gründung der 
Fondsgesellschaft ihre Pflichteinlage in Höhe von 
1.000 Euro geleistet und ist mit einer Haftsumme von 
100 Euro im Handelsregister der Fondsgesellschaft 
eingetragen. Die Pflichteinlage weicht von der gesell-
schaftsvertraglich vereinbarten Mindesteinlage ab. 
Die Treuhänderin ist berechtigt, bei Gesellschafter-
beschlüssen ihre Stimmen entsprechend den Einla-
gen und Weisungen ihrer Treugeber uneinheitlich 
abzugeben. Außerdem ist sie berechtigt, ihre Kom-
manditeinlage teilweise zu kündigen, sofern der 
Treuhandvertrag mit einem Treugeber gekündigt 
worden ist. Ferner darf sie ohne Zustimmung der 
Komplementärin ihren Gesellschaftsanteil zur Begrün-
dung einer Direktbeteiligung ganz oder anteilig auf 
ihre Treugeber übertragen. Die Gesellschafter zum 
Zeitpunkt der Prospektaufstellung sind zur Leistung 
eines Agios nicht verpflichtet.

Im Übrigen stimmen die Rechte und Pflichten der 
derzeitigen Gesellschafter (Hauptmerkmale der 
Anteile) mit denen der hinzutretenden Gesellschafter 
überein.

Bis zum Zeitpunkt der Prospektaufstellung sind keine 
Wertpapiere oder Vermögensanlagen im Sinne des § 1 
Abs. 2 VermAnlG ausgegeben worden.

Gründungsgesellschafter und Gesell-
schafter zum Zeitpunkt der Aufstel-
lung des Verkaufsprospektes (§ 7 
VermVerkProspV)
Gründungsgesellschafter sind:

●● Komplementärin: UDI Immobilien Verwaltungs 
GmbH mit Sitz in Roth

●● Kommanditistin: UmweltDirektInvest-Beratungsge-
sellschaft mbH mit Sitz in Roth

Gesellschafter der Fondsgesellschaft zum Zeitpunkt 
der Aufstellung des Verkaufsprospektes sind:

●● Komplementärin: UDI Immobilien Verwaltungs 
GmbH mit Sitz in Roth

●● geschäftsführende Kommanditistin: UmweltDirektIn-
vest-Beratungsgesellschaft mbH mit Sitz in Roth

●● Kommanditistin: COMPASS Treuhandgesellschaft 
mbH mit Sitz in Roth (Treuhandkommanditistin)

Die Komplementärin ist zur Leistung einer Einlage 
nicht berechtigt und verpflichtet.

Die UmweltDirektInvest-Beratungsgesellschaft mbH 
als Gründungsgesellschafterin und Gesellschafterin 
zum Zeitpunkt der Prospektaufstellung hat eine Ein-
lage von 399.000 Euro gezeichnet und davon 1.000 
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Euro eingezahlt. Die Treuhandkommanditistin (Gesell-
schafterin zum Zeitpunkt der Prospektaufstellung) 
hat eine Einlage von 1.000 Euro gezeichnet und noch 
nicht eingezahlt. Der Gesamtbetrag der von den Grün-
dungsgesellschaftern und Gesellschaftern zum Zeit-
punkt der Prospektaufstellung insgesamt gezeichne-
ten Einlagen beträgt 400.000 Euro. Davon sind 1.000 
Euro eingezahlt. Es handelt sich dabei ausschließlich 
um Kommanditkapital.

Die UmweltDirektInvest-Beratungsgesellschaft mbH 
als Gründungsgesellschafterin und Gesellschafte-
rin zum Zeitpunkt der Prospektaufstellung sowie die 
Treuhandkommanditistin sind im Verhältnis der von 
ihnen eingezahlten und – im Fall der geschäftsfüh-
renden Kommanditistin – nicht entnommenen Einla-
gen am Ergebnis der Fondsgesellschaft beteiligt. Die 
Komplementärin nimmt am Vermögen und Ergebnis 
der Fondsgesellschaft nicht teil. 

Die Komplementärin erhält für die Übernahme der per-
sönlichen Haftung eine Vergütung in Höhe von 10.000 
Euro p. a. zzgl. Umsatzsteuer. Für die Übernahme der 
Geschäftsführung erhält die geschäftsführende Kom-
manditistin eine Vergütung in Hohe von 10.000 Euro 
p.  a. zzgl. Umsatzsteuer. Die Vergütung erhöht sich 
ab 2015 um 1,5 % gemessen am Vorjahreswert. Im 
Falle  der Liquidation der Fondsgesellschaft erhält die 
geschäftsführende Kommanditistin für ihre Tätigkeit 
als Liquidatorin eine Vergütung in Hohe von 2.500 Euro 
p. a. inklusive etwaiger gesetzlicher Umsatzsteuer. Die 
geschäftsführende Kommanditistin erhält darüber 
hinaus im Falle einer Veräußerung einer Immobilie, 
welche im Eigentum der Gesellschaft steht, insbeson-
dere der in Nürnberg, Frankenstraße 148 belegenen 
Immobilie, eine zusätzliche Vergütung in Hohe von 
25  % desjenigen Betrags, um den der Veräußerungs-
preis das 16-Fache der Nettojahresmiete der jeweiligen 
Immobilie im Veräußerungsjahr übersteigt inkl. etwa-
iger gesetzlicher Umsatzsteuer. Für ihre Tätigkeit als 

Treuhänderin und die Erfüllung der mit dieser Tätigkeit 
verbundenen Aufgaben erhält die Treuhänderin von 
der Fondsgesellschaft eine Vergütung in Hohe von 
10.000 Euro p.  a. zzgl. gesetzlicher Umsatzsteuer. Die 
Vergütung erhöht sich ab 2015 um 1,5 % gemessen am 
Vorjahreswert.

Darüber hinaus stehen den Gründungsgesellschaftern 
und Gesellschaftern zum Zeitpunkt der Prospektauf-
stellung keine Gewinnbeteiligungen, Entnahmerechte 
sowie sonstige Gesamtbezüge zu, insbesondere keine 
Gehälter, Gewinnbeteiligungen, Aufwandsentschä-
digungen, Versicherungsentgelte, Provisionen und 
Nebenleistungen jeder Art.

Da es sich bei den Gründungsgesellschaftern und 
Gesellschaftern zum Zeitpunkt der Prospektaufstellung 
jeweils um juristische Personen mit Sitz in Deutschland 
handelt, liegen keine Führungszeugnisse vor. Daher 
entfällt eine Angabe zu Führungszeugnissen.

Über das Vermögen der Gründungsgesellschafter und 
Gesellschafter zum Zeitpunkt der Prospektaufstellung 
wurde innerhalb der letzten fünf Jahre kein Insolvenz
verfahren eröffnet oder mangels Masse abgewiesen. 
Gleiches gilt für das Vermögen einer Gesellschaft, bei 
der die Gründungsgesellschafter und Gesellschafter 
zum Zeitpunkt der Prospektaufstellung innerhalb 
der letzten fünf Jahre in der Geschäftsführung tätig 
waren.
 
In Bezug auf die Gründungsgesellschafter und Gesell-
schafter zum Zeitpunkt der Prospektaufstellung 
besteht keine Aufhebung einer Erlaubnis zum Betrei-
ben von Bankgeschäften oder zur Erbringung von 
Finanzdienstleistungen durch die Bundesanstalt für 
Finanzdienstleistungsaufsicht (BaFin).

Die UmweltDirektInvest-Beratungsgesellschaft mbH 
als geschäftsführende Kommanditistin der Fonds- 
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gesellschaft ist alleinige Gesellschafterin der UDI 
Beratungsgesellschaft mbH, der Anbieterin und Pro-
spektverantwortlichen, die mit der Konzeption und 
dem Vertrieb der Vermögenanlage beauftragt ist und 
die Platzierungsgarantie übernimmt, sowie der UDI 
Immobilien Verwaltungs GmbH, der Komplementärin 
der Fondsgesellschaft. Darüber hinaus sind die Grün-
dungsgesellschafter und Gesellschafter zum Zeitpunkt 
der Prospektaufstellung weder unmittelbar noch mit-
telbar an Unternehmen beteiligt, die mit dem Vertrieb 
der emittierten Vermögensanlage beauftragt sind, die 
der Fondsgesellschaft Fremdkapital geben oder die 
im Zusammenhang mit der Anschaffung oder Herstel-
lung des Anlageobjekts Lieferungen oder Leistungen 
erbringen.

Die Gründungsgesellschafter und Gesellschafter zum 
Zeitpunkt der Prospektaufstellung sind auch nicht für 
Unternehmen tätig, die mit dem Vertrieb der emit-
tierten Vermögensanlage beauftragt sind, die der 
Fondsgesellschaft Fremdkapital geben oder die im Zusam-
menhang mit der Anschaffung oder Herstellung des Anla-
geobjekts Lieferungen oder Leistungen erbringen.

Die Gründungsgesellschafter und Gesellschafter zum Zeit-
punkt der Prospektaufstellung sind nicht selbst mit dem 
Vertrieb der emittierten Vermögensanlage beauftragt, 
stellen der Emittentin weder Fremdkapital zur Verfügung 
noch vermitteln ihr Fremdkapital und erbringen ebenfalls 
keine Lieferungen oder Leistungen im Zusammenhang 
mit der Anschaffung oder Herstellung des Anlageobjekts. 
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Geschäftstätigkeit (§ 8 VermVerkProspV)
Der wichtigste Tätigkeitsbereich der Fondsgesellschaft 
besteht in dem Erwerb sowie der Vermietung der in 
Nürnberg, Frankenstraße 148 gelegenen Immobilie, 
eingetragen im Grundbuch des Amtsgerichts Nürn-
berg, Band 318, Blatt 8195.

Folgende Verträge sind von wesentlicher Bedeu-
tung für die Geschäftstätigkeit oder Ertragslage der 
Fondsgesellschaft: 

Der Kaufvertrag über die Fondsimmobilie, da es sich 
bei dem Erwerb der Fondsimmobilie um die maßgeb-
liche Investition der Fondsgesellschaft handelt und 
damit die Grundlage für die Geschäftstätigkeit und die 
zukünftige Ertragslage der Fondsgesellschaft herge-
stellt wird.

Weiterhin die bereits abgeschlossenen Mietverträge 
bzw. die von der Verkäuferin übernommene Erst-
vermietungsgarantie für die noch nicht vermieteten 
Flächen. Diese sind ebenfalls von erheblicher Bedeu-
tung für die Geschäftstätigkeit bzw. für die Ertrags-
lage der Fondsgesellschaft, da über diese Verträge 
die Investition der Fondsgesellschaft realisiert und 
die Sicherstellung der (Vermietungs-)Einnahmen 
begründet ist. 

Die beabsichtigte Fremdfinanzierung auf Grundlage 
des Darlehensangebotes der DG HYP ist von erheb-
licher Bedeutung für die Geschäftstätigkeit oder die 
Ertragslage der Fondsgesellschaft, da über die Fremd-
finanzierung die Liquiditäts- und Ertragssituation, 
aber auch die Risikosituation der Fondsgesellschaft als 
Emittentin der vorliegenden Vermögensanlage maß-
geblich beeinflusst wird. 

Darüberhinaus ist die Fondsgesellschaft nicht von 
Patenten, Lizenzen, Verträgen oder neuen Herstel-
lungsverfahren abhängig, die von wesentlicher 

Bedeutung für ihre Geschäftstätigkeit oder Ertragslage 
sind. 

Es sind keine Gerichts-, Schieds- oder Verwaltungs-
verfahren anhängig, die einen Einfluss auf die wirt-
schaftliche Lage der Fondsgesellschaft und die 
Vermögensanlage haben können.

Laufende Investitionen der Fondsgesellschaft beste-
hen nicht.

Die Tätigkeit der Fondsgesellschaft ist nicht durch 
außergewöhnliche Ereignisse beeinflusst worden.

Mitglieder der Geschäftsführung oder 
des Vorstands, Aufsichtsgremien und 
Beiräte der Emittentin (§ 12 Abs. 1 bis 4 
VermVerkProspV)
Soweit gesetzlich zulässig, ist die UDI Immobilien Ver-
waltungs GmbH als Komplementärin der Emittentin von 
der Geschäftsführung ausgeschlossen. Die Geschäfts-
führung der Emittentin obliegt der UmweltDirektInvest-
Beratungsgesellschaft mbH als geschäftsführender 
Kommanditistin. Geschäftsführer der geschäftsfüh-
renden Kommanditistin und der Komplementärin ist 
Georg Hetz, Roth. Geschäftsführer der Komplementärin 
ist ebenfalls Georg Hetz sowie Dietmar Hoffmann, Pyr-
baum, OT Seligenporten, Geschäftsanschrift jeweils: 
Lina-Ammon-Str. 30, 90329 Nürnberg (jeweils Mitglied 
der Geschäftsführung der Emittentin). 

Den Mitgliedern der Geschäftsführung der Emittentin 
Georg Hetz und Dietmar Hoffmann ist kein bestimmter 
Verantwortungs- und Aufgabenbereich (Funktion) in 
der Fondsgesellschaft zugeordnet.

Den Mitgliedern der Geschäftsführung der Emittentin 
stehen keine Gewinnbeteiligungen, Entnahme-
rechte und keine sonstigen Gesamtbezüge, insbe-
sondere keine Gehälter, Aufwandsentschädigungen, 
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Versicherungsentgelte, Provisionen und Nebenleistun-
gen jeder Art zu.

In den Führungszeugnissen der Mitglieder der 
Geschäftsführung der Emittentin, die zum Zeitpunkt 
der Prospektaufstellung nicht älter als sechs Monate 
waren, sind keine Eintragungen in Bezug auf Verurtei-
lungen wegen einer Straftat nach den §§ 263 bis 283 d 
des Strafgesetzbuchs, §  54 des Kreditwesengesetzes, 
§  38 des Wertpapierhandelsgesetzes oder §  369 der 
Abgabenordnung enthalten.

Da die Mitglieder der Geschäftsführung der 
Emittentin Deutsche sind, entfällt eine Angabe gemäß 
VermVerkProspV zu ausländischen Verurteilungen.

Weder über das Vermögen der Mitglieder der 
Geschäftsführung der Emittentin ist innerhalb der letz-
ten fünf Jahre ein Insolvenzverfahren eröffnet oder 
mangels Masse abgewiesen worden noch über das 
Vermögen einer Gesellschaft, bei der die Mitglieder 
der Geschäftsführung innerhalb der letzten fünf Jahre 
in der Geschäftsführung tätig waren.

In Bezug auf die Mitglieder der Geschäftsführung der 
Emittentin besteht keine Aufhebung einer Erlaubnis 
zum Betreiben von Bankgeschäften oder zur Erbrin-
gung von Finanzdienstleistungen durch die Bundesan-
stalt für Finanzdienstleistungsaufsicht (BaFin).

Das Mitglied der Geschäftsführung der Emittentin 
Georg Hetz ist alleiniger Gesellschafter der Treuhän-
derin sowie der UmweltDirektInvest-Beratungsge-
sellschaft mbH, die alleinige Gesellschafterin der UDI 
Beratungsgesellschaft mbH ist, der Anbieterin und 
Prospektverantwortlichen, die mit der Konzeption 
und dem Vertrieb der Vermögensanlage beauftragt 
ist. Darüber hinaus sind die Mitglieder der Geschäfts-
führung der Emittentin nicht unmittelbar oder mittel-
bar beteiligt an Unternehmen, die mit dem Vertrieb 

der angebotenen Vermögensanlage beauftragt sind 
oder der Fondsgesellschaft Fremdkapital geben oder 
im Zusammenhang mit der Anschaffung oder Herstel-
lung des Anlageobjekts Lieferungen oder Leistungen 
erbringen.

Zugleich ist das Mitglied der Geschäftsführung 
der Emittentin Georg Hetz Geschäftsführer der 
Treuhänderin sowie der UmweltDirektInvest-
Beratungsgesellschaft mbH und der UDI Bera-
tungsgesellschaft mbH, der Anbieterin und Prospekt-
verantwortlichen, die mit der Konzeption und dem 
Vertrieb der Vermögensanlage beauftragt ist. Darüber 
hinaus sind die Mitglieder der Geschäftsführung der 
Emittentin nicht für Unternehmen tätig, die mit dem 
Vertrieb der angebotenen Vermögensanlage beauf-
tragt sind oder der Fondsgesellschaft Fremdkapital 
geben oder im Zusammenhang mit der Anschaffung 
oder Herstellung des Anlageobjekts Lieferungen oder 
Leistungen erbringen.

Die Mitglieder der Geschäftsführung der Emittentin 
sind zum Zeitpunkt der Prospektaufstellung nicht mit 
dem Vertrieb der emittierten Vermögensanlage beauf-
tragt; zudem stellen sie der Emittentin weder Fremd-
kapital zur Verfügung noch vermitteln sie solches, und 
sie erbringen im Zusammenhang mit der Anschaffung 
oder Herstellung des Anlageobjekts keine Lieferungen 
oder Leistungen.

Die Fondsgesellschaft verfügt über keinen Vorstand, 
keine Aufsichtsgremien und Beiräte.

Anbieterin, Prospektverantwortliche, 
Treuhänderin, Mittelverwendungskon-
trolleurin und sonstige Personen (§ 12 
Abs. 5 und 6 VermVerkProspV)
Anbieterin und Prospektverantwortliche ist die UDI Bera-
tungsgesellschaft mbH mit Sitz in Roth. Geschäftsführer 
sind Georg Hetz und Wolf-Dieter Heck (jeweils Mitglied 
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der Geschäftsführung der Anbieterin und Prospektver-
antwortlichen), Geschäftsanschrift jeweils Lina-Ammon-
Str. 30, 90329 Nürnberg. Da Georg Hetz zugleich Mitglied 
der Geschäftsführung der Emittentin ist, kann hinsicht-
lich der ihn betreffenden Angaben gemäß § 12 Ziffer 6 auf 
die Angaben gemäß § 12 Ziffer 1 bis 4 VermVerkProspV 
verwiesen werden (siehe vorangehender Abschnitt, 
beginnend auf Seite 115 dieses Verkaufsprospekts).

Den Mitgliedern der Geschäftsführung der Anbieterin 
und Prospektverantwortlichen Georg Hetz und Wolf-
Dieter Heck sind keine bestimmten Verantwortungs- 
und Aufgabenbereiche (Funktionen) bei der Emittentin 
zugeordnet. Wolf-Dieter Heck ist am Gewinn der 
Emittentin nicht beteiligt. Es stehen ihm keine Entnah-
merechte sowie sonstigen Gesamtbezüge zu, insbe-
sondere keine Gehälter, Aufwandsentschädigungen, 
Versicherungsentgelte, Provisionen und Nebenleistun-
gen jeder Art.

In dem Führungszeugnis von Wolf-Dieter Heck, das 
zum Zeitpunkt der Prospektaufstellung nicht älter 
als sechs Monate war, sind keine Eintragungen in 
Bezug auf Verurteilungen wegen einer Straftat nach 
den §§ 263 bis 283 d des Strafgesetzbuchs, § 54 des 
Kreditwesengesetzes, § 38 des Wertpapierhandels-
gesetzes oder § 369 der Abgabenordnung enthal-
ten. Wolf-Dieter Heck besitzt die deutsche Staats-
angehörigkeit, daher entfällt eine Angaben gemäß 
VermVerkProspV zu ausländischen Verurteilungen. 
Weder über das Vermögen von Wolf-Dieter Heck ist 
innerhalb der letzten fünf Jahre ein Insolvenzverfah-
ren eröffnet oder mangels Masse abgewiesen worden 
noch über das Vermögen einer Gesellschaft, bei der 
er innerhalb der letzten fünf Jahre tätig war. In Bezug 
auf Wolf-Dieter Heck besteht keine Aufhebung einer 
Erlaubnis zum Betreiben von Bankgeschäften oder 
zur Erbringung von Finanzdienstleistungen durch 
die Bundesanstalt für Finanzdienstleistungsaufsicht 
(BaFin).

Die UDI Beratungsgesellschaft mbH ist mit der Kon-
zeption sowie dem Vertrieb der angebotenen 
Vermögensanlage beauftragt und übernimmt die Plat-
zierungsgarantie. Darüber hinaus ist Wolf-Dieter Heck 
nicht für ein Unternehmen tätig, das mit dem Vertrieb 
der angebotenen Vermögensanlage beauftragt ist oder 
das der Fondsgesellschaft Fremdkapital gibt oder das im 
Zusammenhang mit der Anschaffung oder Herstellung 
des Anlageobjekts Lieferungen oder Leistungen erbringt. 
Wolf-Dieter Heck ist nicht an einem Unternehmen unmit-
telbar oder mittelbar beteiligt, das mit dem Vertrieb der 
angebotenen Vermögensanlage beauftragt ist oder das 
der Fondsgesellschaft Fremdkapital gibt oder das im 
Zusammenhang mit der Anschaffung oder Herstellung 
des Anlageobjekts Lieferungen oder Leistungen erbringt. 
Wolf-Dieter Heck ist nicht selbst mit dem Vertrieb der 
angebotenen Vermögensanlage beauftragt, er stellt der 
Fondsgesellschaft kein Fremdkapital zur Verfügung und 
vermittelt ihr auch kein Fremdkapital und erbringt im 
Zusammenhang mit der Anschaffung oder Herstellung 
des Anlageobjekts keine Lieferungen oder Leistungen.

Treuhänderin ist die COMPASS Treuhandgesellschaft 
mbH mit Sitz in Roth. Rechtsgrundlage für die Tätig-
keit der Treuhänderin ist der Treuhand-, Verwaltungs- 
und Servicevertrag (vgl. Seite 137 ff.) sowie der Gesell-
schaftsvertrag der Fondsgesellschaft (vgl. Seite 121 ff.).

Es ist Aufgabe der Treuhänderin, ihren Kommandit-
anteil an der Fondsgesellschaft im eigenen Namen, 
jedoch für Rechnung der mittelbar als Treugeber betei-
ligten Anleger zu halten sowie die Beteiligung der 
Direktkommanditisten in offener Stellvertretung zu 
verwalten. 

Die Treuhänderin hat folgende wesentlichen Rechte 
und Pflichten: 

Sie übt die Verwaltung der Beteiligungen im wirtschaft-
lichen Interesse und nach den Weisungen der Anleger 
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aus. Sofern die Anleger die mit ihren Beteiligungen 
verbundenen Gesellschafterrechte und -pflichten nicht 
selbst oder durch einen beauftragten Dritten ausüben, 
ist die Treuhänderin zur Ausübung dieser Rechte berech-
tigt und verpflichtet. Die Treugeber sind berechtigt, der 
Treuhänderin Weisungen zu erteilen. Im Falle abwei-
chender Weisungen ist die Treuhänderin berechtigt, 
das auf ihren Kommanditanteil entfallende Stimmrecht 
nach den Weisungen ihrer Treugeber gespalten auszu-
üben. Werden keine Weisungen erteilt, übt die Treuhän-
derin die Rechte im pflichtgemäßen Ermessen aus.

Leistet der Anleger seine Einlage und das Agio nicht 
oder nicht rechtzeitig, so ist die Treuhänderin berech-
tigt, im eigenen Namen die Zahlung der Verzugszinsen 
an die Fondsgesellschaft zu verlangen und in Abstim-
mung mit der Geschäftsführung der Fondsgesellschaft 
entweder die Zahlung der Einlage und des Agios an 
die Fondsgesellschaft im eigenen Namen zu verlangen 
und geltend zu machen, den Treuhandvertrag gegen-
über dem Anleger zu kündigen oder bei unvollstän-
diger Zahlung die Kapitaleinlage auf den gezahlten 
Betrag herabzusetzen.

Die Treuhänderin erhält als Gesamtbetrag für ihre Leis-
tungen von der Fondsgesellschaft eine Vergütung in 
Höhe von 10.000 Euro p. a. zzgl. gesetzlicher Umsatz-
steuer. Die Vergütung erhöht sich ab 2015 um 1,5 % 

gemessen am Vorjahreswert. Somit erhält die Treuhän-
derin prognosegemäß über die geplante Laufzeit von 
13 Jahren einen Gesamtbetrag in Höhe von 140.360 
Euro zzgl. gesetzlicher Umsatzsteuer als Vergütung für 
die Wahrnehmung ihrer Aufgaben.

Geschäftsführer der Treuhänderin ist Georg Hetz (Mit-
glied der Geschäftsführung der Treuhänderin). Da 
Georg Hetz zugleich Mitglied der Geschäftsführung 
der Fondsgesellschaft ist, kann hinsichtlich der ihn 
betreffenden Angaben gemäß §  12 Ziffer 6 auf die 
Angaben gemäß §  12 Ziffer 1 bis 4 VermVerkProspV 
verwiesen werden (siehe Seiten 115 und 116 dieses 
Verkaufsprospekts). 

Mittelverwendungskontrolleurin ist die Rödl Treuhand 
Hamburg GmbH Steuerberatungsgesellschaft mit Sitz 
in Hamburg. Rechtsgrundlage für die Tätigkeit der 
Mittelverwendungskontrolleurin ist der Mittelverwen-
dungskontrollvertrag (siehe Seite 145 ff.). Aufgabe der 
Mittelverwendungskontrolleurin ist es, die Verwen-
dung der Kapitaleinlagen der Anleger zu kontrollie-
ren. Die Mittelverwendungskontrolleurin hat folgende 
wesentliche Rechte und Pflichten: 

Sie erteilt die Freigabe der Mittel nur unter den im Mit-
telverwendungskontrollvertrag im Einzelnen genann-
ten Bedingungen.
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Die Kontrolleurin erhält als Gesamtbetrag für die Wahr-
nehmung ihrer Aufgaben eine vereinbarte Vergütung 
in Höhe von 0,1 % des zu kontrollierenden Kapitals der 
Fondsgesellschaft zzgl. gesetzlicher Umsatzsteuer. 
Prognosegemäß erhält die Mittelverwendungskontrol-
leurin als Vergütung für die Wahrnehmung ihrer Aufga-
ben einen Gesamtbetrag in Höhe von 7.300 Euro zzgl. 
gesetzlicher Umsatzsteuer.

Geschäftsführer der Mittelverwendungskontrolleurin 
sind Martin Führlein und Prof. Dr. Christian Rödl (jeweils 
Mitglied der Geschäftsführung der Mittelverwendungs-
kontrolleurin), Geschäftsanschrift jeweils: Kehrwieder 
9, 20457 Hamburg. Den Mitgliedern der Geschäftsfüh-
rung der Mittelverwendungskontrolleurin sind keine 
bestimmten Verantwortungs- und Aufgabenbereiche 
(Funktionen) bei der Emittentin zugeordnet. Beide 
Geschäftsführer der Mittelverwendungskontrolleurin 
sind am Gewinn der Emittentin nicht beteiligt. Es ste-
hen ihnen auch keine Entnahmerechte sowie sonsti-
gen Gesamtbezüge zu, insbesondere keine Gehälter, 
Aufwandsentschädigungen, Versicherungsentgelte, 
Provisionen und Nebenleistungen jeder Art. In den 
Führungszeugnissen beider Geschäftsführer der Mit-
telverwendungskontrolleurin, die zum Zeitpunkt der 
Prospektaufstellung nicht älter als sechs Monate waren, 
sind keine Eintragungen in Bezug auf Verurteilungen 
wegen einer Straftat nach den §§  263 bis 283  d des 
Strafgesetzbuchs, §  54 des Kreditwesengesetzes, §  38 
des Wertpapierhandelsgesetzes oder §  369 der Abga-
benordnung enthalten. Beide Geschäftsführer der Mit-
telverwendungskontrolleurin besitzen die deutsche 
Staatsangehörigkeit, daher entfallen Angaben gemäß 
VermVerkProspV zu ausländischen Verurteilungen.

Weder über das Vermögen von Martin Führlein und 
Prof. Dr. Christian Rödl ist innerhalb der letzten fünf 
Jahre ein Insolvenzverfahren eröffnet oder mangels 
Masse abgewiesen worden noch über das Vermögen 
einer Gesellschaft, bei dem sie innerhalb der letzten 

fünf Jahre tätig waren. In Bezug auf Martin Führlein und 
Prof. Dr. Christian Rödl besteht keine Aufhebung einer 
Erlaubnis zum Betreiben von Bankgeschäften oder zur 
Erbringung von Finanzdienstleistungen durch die Bun-
desanstalt für Finanzdienstleistungsaufsicht (BaFin).

Die Geschäftsführer der Mittelverwendungskontrol-
leurin sind nicht für ein Unternehmen tätig oder an 
einem solchen unmittelbar oder mittelbar beteiligt, das 
mit dem Vertrieb der angebotenen Vermögensanlage 
beauftragt ist oder das der Fondsgesellschaft Fremdka-
pital gibt oder das im Zusammenhang mit der Anschaf-
fung oder Herstellung des Anlageobjekts Lieferungen 
oder Leistungen erbringt. Die Geschäftsführer der Mit-
telverwendungskontrolleurin sind nicht selbst mit dem 
Vertrieb der angebotenen Vermögensanlage beauf-
tragt, sie stellen der Fondsgesellschaft kein Fremdkapi-
tal zur Verfügung und vermitteln der Fondsgesellschaft 
auch kein Fremdkapital, und sie erbringen im Zusam-
menhang mit der Anschaffung oder Herstellung des 
Anlageobjekts keine Lieferungen oder Leistungen.

Weder die Anbieterin und Prospektverantwortliche 
noch die Treuhänderin und Mittelverwendungskon
trolleurin verfügen über einen Vorstand, Aufsichtsgre-
mien und Beiräte.

Hinsichtlich des Geschäftsführers der Treuhänderin, 
Herrn Georg Hetz, bestehen personelle und kapitalmä-
ßige Verflechtungen mit anderen Beteiligten (vgl. Seite 
67 dieses Verkaufsprospekts). Darüber hinaus bestehen 
keine Umstände oder Beziehungen, die Interessenkon-
flikte der Treuhänderin oder der Mittelverwendungs-
kontrolleurin begründen können.

Außer den nach der Vermögensanlagen-Verkaufspro-
spektverordnung angabepflichtigen Personen haben 
keine sonstigen Personen die Herausgabe oder den 
Inhalt des Prospekts oder die Abgabe oder den Inhalt des 
Angebots der Vermögensanlage wesentlich beeinflusst.
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Gesellschaftsvertrag

§ 1 Firma, Sitz

1. Die Gesellschaft führt die Firma „UDI Green Building 
Fonds I FrankenCampus GmbH & Co. KG“.

2. Die Gesellschaft hat ihren Sitz in Roth. Die Geschäfts-
führung ist berechtigt, den Sitz der Gesellschaft inner-
halb von Deutschland zu verlegen und den Gesell-
schaftsvertrag entsprechend zu ändern.

§ 2 Gegenstand der Gesellschaft

1. Gegenstand der Gesellschaft ist der Erwerb, das 
Halten, die Verwaltung, die Vermietung und die spä-
tere Veräußerung von Grundbesitz im Rahmen der 
Vermögensverwaltung, insbesondere der auf dem in 
Nürnberg, Frankenstraße 148 gelegenen Immobilie, 
eingetragen im Grundbuch des Amtsgerichts Nürn-
berg, Band 318, Blatt 8195, und alle damit zusammen-
hängenden Tätigkeiten. 

2. Die Finanzierung der Investitionen der Gesellschaft 
richtet sich nach der ab Seite 43 des Verkaufsprospektes 
abgedruckten Investitionsrechnung.

3. Die Gesellschaft ist berechtigt, selbst oder durch 
Beauftragung Dritter alle Rechtsgeschäfte vorzuneh-
men und alle Maßnahmen zu ergreifen, die unmittelbar 
oder mittelbar der Erreichung des Gesellschaftszwecks 
dienen. Ausgenommen sind erlaubnispflichtige Tätig-
keiten. Die Gesellschaft ist berechtigt, freie Liquidität 
verzinslich anzulegen.

§ 3 Beginn, Dauer, Geschäftsjahr

1. Die Gesellschaft beginnt mit ihrer Anmeldung zum 
Handelsregister. Ihre Dauer ist nicht begrenzt. Das Recht 
zur Kündigung besteht nur in den Grenzen des § 21.

2. Geschäftsjahr ist das Kalenderjahr. Das erste 
Geschäftsjahr ist ein Rumpfgeschäftsjahr.
 
§ 4 Gesellschafter, Gesellschaftskapital, 
Kapitalanteile

1. Gesellschafter sind:

a) als persönlich haftende Gesellschafterin die UDI 
Immobilien Verwaltungs GmbH mit Sitz in Roth 
(„Komplementärin“), 

b) als beschränkt haftende Gesellschafterin die 
UmweltDirektInvest-Beratungsgesellschaft mbH mit 
Sitz in Roth („geschäftsführende Kommanditistin“),

c) als beschränkt haftende Gesellschafterin die COM-
PASS Treuhandgesellschaft mbH mit Sitz in Roth 
(„Treuhandkommanditistin“),

d) weitere beschränkt haftende Gesellschafter, die 
gemäß §  7 der Gesellschaft unmittelbar beitreten 
(„Direktkommanditisten“).

Die geschäftsführende Kommanditistin, die Treuhand-
kommanditistin, die weiteren Kommanditisten sowie 
deren Rechtsnachfolger werden nachfolgend gemein-
sam als „Kommanditisten“ bezeichnet.

2. Die Komplementärin ist zur Leistung einer Kapi-
taleinlage weder berechtigt noch verpflichtet. Sie ist 
am Ergebnis und Vermögen der Gesellschaft nicht 
beteiligt, erhält aber eine Vergütung für die Über-
nahme der persönlichen Haftung nach Maßgabe des 
§ 12.

3. Die geschäftsführende Kommanditistin erbringt 
eine Kapitaleinlage in Höhe von 399.000 Euro, davon 
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werden 1.000 als Haftsumme in das Handelsregister 
eingetragen.

4. Die Treuhandkommanditistin erbringt bei Gründung 
der Gesellschaft eine Kapitaleinlage in Höhe von 1.000 
Euro, davon werden 10 % als Haftsumme in das Han-
delsregister eingetragen. Die Treuhandkommanditis-
tin ist zur Erhöhung ihrer Einlage nach den Regelungen 
des § 5 berechtigt.

5. Die geschäftsführende Kommanditistin und die Treu-
handkommanditistin sind berechtigt und bevollmäch-
tigt, das Kapital der Gesellschaft um weitere 7.300.000 
Euro ohne Zustimmung der anderen Gesellschafter 
nach Maßgabe des § 5 zu erhöhen. Agio-Zahlungen an 
die Gesellschaft gemäß § 5 Ziff. 3 Satz 1 bleiben für den 
Höchstbetrag außer Betracht.

6. Die Kommanditisten sind gemäß §  19 am Ergebnis 
und Vermögen der Gesellschaft beteiligt.

7. Ab der ersten Kapitalerhöhung gemäß §  5 beträgt 
die Haftsumme der Treuhandkommanditistin 10  % 
der Summe aller treuhänderisch von ihr gehaltenen 
Kommanditbeteiligungen. Die in das Handelsregister 
für Direktkommanditisten einzutragende Haftsumme 
beträgt 10 % der Kapitaleinlage.

§ 5 Anlegerbeitritt, Kapitalerhöhung, 
Zeichnungsfrist

1. Auf der Grundlage des als Anlage 2 diesem Gesell-
schaftsvertrag beigefügten Treuhand-, Verwaltungs- 
und Servicevertrages können sich über die Treuhand-
kommanditistin Kapitalanleger an der Gesellschaft 
beteiligen. Die Treuhandkommanditistin hält die 
Beteiligung zunächst ausschließlich im Auftrag und 
für Rechnung der Anleger, jedoch im Außenverhältnis 
im eigenen Namen (echte Treuhand). Die Anleger, die 
mittelbar über die Treuhandkommanditistin an der 

Gesellschaft beteiligt sind, werden im Folgenden als 
„Treugeber“ bezeichnet. Nach Maßgabe von § 7 ist der 
spätere Wechsel in die Stellung eines unmittelbar an 
der Gesellschaft beteiligten Gesellschafters möglich. 
Treugeber und Direktkommanditisten werden nach-
folgend gemeinsam als „Anleger“ bezeichnet.

2. Der Beitritt vollzieht sich wie folgt: Der Anleger 
bietet der Treuhandkommanditistin in einer von ihm 
unterzeichneten Beitrittserklärung den Abschluss des 
Treuhand-, Verwaltungs- und Servicevertrages an, wel-
cher mit Annahme durch die Treuhandkommanditistin 
wirksam zustande kommt. Der Zugang der Annah-
meerklärung der Treuhandkommanditistin beim bei-
tretenden Anleger ist nicht erforderlich. Die Treuhand-
kommanditistin wird den Anleger jedoch schriftlich 
über die Annahme informieren. Dieses Informations-
schreiben hat keine Rechtswirkungen auf den Bestand 
des Treuhand-, Verwaltungs- und Servicevertrages.

3. Die Anleger zeichnen eine Kapitaleinlage, zu der ein 
Agio in Höhe von 5  % der Kapitaleinlage zu entrich-
ten ist. Jede Kapitaleinlage eines Anlegers muss min-
destens 5.000 Euro betragen. Der Betrag jeder Kapi-
taleinlage muss ohne Rest durch 1.000 teilbar sein. 
Außer natürlichen Personen können der Gesellschaft 
Kapitalgesellschaften, Stiftungen und Personenge-
sellschaften als Kommanditisten beitreten. Sofern die 
UDI Beratungsgesellschaft mbH der Gesellschaft im 
Rahmen der von ihr zu übernehmenden Platzierungs-
garantie beitritt, ist sie nicht verpflichtet, ein Agio zu 
entrichten.

4. Die Einlage der Anleger ist nach Maßgabe der Bei-
trittserklärung auf ein Konto der Gesellschaft zur Zah-
lung fällig. Über das Konto darf die Geschäftsführung 
bis zur Schließung der Gesellschaft nur gemeinsam mit 
der Rödl Treuhand Hamburg GmbH Steuerberatungs-
gesellschaft mit Sitz in Hamburg als Mittelverwen-
dungskontrolleurin verfügen. Die Voraussetzungen für 
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die Freigabe der Mittel auf dem Sonderkonto sind in 
dem als Anlage 3 diesem Gesellschaftsvertrag beige-
fügten Mittelverwendungskontrollvertrag geregelt.

5. Leistet ein Anleger eine fällige Zahlung nicht oder 
nicht rechtzeitig, kommt er ohne das Erfordernis einer 
Mahnung in Verzug. Die geschäftsführende Komman-
ditistin oder die Treuhandkommanditistin ist berech-
tigt, Verzugszinsen ab Fälligkeit in Höhe von fünf (5) 
Prozentpunkten über dem jeweiligen Basiszinssatz 
(§  247 BGB) geltend zu machen. Unabhängig davon 
ist die Geschäftsführung berechtigt, den Anleger im 
Verzugsfall ohne die Zustimmung der übrigen Gesell-
schafter auszuschließen oder – bei unvollständiger 
Zahlung – die Kapitaleinlage auf den gezahlten Betrag 
herabzusetzen.

6. Über die vereinbarten Einlagen und Agio-Beträge 
hinaus sind die Anleger zu weiteren Leistungen an die 
Gesellschaft weder berechtigt noch verpflichtet. Hier-
von unberührt bleiben die §§ 7 Ziff. 5; 8 Satz 2; 16 Ziff. 5; 
20 Ziff. 5; 22 Ziff. 2; 23 Ziff. 4; 24 Ziff. 4; 26 Ziff. 2.

7. Die Treuhandkommanditistin ist berechtigt, mit den 
Mitteln der Anleger ihre Einlage im eigenen Namen, 
jedoch im Interesse sowie für Rechnung der Treugeber 
in einem oder in mehreren Schritten soweit zu erhö-
hen und zu halten, bis das Kommanditkapital insge-
samt den in §  4 Ziff. 5 bezeichneten Betrag erreicht. 
Die Treuhandkommanditistin verrechnet die erste von 
einem Anleger geleistete Einlage mit der Einlage, die 
sie gemäß §  4 Ziff. 4 bei Gründung der Gesellschaft 
geleistet hat, so dass sie anschließend nicht mehr auf 
eigene Rechnung an der Gesellschaft beteiligt ist.

8. Die Treuhandkommanditistin ist berechtigt, ihren 
Kommanditanteil für eine Vielzahl von Treugebern 
zu übernehmen. Im Verhältnis zur Gesellschaft und 
gegenüber Dritten ist sie jedoch mit einem einheitli-
chen Kommanditanteil an der Gesellschaft beteiligt. 

9. Die Treuhandkommanditistin erhöht ihren Kom-
manditanteil durch Abgabe einer entsprechenden 
Erklärung gegenüber der geschäftsführenden Kom-
manditistin. Erst zu dem Zeitpunkt, zu dem die Treu-
handkommanditistin ihre Beteiligung an der Gesell-
schaft um die jeweiligen Beteiligungsbeträge der 
Anleger (ohne Agio) durch Einzahlung erhöht, ist die 
Erhöhung gegenüber der Gesellschaft wirksam.

10. Das öffentliche Angebot der Kommanditanteile 
beginnt gemäß § 9 Abs. 1 VermAnlG einen Tag nach sei-
ner Veröffentlichung. Der Beitritt der Anleger ist auf den 
30.06.2013 befristet („Zeichnungsfrist“). Die Geschäfts-
führung ist jedoch berechtigt, die Zeichnungsfrist 
um insgesamt ein (1) Jahr zu verlängern. Sie ist ferner 
berechtigt, die Gesellschaft vorzeitig zu schließen, also 
die Zeichnungsfrist vorzeitig zu beenden. 

§ 6 Treugeber

1. Die mittelbar über die Treuhandkommanditistin 
beteiligten Treugeber werden wirtschaftlich und recht-
lich wie beschränkt haftende Gesellschafter (Komman-
ditisten) behandelt, soweit dies rechtlich zulässig ist. 
Dies gilt insbesondere für die Beteiligung am Ergebnis 
und Vermögen der Gesellschaft sowie die Ausübung 
von Gesellschafterrechten.

2. Die Treugeber werden hiermit von der Treuhandkom-
manditistin bevollmächtigt, die Mitgliedschaftsrechte 
der Treuhandkommanditistin bei der Gesellschaft inso-
weit selbst auszuüben, als die für sie treuhänderisch 
gehaltenen Teileinlagen berührt sind. Die Gesellschaft 
und die Gesellschafter sind mit dieser Rechteausübung 
einverstanden.

3. Üben die Treugeber die mit ihren Teileinlagen ver-
bundenen Mitgliedschaftsrechte nicht aus, so ist die 
Treuhandkommanditistin zur Wahrnehmung die-
ser Rechte berechtigt und verpflichtet, sofern nichts 



124  |  Gesellschaftsvertrag

anderes bestimmt ist. Die Treuhandkommanditistin ist 
berechtigt, eine Vielzahl von Treugebern gegenüber 
der Gesellschaft zu vertreten und deren Rechte geson-
dert auszuüben.

§ 7 Direktkommanditisten

1. Die der Gesellschaft als Treugeber mittelbar beige-
tretenen Anleger sind jederzeit berechtigt, durch eine 
entsprechende gegenüber der Treuhandkommandi-
tistin abzugebende schriftliche Erklärung der Gesell-
schaft als Direktkommanditisten unmittelbar beizu-
treten. In diesem Fall ist die Treuhandkommanditistin 
verpflichtet, auf den Treugeber ihre für diesen anteilig 
gehaltene Kommandit-Teileinlage unverzüglich zu 
übertragen. Die Treuhandkommanditistin übernimmt 
für diejenigen Anleger, die in eine direkte Beteiligung 
an der Gesellschaft wechseln, nach Maßgabe des Treu-
hand-, Verwaltungs- und Servicevertrages die Verwal-
tung der Beteiligung (Wechsel von der echten Treu-
hand zur Verwaltungstreuhand).

2. Direktkommanditisten sind verpflichtet, der 
Geschäftsführung und Treuhandkommanditistin eine 
unwiderrufliche und über den Tod hinaus gültige, 
notariell beglaubigte Handelsregistervollmacht gemäß 
Anlage 4 unter Befreiung von den Beschränkungen des 
§ 181 BGB zu erteilen, die zu allen die Gesellschaft und 
die Gesellschafterstellung des Anlegers betreffenden 
Anmeldungen berechtigt.
 
3. Der Beitritt als Direktkommanditist wird wirksam, 
wenn der Anleger der persönlich haftenden Gesell-
schafterin eine Handelsregistervollmacht gemäß Ziff. 2 
übergeben hat und der Anleger mit Rechtsnachfolge-
vermerk in das Handelsregister eingetragen worden ist.

4. Direktkommanditisten sind jederzeit berechtigt, in 
die Stellung eines mittelbar beteiligten Treugebers 
zurück zu wechseln.

5. Sämtliche mit dem Wechsel seiner Beteiligung ver-
bundenen Kosten trägt der Anleger.

§ 8 Kontrollrechte der 
Kommanditisten und Treugeber
Den Kommanditisten und Treugebern stehen die 
Informations- und Kontrollrechte nach §§ 164, 166 des 
Handelsgesetzbuches (HGB) zu. Sie können diese auf 
eigene Kosten persönlich oder durch einen berufsmä-
ßig zur Verschwiegenheit verpflichteten Vertreter aus-
üben. Das Widerspruchsrecht nach §  164 Satz 1 HGB 
bei über den gewöhnlichen Geschäftsbetrieb hinaus-
gehenden Maßnahmen ist jedoch ausgeschlossen, 
sofern und soweit solche Maßnahmen Gegenstand der 
Beschlussfassung durch die Gesellschafter waren oder 
nach dem Gesellschaftsvertrag eine Beschlussfassung 
nicht erforderlich ist.

§ 9 Geschäftsführung und Vertretung

1. Die Komplementärin ist, soweit gesetzlich zulässig, 
von der Geschäftsführung ausgeschlossen. Sie ist ver-
pflichtet, von ihrer gesetzlichen Vertretungsbefugnis 
keinen Gebrauch zu machen, soweit sie hierzu nicht 
zwingend verpflichtet ist.

2. Zur Geschäftsführung und Vertretung der Gesell-
schaft ist, vorbehaltlich Ziff. 1, ausschließlich die 
geschäftsführende Kommanditistin (auch „Geschäfts-
führung“) berechtigt und verpflichtet. Der geschäfts-
führenden Kommanditistin wird hiermit rechts-
geschäftliche Vertretungsmacht eingeräumt. Die 
Geschäftsführung und deren Organe sind von den 
Beschränkungen des § 181 BGB befreit.

3. Die Geschäftsführung und Vertretung erstreckt sich 
auf die Vornahme aller Rechtsgeschäfte und Maßnah-
men im Rahmen des gewöhnlichen Geschäftsbetriebs 
der Gesellschaft, insbesondere auf solche Rechtsge-
schäfte und Maßnahmen, die mit der Durchführung der 
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Investitionsrechnung und mit dem Erwerb, dem Halten, 
dem Verwalten, der Vermietung und der Veräußerung 
der in Nürnberg, Frankenstraße 148 belegenen Immobi-
lie zusammenhängen. Die Geschäftsführung ist zudem 
berechtigt, alle erforderlichen Maßnahmen zu ergreifen, 
um künftigen gesetzlichen Verpflichtungen nachzukom-
men; hierzu zählen insbesondere die Bestellung einer 
Kapitalverwaltungsgesellschaft (AIFM) sowie die Beauf-
tragung einer Verwahr- und einer Bewertungsstelle.

4. Nicht zum gewöhnlichen Geschäftsbetrieb der 
Gesellschaft gehörende Rechtsgeschäfte und Maßnah-
men darf die Geschäftsführung nur mit Zustimmung 
der Gesellschafter vornehmen. In Eilfällen, in denen die 
vorherige Zustimmung der Gesellschafter nicht einge-
holt werden kann und der Gesellschaft bei Zuwarten 
ein erheblicher Schaden droht, darf die Geschäftsfüh-
rung in Abstimmung mit der Treuhandkommanditistin 
ohne die Zustimmung der übrigen Gesellschafter han-
deln. Sie hat in diesem Fall die übrigen Gesellschafter 
unverzüglich über die vorgenommenen Handlungen 
und den Grund der Eilbedürftigkeit zu unterrichten. 
Nicht der Zustimmung der Gesellschafter bedarf der 
Abschluss des Kaufvertrages nebst Anlagen über den 
Erwerb der in Nürnberg, Frankenstraße 148 belegenen 
Immobilie zu den im Verkaufsprospekt der Gesellschaft 
beschriebenen Bedingungen, der Abschluss von Miet-
verträgen betreffend die vorgenannte Immobilie, der 
Abschluss des Konzeptions-, Eigenkapitalvermittlungs- 
und Platzierungsvertrages mit der UDI Beratungsge-
sellschaft mbH, des Treuhand-, Verwaltungs- und Ser-
vicevertrages mit der COMPASS Treuhandgesellschaft 
mbH, des Mittelverwendungskontrollvertrages mit der 
Rödl Treuhand Hamburg GmbH Steuerberatungsge-
sellschaft sowie der sonstigen Verträge auf Grundlage 
der Investitionsrechnung der Gesellschaft (Anlage 1).

5. Die geschäftsführende Kommanditistin führt die 
Geschäfte der Gesellschaft mit der Sorgfalt eines 
ordentlichen Kaufmanns.

6. Die geschäftsführende Kommanditistin ist berech-
tigt, Geschäftsführungsaufgaben auf Dritte zu übertra-
gen. Dafür entstehende Aufwendungen mindern die 
der geschäftsführenden Kommanditistin gemäß §  12 
Ziff. 2 zustehende Geschäftsführungsvergütung. Die 
geschäftsführende Kommanditistin hat sicherzustel-
len, dass der Gesellschaft keine finanziellen oder sons-
tigen Nachteile durch die Übertragung entstehen.

7. Die Befugnis zur Geschäftsführung und Vertretung 
der Gesellschaft endet mit Liquidationsbeginn sowie 
beim Ausscheiden aus der Gesellschaft. 

8. Die Gesellschafter können die Geschäftsführung nur 
bei schwerwiegenden Verstößen gegen diesen Gesell-
schaftsvertrag durch Beschluss abberufen. Zur Wahrung 
der vermögensverwaltenden Qualifikation der Gesell-
schaft können die Gesellschafter die geschäftsführende 
Kommanditistin als Geschäftsführer der Gesellschaft 
nur unter der Bedingung abberufen, dass sie gleich-
zeitig mit der Abberufung einen neuen Gesellschafter 
als geschäftsführenden Kommanditisten in die Gesell-
schaft aufnehmen oder aus ihrer Mitte einen neuen 
geschäftsführenden Kommanditisten bestimmen.

§ 10 Kein Wettbewerbsverbot
Die Gesellschafter unterliegen keinem Wettbewerbs
verbot. Insbesondere sind die persönlich haftende 
Gesellschafterin, die geschäftsführende Kommandi-
tistin sowie die Treuhandkommanditistin und deren 
jeweilige Organe berechtigt, sich in entsprechenden 
Funktionen an anderen Gesellschaften zu beteiligen.

§ 11 Haftung, Verjährung

1. Die geschäftsführende Kommanditistin und ihre jeweili-
gen Beauftragten haften der Gesellschaft und den Gesell-
schaftern für ihre Handlungen im Rahmen der Geschäfts-
führung nur, soweit ihnen oder ihren Erfüllungsgehilfen 
Vorsatz oder grobe Fahrlässigkeit zur Last gelegt wird.
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2. Die Kommanditisten haften gegenüber der Gesell-
schaft nur für die Erbringung ihrer Einlagen. Gegenüber 
Gläubigern der Gesellschaft haften sie bis zur Höhe ihrer 
im Handelsregister eingetragenen Haftsumme. Die Haf-
tung ist ausgeschlossen, sofern und soweit die Einlage 
geleistet und nicht zurückgezahlt worden ist. Eine Rück-
zahlung liegt auch dann vor, wenn der Kommanditist 
von der Gesellschaft Ausschüttungen erhält, ohne dass 
dem ein entsprechender Gewinnanteil gegenübersteht.

3. Schadenersatzansprüche gegen einen Gesellschaf-
ter oder Treugeber – gleich aus welchem Rechts-
grund – verjähren innerhalb von drei (3) Jahren nach 
Vornahme oder Unterlassung der zum Schadenersatz 
verpflichtenden Handlung, soweit die Ansprüche nicht 
kraft Gesetzes einer kürzeren Verjährung unterliegen. 
Die Ansprüche verjähren nach Ablauf eines Jahres nach 
Erörterung des haftungsbegründenden Sachverhalts 
in der Gesellschafterversammlung, wenn die Erör-
terung den Gesellschaftern und Treugebern mit der 
Einladung zur Gesellschafterversammlung form- und 
fristgemäß mitgeteilt worden ist.

§ 12 Vergütungen, Aufwendungsersatz

1. Für die Übernahme der persönlichen Haftung für die 
Verbindlichkeiten der Gesellschaft erhält die persön-
lich haftende Gesellschafterin von der Gesellschaft ab 
2013 eine Vergütung von 10.000 Euro p. a. zzgl. etwa-
iger gesetzlicher Umsatzsteuer. Sämtliche Ausgaben 
und Aufwendungen für die Haftungsübernahme sind 
mit dieser Vergütung abgegolten.

2. Für die Übernahme der Geschäftsführung erhält die 
geschäftsführende Kommanditistin von der Gesellschaft 
ab 2013 eine Vergütung von 10.000 Euro p. a. zzgl. etwai-
ger gesetzlicher Umsatzsteuer. Die Vergütung erhöht sich 
ab 2015 um 1,5 % gemessen am Vorjahreswert. Sämtliche 
Ausgaben und Aufwendungen im Rahmen der Geschäfts-
führungstätigkeit sind mit dieser Vergütung abgegolten.

3. Für ihre Tätigkeiten im Rahmen des Treuhand-, 
Verwaltungs- und Servicevertrages („Treuhandver-
trag“) erhält die Treuhandkommanditistin von der 
Gesellschaft die in dem Treuhandvertrag geregelte 
Vergütung. 

4. Die geschäftsführende Kommanditistin erhält darü-
ber hinaus im Falle einer Veräußerung einer Immobilie, 
welche im Eigentum der Gesellschaft steht, insbeson-
dere der in Nürnberg, Frankenstraße 148 belegenen 
Immobilie, eingetragen im Grundbuch des Amtsge-
richts Nürnberg, Band 318, Blatt 8195, eine zusätzliche 
Vergütung in Höhe von 25 % desjenigen Betrags, um 
den der Veräußerungspreis das 16-Fache der Nettojah-
resmiete der jeweiligen Immobilie im Veräußerungs-
jahr übersteigt. Die Vergütung i.S.d. vorstehenden 
Satzes versteht sich inklusive etwaiger gesetzlicher 
Umsatzsteuer.

5. Die in dieser Vertragsbestimmung geregelten Ver-
gütungen gelten im Innenverhältnis als Aufwand der 
Gesellschaft, d. h. sie sind unabhängig von einem 
Gewinn oder Verlust der Gesellschaft zu zahlen.

§ 13 Beirat

1. Die Gesellschafter können die Bildung eines Beirates 
beschließen. Dieser Beirat hat für die Geschäftsführung 
beratende Funktion. 

2. Die Wahl der Beiratsmitglieder erfolgt durch 
Beschluss der Gesellschafter.

3. Der Beirat ist berechtigt, sich eine Geschäftsord-
nung zu geben, die dessen Arbeitsweise und etwaige 
Kostenerstattungsansprüche der Beiratsmitglieder 
für ihre ansonsten ehrenamtliche Tätigkeit regelt. Die 
Verabschiedung der Geschäftsordnung bedarf eines 
Gesellschafterbeschlusses.
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§ 14 Gesellschafterbeschlüsse

1. Die Gesellschafter fassen ihre Beschlüsse im Wege 
der schriftlichen Abstimmung (Umlaufverfahren) nach 
Maßgabe des § 15 oder in einer als Präsenzveranstal-
tung abzuhaltenden Gesellschafterversammlung nach 
Maßgabe des § 16. Es steht im Ermessen der Geschäfts-
führung, frei zu entscheiden, ob sie eine Beschluss-
fassung im Umlaufverfahren durchführt oder eine als 
Präsenzveranstaltung abzuhaltende Gesellschafterver-
sammlung einberuft.

2. Der Beschlussfassung der Gesellschafter unterliegen:

a) nicht zum gewöhnlichen Geschäftsbetrieb der 
Gesellschaft gehörende Rechtsgeschäfte und Maßnah-
men (§ 9 Ziff. 4);

b) die Feststellung des Jahresabschlusses der Gesell-
schaft für das vorangegangene Geschäftsjahr (§  18 
Ziff. 3);

c) die Wahl eines Abschlussprüfers für das laufende 
Geschäftsjahr (§ 18 Ziff. 2);

d) die Entlastung der Geschäftsführung;

e) die Kreditaufnahme außerhalb der Investitions- 
rechnung;

f) die Übernahme von Bürgschaften oder Garantien für 
Verbindlichkeiten Dritter;

g) der Abschluss von Anstellungsverträgen und Verträ-
gen mit einem Gesamtwert von mehr als 250.000 Euro; 
§ 9 Ziff. 4 Satz 4 bleibt unberührt;

h) Entnahmen (§  19 Ziff. 5) und Zuführungen zur 
Rücklage;

i) die Abberufung der Geschäftsführung der Gesell-
schaft (§  9 Ziff. 8) sowie die Wahl einer neuen 
Geschäftsführung;

j) die Einrichtung eines Beirates, die Wahl seiner Mit-
glieder sowie die Verabschiedung einer Geschäftsord-
nung (§ 13 Ziff. 1 bis 3) 

k) Verfügungen der persönlich haftenden Gesellschaf-
terin, der geschäftsführenden Kommanditistin und 
der Treuhandkommanditistin über ihre Anteile an der 
Gesellschaft (§ 20 Ziff. 2);

l) die Zustimmung zur Ausübung eines Rücktrittsrechts 
durch die Gesellschaft betreffend den Erwerb der in 
Nürnberg, Frankenstraße 148 belegenen Immobilie, 
eingetragen im Grundbuch des Amtsgerichts Nürn-
berg, Band 318, Blatt 8195;

m) die Änderung des Gesellschaftsvertrages, insbeson-
dere die Aufnahme von Gesellschaftern, soweit nicht in 
diesem Gesellschaftsvertrag vorgesehen;

n) die Änderung der Regelung gemäß § 19 Ziff. 2;

o) der Ausschluss von Gesellschaftern (§  22 Ziff. 1  
und 2);

p) die Auflösung der Gesellschaft (§ 25 Ziff. 1);

q) sonstige Gegenstände nach Maßgabe dieses 
Gesellschaftsvertrages.

3. Die Stimmen der Gesellschafter richten sich nach der 
Höhe der eingezahlten Kapitaleinlagen. Je volle 1.000 
Euro der Einlage gewähren eine Stimme. Enthaltun-
gen werden bei den Abstimmungen nicht mitgezählt. 
Im Falle der Stimmengleichheit oder bei Beschlussfas-
sungen, die der Einstimmigkeit bedürfen, hat die per-
sönlich haftende Gesellschafterin eine Stimme. Sofern 
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ein Gesellschafter von einer Beschlussfassung konkret 
betroffen ist, ist er von der Stimmabgabe ausgeschlos-
sen; dies gilt insbesondere für die geschäftsführende 
Kommanditistin im Falle der Beschlussfassung gemäß 
Ziff. 2 lit. n.

4. Soweit in diesem Gesellschaftsvertrag nicht aus-
drücklich etwas anderes bestimmt ist, werden Gesell-
schafterbeschlüsse mit der einfachen Mehrheit der 
abgegebenen Stimmen gefasst.

5. Beschlüsse gemäß Ziff. 2 lit. k., l., m., p. bedürfen 
einer Mehrheit von 3/4 (drei Viertel) der abgegebenen 
Stimmen; 

6. Ein Beschluss nach Ziff. 2 lit. n. bedarf der 
Einstimmigkeit.

7. Die Treugeber werden von der Treuhandkommandi-
tistin bevollmächtigt, das auf ihre jeweilige Teileinlage 
vom Kommanditanteil der Treuhandkommanditistin 
entfallende Stimmrecht selbst auszuüben. Die Gesell-
schaft und die Gesellschafter sind mit dieser Rechteaus-
übung einverstanden. Die Treuhandkommanditistin ist 
berechtigt, das Stimmrecht nach eigenem Ermessen 
auszuüben, wenn die Treugeber von der Ausübung des 
Stimmrechts keinen Gebrauch machen und auch keine 
Weisungen gemäß § 16 Ziff. 3 Satz 2 erteilen.

8. Kommanditisten und/oder Treugeber, die zusam-
men mindestens 25 % des Gesellschaftskapitals halten, 
können von der Geschäftsführung schriftlich und unter 
Angabe konkreter Beschlussanträge (Umlaufverfahren) 
bzw. einer konkreten Tagesordnung (Gesellschafter-
versammlung) eine außerordentliche Beschlussfas-
sung im Umlaufverfahren (§ 15) oder die Einberufung 
einer Gesellschafterversammlung (§ 16) verlangen.

9. Die Unwirksamkeit eines Gesellschafterbeschlusses 
ist innerhalb eines Monats nach Kenntniserlangung 

durch Klage gegen die Gesellschaft geltend zu machen. 
Nach Ablauf dieser Frist gilt der Mangel als geheilt.

§ 15 Umlaufverfahren

1. Im Falle des Umlaufverfahrens bestimmt die 
geschäftsführende Kommanditistin den letzten 
Abstimmungstag, der nicht vor Ablauf von zwei (2) 
Wochen nach Absendung der Beschlussfassungsun-
terlagen an die Kommanditisten und Treugeber liegen 
darf. In dringenden Fällen kann die Frist auf mindestens  
eine (1) Woche verkürzt werden, wobei die Übersendung 
der Beschlussunterlagen per Telegramm, Telefax bzw. 
Boten zu erfolgen hat. Die Versendung der Beschluss-
fassungsunterlagen ist ordnungsgemäß erfolgt, wenn 
sie an die von dem Kommanditisten/Treugeber der 
Gesellschaft zuletzt schriftlich mitgeteilte Adresse 
gerichtet wurde und sämtliche Abstimmungspunkte, 
eine Stellungnahme der geschäftsführenden Komman-
ditistin, die Mitteilung des Abstimmungsverfahrens, 
die Angabe des letzten Abstimmungstages sowie die 
Zahl der Stimmen des auf den Kommanditisten/Treu-
geber entfallenden Gesellschaftsanteils enthält.

2. Die Beschlussfähigkeit im Umlaufverfahren ist gege-
ben, wenn die Beschlussunterlagen an alle Komman-
ditisten und Treugeber ordnungsgemäß versendet 
worden sind und Kommanditisten/Treugeber, die 
zusammen mindestens 50  % des Gesellschaftskapi-
tals halten, an der Abstimmung teilnehmen. Scheitert 
die Beschlussfassung aufgrund zu geringer Beteili-
gung, ist eine Gesellschafterversammlung nach §  16 
einzuberufen, auf der über den Beschlussgegenstand 
abgestimmt wird. Diese Gesellschafterversammlung 
ist unabhängig von der Höhe des anwesenden oder 
vertretenen Kapitals beschlussfähig.

3. Den Gesellschaftern wird das Ergebnis der Beschluss-
fassung von der persönlich haftenden Gesellschafterin 
innerhalb von drei (3) Wochen nach der Abstimmung 
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schriftlich mitgeteilt, ohne dass dies Wirksamkeitsvor-
aussetzung ist.

§ 16 Gesellschafterversammlung

1. Gesellschafterversammlungen werden durch die 
geschäftsführende Kommanditistin an einem von ihr 
zu bestimmenden Ort einberufen. Sprechen keine 
wichtigen Gründe für einen anderen Veranstaltungs-
ort, soll die Gesellschafterversammlung in Nürnberg 
erfolgen. Die Einberufung hat unter Wahrung einer 
Frist von mindestens vier (4) Wochen nach Absendung 
der Einladung an die der Gesellschaft zuletzt schriftlich 
mitgeteilte Adresse der Kommanditisten/Treugeber zu 
erfolgen. In dringenden Fällen kann die Frist auf min-
destens zwei (2) Wochen verkürzt werden, wobei die 
Einladung per Telegramm, Telefax bzw. Boten zu erfol-
gen hat. Die Tagesordnung ist bei der Einberufung 
bekannt zu geben.

2. Die Gesellschafterversammlung ist nur beschluss-
fähig, wenn alle Kommanditisten und Treugeber ord-
nungsgemäß geladen sind und die persönlich haftende 
Gesellschafterin, die geschäftsführende Kommanditis-
tin und die Treuhandkommanditistin anwesend bzw. 
vertreten sind.

3. Jeder Treugeber hat das Recht, persönlich an der 
Gesellschafterversammlung teilzunehmen und in 
Bezug auf die treuhänderisch für ihn gehaltene Tei-
leinlage im Namen der Treuhandkommanditistin abzu-
stimmen. Er kann aber auch in Bezug auf seine Teilein-
lage der Treuhandkommanditistin nach Maßgabe des 
Treuhand-, Verwaltungs- und Servicevertrages Wei-
sungen erteilen, denen gemäß die Treuhandkomman-
ditistin das Stimmrecht in der Gesellschafterversamm-
lung auszuüben hat. Die Treuhandkommanditistin ist 
berechtigt, ihr Stimmrecht entsprechend den Teilein-
lagen und den Weisungen ihrer Treugeber gespalten 
auszuüben.

4. Jeder Gesellschafter/Treugeber kann sich bei der Gesell-
schafterversammlung durch einen Bevollmächtigten ver-
treten lassen. Eine Vollmachterteilung ist nur zulässig an 
einen anderen Gesellschafter/Treugeber, Ehegatten, Ver-
wandten ersten oder zweiten Grades (z. B. Kinder, Geschwis-
ter, Enkelkinder), einen Gesellschafter einer verbundenen 
Gesellschaft oder einen zur Berufsverschwiegenheit ver-
pflichteten Dritten. Eine entsprechende Vollmacht bedarf 
der Schriftform und ist zu Beginn der Gesellschafterver-
sammlung dem Versammlungsleiter auszuhändigen.

5. Die Kosten für die Teilnahme an einer Gesellschafter-
versammlung und für eine eventuelle Vertretung trägt 
jeder Gesellschafter/Treugeber selbst.

6. Sofern die Gesellschafter im Einzelfall nicht einen 
anderen Vorsitzenden wählen, werden die Gesellschaf-
terversammlungen von der geschäftsführenden Kom-
manditistin geleitet.

7. Über jede Versammlung ist eine Niederschrift anzu-
fertigen, die der Versammlungsleiter zu unterzeichnen 
hat. Jedem Kommanditisten/Treugeber ist innerhalb 
von sechs (6) Wochen nach der Versammlung eine 
Abschrift der Niederschrift zuzusenden.

§ 17 Gesellschafterkonten

1. Für jeden Kommanditisten werden folgende Konten 
geführt:

a) Kapitalkonto: Auf diesem Konto werden die Einlagen 
gebucht.

b) Kapitalrücklagenkonto: Auf diesem Konto werden 
die Agio-Beträge gebucht.

c) Ergebniskonto: Auf diesem Konto werden die Anteile 
eines jeden Kommanditisten am Gewinn und Verlust 
der Gesellschaft gebucht.
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d) Verrechnungskonto: Auf diesem Konto werden die 
Entnahmen (Ausschüttungen) sowie übriger Zah-
lungsverkehr des Kommanditisten mit der Gesellschaft 
gebucht.

2. Für die Treuhandkommanditistin werden die Kon-
ten gemäß Ziff. 1 mit der Maßgabe geführt, dass für 
die Anteile der Treugeber an der Kapitaleinlage jeweils 
eigene Konten geführt werden.

3. Für die Komplementärin, die nicht am Ergebnis 
und Vermögen der Gesellschaft beteiligt ist, wird ein 
Verrechnungskonto geführt, auf dem alle sie betref-
fenden Gutschriften und Belastungen verbucht 
werden.

4. Die Konten sind im Haben und im Soll unverzinslich.

§ 18 Jahresabschluss

1. Der Geschäftsführung obliegt die Buchführung der 
Gesellschaft. Sie hat außerdem den Jahresabschluss 
der Gesellschaft innerhalb der gesetzlichen Fristen 
aufzustellen.

2. Bis einschließlich für das Geschäftsjahr, in dem die 
Zeichnungsfrist endet, wird die Abschlussprüfung von 
einem von der geschäftsführenden Kommanditistin zu 
bestimmenden Wirtschaftsprüfer vorgenommen. Für 
die folgenden Geschäftsjahre wählen die Gesellschaf-
ter den Abschlussprüfer durch Beschluss.

3. Erstmals für das erste volle Geschäftsjahr nach Ablauf der 
Zeichnungsfrist, soll jährlich bis zum 30.09. eine Beschluss-
fassung zur Feststellung des geprüften Jahresabschlusses 
stattfinden. Zur Vorbereitung des Feststellungsbeschlus-
ses ist der geprüfte Jahresabschluss in angemessener Frist 
vor der Beschlussfassung den Kommanditisten und Treu-
gebern zuzuleiten. Der Jahresabschluss muss bei einem 
Beschluss im Umlaufverfahren (§ 15) spätestens mit den 

Beschlussfassungsunterlagen übersendet werden bzw. 
mit der Einladung zur Gesellschafterversammlung (§ 16), 
wenn auf der Gesellschafterversammlung über die Fest-
stellung entschieden werden soll.

4. Einwendungen gegen den festgestellten Jahresab-
schluss können nur innerhalb eines (1) Monats nach 
Kenntnisnahme vom Feststellungsbeschluss geltend 
gemacht werden.

§ 19 Ergebnisverteilung, Entnahmen

1. Die Kommanditisten und Treugeber sind am Ergeb-
nis und Vermögen der Gesellschaft im Verhältnis ihrer 
gezeichneten Kapitaleinlagen (ohne Agio) zu allen 
gezeichneten Kapitaleinlagen (ohne Agio) zum Ende des 
jeweiligen Geschäftsjahres beteiligt. Eine Beteiligung 
am Ergebnis erfolgt nur, soweit der Kommanditist/Treu-
geber seine Einlage erbracht hat. Für das Geschäftsjahr 
2012 und 2013 wird das Ergebnis auf die Gesellschafter 
– unabhängig vom Zeitpunkt ihres Beitritts zur Gesell-
schaft – so verteilt, dass die Kapitalkonten – soweit steu-
erlich zulässig – im selben Verhältnis zueinander stehen 
wie die übernommenen Pflichteinlagen. Erhöhungen 
der Kapitaleinlagen werden wie Beitritte behandelt, das 
Ergebnis wird auf alle Gesellschafter im Verhältnis ihrer 
übernommenen Kapitaleinlage verteilt. Treten Kom-
manditisten/Treugeber unterjährig bei oder erhöhen sie 
unterjährig ihre Kapitaleinlage, nehmen sie am Ergebnis 
frühestens ab Beginn des jeweils auf die vollständige 
Einzahlung ihrer Kapitaleinlage zzgl. Agio bzw. ihres 
Erhöhungsbetrages folgenden Monats zeitanteilig teil.

2. Die geschäftsführende Kommanditistin ist vorbehalt-
lich ausreichender Liquidität der Gesellschaft berech-
tigt, den von ihr geleisteten Einlagenbetrag bis zu einem 
Betrag in Höhe von 1.000 Euro zu entnehmen. Eine ent-
sprechende Entnahme wirkt sich nicht auf die Höhe des 
Kapitalkontos i.S.d. § 17 Ziff. 1 lit. a aus. Das Recht besteht 
erst nach Ablauf der ggf. verlängerten Zeichnungsfrist 
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oder mit Vollplatzierung des einzuwerbenden Eigen-
kapitals in Höhe von 7.300.000 Euro durch beitretende 
Anleger oder die Platzierungsgarantin. Eine Rückfor-
derung des entnommenen Betrages ist nur durch Auf-
forderung der Geschäftsführung möglich. Soweit die 
geschäftsführende Kommanditistin von diesem Recht 
Gebrauch macht, ist sie nur noch in Höhe des verblei-
benden Einlagenbetrages am Ergebnis der Gesellschaft 
beteiligt. Änderungen der in dieser Ziffer getroffenen 
Regelungen bedürfen eines Gesellschafterbeschlusses.

3. Anleger, die bis zum 31.03.2013 der Fondsgesellschaft 
beitreten und ihre Kapitaleinlage vollständig geleistet 
haben, erhalten einen Frühzeichnerbonus in Höhe 
von 3 % p. a. bezogen auf die geleistete Kapitaleinlage 
ohne Agio ab dem Tag der Einzahlung, längstens bis 
zum 30.04.2013.

4. Verluste werden den Kommanditisten und Treugebern 
auch insoweit zugewiesen, als sie deren Kapitaleinlagen 
übersteigen. Die Vorschriften über die beschränkte Haf-
tung der Kommanditisten (§ 11 Ziff. 2) bleiben unberührt.

5. Die Gesellschafter beschließen durch Gesellschafter-
beschluss, welcher Betrag von den Kommanditisten und 
Treugebern entnommen werden kann. Der Beschluss 
bedarf der Zustimmung der Geschäftsführung.

6. Die Komplementärin kann das Guthaben auf ihrem 
Verrechnungskonto entnehmen.

7. Die Gesellschaft ist berechtigt, Ausschüttungsan-
sprüche der Kommanditisten/Treugeber mit eigenen 
Ansprüchen gegen die betreffenden Kommanditisten/
Treugeber zu verrechnen.

§ 20 Verfügungen

1. Rechtsgeschäftliche Verfügungen (Abtretungen 
und Belastungen, insbesondere Verpfändungen) über 

Gesellschaftsanteile oder Rechte an solchen unterlie-
gen den nachfolgenden Bestimmungen. 

2. Rechtsgeschäftliche Verfügungen der Komplemen
tärin, der geschäftsführenden Kommanditistin und der 
Treuhandkommanditistin über ihre Beteiligung bedür-
fen eines zustimmenden Gesellschafterbeschlusses.

3. Rechtsgeschäftliche Verfügungen der Treugeber 
über ihre Beteiligungen erfolgen nach Maßgabe des 
Treuhand-, Verwaltungs- und Servicevertrages.

4. Im Übrigen können Kommanditisten über ihre Anteile 
oder Teile davon nur mit Zustimmung der geschäftsfüh-
renden Kommanditistin verfügen, die nur aus wichtigem 
Grund versagt werden darf. Jeder Kommanditist kann 
seine Beteiligung an der Gesellschaft nur zum 01.01. eines 
Kalenderjahres übertragen; das heißt, dass der alte Kom-
manditist mit Ablauf des 31.12. ausscheidet und der neue 
Kommanditist mit Beginn des 01.01. in die Gesellschaft 
eintritt. Die Verfügung über einen Teil der Beteiligung ist 
nur dann zulässig, wenn durch die Verfügung keine unter 
der Mindestbeteiligungssumme gemäß §  5 Ziff. 3 lie-
genden Beteiligungen entstehen und die entstehenden 
Beteiligungsbeträge ohne Rest durch 1.000 teilbar sind. 
Das Zustimmungserfordernis gemäß vorstehendem Satz 
1 dieser Ziff. 4 gilt nicht für Verfügungen der UDI Bera-
tungsgesellschaft mbH über Anteile, die von dieser im 
Rahmen der von ihr zu übernehmenden Platzierungsga-
rantie gezeichnet wurden und die sie an Dritte veräußert.

5. Sämtliche im Zusammenhang mit der Verfügung 
über die Beteiligung an der Gesellschaft entstehen-
den Kosten, insbesondere durch die Verfügung bei 
der Gesellschaft anfallender Steuern, tragen der ver-
fügende Kommanditist und sein Rechtsnachfolger als 
Gesamtschuldner. Sie sind außerdem gesamtschuld-
nerisch verpflichtet, der Treuhandkommanditistin den 
dieser entstehenden administrativen Aufwand pau-
schal mit 100 Euro zu ersetzen.
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§ 21 Kündigung

1. Die Komplementärin und die geschäftsführende 
Kommanditistin sind zur ordentlichen Kündigung der 
Gesellschaft nicht berechtigt. Die Kommanditisten und 
Treugeber können ihre Beteiligung an der Gesellschaft 
mit einer Frist von drei (3) Monaten zum Ablauf des 
31.12. eines jeden Jahres kündigen, erstmals jedoch 
zum Ablauf des 31.12.2025. Das Recht zur Kündigung 
aus wichtigem Grund bleibt unberührt.

2. Die Kündigung hat schriftlich gegenüber der 
geschäftsführenden Kommanditistin oder gegenüber 
der Treuhandkommanditistin zu erfolgen.

3. Bei Kündigung der Komplementärin scheidet diese 
aus der Gesellschaft aus, wenn die geschäftsführende 
Kommanditistin bis zum Wirksamwerden der Kündi-
gung einen neuen Gesellschafter als Komplementär 
in die Gesellschaft aufnimmt oder aus der Mitte der 
Gesellschafter einen neuen Komplementär bestimmt; 
anderenfalls wird die Gesellschaft mit Wirksamwerden 
der Kündigung der Komplementärin aufgelöst. Es wird 
klargestellt, dass die geschäftsführende Kommanditis-
tin berechtigt und bevollmächtigt ist, nach eigenem 
Ermessen und ohne die Zustimmung der übrigen 
Gesellschafter die Aufnahme bzw. Bestimmung des 
neuen Komplementärs vorzunehmen.

4. Ziff. 3 gilt entsprechend für die Kündigung der 
geschäftsführenden Kommanditistin, nur dass in die-
sem Fall die Komplementärin berechtigt und bevoll-
mächtigt ist, nach eigenem Ermessen und ohne die 
Zustimmung der übrigen Gesellschafter die Aufnahme 
bzw. Bestimmung des neuen geschäftsführenden 
Kommanditisten vorzunehmen.

5. Bei Kündigung eines Kommanditisten scheidet die-
ser aus der Gesellschaft aus, und die Gesellschaft wird 
mit den verbleibenden Gesellschaftern fortgesetzt. 

Kündigt ein Treugeber, scheidet die Treuhandkom-
manditistin mit der auf den betreffenden Treugeber 
entfallenden Teileinlage aus der Gesellschaft aus.

§ 22 Ausschluss, Ausscheiden in besonderen 
Fällen

1. Die Komplementärin und die geschäftsführende 
Kommanditistin können bei vorsätzlichem oder grob 
fahrlässigem Verstoß gegen eine wesentliche Bestim-
mung dieses Gesellschaftsvertrages durch Beschluss 
der übrigen Gesellschafter aus der Gesellschaft ausge-
schlossen werden.

2. Kommanditisten können durch Beschluss der übri-
gen Gesellschafter aus der Gesellschaft ausgeschlossen 
werden, wenn ein wichtiger Grund vorliegt. Von dieser 
Regelung unberührt bleibt das Recht der Geschäfts-
führung gemäß § 5 Ziff. 5, Anleger im Verzugsfall aus 
der Gesellschaft auszuschließen.

3. Ein Gesellschafter scheidet ohne Weiteres aus der 
Gesellschaft aus: 

a) mit Rechtskraft des Beschlusses, durch den über 
sein Vermögen das Insolvenzverfahren eröffnet oder 
die Eröffnung des Insolvenzverfahrens mangels Masse 
abgelehnt wurde;

b) mit Betreiben der Zwangsvollstreckung in seinen 
Anteil an der Gesellschaft;

c) wenn ein Gläubiger Ansprüche aus dem Gesell-
schaftverhältnis pfändet und die Gesellschaft gemäß 
§ 135 HGB wirksam kündigt, zum Zeitpunkt des Wirk-
samwerdens der Kündigung.

4. Ziff. 2 und 3 sind auf die Treuhandkommanditis-
tin anwendbar, wenn die dort genannten Gründe 
in der Person eines Treugebers vorliegen. Die 
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Treuhandkommanditistin scheidet dann mit der auf 
den betreffenden Treugeber entfallenden Teileinlage 
aus der Gesellschaft aus.

5. Scheidet die Komplementärin aus der Gesellschaft 
aus, so wird die Gesellschaft aufgelöst, sofern nicht die 
geschäftsführende Kommanditistin vor dem Zeitpunkt 
des Ausscheidens einen neuen Gesellschafter als Kom-
plementär in die Gesellschaft aufnimmt oder aus der 
Mitte der Gesellschafter einen neuen Komplementär 
bestimmt. Es wird klargestellt, dass die geschäftsfüh-
rende Kommanditistin berechtigt und bevollmächtigt 
ist, nach eigenem Ermessen und ohne die Zustimmung 
der übrigen Gesellschafter die Aufnahme bzw. Bestim-
mung des neuen Komplementärs vorzunehmen.

6. Ziff. 5 gilt entsprechend für das Ausscheiden der 
geschäftsführenden Kommanditistin, nur dass in die-
sem Fall die Komplementärin berechtigt und bevoll-
mächtigt ist, nach eigenem Ermessen und ohne die 
Zustimmung der übrigen Gesellschafter die Aufnahme 
bzw. Bestimmung des neuen geschäftsführenden 
Kommanditisten vorzunehmen.

7. Durch das Ausscheiden eines Kommanditisten wird 
die Gesellschaft nicht aufgelöst, sondern unter den 
verbleibenden Gesellschaftern fortgesetzt.

8. Sämtliche Kosten und Belastungen, die der Gesell-
schaft im Zusammenhang mit dem Ausscheiden im 
Sinne dieses §  22 entstehen, insbesondere etwaige 
steuerliche Mehrbelastungen, trägt der ausscheidende 
Gesellschafter/Treugeber.

§ 23 Abfindung

1. Scheidet ein Kommanditist/Treugeber aus der 
Gesellschaft aus, hat er einen Anspruch auf ein Abfin-
dungsguthaben. Die Abfindung entspricht dem Anteil 
des ausgeschiedenen Kommanditisten/Treugebers am 

Gesamtwert der Gesellschaft, ermittelt nach der Quote 
seiner eingezahlten Kapitaleinlage (ohne Agio) an allen 
eingezahlten Kapitaleinlagen (ohne Agio).

2. Zur Ermittlung des Abfindungsguthabens ist auf den Tag 
des Ausscheidens eine Auseinandersetzungsbilanz aufzu-
stellen. Die Höhe des Abfindungsguthabens entspricht 
dem Verkehrswert der Beteiligung. Können sich der aus-
scheidende Kommanditist/Treugeber und die Gesellschaft 
auf den Verkehrswert der Beteiligung nicht einigen, hat der 
Präsident der Industrie- und Handelskammer Nürnberg für 
Mittelfranken auf Antrag eines Beteiligten einen Sachver-
ständigen zur verbindlichen Feststellung des Verkehrs-
wertes zu bestellen. Die Kosten des Gutachtens tragen die 
Beteiligten in dem Verhältnis, in dem der Sachverständige 
von den von ihnen genannten Werten abweicht.

3. Scheidet der Kommanditist/Treugeber zum Ende 
eines Geschäftsjahres aus, trägt die Gesellschaft die 
Kosten der Auseinandersetzungsbilanz. In allen ande-
ren Fällen sind sie vom ausscheidenden Kommanditis-
ten/Treugeber zu tragen.

4. Das Abfindungsguthaben ist in sechs (6) gleichen Jah-
resraten auszuzahlen, deren erste ein Jahr nach dem Aus-
scheiden zur Zahlung fällig ist. Nicht gezahlte Teile des 
Abfindungsguthabens sind auf den Zeitpunkt des Aus-
scheidens mit zwei (2) Prozentpunkten über dem jewei-
ligen Basiszinssatz (§ 247 BGB) zu verzinsen. Die Zinsen 
sind jeweils mit der nächsten Rate des Abfindungsgut-
habens zur Zahlung fällig. Die Gesellschaft ist berechtigt, 
das Abfindungsguthaben vorzeitig auszuzahlen.

5. Der ausscheidende Kommanditist/Treugeber ist 
nicht berechtigt, Sicherheitsleistung zu verlangen.
 
§ 24 Tod eines Gesellschafters/Treugebers

1. Verstirbt ein Gesellschafter, so wird dadurch 
die Gesellschaft nicht aufgelöst. Die Gesellschaft 
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wird mit den Erben oder Vermächtnisnehmern 
fortgesetzt.

2. Verstirbt ein Treugeber, so ist auf die Treuhandkom-
manditistin bezüglich der auf den verstorbenen Treu-
geber entfallenden Teileinlage Ziff. 1 entsprechend 
anwendbar.

3. Die Erben oder Vermächtnisnehmer eines Kom-
manditisten oder Treugebers haben sich gegenüber 
der geschäftsführenden Kommanditistin und/oder 
gegenüber der Treuhandkommanditistin durch Vor-
lage von diesen geeignet erscheinenden Dokumen-
ten, einschließlich insbesondere eines Erbscheins, zu 
legitimieren. Mehrere Erben oder Vermächtnisneh-
mer haben zur Wahrnehmung ihrer Rechte aus der 
Beteiligung einen gemeinsamen Bevollmächtigten zu 
bestellen. Bis zur Benennung des Bevollmächtigten 
ruhen die Rechte aus der Beteiligung. Die Gesellschaft 
ist bis zur Bestellung des Bevollmächtigten berechtigt, 
Zustellungen an jeden betroffenen Rechtsnachfolger 
mit Wirkung für und gegen die anderen betroffenen 
Rechtsnachfolger vorzunehmen und Ausschüttungen 
auf die von dem verstorbenen Kommanditisten/Treu-
geber angegebenen Konten zu leisten.

4. Sämtliche durch den Erbfall entstehenden Kosten, 
insbesondere die mit dem Nachweis der Erbfolge oder 
des Vermächtnisses sowie mit der Bestellung eines 
gemeinsamen Bevollmächtigten verbundenen Kosten, 
tragen die Erben oder Vermächtnisnehmer. Sie sind 
außerdem gesamtschuldnerisch verpflichtet, der Treu-
handkommanditistin den dieser entstehenden admi-
nistrativen Aufwand pauschal mit 100 Euro zu ersetzen.

§ 25 Liquidation

1. Die Gesellschaft tritt in Liquidation, wenn die Gesell-
schafter die Auflösung beschließen. Liquidatorin ist die 
geschäftsführende Kommanditistin.

2. Die Liquidatorin hat das Gesellschaftsvermögen 
bestmöglich zu verwerten, Forderungen der Gesell-
schaft einzuziehen und den Liquidationserlös an die 
Kommanditisten/Treugeber im Verhältnis ihrer einge-
zahlten Kapitaleinlagen (ohne Agio) zu allen eingezahl-
ten Kapitaleinlagen (ohne Agio) zu verteilen.

3. Die Liquidatorin hat Anspruch auf eine Vergütung in 
Höhe von 2.500 Euro p. a. inklusive etwaiger gesetzli-
cher Umsatzsteuer. Etwaige Aufwendungen sind mit 
dieser Vergütung abgegolten.

§ 26 Steuerliche Verpflichtungen

1. Als Vertreter der Gesellschaft obliegt der Geschäfts-
führung die Erfüllung der steuerlichen Pflichten der 
Gesellschaft, insbesondere die Entrichtung der Steuern 
aus dem Gesellschaftsvermögen (§ 34 AO).

2. Eventuelle steuerliche Belastungen, die durch den 
Beitritt oder das Ausscheiden eines Gesellschafters 
oder auf andere Art und Weise (z.  B. Änderungen im 
Gesellschafterbestand eines Gesellschafters) durch 
einen Gesellschafter verursacht werden, trägt der 
Gesellschafter, der diesen Mehraufwand verursacht. 
Gleiches gilt für die Kosten etwaig auf Wunsch eines 
Kommanditisten/Treugebers zu erhebender Daten 
und der auf Wunsch eines Kommanditisten/Treugebers 
erfolgenden zusätzlichen Einhaltung anderer Rech-
nungslegungsvorschriften als der des HGB (zusammen 
„gesonderte Rechnungslegung“). Klargestellt wird, 
dass es im Ermessen der geschäftsführenden Komman-
ditistin steht, darüber zu entscheiden, ob eine geson-
derte Rechnungslegung überhaupt erfolgt.

3. Etwaige Sonderwerbungskosten sind der Gesell-
schaft jährlich bis zum 15.03. mitzuteilen. Anderenfalls 
ist eine Berücksichtigung bei der im Rahmen einer ein-
heitlichen und gesonderten Feststellung erfolgenden 
Überschussermittlung der Gesellschaft nicht möglich.
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4. Jeder Gesellschafter/Treugeber hat der Gesell-
schaft das für ihn zuständige Wohnsitzfinanzamt 
unter Angabe der Steuernummer bekannt zu geben 
und Änderungen der Zuständigkeit oder der Steuern 
mitzuteilen.

§ 27 Anschrift, Bankverbindung
Jeder Kommanditist hat gegenüber der geschäftsfüh-
renden Kommanditistin seine vollständige Anschrift 
und die Bankverbindung für das Konto, auf das Aus-
schüttungen geleistet werden sollen, sowie nachfol-
gende Änderungen dieser Daten anzugeben. Dar-
über hinaus haben Anleger die in Satz 1 genannten 
Angaben gegenüber der Treuhandkommanditistin zu 
machen. Die geschäftsführende Kommanditistin und 
die Treuhandkommanditistin sind ausdrücklich dazu 
berechtigt, Schriftwechsel mit dem Anleger an des-
sen zuletzt mitgeteilte Anschrift zu richten und Aus-
schüttungen auf das jeweils zuletzt benannte Konto 
zu leisten. Anleger mit Wohnsitz oder gewöhnlichem 
Aufenthaltsort im Ausland haben einen inländischen 
Zustellungsbevollmächtigten zu benennen.

§ 28 Schlussbestimmungen

1. Mündliche Nebenabreden bestehen nicht. Änderun-
gen und Ergänzungen dieses Vertrages sind nur nach 
den Vorschriften dieses Vertrages durch Gesellschaf-
terbeschluss möglich. Rechtsgeschäftliche Erklärun-
gen, die das Gesellschaftsverhältnis betreffen, bedür-
fen zu ihrer Wirksamkeit der Schriftform, auf die nicht 
mündlich verzichtet werden kann.

2. Sollten einzelne Bestimmungen dieses Vertrages 
ungültig sein oder werden oder sollten sich einzelne 
Bestimmungen als undurchführbar erweisen, so wird 
dadurch die Wirksamkeit des Vertrages im Übrigen 
nicht berührt. Vielmehr soll anstelle der unwirksamen 

oder undurchführbaren Bestimmung eine solche tre-
ten, die dem wirtschaftlichen Sinn der unwirksamen 
oder undurchführbaren Bestimmung in rechtlich zuläs-
siger Weise am Nächsten kommt. Gleiches gilt, sofern 
der Vertrag eine ergänzungsbedürftige Lücke haben 
sollte.

3. Dieser Vertrag unterliegt deutschem Recht. Erfül-
lungsort und Gerichtsstand für sämtliche Ansprüche 
aus und im Zusammenhang mit diesem Vertrag ist, 
soweit dies zulässig vereinbart werden kann, der Sitz 
der Gesellschaft.

4. Sämtliche mit dem Abschluss dieses Gesellschafts-
vertrages verbundenen Kosten trägt die Gesellschaft.

Nürnberg, 23.11.2012

UDI Immobilien Verwaltungs GmbH (Komplementärin), 
vertreten durch Dietmar Hoffmann

UmweltDirektInvest-Beratungsgesellschaft mbH 
(geschäftsführende Kommanditistin), vertreten durch 
Georg Hetz

COMPASS Treuhandgesellschaft mbH (Treuhandkom-
manditistin), vertreten durch Georg Hetz

Anlage 1 (Investitionsrechnung) abgedruckt auf Seite 
43 dieses Verkaufsprospekts.
Anlage 2 (Treuhand-, Verwaltungs- und Servicevertrag) 
vgl. Seite 137 ff.
Anlage 3 (Mittelverwendungskontrollvertrag) vgl. 
Seite 145 ff.
Anlage 4 (Muster Handelsregistervollmacht)





137

Treuhand-, Verwaltungs- und Servicevertrag

zwischen

der

COMPASS Treuhandgesellschaft mbH
Lina-Ammon-Str. 30
90329 Nürnberg

– nachfolgend „Treuhänderin“ genannt –

und der

UDI Green Building Fonds I FrankenCampus GmbH & 
Co. KG
Lina-Ammon-Straße 30
90329 Nürnberg

– nachfolgend „Fondsgesellschaft“ genannt –

und dem jeweils der

UDI Green Building Fonds I FrankenCampus GmbH & Co. 
KG über die Treuhänderin beitretenden Kapitalanleger

– nachfolgend „Anleger“ genannt –

Vorbemerkung

1. Die Fondsgesellschaft beabsichtigt, ihr Eigen-
kapital um einen Betrag in Höhe von 7.300.000 
Euro zu erhöhen, indem sie Kapitalanlegern 
Kommanditkapital zur Übernahme anbietet. Der 
Beitritt der Kapitalanleger erfolgt indirekt über die 
Treuhänderin. Zu diesem Zweck beauftragt der Anle-
ger die Treuhänderin in einer gesondert abzugeben-
den Beitrittserklärung, im Namen der Treuhänderin, 
jedoch für Rechnung des Anlegers („Treugeber“), 
eine Beteiligung an der Fondsgesellschaft zu erwer-
ben und bietet der Treuhänderin den Abschluss die-
ses Vertrages an. 

2. Der Anleger zeichnet eine Kapitalanlage, deren Höhe 
in dem Zeichnungsschein bestimmt ist. Die Einlage soll 
mindestens 5.000 Euro betragen. Zuzüglich zur Einlage 
ist ein Agio von 5 % zu entrichten. Die Treuhänderin ist 
mit einer Gründungs-Pflichteinlage in Höhe von 1.000 
Euro als beschränkt haftende Gesellschafterin an der 
Fondsgesellschaft beteiligt (Treuhandkommanditistin). 
Sie wird mit den Einlagen des Anlegers und weiterer 
Treugeber ihre Pflichteinlage nach Maßgabe von § 5 des 
Gesellschaftsvertrages der Fondsgesellschaft erhöhen 
und die Beteiligungen ihrer Treugeber nach außen als 
einheitlichen Kapitalanteil halten. Die im Handelsregis-
ter einzutragende Haftsumme der Treuhänderin ist auf 
10 % ihrer jeweiligen Pflichteinlage beschränkt.

3. Die Fondsgesellschaft soll mit Beendigung der ggf. 
verlängerten Zeichnungsfrist zum 30.06.2013, spätes-
tens jedoch zum 30.06.2014 geschlossen werden, mit 
der Folge, dass keine weiteren Kapitalanleger aufge-
nommen werden. Eine vorzeitige Schließung steht im 
Ermessen der Geschäftsführung der Fondsgesellschaft.

4. Der Anleger hat die Möglichkeit, jederzeit seine 
indirekte Beteiligung in eine Direktbeteiligung 
umzuwandeln, indem er sich als unmittelbar an der 
Fondsgesellschaft beteiligter beschränkt haftender 
Gesellschafter in das Handelsregister eintragen lässt 
(„Direktkommanditist“).

5. Außer den Treuhandaufgaben für den Anleger soll 
die Treuhänderin für die Fondsgesellschaft Serviceleis-
tungen im Rahmen der Anlegerverwaltung erbringen.

6. Dies vorausgeschickt, vereinbaren die Parteien, was 
folgt:
 
§ 1 Vertragsgegenstand, Vielzahl von 
Vertragsbeziehungen

1. Gegenstand des Vertrages ist
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a) die Übernahme, das Halten und die Verwaltung 
einer Beteiligung an der Fondsgesellschaft im Auf-
trag und für Rechnung des Anlegers, jedoch im 
Außenverhältnis im Namen der Treuhänderin (echte 
Treuhandschaft);

b) nach Ausübung des Rechts auf Umwandlung in 
eine Direktbeteiligung gemäß §  7 des Gesellschafts-
vertrages der Fondsgesellschaft, die Verwaltung der 
Beteiligung an der Fondsgesellschaft im Auftrag und 
für Rechnung des Anlegers sowie im Außenverhältnis 
im Namen des Anlegers, also in offener Stellvertretung 
(Verwaltungstreuhand);

c) die Erbringung der in §  6 dieses Vertrages 
bezeichneten Serviceleistungen gegenüber der 
Fondsgesellschaft.

2. Die Treuhänderin übernimmt, hält und verwaltet die 
Beteiligung des Anlegers in dessen wirtschaftlichem 
Interesse.

3. Die Treuhänderin ist berechtigt, andere Beteiligun-
gen an der Fondsgesellschaft für eine Vielzahl von 
Kapitalanlegern zu übernehmen, zu halten und/oder 
zu verwalten sowie Treuhandaufgaben und ähnliche 
Aufgaben bei anderen Gesellschaften und für andere 
Personen wahrzunehmen. Die Treuhänderin ist von 
den Beschränkungen des § 181 BGB befreit.

§ 2 Einzahlungsverpflichtung

1. Der Anleger ist verpflichtet, die in dem Zeichnungs-
schein bestimmte Kapitaleinlage zzgl. eines Agios 
in Höhe von 5  % auf das in dem Zeichnungsschein 
angegebene Konto der Fondsgesellschaft einzuzah-
len. Die Zahlungsmodalitäten und Verzugsfolgen 
richten sich nach den Bestimmungen des Zeichnungs-
scheins und nach §  5 des Gesellschaftsvertrages der 
Fondsgesellschaft.

2. Leistet der Anleger seine Einlage und das Agio 
nicht oder nicht rechtzeitig, so ist die Treuhänderin 
berechtigt, im eigenen Namen die Zahlung der Ver-
zugszinsen (§  5 Ziff. 5 des Gesellschaftsvertrages der 
Fondsgesellschaft) an die Fondsgesellschaft zu verlan-
gen und in Abstimmung mit der Geschäftsführung der 
Fondsgesellschaft entweder die Zahlung der Einlage 
und des Agios an die Fondsgesellschaft im eigenen 
Namen zu verlangen und geltend zu machen, diesen 
Vertrag gegenüber dem Anleger zu kündigen oder – 
bei unvollständiger Zahlung – die Kapitaleinlage auf 
den gezahlten Betrag herabzusetzen.

§ 3 Echte Treuhand

1. Der Anleger tritt der Fondsgesellschaft indirekt als 
Treugeber im Sinne von § 5 des Gesellschaftsvertrages 
der Fondsgesellschaft bei. Soweit dies rechtlich und 
tatsächlich möglich ist, vermittelt die Treuhänderin 
dem Treugeber wirtschaftlich die Stellung eines unmit-
telbar an der Fondsgesellschaft beteiligten Komman-
ditisten. Dementsprechend sind die im Gesellschafts-
vertrag der Fondsgesellschaft geregelten Rechte und 
Pflichten der Treuhänderin anteilig, das heißt soweit die 
Kommandit-Teileinlage des Treugebers diese Rechte 
und Pflichten begründet, zugleich unmittelbare per-
sönliche Rechte und Pflichten des Treugebers gegen-
über der Fondsgesellschaft. Dies gilt insbesondere 
hinsichtlich der Ausübung mitgliedschaftlicher Rechte 
sowie für die Verpflichtung zur Leistung der Kapitalein-
zahlung gemäß §§ 5, 6 des Gesellschaftsvertrages der 
Fondsgesellschaft.

2. Die Treuhänderin tritt sämtliche Vermögensan-
sprüche, die im Zusammenhang mit der treuhän-
derisch gehaltenen Beteiligung gegenüber der 
Fondsgesellschaft bestehen, an den Treugeber ab. Der 
Treugeber wird insoweit von der Treuhänderin aus-
drücklich zur Entgegennahme von Gewinnausschüt-
tungen, Liquiditätsentnahmen, Abfindungsguthaben, 
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Liquidationserlösen oder sonstigen Zahlungen der 
Fondsgesellschaft bevollmächtigt.

3. Der Treugeber ist verpflichtet, die Treuhänderin von 
allen Verbindlichkeiten freizustellen, die im Zusammen-
hang mit seiner Beteiligung an der Fondsgesellschaft 
stehen. Die Freistellungsverpflichtung des Anlegers in 
Bezug auf die Haftung der Treuhänderin gemäß § 172 
HGB ist begrenzt auf 10 % der Einlage des Treugebers.

§ 4 Verwaltungstreuhand

1. Der Anleger ist berechtigt, jederzeit durch schrift-
liche Erklärung seine indirekte Beteiligung in eine 
Direktbeteiligung umzuwandeln und in die Stellung 
eines Direktkommanditisten im Sinne von §  7 des 
Gesellschaftsvertrages der Fondsgesellschaft zu wech-
seln. In diesem Fall ist die Treuhänderin verpflichtet, 
unverzüglich auf den Anleger ihre für diesen anteilig 
gehaltene Kommandit-Teileinlage zu übertragen.

2. Die Umwandlung in die Direktbeteiligung führt nicht 
zur Beendigung dieses Vertrages. Die Treuhandschaft 
wird vielmehr als Verwaltungstreuhand fortgeführt. 
Der Anleger bevollmächtigt die Treuhänderin insoweit 
zur Wahrnehmung seiner Gesellschafterrechte in offe-
ner Stellvertretung.

3. Der Anleger ist jederzeit berechtigt, in die Stellung 
eines indirekt beteiligten Treugebers zurück zu wech-
seln. In diesem Fall wird das Treuhandverhältnis wieder 
als echte Treuhand im Sinne von § 3 fortgeführt.

4. Sämtliche mit dem Wechsel des Treuhandverhältnis-
ses verbundenen Kosten trägt der Anleger.

§ 5 Ausübung von Rechten und Pflichten

1. Der Anleger (Treugeber bzw. Direktkommanditist) 
ist berechtigt, die mit seiner Beteiligung verbundenen 

Gesellschafterrechte und -pflichten selbst wahrzuneh-
men oder – soweit dies der Gesellschaftsvertrag der 
Fondsgesellschaft zulässt – hiermit einen Dritten zu 
beauftragen.

2. Nimmt der Anleger die mit der Beteiligung ver-
bundenen Gesellschafterrechte und -pflichten nicht 
selbst oder durch einen von ihm beauftragten Dritten 
wahr, so ist die Treuhänderin zu deren Ausübung nach 
pflichtgemäßem Ermessen berechtigt und verpflichtet.

3. Der Anleger ist auch berechtigt, Weisungen zu 
erteilen, denen gemäß die Treuhänderin die Gesell-
schafterrechte und -pflichten auszuüben hat. Dies gilt 
insbesondere für die Ausübung der Stimmrechte in 
Gesellschafterversammlungen sowie bei Gesellschaf-
terbeschlüssen im Umlaufverfahren, sofern der Anleger 
nicht selbst an der Abstimmung teilnimmt oder hiermit 
einen Dritten beauftragt. Im Falle abweichender Wei-
sungen der Treugeber wird die Treuhänderin das auf 
ihren Kommanditanteil entfallende Stimmrecht gespal-
ten ausüben. Erteilt der Anleger keine Weisungen, 
nimmt die Treuhänderin die Gesellschafterrechte und 
-pflichten nach ihrem pflichtgemäßen Ermessen wahr.

§ 6 Serviceleistungen gegenüber der 
Fondsgesellschaft

1. Die Treuhänderin verpflichtet sich gegenüber der 
Fondsgesellschaft zu folgenden Leistungen:

a) Überwachung des Anlegerbeitritts, einschließlich 
Annahme des Zeichnungsscheins und Erfüllung der 
nach dem Geldwäschegesetz erforderlichen Identifizie-
rungs-, Feststellungs- und Dokumentationspflichten;

b) Überwachung der Zahlung von Einlage und Agio 
des Anlegers, einschließlich der Wahrnehmung von 
Rechten gemäß §  2 Ziff. 2 dieses Vertrages beim 
Zahlungsverzug;
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c) Führung eines Anlegerverzeichnisses gemäß §  8 
Ziff. 1 dieses Vertrages;

d) Durchführung der erforderlichen Anmeldungen 
zum Handelsregister;

e) Führung der Kapitalkonten des Anlegers gemäß § 17 
Ziff. 2 des Gesellschaftsvertrages der Fondsgesellschaft;

f) Erstellung der Ergebnis- und Aufteilungslisten sowie 
Ermittlung von Abfindungsguthaben und erbschaft-
steuerlichen Werten;

g) Vorbereitung und Überwachung von Zahlungen der 
Fondsgesellschaft auf das vom Anleger in dem Zeich-
nungsschein benannte Konto;

h) Unterstützung der Geschäftsführung der Fonds
gesellschaft bei der Erstellung von Geschäftsberich- 
ten;

i) Vorbereitung und Unterstützung bei der Durchfüh-
rung von schriftlichen Abstimmungen (§  15 Gesell-
schaftsvertrag der Fondsgesellschaft) und Gesell-
schafterversammlungen (§ 16 Gesellschaftsvertrag der 
Fondsgesellschaft);

j) in Abstimmung mit der Geschäftsführung der 
Fondsgesellschaft Information des Anlegers gemäß 
§ 7 dieses Vertrages, Beantwortung von telefonischen 
oder schriftlichen Anfragen des Anlegers, sonstiger 
Schriftverkehr mit dem Anleger;

k) Erfassung der Sonderwerbungskosten des Anlegers 
und Versand der steuerlichen Ergebnismitteilungen.

2. Zu den Aufgaben der Treuhänderin gehört nicht die 
Prüfung der Buchhaltung und des Jahresabschlusses 
der Fondsgesellschaft.

§ 7 Information des Anlegers
Die Treuhänderin wird den Anleger unaufgefordert 
regelmäßig über die die Fondsgesellschaft und die 
Beteiligung des Anlegers betreffenden Angelegen-
heiten informieren. Sie leitet unverzüglich nach Erhalt 
alle wesentlichen Dokumente und Informationen an 
den Anleger weiter, die sie von der Fondsgesellschaft 
erhält. 

§ 8 Anlegerverzeichnis, Datenschutz

1. Die Treuhänderin führt ein Verzeichnis, in dem sämt-
liche Kapitalanleger der Fondsgesellschaft mit ihren 
persönlichen und beteiligungsbezogenen Daten auf-
geführt sind. Der Anleger ist verpflichtet, der Treu-
händerin Änderungen seiner Daten unverzüglich auf 
eigene Kosten mitzuteilen.

2. Der Anleger erklärt sich mit der Speicherung seiner 
persönlichen und beteiligungsbezogenen Daten zum 
Zwecke der Beteiligungsverwaltung im Wege der elek-
tronischen Datenverarbeitung einverstanden.

3. Die Treuhänderin darf die Daten des Anlegers an die 
Geschäftsführung der Fondsgesellschaft, an die Mit-
telverwendungskontrolleurin der Fondsgesellschaft 
sowie an die gesetzlich zur Berufsverschwiegenheit 
verpflichteten Personen, die die Fondsgesellschaft 
und/oder die Treuhänderin beraten, weitergeben. Im 
Übrigen darf die Treuhänderin gegenüber dritten Per-
sonen die Daten des Anlegers nur mit einer gesonder-
ten schriftlichen Einwilligungserklärung des Anlegers 
offenlegen, es sei denn, eine solche Offenlegung ist 
zwingend gesetzlich vorgeschrieben.

§ 9 Vergütung, Aufwendungsersatz

1. Die Treuhänderin hat für ihre nach diesem Ver-
trag geschuldeten Leistungen gegenüber der 
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Fondsgesellschaft ab 2013 einen Anspruch auf Ver-
gütung in Höhe von 10.000 Euro p.  a. zzgl. etwaiger 
gesetzlicher Umsatzsteuer. Die Vergütung erhöht sich 
ab 2015 um 1,5 % gemessen am Vorjahreswert. Wei-
tere Ansprüche auf Vergütung oder Aufwendungser-
satz, insbesondere gegenüber dem Anleger, bestehen 
nicht. Hiervon unberührt bleiben die §§ 3 Ziff. 3; 4 Ziff. 
4; 8 Ziff. 1 Satz 2; 11 Ziff. 1 Satz 6; 12 Sätze 5 und 6.

2. Der Vergütungsanspruch gemäß Ziff. 1 entsteht und 
wird jeweils zum 15.01. eines Jahres im Voraus zur Zah-
lung fällig. Sofern dieser Treuhand-, Verwaltungs- und 
Servicevertrag nach Maßgabe von §  14 unterjährig 
endet, hat die Treuhänderin lediglich anteilig Anspruch 
auf Vergütung i.S.v. Ziff. 1. Zu viel gezahlte Beträge hat 
sie nach Beendigung des Treuhand-, Verwaltungs- 
und Servicevertrages unverzüglich wieder an die 
Fondsgesellschaft zurückzuzahlen.
 
§ 10 Haftung

1. Die Treuhänderin hat ihre nach diesem Vertrag 
geschuldeten Leistungen mit der Sorgfalt eines 
ordentlichen Kaufmanns zu erbringen. Sie haftet nur 
für grob fahrlässige und vorsätzliche Verletzung der ihr 
aufgrund dieses Vertrages obliegenden Pflichten.

2. Die Treuhänderin hat weder die in den Emissions-
unterlagen enthaltenden Informationen noch die 
darin enthaltenen Angaben zum Beteiligungsangebot 
geprüft und übernimmt deshalb auch keine Haftung 
für den Inhalt. Insbesondere wird keine Haftung für die 
Werthaltigkeit der Beteiligung sowie die Ertragsfähigkeit 
der Investitionsobjekte der Fondsgesellschaft, für den 
Eingang der geplanten Erträge oder die Einhaltung der 
geplanten Kosten sowie der steuerlichen Auswirkungen 
übernommen. Gleichermaßen haftet die Treuhänderin 
nicht für das Erreichen der wirtschaftlichen Zielsetzun-
gen oder die rechtliche Beurteilung von Sachverhalten.

3. Etwaige Ersatzansprüche gegen die Treuhänderin 
verjähren nach zwölf (12) Monaten. Soweit kürzere 
gesetzliche Verjährungsfristen Anwendung finden, 
gelten diese. Die Verjährungsfrist beginnt für alle 
Ersatzansprüche gegen die Treuhänderin grundsätz-
lich mit der Möglichkeit der Kenntnisnahme der tat-
sächlichen Umstände, die eine Haftung der Treuhän-
derin begründen. Spätestens mit dem dritten Tag nach 
Absendung des jeweiligen Geschäftsberichts und/oder 
des Berichts der Treuhänderin an den Anleger beginnt 
die Verjährungsfrist für Ansprüche des Anlegers, die 
während des Geschäftsjahres der Fondsgesellschaft 
entstanden sind, auf die sich der Geschäftsbericht und/
oder der Bericht der Treuhänderin bezieht.

4. In jedem Fall ist der Umfang der Haftung gegenüber 
dem Anleger auf die jeweilige Höhe der vom Anleger 
gezeichneten Kapitalanlage begrenzt.

§ 11 Übertragung

1. Ist der Anleger Treugeber, kann er seine Beteili-
gung mit Wirkung zum Ablauf des 31.12. eines jeden 
Geschäftsjahres übertragen. Die Übertragung bedarf 
eines schriftlichen Vertrages zwischen Treugeber und 
Erwerber, in dem der Erwerber sich ausdrücklich ver-
pflichtet, ab dem 01.01. des nächsten Jahres vollum-
fänglich an Stelle des Treugebers in diesen Vertrag 
einzutreten. Die Übertragung eines Teils der Beteili-
gung ist nur dann zulässig, wenn dadurch die Min-
desteinlage i.S.v. § 5 Ziff. 3 des Gesellschaftsvertrages 
der Fondsgesellschaft nicht unterschritten wird und 
die entstehenden Beteiligungsbeträge ohne Rest 
durch 1.000 teilbar sind. Die Übertragung der Betei-
ligung des Treugebers bedarf ferner der vorherigen 
schriftlichen Zustimmung der Geschäftsführung der 
Fondsgesellschaft, die nur aus wichtigem Grund ver-
weigert werden darf. Das Zustimmungserfordernis 
gemäß vorstehendem Satz dieser Ziff. 1 gilt nicht für 
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Verfügungen der UDI Beratungsgesellschaft mbH über 
Anteile, die von dieser im Rahmen der von ihr zu über-
nehmenden Platzierungsgarantie gezeichnet wurden 
und die sie an Dritte veräußert. Die Treuhänderin ist 
berechtigt, für die Abwicklung der Übertragung von 
dem ausscheidenden Treugeber und seinem Rechts-
nachfolger als Gesamtschuldner eine Verwaltungspau-
schale von 100 Euro zzgl. Umsatzsteuer zu verlangen.

2. Ist der Anleger Direktkommanditist und überträgt er 
seine Beteiligung an der Fondsgesellschaft gemäß § 20 
des Gesellschaftsvertrages der Fondsgesellschaft, so 
wird der Treuhand-, Verwaltungs- und Servicevertrag 
mit seinem Rechtsnachfolger fortgesetzt, wenn und 
soweit sich der Rechtsnachfolger schriftlich gegen-
über der Treuhänderin verpflichtet, vollumfänglich an 
Stelle des Direktkommanditisten in diesen Vertrag ein-
zutreten. Der Rechtsnachfolger ist berechtigt, das Ver-
tragsverhältnis mit der Maßgabe zu übernehmen, dass 
seine Beteiligung künftig als echte Treuhand i.S.v. § 3 
dieses Vertrages gehalten wird.

§ 12 Tod des Anlegers
Verstirbt ein Anleger (Treugeber bzw. Direktkom-
manditist), so führt der Tod des Anlegers nicht zur 
Beendigung dieses Vertrages. Vielmehr wird das 
Vertragsverhältnis mit dem oder den Erben bzw. 
mit dem oder den Vermächtnisnehmer(n) des Anle-
gers fortgesetzt. Für das Verhältnis von Treuhände-
rin und Erben bzw. Vermächtnisnehmer(n) gilt §  24 
Ziff. 1 des Gesellschaftsvertrages der Fondsgesellschaft 
in entsprechender Anwendung. Insbesondere 
haben sich die Erben oder Vermächtnisnehmer auch 
gegenüber der Treuhänderin gemäß §  24 Ziff. 3 des 
Gesellschaftsvertrages zu legitimieren und gege-
benenfalls zur Wahrnehmung ihrer Rechte einen 
gemeinsamen Bevollmächtigten zu bestellen. Sämt-
liche durch den Erbfall entstehenden Kosten, ins-
besondere die mit dem Nachweis der Erbfolge oder 
des Vermächtnisses sowie mit der Bestellung eines 

gemeinsamen Bevollmächtigten verbundenen Kos-
ten, tragen die Erben oder Vermächtnisnehmer. Die 
Treuhänderin ist berechtigt, für den mit dem Erbfall 
verbundenen Aufwand von dem oder den Erben/
Vermächtnisnehmer(n) eine Verwaltungspauschale 
von 100 Euro zzgl. Umsatzsteuer zu verlangen.

§ 13 Kündigung
Die Parteien können diesen Vertrag nur aus wichtigem 
Grund kündigen. Ein wichtiger Grund liegt insbeson-
dere vor, wenn sich der Anleger mit seiner Einzah-
lungsverpflichtung in Verzug befindet (§ 2 Ziff. 2). Die 
Kündigung bedarf der Schriftform.
 
§ 14 Laufzeit

1. Der Treuhand-, Verwaltungs- und Servicevertrag zwi-
schen Treuhänderin und Anleger beginnt mit Annahme 
der vom Anleger unterzeichneten Beitrittserklärung 
durch die Treuhänderin. Ein Zugang der Annahmeer-
klärung beim Anleger ist für das Zustandekommen des 
Vertrages nicht erforderlich. Die Treuhänderin wird den 
Anleger jedoch schriftlich über die Annahme informie-
ren. Dieses Informationsschreiben hat keine Rechtswir-
kungen auf den Bestand des Vertrages.

2. Der Servicevertrag zwischen der Treuhänderin und 
der Fondsgesellschaft bezüglich der in §  6 genann-
ten Leistungen beginnt mit Unterzeichnung dieses 
Vertrages.

3. Der Vertrag läuft auf unbestimmte Zeit. Er endet mit 
dem Eintritt der folgenden Ereignisse

a) mit Kündigung gemäß § 13 oder 

b) mit Ausscheiden einer Vertragspartei als Gesell-
schafter der Fondsgesellschaft oder

c) mit Beendigung der Fondsgesellschaft.
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4. Sofern die Fondsgesellschaft oder der Anleger 
gemäß Ziff. 3 lit. a oder b aus dem Vertrag ausscheidet, 
bleibt das Vertragsverhältnis der Treuhänderin mit den 
übrigen Vertragsparteien unberührt.

5. Bei Beendigung des Vertragsverhältnisses mit dem 
Anleger hat die Treuhänderin dem Anleger alles her-
auszugeben, was sie aufgrund der Beteiligung des 
Anlegers erhalten hat.

§ 15 Schlussbestimmungen

1. Nebenabreden bestehen nicht. Jede Ände-
rung oder Ergänzung dieses Vertrages bedarf der 
Schriftform; das gilt auch für die Vereinbarung des 
Schriftformerfordernisses.

Nürnberg, der 23.11.2012

COMPASS Treuhandgesellschaft mbH,
vertreten durch ihren Geschäftsführer Georg Hetz

2. Ergänzend gelten die Regelungen des Gesellschafts-
vertrages der Fondsgesellschaft, ggf. in entsprechen-
der Anwendung.

3. Sollten einzelne Bestimmungen dieses Vertrages 
unwirksam sein oder werden, so berührt dies die Wirk-
samkeit des Vertrages im Übrigen nicht. Vielmehr gilt 
eine solche Bestimmung als vereinbart, die dem wirt-
schaftlich Gewollten in rechtlich zulässiger Weise am 
nächsten kommt. Entsprechendes gilt für eine ergän-
zungsbedürftige Lücke dieses Vertrages.

4. Dieser Vertrag unterliegt deutschem Recht. Gerichts-
stand ist, soweit dies zulässig vereinbart werden kann, 
der Sitz der Fondsgesellschaft.

UDI Green Building Fonds I FrankenCampus GmbH & 
Co. KG, vertreten durch die UDI Immobilien Verwal-
tungs GmbH, diese vertreten durch ihren Geschäfts-
führer Dietmar Hoffmann





145

Mittelverwendungskontrollvertrag

UDI Green Building Fonds I
FrankenCampus GmbH & Co. KG
Lina-Ammon-Straße 30
90329 Nürnberg

– nachfolgend „Fondsgesellschaft“ genannt –

und der

Rödl Treuhand Hamburg GmbH
Steuerberatungsgesellschaft,
Kehrwieder 9
20457 Hamburg

– nachfolgend „Mittelverwendungskontrolleurin“ 
genannt –

– zusammen nachfolgend „Vertragsparteien“ genannt –
 
Vorbemerkung

1. Die Fondsgesellschaft beabsichtigt, ihr Eigenkapital 
in den Erwerb und die Bebauung des in Nürnberg bele-
genen Grundstücks, Frankenstraße 148, eingetragen im 
Grundbuch des Amtsgerichts Nürnberg, Band 318, Blatt 
8195, zu investieren. Zur Finanzierung dieses Vorhabens 
plant die Fondsgesellschaft, ihr Eigenkapital um einen 
Betrag in Höhe von 7.300.000 Euro zu erhöhen, indem 
sie Kapitalanlegern Kommanditkapital zur Übernahme 
anbietet. Die Zeichnungsfrist endet gemäß § 5 Ziff. 10 
des Gesellschaftsvertrages der Fondsgesellschaft am 
30.06.2013. Die Geschäftsführung der Fondsgesellschaft 
ist jedoch berechtigt, die Zeichnungsfrist insgesamt um 
bis zu ein Jahr zu verlängern.

2. Im notariell beglaubigten Angebot zum Abschluss 
eines Kaufvertrages über die Immobilie (Anlage 1) wird 
sich die Verkäuferin, die FrankenCampus KIB GmbH & 
Co. KG mit Sitz in Nürnberg, verpflichten, das Bauvor-
haben auszuführen. Die geplante Bebauung sieht eine 

siebenstöckige Büroimmobilie mit Tiefgarage als Teil des 
so genannten „FrankenCampus“ vor. Die Realisierung 
des Bauvorhabens soll bis zum 31.12.2013 abgeschlossen 
sein; die bezugsfertige Fertigstellung des Bauvorhabens 
ist von der FrankenCampus KIB GmbH & Co. KG bis spä-
testens zum 31.03.2014, die vollständige Fertigstellung 
bis spätestens zum 31.05.2014 vertraglich garantiert. 
Die Bebauung wird in einzelnen Teilabschnitten erfol-
gen. Der Kaufpreis ist gemäß Kaufvertrag entsprechend 
anteilig erst nach Fertigstellung und Abnahme der ein-
zelnen Abschnitte fällig. Die Fondsgesellschaft wird das 
Angebot im Januar 2013 annehmen. 

3. Die Investitionen der Fondsgesellschaft für den 
Erwerb und die Bebauung des Grundstücks richten 
sich nach der „Investitionsrechnung“, die als Anlage 2 
diesem Vertrag beigefügt ist.

4. Die Mittelverwendungskontrolleurin soll kontrollie-
ren, dass die Mittel durch die Fondsgesellschaft entspre-
chend der Investitionsrechnung verwendet werden. 

Hierzu vereinbaren die Vertragsparteien, was folgt:

§ 1 Mittelverwendungskontrollkonto

1. Die Fondsgesellschaft hat ein Konto einzurichten, 
bei dem die Vertretungsberechtigungen/Kontovoll-
machten so auszugestalten sind, dass für die Verfü-
gungen der Fondsgesellschaft jeweils die Freigabe 
der Mittelverwendungskontrolleurin notwendig ist. 
Die kontoführende Bank, welche eine Kopie dieses 
Vertrages erhält, ist anzuweisen, dass Änderungen hin-
sichtlich der Vertretungsberechtigungen/Kontovoll-
machten der schriftlichen Zustimmung der Mittelver-
wendungskontrolleurin bedürfen.

2. Auf dieses durch die Fondsgesellschaft einzurich-
tende Konto sind die Kapitaleinlagen und Agio-Beträge 
der Kapitalanleger einzuzahlen.

23



146  |  Mittelverwendungskontrollvertrag

3. Im Innenverhältnis der Vertragsparteien zueinander 
steht ein Guthaben auf dem Mittelverwendungskon
trollkonto ausschließlich der Fondsgesellschaft zu. Die 
Fondsgesellschaft ist im Verhältnis zur Mittelverwen-
dungskontrolleurin allein verpflichtet, die mit dem 
Mittelverwendungskontrollkonto verbundenen Lasten 
und Kosten zu tragen. Die Fondsgesellschaft stellt die 
Mittelverwendungskontrolleurin insoweit von etwai-
gen Verbindlichkeiten frei.

4. Die kontoführende Bank ist anzuweisen, der Mittel-
verwendungskontrolleurin Zweitschriften der Auszüge 
des Mittelverwendungskontrollkontos sowie sämtliche 
das Konto betreffende Korrespondenz unverzüglich 
zu übersenden. Auf Wunsch werden die Auftraggeber 
der Mittelverwendungskontrolleurin ermöglichen, die 
Kontoumsätze unter Anwendung eines anerkannten 
Online-Banking-Verfahrens elektronisch abzurufen. In 
diesem Fall kann auf die Zusendung von Zweitschriften 
der Kontoauszüge verzichtet werden. 

5. Die Mittelverwendungskontrolleurin prüft die Frei-
gabe der Mittel auf dem Mittelverwendungskontroll-
konto. Sie ist berechtigt und verpflichtet, die Freigabe 
zu erteilen, wenn die Voraussetzungen gemäß §§  2 
und 3 dieses Vertrages vorliegen. 

§ 2 Freigabe zur Verwendung

1. Die Mittelverwendungskontrolleurin gibt Mittel auf 
dem Mittelverwendungskontrollkonto zur Verwen-
dung durch die Fondsgesellschaft frei zum Zwecke von: 

a) Zahlungen des Kaufpreises für die in Nürnberg, Fran-
kenstraße 148 belegene Immobilie, gemäß notariellem 
Kaufvertrag;

b) Zahlungen zur Bedienung des Darlehens bei der 
Deutschen Genossenschafts-Hypothekenbank AG in 
Höhe von 8.000.000 Euro;

c) Zahlungen im Rahmen des ordentlichen 
Geschäftsbetriebs der Fondsgesellschaft; Zahlun-
gen gelten nur dann als solche im Rahmen des 
ordentlichen Geschäftsbetriebes, wenn sie der 
Umsetzung der Investitionsrechnung (Anlage 2) 
dienen;

d) Zahlungen zur verzinslichen Zwischenanlage liqui-
der Mittel;

e) Zahlungen, zu denen die Fondsgesellschaft auf-
grund einer gerichtlichen oder behördlichen Entschei-
dung oder aufgrund einer vertraglichen Vereinbarung 
verpflichtet ist;

f) sonstigen Zahlungen, wenn die Gesellschafter der 
Fondsgesellschaft hierüber einen Beschluss gefasst 
haben oder diese den Gesamtbetrag von 30.000 Euro 
nicht überschreiten.

2. Die Fondsgesellschaft fordert die Mittel schriftlich 
unter Beifügung geeigneter Nachweise im Sinne des 
§  3 bei der Mittelverwendungskontrolleurin an. Die 
Mittelverwendungskontrolleurin erteilt die Freigabe 
der Mittel nur dann, wenn ihr geeignete Nachweise 
vorliegen.

3. Die Freigabe ist schriftlich innerhalb von drei Werk-
tagen (Wochentage ohne Feiertage, Samstage und 
Sonntage) ab Zugang des Freigabeverlangens zu ertei-
len. Im Falle der Verweigerung der Freigabe ist dies 
ebenfalls innerhalb von drei Werktagen (Wochentage 
ohne Feiertage, Samstage und Sonntage) ab Zugang 
des Freigabeverlangens mit detaillierter Begründung 
für die Ablehnung mitzuteilen.

4. Anforderungen gemäß Ziff. 2 und Freigaben 
gemäß Ziff. 3 haben in Textform (§  126 b BGB) zu 
erfolgen.
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§ 3 Obliegenheiten der Auftraggeber

1. Die Fondsgesellschaft hat die Mittelverwendungs-
kontrolleurin umfassend über den Verwendungszweck 
der angeforderten Mittel zu informieren. Sie hat außer-
dem alle zur Prüfung der Mittelfreigabe geeigneten 
Nachweise zur Verfügung zu stellen und der Mittel-
verwendungskontrolleurin umfassende Einsichts- und 
Prüfungsrechte zu gewähren.

2. Als geeignete Nachweise im Sinne von Ziff. 1 gelten 
insbesondere:

a) für die Freigabe gemäß § 2 Ziff 1 a: notarieller Kauf-
vertrag mit Herstellungsverpflichtung zwischen der 
Fondsgesellschaft und der FrankenCampus KIB GmbH 
& Co. KG (Anlage 1), der den Erwerb und die Übertra-
gung der in Nürnberg, Frankenstraße 148 belegenen 
Immobilie, eingetragen im Grundbuch des Amtsge-
richts Nürnberg, Band 318, Blatt 8195, zum Gegenstand 
hat. Der Kaufvertrag muss die Verpflichtung der Fran-
kenCampus KIB GmbH & Co. KG regeln, gegenüber 
der Fondsgesellschaft die Garantie zu übernehmen, 
auf dem Grundstück eine schlüsselfertige Immobilie 
gemäß der als Anlage 3 beigefügten Baubeschreibung 
bis spätestens zum 31.05.2014 vollständig fertigzustel-
len und dabei die Kosten in Höhe von 12.900.000 Euro 
nicht zu überschreiten; zudem sind für den Nachweis 
der im Kaufvertrag geregelten Fälligkeiten Rechnun-
gen vorzulegen, aus denen die erbrachten Leistun-
gen in Bezug auf den Bau der Immobilie hervorgehen 
sowie die schriftliche Bestätigung eines mit dem Bau 
der Immobilien beauftragten bauleitenden Architek-
ten oder eines öffentlich bestellten Sachverständigen, 
dass die in Rechnung gestellte Leistung tatsächlich 
und ordnungsgemäß erbracht worden ist;

b) für die Freigabe gemäß § 2 Ziff. 2 b: ein zwischen der 
Deutschen Genossenschafts-Hypothekenbank AG und 
der Fondsgesellschaft geschlossener Darlehensvertrag, 

aus dem sich die Höhe und Fälligkeit der Tilgung bzw. 
Zinsen sowie die Voraussetzungen etwaiger Sondertil-
gungen ergeben;

c) für die Freigabe gemäß §  2 Ziff. 1 e: die jeweilige 
gerichtliche oder behördliche Entscheidung bzw. ver-
tragliche Grundlage;

d) für die Freigabe gemäß §  2 Ziff. 1 f: der jeweilige 
Gesellschafterbeschluss;

e) im Allgemeinen: schriftliche Verträge, Bankbelege, 
von der Fondsgesellschaft unterzeichnete Anlegerlis-
ten etc.

3. Für alle Freigaben nach §  2 Ziff. 1 ist die Bestäti-
gung der Treuhandkommanditistin erforderlich, 
dass die Widerrufsfristen derjenigen Anleger, deren 
Einlagen zur Verwendung freizugeben sind, bereits 
abgelaufen sind und ein Widerruf nicht erklärt wor-
den ist.

§ 4 Umfang der Prüfungs- und Freigabepflichten

1. Die Mittelverwendungskontrolleurin prüft aus-
schließlich, ob die genannten Voraussetzungen formal 
vorliegen. Sie übernimmt keinerlei weitergehende 
Kontrolltätigkeit. Die Mittelverwendungskontrolleurin 
wird insbesondere nicht die Bonität von beteiligten 
Personen, Unternehmen und Vertragspartnern oder 
die Werthaltigkeit von Leistungen, Garantien o. ä. prü-
fen. Ferner prüft die Mittelverwendungskontrolleurin 
nicht, ob die von der Fondsgesellschaft gewünschten 
Zahlungen und vorgelegten Unterlagen rechtmäßig 
oder unter wirtschaftlichen, rechtlichen oder steuer-
lichen Gesichtspunkten wirksam, notwendig, zweck-
dienlich oder sinnvoll sind.

2. Soweit schriftliche Nachweise zu erbringen 
sind, reicht die Vorlage von Fotokopien, eine 



148  |  Mittelverwendungskontrollvertrag

Telefax-Nachricht oder ein gescanntes und per E-Mail 
versendetes Dokument. Die Prüfung der Übereinstim-
mung von Original und vorgelegtem Dokument sowie 
die Kontrolle der Zeichnungsberechtigung sind nicht 
Gegenstand dieses Vertrages.

3. Eine Verpflichtung der Mittelverwendungskontrol-
leurin zur Freigabe besteht nur, soweit das Mittelver-
wendungskontrollkonto der Fondsgesellschaft die 
erforderliche Deckung aufweist.

4. Besteht zwischen der Mittelverwendungskontrolleu-
rin und der Geschäftsführung der Fondsgesellschaft 
Uneinigkeit darüber, ob die Freigabevoraussetzungen 
nach diesem Vertrag vorliegen, ist hierüber ein Beschluss 
der Gesellschafter der Fondsgesellschaft herbeizufüh-
ren. Die Entscheidung der Gesellschafter ist für die Mit-
telverwendungskontrolleurin verbindlich und entbindet 
diese von ihrer Verantwortung und ihrer Haftung.

5. Die Vertragsparteien sind sich darüber einig, dass 
die nach diesem Vertrag geschuldeten Leistungen 
nur die erstmaligen Investitionen der Auftraggeber 
betreffen. Die Verwendung von Kapital, das an die 
Fondsgesellschaft zurückgeflossen ist, ist nicht Gegen-
stand dieses Vertrages.

§ 5 Vergütung

1. Die Mittelverwendungskontrolleurin erhält für ihre 
nach diesem Vertrag geschuldeten Leistungen eine 
Vergütung in Höhe von 0,1  % des zu kontrollieren-
den Kapitals der Fondsgesellschaft zzgl. gesetzlicher 
Umsatzsteuer. 

2. Die Vergütung ist anteilig mit Freigabe der Mittel zur 
Zahlung fällig und wird quartalsweise nachschüssig 
abgerechnet. 
 

§ 6 Laufzeit

1. Dieser Vertrag beginnt mit Unterzeichnung durch 
die Vertragsparteien.

2. Der Vertrag endet mit Übergabe und Abnahme 
der schlüsselfertig errichteten Immobilie auf dem 
Grundstück Nürnberg, Frankenstraße 148 durch 
die Fondsgesellschaft und Freigabe der letzten 
Zahlung.

3. Vor Beendigung des Vertrages gemäß Ziff. 2 kann 
der Vertrag nur aus wichtigem Grund gekündigt wer-
den. Die Kündigung bedarf der Schriftform.

4. Nach Beendigung dieses Vertrags entsprechend 
Ziff. 2 wird die Mittelverwendungskontrolleurin sich 
dann noch auf dem Konto der Fondsgesellschaft befin-
dende Beträge endgültig und abschließend zu deren 
freier Verfügung freigeben. 

§ 7 Allgemeine Auftragsbedingungen, Haftung
Für die Durchführung ihrer Tätigkeit und die Haftung 
der Mittelverwendungskontrolleurin, auch gegenüber 
Dritten, gelten die Allgemeinen Vertragsbedingungen 
der Mittelverwendungskontrolleurin („Auftragsbedin-
gungen“) gemäß Anlage 4. In diesem Zusammenhang 
ist darauf hinzuweisen, dass die Haftung der Mittel-
verwendungskontrolleurin gemäß Ziff. 2 der Auftrags-
bedingungen im Falle einfacher Fahrlässigkeit auf 
1.000.000 Mio. Euro beschränkt ist.

§ 8 Schlussbestimmungen

1. Nebenabreden bestehen nicht. Jede Ände-
rung oder Ergänzung dieses Vertrages bedarf der 
Schriftform; das gilt auch für die Vereinbarung des 
Schriftformerfordernisses.
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2. Sollten einzelne Bestimmungen dieses Vertrages 
unwirksam sein oder werden, so berührt dies die Wirk-
samkeit des Vertrages im Übrigen nicht. Vielmehr gilt 
eine solche Bestimmung als vereinbart, die dem wirt-
schaftlich Gewollten in rechtlich zulässiger Weise am 
nächsten kommt. Entsprechendes gilt für eine ergän-
zungsbedürftige Lücke dieses Vertrages.

3. Dieser Vertrag unterliegt deutschem Recht. Gerichts-
stand ist, soweit dies zulässig vereinbart werden kann, 
der Sitz der Fondsgesellschaft.

Anlagen:

Anlage 1:	 Notarieller Kaufvertrag mit Herstellungs- 
	 verpflichtung zwischen der Fondsgesell- 
	 schaft und der FrankenCampus KIB 
	 GmbH & Co. KG
Anlage 2:	 Investitionsrechnung der Fondsgesellschaft
Anlage 3:	 Baubeschreibung
Anlage 4:	 Allgemeine Auftragsbedingungen der Rödl 
	 Treuhand Hamburg GmbH Steuerbera- 
	 tungsgesellschaft
	

Nürnberg, 23.11.2012

UDI Green Building Fonds I FrankenCampus GmbH & 
Co. KG, vertreten durch die UDI Immobilien Verwal-
tungs GmbH, diese vertreten durch Georg Hetz

Hamburg, 23.11.2012

Rödl Treuhand Hamburg GmbH Steuerberatungsge-
sellschaft, vertreten durch Martin Führlein
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Glossar

Abgeltungsteuer
Die Abgeltungsteuer ist eine Quellensteuer auf Kapi-
talerträge. Sie wird direkt an der Quelle, also durch 
den Schuldner der Erträge oder die depotverwaltende 
Stelle, einbehalten und anonym abgeführt.

Die Steuerberechnung erfolgt dabei mit einem fest-
stehenden Steuersatz (zurzeit 25  %) zzgl. 5,5  % Soli-
daritätszuschlag und ggf. Kirchensteuer, der von dem 
persönlichen Einkommensteuersatz des Steuerschuld-
ners unabhängig ist. Ist der persönliche Steuersatz des 
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Steuerpflichtigen geringer als 25  %, besteht die Mög-
lichkeit, zur Besteuerung mit dem persönlichen Steuer-
satz zu optieren. Die entsprechende „Günstigerprüfung“ 
nimmt die Finanzverwaltung von Amts wegen vor.

Absetzung für Abnutzung (AfA)
Absetzung für Abnutzung beschreibt die Verteilung 
von Anschaffungs- und Herstellungskosten abnutz-
barer Anlagegüter auf den Zeitraum der betriebsge-
wöhnlichen Nutzungsdauer. Die betriebsgewöhnliche 
Nutzungsdauer von im Privatvermögen gehaltenen 
Immobilien beträgt in Deutschland regelmäßig 50 Jahre 
und ergibt somit eine jährliche Abschreibungsrate von 
2 %. Im Rahmen der Ermittlung der Einkünfte aus Ver-
mietung und Verpachtung ist die AfA als Betriebsaus-
gabe oder Werbungskosten in Abzug zu bringen.

Agio (Aufgeld)
Das Agio ist ein zusätzlich zur Kapitaleinlage vom Anle-
ger zu leistender Beitrag, der von der Anbieterin in der 
Regel zur Finanzierung der Vertriebskosten erhoben 
wird. Bemessungsgrundlage für das Agio ist der Betrag 
der gezeichneten Kapitaleinlage.

Anbieterin
Unternehmen mit der Idee einer öffentlich angebo-
tenen Vermögensanlage. Die Anbieterin erarbeitet 
gemeinsam mit den wirtschaftlichen, rechtlichen und 
steuerlichen Beratern die Fondskonzeption.

Anleger
auch: Kapitalanleger. Person, die sich mittelbar über 
die Treuhänderin als beschränkt haftender Gesellschaf-
ter an der Fondsgesellschaft beteiligt und deren Kapi-
taleinlage u. a. zur Finanzierung der Investitionen der 
Fondsgesellschaft verwendet wird.

Ausschüttung
Ausschüttungen sind Zahlungen aus Gewinnen der 
Fondsgesellschaft, die an die Anleger im Verhältnis 

ihrer eingezahlten Kapitaleinlagen geleistet werden. 
Ausschüttungen sind steuerfreie Entnahmen.

Bonität
Die Bonität ist ein Maßstab für die Kreditwürdigkeit 
von Schuldnern.

Bundesanstalt für 
Finanzdienstleistungsaufsicht (BaFin) 
Die BaFin wurde zum 01.05.2002 gegründet. Grundlage 
ihrer Entstehung ist das Gesetz über die Bundesanstalt 
für Finanzdienstleistungsaufsicht (Finanzdienstleistungs-
aufsichtsgesetz, FinDAG) vom 22.04.2002. Die BaFin 
vereinigt die Geschäftsbereiche der drei ehemaligen 
Bundesaufsichtsämter für Kreditwesen (BAKred), Versi-
cherungswesen (BAV) und Wertpapierhandel (BAWe).

Die BaFin ist im öffentlichen Interesse tätig. Die Ziel-
setzung besteht in der Sicherung der Funktions-
fähigkeit, Stabilität und Integrität des deutschen 
Finanzsystems. Die BaFin übt die Aufsicht über das 
Angebot von Vermögensanlagen nach den Vorschrif-
ten des Vermögensanlagengesetzes (VermAnlG) aus. 
Die Bundesanstalt ist befugt, im Rahmen der Aufsicht 
alle Anordnungen zu treffen, die erforderlich und 
geeignet sind, um das Angebot von Vermögensan-
lagen mit dem VermAnlG und den auf Grund dieses 
Gesetzes erlassenen Bestimmungen im Einklang zu 
erhalten.

Deutsche Gesellschaft für Nachhaltiges 
Bauen e. V. – (DGNB)
Die DGNB ist eine Non-Profit- und Nichtregierungs-
organisation, deren Aufgabe es ist, Wege und Lösun-
gen für nachhaltiges Planen, Bauen und Nutzen von 
Bauwerken zu entwickeln und zu fördern. Im Zentrum 
ihrer Arbeit stehen der Auf- und Ausbau eines Zerti-
fizierungssystems für nachhaltige Bauten sowie die 
Vergabe eines Zertifikats in den Qualitätsstufen Gold, 
Silber und Bronze.
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Die Gesellschaft wurde 2007 von 40 Organisationen aus 
der Bau- und Immobilienwirtschaft gegründet. Nach 
eigenen Angaben hat die Gesellschaft im Februar 2012 
rund 1050 Mitglieder bzw. Mitgliedsorganisationen.

Direktkommanditist
Beschränkt haftender Gesellschafter, der sich 
nicht über die Treuhänderin sondern direkt an der 
Fondsgesellschaft beteiligt. Der Direktkommanditist 
wird mit seiner Haftsumme in das Handelsregister der 
Gesellschaft eingetragen.

Einlage
Beitrag, den ein Gesellschafter mit Beitritt zur Gesell-
schaft übernimmt. Bei der Einlage handelt es sich um 
eine Geldleistung, auf deren Erbringung der Gesell-
schafter gegenüber der Gesellschaft haftet. Gegen-
über Dritten haftet der Gesellschafter hingegen nur 
bis zu dem Betrag, mit dem seine Kapitaleinlage in das 
Handelsregister der Gesellschaft eingetragen ist.

Emissionsprospekt oder Verkaufsprospekt
Angebots- oder Beteiligungsprospekt eines geschlos-
senen Fonds, der sich an eine unbegrenzte Anzahl 
interessierter Anleger richtet. Für öffentliche Ange-
bote besteht in der Regel Prospektpflicht.

Emissionsunterlagen
Der von der BaFin zur Veröffentlichung gebilligte 
Verkaufsprospekt einschließlich etwaiger Nachträge, 
Vermögensanlagen-Informationsblatt und sämt-
licher von der Anbieterin genehmigten weiteren 
Verkaufsunterlagen.

Emittentin
Die Fondsgesellschaft.

Fondsgesellschaft
Hier: UDI Green Building Fonds I FrankenCampus GmbH 
& Co. KG, eine Personengesellschaft in der Rechtsform der 

GmbH & Co. KG, die als Kapitalsammelstelle für die Kapi-
talbeiträge der Anleger dient und die Investition tätigt.

Fremdfinanzierung
Finanzierung mit Mitteln, die von einem Dritten für 
bestimmte Dauer zur Verfügung gestellt werden. Die 
Fremdfinanzierung kann entgeltlich (verzinslich) oder 
unentgeltlich (zinslos) gewährt werden.

Fungibilität
Handelbarkeit bzw. Weiterveräußerbarkeit von Antei-
len an geschlossenen Fonds. Die Fungibilität der hier 
angebotenen Anteile ist faktisch eingeschränkt, weil 
für den Handel derartiger Anteile kein der staatlichen 
Aufsicht unterliegender geregelter Markt existiert.
 
Geschlossener Fonds
Bei geschlossenen Fonds (geschlossenen Kapitalanla-
geprodukten) ist der maximale Betrag des Investitions-
volumens bestimmt und die Höchstzahl der beitreten-
den Kapitalanleger daher fixiert. 

Gesellschaft mit beschränkter Haftung 
(GmbH) 
Die GmbH ist eine Kapitalgesellschaft, die beschränkt 
mit ihrem Gesellschaftsvermögen haftet.

Gesellschaftsvertrag
Der Gesellschaftsvertrag regelt die Rechtsverhältnisse 
der Gesellschaft und ihrer Gesellschafter. Er ist zentra-
les Dokument für den Erwerb einer Beteiligung an der 
Fondsgesellschaft. Der Gesellschaftsvertrag ist in die-
sem Prospekt ab Seite 121 ff. abgedruckt.

Grunderwerbsteuer
Steuer, die gemäß Grunderwerbsteuergesetz bei jedem 
Rechtsgeschäft anfällt, das einen Anspruch auf Über-
tragung eines (inländischen) Grundstücks begründet.
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Gründungskommanditisten
Beschränkt haftende Gesellschafter, die die 
Fondsgesellschaft ggf. gemeinsam mit weiteren 
Gesellschaftern gegründet haben.

Haftung
Beim Kauf von Anteilen an einem geschlossenen 
Fonds wird der Anleger Gesellschafter und haftet unter 
Umständen für Verbindlichkeiten der Gesellschaft 
gegenüber Dritten. Der Betrag der Haftung ist auf den 
Betrag der im Handelsregister eingetragenen Haft-
summe begrenzt. Die Haftung erlischt durch Einlagen-
leistung, lebt jedoch wieder auf, wenn und soweit die 
Einlage zurückgewährt wird und dadurch der Betrag 
des Kapitals unter die Haftsumme herabgemindert 
wird.

Die Haftsumme beträgt 10 % des Zeichnungsbetrages 
ohne Agio. Anleger, die sich mittelbar über die Treu-
händerin beteiligen, haften indirekt über ihre Freistel-
lungsverpflichtung gegenüber der Treuhänderin.

IDW-Standard 4 (IDW S4)
Der IDW Standard 4 regelt die Grundsätze ordnungs-
gemäßer Beurteilung von Verkaufsprospekten über 
öffentlich angebotene Vermögensanlagen.

Index
Kennziffer zur zahlenmäßigen Darstellung der Verän-
derung und/oder zum Vergleich bestimmter Größen.

Inflation
Wertverlust der Kaufkraft einer Währung.

Institut der Wirtschaftsprüfer in Deutsch-
land e.V. (IDW)
Der IDW ist ein eingetragener Verein mit Sitz in Düs-
seldorf, der die Wirtschaftsprüfer und Wirtschaftsprü-
fungsgesellschaften Deutschlands auf freiwilliger Basis 
vereint.

Investitions- und Finanzierungsplan
Geordnete Übersicht über die Herkunft und Verwen-
dung von Mitteln, die für die beabsichtigte Investition 
benötigt werden.

Kapitaldienst
Im Zusammenhang mit einem Darlehen die Summe 
der Zins- und Tilgungsleistungen, die vom Darlehens-
nehmer an den Darlehensgeber zu erbringen ist.

Kapitaleinlage
vgl. Einlage

Kapitalwert
Kapitalwert (auch Barwert) ist die Summe aller Ein- 
und Auszahlungen infolge einer Investition, die auf 
einen Zeitpunkt Null (Beginn der Investition) bezogen 
werden. Alle folgenden Zahlungen werden darauf 
abgezinst (diskontiert). Dadurch können die Zahlungs-
ströme vergleichbar gemacht werden. 

Kommanditgesellschaft (KG)
Die Kommanditgesellschaft ist eine Personengesell-
schaft, bei der mindestens ein Gesellschafter unbe-
schränkt haftet, während die anderen Gesellschafter 
begrenzt auf den Betrag ihrer eingetragenen Haft-
summe haften.

Kommanditist
Beschränkt haftender Gesellschafter einer Kommandit-
gesellschaft. Seine Haftung gegenüber der Gesellschaft 
ist grundsätzlich auf die Leistung der von ihm gezeichne-
ten Einlage begrenzt. Gegenüber Dritten ergibt sich der 
Umfang der Haftung des Kommanditisten aus der im Han-
delsregister der Gesellschaft eingetragenen Haftsumme.

Kommanditkapital
Eigenkapital der Kommanditgesellschaft, das die auf 
ihre Einlage beschränkt haftenden Gesellschafter 
(Kommanditisten) aufbringen.
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Komplementär
Der Komplementär haftet mit seinem gesamten Ver-
mögen für die Verbindlichkeiten der Fondsgesellschaft 
gegenüber Dritten.

Liquiditätsreserve
Barmittelreserve für unvorhergesehene Ausgaben, die 
im Investitions- und Finanzierungsplan als Teil der Mit-
telverwendung dargestellt ist.

Majorisierung
Beherrschung der Minderheitsgesellschafter durch die 
Mehrheitsgesellschafter aufgrund Stimmenmehrheit.

Mindesteinlage
Mindestbetrag der vom Anleger bei Beitritt zur 
Fondsgesellschaft zu erbringenden Bareinlage.

Prognose
Auf empirische Daten, Analysen und Erfahrungen 
gestützte Vorhersagen über zukünftige Entwicklungen.

Rendite
Maßstab für Beurteilung der Rentabilität einer Kapital-
anlage. Die Rendite wird in Prozent angegeben und ist 
der auf Jahresbasis errechnete Ertrag einer Kapitalan-
lage. Die nach der internen Zinsfußmethode ermittelte 
Renditekennziffer berücksichtigt das jeweils gebun-
dene Kapital.

Sensitivitätsanalyse
Umfang der Änderung von Prognosedaten bei Ände-
rung der zugrunde liegenden Annahmen.

Treuhänderin
Die Treuhänderin verpflichtet sich, das Treugut im Auf-
trag und für Rechnung des Anlegers zu erwerben, zu 
halten und zu verwalten. Für Direktkommanditisten 
übernimmt die Treuhänderin die Verwaltungstreuhand.

Veräußerungsgewinn
Überschuss des Veräußerungserlöses über die Summe 
aus Restbuchwert und Veräußerungskosten (vor Steuern).

Verkaufsprospekt
vgl. Emissionsprospekt

Vermögensanlage
Vermögensanlagen i.S.d. §  1 Abs. 2 VermAnlG sind 
Unternehmensbeteiligungen (z. B. wie die vorliegende 
Beteiligung an der Fondsgesellschaft), Treuhandver-
mögen, Anteile an sonstigen geschlossenen Fonds, 
Genussrechte und Namensschuldverschreibungen.

Zeichnungsschein
Erklärung über das Angebot zum (hier ausschließlich 
mittelbaren) Erwerb einer Kommanditbeteiligung an 
der Fondsgesellschaft. Der Beitritt erfolgt wahlweise 
mittelbar über die Treuhänderin oder als Direktkom-
manditist. Im Rahmen der Beitrittserklärung wird die 
Erklärung zum Abschluss des Treuhand-, Verwaltungs- 
und Servicevertrages abgegeben.

Zweitmarkt
Regulierter, der staatlichen Aufsicht unterliegender, 
geregelter Marktplatz für den Handel bereits beste-
hender Anteile an geschlossenen Fonds.



Firma: UDI Green Building Fonds I FrankenCampus GmbH & Co. KG

Sitz: Roth

Handelsregister: Amtsgericht Nürnberg, HRA 16277

Komplementärin: UDI Immobilien Verwaltungs GmbH, 
Geschäftsführer Georg Hetz und Dietmar Hoffmann

Geschäftsadresse: Lina-Ammon-Straße 30, 90329 Nürnberg
Telefon: 0911 – 92 90 55 0 oder 0800 – 834 12 34 (kostenfrei)
Fax:         0911 – 92 90 55 5
E-Mail: info@udi.de

Unternehmensgegenstand: Gegenstand der Gesellschaft ist der Erwerb, das Halten, die Verwaltung, die 
Vermietung und die spätere Veräußerung von Grundbesitz im Rahmen der Ver-
mögensverwaltung, insbesondere der auf dem in Nürnberg, Frankenstraße 148 
belegenen Immobilie, eingetragen im Grundbuch des Amtsgerichts Nürnberg, 
Band 318, Blatt 8195, und alle damit zusammenhängenden Tätigkeiten. 
Die Finanzierung der Investitionen der Gesellschaft richtet sich nach der Inve-
stitionsrechnung (Anlage 1 des Gesellschaftsvertrages).

Die Gesellschaft ist berechtigt, selbst oder durch Beauftragung Dritter alle 
Rechtsgeschäfte vorzunehmen und alle Maßnahmen zu ergreifen, die unmit-
telbar oder mittelbar der Erreichung des Gesellschaftszwecks dienen. Ausge-
nommen sind erlaubnispflichtige Tätigkeiten. Die Gesellschaft ist berechtigt, 
freie Liquidität verzinslich anzulegen.
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Besondere Informationen gemäß § 312 c BGB in Verbindung mit Art. 246 § 1 und § 2 des Einführungsgesetzes zum 
Bürgerlichen Gesetzbuch (EGBGB)

1. Allgemeine Informationen zu den Ver-
tragspartnern (Art. 246 § 1 EGBGB)
Der Anleger schließt mit Unterzeichnung des Zeich-
nungsscheins und dessen Annahme durch die Treu-
händerin mit dieser einen Treuhand-, Verwaltungs- und 

a) Fondsgesellschaft

Servicevertrag über die mittelbare Beteiligung an der 
Fondsgesellschaft ab. Identität, Vertreter, ladungs-
fähige Anschrift sowie Hauptgeschäftstätigkeit der 
Fondsgesellschaft und der Treuhänderin sind den fol-
genden Angaben zu entnehmen.



Firma: COMPASS Treuhandgesellschaft mbH
Lina-Ammon-Str. 30, 90329 Nürnberg

Sitz: Roth

Handelsregister: Amtsgericht Nürnberg, HRB 20916

Geschäftsführer: Georg Hetz, Roth

Geschäftsadresse: Lina-Ammon-Str. 30, 90329 Nürnberg
Telefon: 0911 – 92 90 55 0 oder 0800 – 834 12 34 (kostenfrei)
Fax:         0911 – 92 90 55 5
E-Mail: info@udi.de

Unternehmensgegenstand: Übernahme einer Treuhänderfunktion für verschiedene Fondsgesellschaften 
durch das treuhänderische Halten von Kommanditanteilen für Treuhand-
Kommanditisten im Rahmen eines geschlossenen Fonds.

2. Informationen zu den Vertragsver-
hältnissen (Art. 246 § 1 Abs. 1 EGBGB)
Dieser Verkaufsprospekt enthält detaillierte Beschrei-
bungen der Vertragsverhältnisse (siehe Kapitel 
„Rechtliche Grundlagen“, Seite 61 ff.). Zudem ist der 
Gesellschafts- sowie Treuhand-, Verwaltungs- und Ser-
vicevertrag vollständig abgedruckt (siehe Seite 121 ff.). 
Hinsichtlich näherer Einzelheiten wird auf die Beschrei-
bungen und Verträge verwiesen.

a) Wesentliche Leistungsmerkmale, 
Zustandekommen des Vertrages
Der Anleger erwirbt eine unternehmerische Beteili-
gung. Mit der Annahme des Zeichnungsscheins und des 
Antrags auf Abschluss eines Treuhand-, Verwaltungs- 
und Servicevertrages ist der Anleger ab dem seinem Bei-
tritt sowie der vollständigen Einzahlung der Kapitalein-
lage zzgl. Agio folgenden Monats beteiligt. Der Zugang 

der Annahmeerklärung beim Anleger ist dafür nicht 
erforderlich. Der Anleger kann sich mittelbar als Treu-
geber über die Treuhänderin an der Fondsgesellschaft 
beteiligen. Bei der mittelbaren Beteiligung hält die Treu-
händerin aufgrund des Treuhand-, Verwaltungs- und 
Servicevertrages die Beteiligung des Anlegers (Treuge-
bers) in ihrem eigenen Namen, jedoch im Auftrag und 
für Rechnung des Treugebers. Der Anleger ist jederzeit 
berechtigt, seine Treuhandbeteiligung in eine unmittel-
bare Beteiligung umzuwandeln und sich als Direktkom-
manditist im Handelsregister eintragen zu lassen.

Die Kosten für den Erwerb des Anlageobjekts betra-
gen 84,32 % des Gesamtkapitals inklusive Agio.
Über die Auszahlungen der Fondsgesellschaft par-
tizipiert der Anleger an den wirtschaftlichen Ergeb-
nissen der Fondsgesellschaft im Verhältnis seiner 
Kapitaleinlage zum gesamten Kommanditkapital der 
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b) Treuhänderin



Fondsgesellschaft. Die weiteren Einzelheiten sind dem 
Prospekt (Seite 9 ff.) zu entnehmen.
 
b) Mindestlaufzeit der Beteiligung
Die Beteiligung an der UDI Green Building Fonds I Fran-
kenCampus GmbH & Co. KG erfolgt auf unbestimmte 
Zeit. Jeder Anleger kann seine Beteiligung unter Ein-
haltung einer Kündigungsfrist von drei (3) Monaten 
zum Ende eines Kalenderjahres, erstmals jedoch zum 
31.12.2025, kündigen. Vor diesem Zeitpunkt ist eine 
Kündigung nur aus wichtigem Grund möglich.

c) Preis
Der Anleger hat die in seinem Zeichnungsschein ver-
einbarte Kapitaleinlage und das Agio in Höhe von 5  % 
des Beteiligungsbetrages zu leisten. Kapitaleinlage 
und Agio sind spätestens 14 Tage nach Zahlungsauf-
forderung durch die Treuhänderin zur Zahlung fällig.

d) Weitere vom Anleger zu zahlende Kos-
ten und Steuern
Dem Anleger können zusätzliche Kosten für den Geld-
verkehr (Überweisungsgebühren) entstehen.

Sofern ein Anleger seine Stellung als Treugeber in die 
eines Direktkommanditisten umwandeln und sich 
unmittelbar an der Fondsgesellschaft beteiligen will, 
hat er die Kosten für eine beglaubigte Handelsregister-
vollmacht, für die Eintragung ins Handelsregister sowie 
alle weiteren mit dem Wechsel etwaig verbundenen 
Kosten zu tragen. 

Kommt ein Anleger seiner Verpflichtung zur Einzah-
lung der von ihm übernommenen Kapitaleinlage und/
oder des Agios nicht oder nicht fristgemäß nach, ist 
die geschäftsführende Kommanditistin oder die Treu-
händerin berechtigt, auf den ausstehenden Betrag 
Verzugszinsen ab Fälligkeit in Höhe von 5  Prozent-
punkten p.  a. über dem jeweiligen Basiszinssatz zu 
erheben. Unabhängig davon ist die Treuhänderin 

berechtigt, den Treuhand-, Verwaltungs- und Service-
vertrag gegenüber dem Anleger zu kündigen oder – 
bei unvollständiger Zahlung – die Kapitaleinlage auf 
den gezahlten Betrag herabzusetzen.

Unabhängig davon ist die Geschaftsführung berechtigt,
den Anleger im Verzugsfall ohne die Zustimmung 
der übrigen Gesellschafter auszuschließen oder – bei 
unvollständiger Zahlung – die Kapitaleinlage auf den 
gezahlten Betrag (abzüglich Agio) herabzusetzen.

Eigene Kosten für Telefon, Internet, Porto, Überwei-
sungen, Teilnahme an Gesellschaftsversammlungen 
sowie für eine evtl. Vertretung oder die Teilnahme an 
schriftlichen Abstimmungen, Ausübung von Informa-
tions- und Kontrollrechten usw. hat der Anleger selbst 
zu tragen.

Der Anleger hat alle Kosten, die durch die Verfügung 
über seine Beteiligung entstehen, zu tragen. Der Treu-
händerin ist der administrative Aufwand pauschal mit 
100 Euro zzgl. Umsatzsteuer zu ersetzen.

Der Anleger trägt die Kosten, die im Falle seines Aus-
scheidens aus der Fondsgesellschaft entstehen.
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Scheidet der Anleger aus der Fondsgesellschaft aus, hat 
er Anspruch auf ein Auseinandersetzungsguthaben. 
Soweit der Anleger unterjährig ausscheidet, trägt er die 
Kosten der Auseinandersetzungsbilanz. Sollte sich der 
Anleger beim Ausscheiden aus der Fondsgesellschaft 
nicht mit der Fondsgesellschaft über die Höhe seines 
Abfindungsguthabens einigen, wird es von einem von 
dem Präsident der Industrie- und Handelskammer 
Nürnberg für Mittelfranken zu bestimmenden Sach-
verständigen für beide Seiten bindend festgelegt. Die 
Kosten des Gutachtens tragen die Beteiligten in dem 
Verhältnis, in dem der Sachverständige von den von 
ihnen genannten Werten abweicht. 

Im Erbfall haben die Erben und/oder Vermächtnisneh-
mer sämtliche durch den Erbfall entstehenden Kos-
ten, insbesondere die mit dem Nachweis der Erbfolge 
oder des Vermächtnisses sowie mit der Bestellung des 
gemeinsamen Vertreters verbundenen Kosten, zu tra-
gen. Der Treuhänderin ist der durch den Erbfall entste-
hende administrative Aufwand pauschal mit 100 Euro 
zzgl. Umsatzsteuer zu ersetzen. Schließlich hat der 
Anleger eventuell anfallende steuerliche Belastungen 
der Fondsgesellschaft oder der anderen Gesellschaf-
ter, die nicht durch den regulären Geschäftsgang der 
Fondsgesellschaft, sondern durch den Beitritt oder 
das Ausscheiden des Anlegers oder auf andere Art 
und Weise durch den Anleger verursacht werden, zu 
ersetzen.

Bezüglich der weiteren steuerlichen Auswirkungen der 
Beteiligung wird auf die „Wesentlichen Grundlagen der 
steuerlichen Konzeption“ (Seite 89 ff.) verwiesen.

e) Zahlungsbedingungen
Die Kapitaleinlage und das Agio sind 14 Tage nach 
Zahlungsaufforderung durch die Treuhänderin auf 
das in dem Zeichnungsschein angegebene Konto der 
Fondsgesellschaft zur Zahlung fällig. Kommt ein Anle-
ger seiner Verpflichtung zur Einzahlung der von ihm 

übernommenen Kapitaleinlage nicht fristgemäß nach, 
so können ab Fälligkeit Verzugszinsen verlangt werden 
sowie es kann der Anleger ausgeschlossen oder – bei 
unvollständiger Zahlung – die Kapitaleinlage auf den 
gezahlten Betrag herabgesetzt werden. Weitere Einzel-
heiten ergeben sich aus dem Zeichnungsschein sowie 
aus § 5 des Gesellschaftsvertrages. 

f) Widerrufsrecht
Sofern der Anleger Verbraucher im Sinne des § 13 BGB 
ist und im Wege eines Haustürgeschäfts oder durch 
Fernabsatzvertrag der Fondsgesellschaft beitritt, steht 
ihm ein gesetzliches Widerrufsrecht nach §  355 BGB 
zu. Die Einzelheiten des Widerrufs und seiner Rechts-
folgen ergeben sich aus der in dem Zeichnungsschein 
abgedruckten Widerrufsbelehrung.

3. Besondere Informationen für Finanz-
dienstleistungen (Art. 246 § 1 Abs. 2 
EGBGB)

a) Besondere Risiken
Bei der Beteiligung an der Fondsgesellschaft handelt 
es sich um eine unternehmerische Beteiligung, die 
mit Risiken verbunden ist. Das maximale Risiko für 
den Anleger ist der Verlust des eingesetzten Kapitals 
einschließlich Agio bzw. bei Anlegern, die die Betei-
ligung durch eine Kreditaufnahme finanzieren oder 
die gewerblichen Grundstückshandel betreiben, die 
gleichzeitige Verpflichtung zur Leistung weiterer Zah-
lungen aus dem Privatvermögen sowie die Privatinsol-
venz. Darüber hinaus bestehen Risiken im Zusammen-
hang mit der Vermögensanlage sowie rechtliche und 
steuerliche Risiken. Diese und weitere mit der Betei-
ligung verbundenen Risiken werden ausführlich im 
Verkaufsprospekt (Seite 14 ff.) beschrieben.

b) Vertragliche Kündigungsbedingungen
Die Fondsgesellschaft läuft auf unbestimmte Zeit. 
Ein Anleger kann erstmals zum 31.12.2025 seine 
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Beteiligung an der Gesellschaft mit einer Frist von drei 
Monaten kündigen, sodann jeweils zum 31.12. eines 
Folgejahres.

Vor diesem Zeitpunkt ist eine Kündigung nur aus wich-
tigem Grund möglich. Die Kündigung ist schriftlich 
durch eingeschriebenen Brief an die geschäftsfüh-
rende Kommanditistin der Fondsgesellschaft oder an 
die Treuhänderin zu richten.

Der Treuhand-, Verwaltungs- und Servicevertrag wird 
auf unbestimmte Zeit geschlossen. Eine ordentliche 
Kündigung dieses Vertrages durch die Treuhänderin 
ist nicht zulässig. Davon unberührt bleibt das Recht zur 
Kündigung aus wichtigem Grund. Bei einer Kündigung 
durch den Treugeber sind die Regelungen des Gesell-
schaftsvertrages der Fondsgesellschaft zur Kündigung 
entsprechend anwendbar.

Von den Kündigungsmöglichkeiten unberührt bleibt 
das Recht des Anlegers, jederzeit die mittelbare 
Beteiligung als Treugeber aufzugeben und in eine 
unmittelbare Beteiligung als Direktkommanditist der 
Fondsgesellschaft zu wechseln.

c) Rechtsordnung, Gerichtsstand, Ver-
handlungs- und Vertragssprache
Für vorvertragliche Schuldverhältnisse, für den Beitritt 
sowie die Rechtsbeziehung des Anlegers unter dem 
Gesellschaftsvertrag der Fondsgesellschaft sowie den 
Treuhand-, Verwaltungs- und Servicevertrag findet das 
Recht der Bundesrepublik Deutschland Anwendung.
Sofern der Anleger Verbraucher im Sinne von § 13 BGB 
ist, gelten für den Gerichtsstand die gesetzlichen Rege-
lungen. Ansonsten ist als Gerichtsstand für den Gesell-
schaftsvertrag und für den Treuhand-, Verwaltungs- 
und Servicevertrag der Sitz der Fondsgesellschaft 
vereinbart.

Verhandlungs- und Vertragssprache ist deutsch.

d) Schlichtungsverfahren
Bei Streitigkeiten betreffend den Fernabsatz von Finanz-
dienstleistungen kann der Anleger (unbeschadet des 
Rechtes, die Gerichte anzurufen) die bei der Deutschen 
Bundesbank eingerichtete Schlichtungsstelle anrufen. 
Die Adresse lautet:

Deutsche Bundesbank
Schlichtungsstelle
Postfach 11 12 32
60047 Frankfurt am Main

Telefon: 069 - 2388-1907
Telefax: 069 - 2388-1919

E-Mail: schlichtungsstelle@bundesbank.de
Internet: www.bundesbank.de

Im Zusammenhang mit dem Fernabsatz von Finanz-
dienstleistungen können nur Verbraucher ein Schlich-
tungsverfahren beantragen. Das Schlichtungsverfahren 
ist kostenlos. Die Beschwerde ist schriftlich (auch per 
E-Mail oder Telefax) mit einer kurze Sachverhaltsschil-
derung und den ggf. erforderlichen Unterlagen einzu-
reichen. Darüber hinaus gibt es keine besonderen Form-
vorschriften. Allerdings darf der Beschwerdegegenstand 
nicht bei Gericht anhängig, durch einen außergerichtli-
chen Vergleich beigelegt oder bereits Gegenstand eines 
Schlichtungsverfahrens gewesen sein. Gleiches gilt, 
wenn der Anspruch bereits verjährt ist oder ein Antrag 
auf Prozesskostenhilfe abgewiesen wurde. 

e) Garantiefonds oder andere 
Entschädigungsregelungen 
Garantiefonds und/oder andere Entschädigungsrege-
lungen bestehen nicht.
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Wenn Sie sich für eine Beteiligung an der UDI Green 
Building Fonds I FrankenCampus GmbH & Co. KG 
(„Fondsgesellschaft“) entschieden haben, übersenden 
Sie bitte alle im Folgenden beschriebenen Beitrittsun-
terlagen – soweit erforderlich – an die

UDI Beratungsgesellschaft mbH
Lina-Ammon-Straße 30
90329 Nürnberg

oder übergeben Sie die Unterlagen Ihrem Anlagever-
mittler, der Ihnen dieses Beteiligungsangebot vorge-
stellt hat. Die Unterlagen werden an die Treuhänderin 
weitergeleitet. 

Diese ist unter Befreiung von den Beschränkungen des 
§ 181 BGB beauftragt und ermächtigt, mit den zum Bei-
tritt entschlossenen Anlegern Beitrittsvereinbarungen 
und Treuhandverträge abzuschließen.

Abwicklungshinweise
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Über die Annahme Ihres Beteiligungsangebotes wer-
den Sie schriftlich informiert. Mit dieser Mitteilung ist 
keine Rechtswirkung verbunden.

Zeichnungsschein
Bitte füllen Sie Ihren Zeichnungsschein vollständig aus 
und unterschreiben Sie diesen jeweils an den dafür 
vorgesehenen Stellen.

Einwilligung zur Datenverwendung
Die Verarbeitung der bei Ihrem Beitritt anfallenden 
Daten erfolgt über ein EDV-System. Die Verwendung 
der Daten erfolgt entsprechend Ihrer Einwilligungser-
klärung in dem Zeichnungsschein unter Beachtung der 
geltenden Datenschutzbestimmungen.

Angaben nach dem Geldwäschegesetz
Nach den Vorschriften des Geldwäschegesetzes ist es 
erforderlich, dass Sie die auf dem Zeichnungsschein 
vorgesehenen Angaben zu Ihrer Identität machen und 
sich durch Reisepass oder Personalausweis im Wege 
des PostIdent-Service der Deutschen Post AG bzw. 
durch Registerauszug oder Gründungsdokumente 
legitimieren. Diese Daten müssen von der Treuhände-
rin bzw. der Fondsgesellschaft dokumentiert und auf-
bewahrt werden.

Betrag der Einlage
Die Mindesteinlage beträgt 5.000 Euro zzgl. eines 
Agios in Höhe von 5 %. Jede Kapitaleinlage muss ohne 
Rest durch 1.000 teilbar sein.

Einzahlung der Einlage
Die gezeichnete Kapitaleinlage zzgl. des Agios in Höhe 
von 5  % des gezeichneten Kapitals ist 14 Tage nach 
Zahlungsaufforderung durch die Treuhänderin voll-
ständig zur Zahlung fällig.

Die Einzahlung nehmen Sie bitte in Euro sowie kosten- 
und spesenfrei auf das nachfolgende Konto vor:

Kontoinhaber:	 UDI Green Building Fonds I
	 FrankenCampus GmbH & Co. KG
Bankinstitut: 	 Sparkasse Mittelfranken-Süd 
Kontonummer:	 231 330 630
Bankleitzahl:	 764 500 00
Verwendungszweck: Name des Anlegers 

Beginn der Beteiligung
Die Beteiligung an der Fondsgesellschaft beginnt ab 
dem Tag der vollständigen Zahlung der Kapitaleinlage 
nebst Agio.

Widerrufsrecht
Anleger, die als Verbraucher im Rahmen eines Haus-
türgeschäfts oder durch Fernabsatzvertrag beitre-
ten, haben ein 14-tägiges Widerrufsrecht. Einzelhei-
ten des Widerrufsrechts entnehmen Sie bitte dem 
Zeichnungsschein.

Vertriebshinweise
Die Platzierung des Kommanditkapitals erfolgt durch 
die UDI Beratungsgesellschaft mbH und von dieser 
Gesellschaft unterbeauftragten Vertriebspersonen. Die 
Vermittler der Vermögensanlage sind selbstständige 
Unternehmen bzw. Unternehmer.

Kein Vermittler oder sonstiger Dritter ist berechtigt, von 
den Angaben dieses Verkaufsprospektes abweichende 
Angaben zu machen. Für Angaben des Vermittlers, die 
nicht mit dem Verkaufsprospekt übereinstimmen, haf-
tet nur der Vermittler.
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Sie haben Fragen zu diesem Angebot oder zu
ökologischen Kapitalanlagen im Allgemeinen?

Dann rufen Sie uns an:
Montag bis Freitag, 9.00 bis 20.00 Uhr

kostenfrei unter: 0800 - 834 12 34 oder
Telefon:	 0911 - 92 90 550
Telefax:	 0911 - 92 90 555

E-Mail:	 info@udi.de
Internet:	 www.udi.de


